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(Beginn: 9:06 Uhr)

Vizepräsident Frank Lortz:

Meine Damen und Herren, ich eröffne die letzte Plenarsit-
zung in diesem Jahr und begrüße Sie alle sehr herzlich. Ich
stelle die Beschlussfähigkeit des Hauses fest.

Es sind noch offen die Tagesordnungspunkte 3 bis 12, 14,
18, 20, 22 bis 26, 31, 33 bis 39, 46 bis 49 und 56.

Eingegangen und an Ihren Plätzen verteilt ist ein Dringli-
cher Antrag der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN betreffend Beitritt des Landes beschleunigt
Regionaltangente West, Drucks. 19/1261. Die Dringlich-
keit wird allgemein bejaht, dann wird dieser Dringliche
Antrag Tagesordnungspunkt 58 und kann, wenn keiner wi-
derspricht, mit Tagesordnungspunkt 47 aufgerufen werden.

Außerdem ist ein Dringlicher Entschließungsantrag der
Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN be-
treffend Tarifautonomie achten, Verhandlungen führen,
Drucks. 19/1262, eingegangen. Auch hier wird die Dring-
lichkeit bejaht. Dann wird dieser Dringliche Entschlie-
ßungsantrag Tagesordnungspunkt 59. Die Redezeit beträgt
fünf Minuten je Fraktion.

Weiterhin eingegangen und an Ihren Plätzen verteilt ist ein
Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Aufarbeitung
der strafrechtlichen Verfolgung und Unterdrückung Homo-
sexueller auch nach 1949, Drucks. 19/1263. Die Dringlich-
keit wird bejaht. Dann wird dieser Dringliche Entschlie-
ßungsantrag Tagesordnungspunkt 60 und kann gemeinsam
mit Tagesordnungspunkt 20 aufgerufen werden.

Wir tagen heute bis zur Erledigung der Tagesordnung bei
einer Mittagspause von einer Stunde.

(Wortmeldung des Abg. Günter Rudolph (SPD))

– Günter Rudolph, was gibt es denn?

Günter Rudolph (SPD):

Guten Morgen, Herr Präsident. Vielleicht habe ich es aku-
stisch nicht richtig wahrgenommen. Tagesordnungspunkt
58, Dringlicher Antrag von CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN betreffend Regionaltangente West, wurde Ta-
gesordnungspunkt 47 zugeordnet. Habe ich das richtig ver-
standen?

Vizepräsident Frank Lortz:

So steht es zumindest hier. Was hier steht, stimmt immer.

(Allgemeine Heiterkeit)

Günter Rudolph (SPD):

Ich widerspreche, es stimmt nicht.

Vizepräsident Frank Lortz:

Das war mir klar, dass es nicht stimmt. – Günter Rudolph,
mache einmal einen Vorschlag, zu was wir es machen.

Günter Rudolph (SPD):

Ich denke, dieser Antrag gehört zu einem anderen Tages-
ordnungspunkt. Zu Tagesordnungspunkt 47, Thema Ama-
zon, passt er nicht.

Vizepräsident Frank Lortz:

Günter Rudolph meint, dieser Tagesordnungspunkt passt
nicht zu Amazon. Mit welchem Tagesordnungspunkt soll
dieser aufgerufen werden?

(Zurufe)

Also kommt der Antrag zu keinem Tagesordnungspunkt,
wir reihen ihn in der Tagesordnung hinten ein. – Sind wir
uns einig?

(Günter Rudolph (SPD): Der andere Antrag gehört
wahrscheinlich zu Tagesordnungspunkt 59!)

Heute ist vielleicht ein Durcheinander. Wir tagen also heu-
te bis zur Erledigung der Tagesordnung bei einer Mittags-
pause von einer Stunde. Wir beginnen mit den Anträgen
im Rahmen der Aktuellen Stunde. Folgende Reihenfolge
ist interfraktionell vereinbart worden: Tagesordnungspunkt
20: SPD. Hiermit wird Tagesordnungspunkt 60 aufgerufen.
Günter Rudolph, stimmt das?

(Günter Rudolph (SPD): Wir werden es überprüfen!)

Tagesordnungspunkt 48: CDU. Tagesordnungspunkt 24:
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Tagesordnungspunkt 47:
DIE LINKE. Dazu wird Tagesordnungspunkt 59 aufgeru-
fen.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Jetzt ist es richtig!)

Danach folgt Tagesordnungspunkt 46.

Es fehlen heute entschuldigt: Frau Staatsministerin Lucia
Puttrich ganztägig, Herr Staatsminister Al-Wazir ab 16
Uhr, Frau Staatsministerin Priska Hinz ab 16:30 Uhr, der
Ministerpräsident ab 14 Uhr, Frau Abg. Nancy Faeser und
Frau Abg. Brigitte Hofmeyer sind krankheitsbedingt ent-
schuldigt. Gibt es noch weitere Entschuldigungen? – Das
ist nicht der Fall.

Ich möchte die Damen und Herren Vorsitzenden der Aus-
schüsse und der Unterausschüsse an ihren Termin mit dem
Präsidenten des Hessischen Landtags erinnern. Dieser fin-
det heute zu Beginn der Mittagspause, also gegen 14 Uhr,
in Sitzungsraum 115 S statt.

Heute Abend, im Anschluss an die Plenarsitzung, kommt
der Innenausschuss in Sitzungsraum 510 W zusammen.

Auf allgemeinen Wunsch haben wir noch etwas zum Sport.
Es war eine sehr erfolgreiche Woche für die hessischen
Vereine, das können wir erst einmal festhalten, bevor wir
zu unserer Mannschaft kommen. Der FSV Frankfurt hat
den ersten Heimsieg erreicht. Immerhin. Darmstadt 98 hat
gestern Abend in Sandhausen 2 : 1 gewonnen und hat den
zweiten Platz in der zweiten Bundesliga. Das ist eine gute
Sache.

(Allgemeiner Beifall)

Die Frankfurter Eintracht hat gestern eine tolle Aufholjagd
hingelegt, 4 : 4 kurz vor Schluss. Das war auch eine tolle
Sache.

(Allgemeiner Beifall)
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Wir wollen nicht vergessen, dass die Offenbacher Kickers
seit Langem Herbstmeister sind, mit großem Abstand. Herr
Kollege Klee legt großen Wert darauf, dass ich darauf hin-
weise.

(Allgemeiner Beifall)

Um das abzurunden: Unsere Bayern stehen souverän an
der Spitze der Bundesliga.

(Zurufe)

– Na, na, na. – Zu unserer Landtagsmannschaft darf ich
noch kurz sagen: Ich bin von Günter Rudolph gebeten wor-
den, die Jahresbilanz vorzutragen. Die Jahresbilanz war
gut. Wir haben bei den alten Herren der TUS Medenbach
im April 2 : 7 gespielt. Naja. Wir haben bei den Montags-
kickern Villmar im Mai 2 : 6 gespielt.

(Allgemeine Heiterkeit)

Wir haben dann in Bensheim im Rahmen des Hessentags
gegen die Auswahl des Hessischen Behinderten- und Re-
habilitationssportvereins 3 : 2 gespielt und im Juni gegen
die Auswahl der Stadt Hochheim 5 : 4 gespielt. Am 23.09.
haben wir gegen die Stadt Wiesbaden 1 : 3 gespielt. Wenn
wir die Bilanz ehrlich ziehen, können wir auch in diesem
Jahr sagen: Liebe Freunde, wir sind auch in diesem Jahr
ungeschlagen geblieben.

Ich will mich bei allen ganz herzlich bedanken, die mit un-
serer Mannschaft so viel Ehre für uns einlegen. Der Dank
geht natürlich an die beiden Teamchefs, Wolfgang Decker,
der sich in besonderem Maße engagiert, aber auch Günther
Rudolph, der immer noch ein bisschen mitwirkt. Das sollte
man an dieser Stelle auch sagen. Die beiden bemühen sich.

(Allgemeiner Beifall)

Ich will auch allen Spielern ein Wort des Dankes sagen.
Lassen Sie mich stellvertretend unseren Torwart nennen,
den Turek des Nordens, unseren Freund Mark Weinmeis-
ter.

(Heiterkeit und allgemeiner Beifall)

Er hat kaum einen Ball gefangen. Aber wenn mal einer
reingegangen ist, hat er es immer gut gemeint. Ich glaube,
das können wir auch sagen.

(Heiterkeit)

Also herzlichen Dank an unsere Mannschaft, und im
nächsten Jahr bitte weiter so.

Jetzt haben wir zwei sehr angenehme Verpflichtungen, es
gibt zwei Geburtstagskinder. Wir beginnen mit unserem
Kollegen und Freund Tobias Eckert, der heute seinen 34.
Geburtstag feiert. Junger Mann, alles Gute, Glück auf.

(Allgemeiner Beifall – Schriftführerin Dr. Daniela
Neuschäfer überreicht ein Weinpräsent.)

Dann wollen wir auch ganz herzlich gratulieren: Unser Mi-
nisterpräsident kann heute seinen 63. Geburtstag feiern.
Lieber Herr Ministerpräsident, alles Gute, Glück auf, wei-
ter Erfolg und Gottes Segen.

(Allgemeiner Beifall – Vizepräsident Frank Lortz
überreicht ein Weinpräsent. – Ministerpräsident Vol-
ker Bouffier: Herzlichen Dank! Jetzt kann ich für
heute eigentlich gehen!)

– Ja, wir zwei könnten gehen. – Dann hätten wir so weit al-
le Regularien und können in die Tagesordnung einsteigen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 auf:

Antrag der Fraktionen der SPD, DIE LINKE und der
FDP betreffend Aufarbeitung der strafrechtlichen Ver-
folgung und Unterdrückung Homosexueller auch nach
1949 – Drucks. 19/814 –

mit Tagesordnungspunkt 60:

Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktionen der
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Auf-
arbeitung der strafrechtlichen Verfolgung und Unter-
drückung Homosexueller auch nach 1949 – Drucks.
19/1263 –

Zehn Minuten Redezeit je Fraktion. Es beginnt Frau Kolle-
gin Hofmann, SPD.

Heike Hofmann (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Bis in die
jüngste Geschichte der Bundesrepublik Deutschland, und
zwar bis zum Jahr 1994, sind Homosexuelle in unserem
Land strafrechtlich verfolgt und unterdrückt worden. Tau-
sende Menschen wurden von der NS-Zeit bis zum Jahr
1994 nur deshalb verfolgt, stigmatisiert, unterdrückt und
verurteilt, weil sie sich liebten. Zwischen 1945 und 1969
wurden 50.000 Menschen verurteilt, es gab 100.000 Er-
mittlungsverfahren. Diese Betroffenen wurden zutiefst in
ihrer Menschenwürde verletzt, bangten um ihre bürgerliche
Existenz oder verloren diese sogar und lebten in ständiger
Angst vor Repressalien, Unterdrückung und Entdeckung.

Meine Damen und Herren, dieser Teil unserer Vergangen-
heit in der Nachkriegsgeschichte der Bundesrepublik
Deutschland gehört wahrlich nicht zu den Ruhmesblättern
unserer deutschen Nachkriegsgeschichte.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und der FDP sowie bei Abge-
ordneten der CDU)

Deshalb ist es sehr positiv, dass der Hessische Landtag in
den Jahren 2012 und 2013 einstimmig sich bei den Opfern
für dieses begangene Unrecht entschuldigt und eine Aufar-
beitung der Schicksale dieser Opfer angekündigt hat.

Wir begrüßen als SPD-Fraktion, dass die Magnus-Hirsch-
feld-Stiftung, eine entsprechende Stiftung, die Schicksale
dieser Opfer aufarbeiten und dokumentieren will. Aber wir
wissen auch alle, dass die wissenschaftliche Erfassung und
Erarbeitung dieses schwierigen Themas noch absolut
lückenhaft ist und dringend verbessert werden muss, zu-
mindest solange noch Akten da sind und vor allem solange
wir zu diesem Thema noch Zeitzeugen befragen können.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und der FDP)

Bei diesem gesellschaftspolitisch für uns so wichtigen The-
ma ist es in der Tat gelungen, einen gemeinsamen Antrag
der SPD, der LINKEN und der FDP, den gemeinsamen
Oppositionsfraktionen, auf den Weg zu bringen. Dafür
möchte ich Ihnen, den Kolleginnen und Kollegen von der
LINKEN und der FDP, recht herzlich danken, weil das ein
starkes Signal für die Betroffenen ist.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und der FDP)

Meine Damen und Herren, warum ist es aber bei einem so
elementaren Thema nicht gelungen, dass alle Fraktionen
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dieses Hauses einen gemeinsamen Antrag verabschieden
konnten?

(Zuruf des Abg. Hartmut Honka (CDU))

Das kann ich Ihnen an der Stelle ganz klar sagen: Weil sich
bei den Antragsberatungen Schwarz-Grün im Klein-Klein
verhakt und verloren hat,

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Bitte? – Holger Bellino (CDU): Also so
was! – Judith Lannert (CDU): Unanständig!)

obwohl Sie, dass muss ich Ihnen zuerkennen, einen Groß-
teil unseres Antrags 1 : 1 übernommen haben. Deshalb ist
das umso unverständlicher.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Bei so einem Thema, mein Gott!)

Aber letztendlich konnte Schwarz-Grün nicht über seinen
Schatten springen und die Parteiarithmetik an die Seite
stellen. Das ist bei solch einem Thema jammerschade und
unangemessen.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und der FDP –
Hartmut Honka (CDU): Sagen Sie doch, wie es
wirklich war! – Holger Bellino (CDU): Geht es Ih-
nen um die Sache, oder wollen Sie die Keule aus-
packen?)

Es ist längst überfällig, dass die nach 1945 ergangenen
Verurteilungen verfassungsrechtlich überprüft und aufge-
hoben werden. Das ist ein ganz wesentlicher Punkt, der bei
Ihnen fehlt, meine Damen und Herren.

(Holger Bellino (CDU): Da vorne fast herumheulen
und dann austeilen, das ist doch unwürdig, was Sie
machen!)

Denn nur auf diesem Wege – –

(Holger Bellino (CDU): Ganz kleines Karo, Milli-
meterpapier! – Glockenzeichen des Präsidenten)

– Herr Bellino, jetzt spreche ich.

Vizepräsident Frank Lortz:

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, erstens der Redne-
rin zuzuhören und zweitens langsam in den weihnachtli-
chen Frieden einzustimmen. – Bitte sehr, Frau Kollegin
Hofmann, Sie haben das Wort.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Bei so einem The-
ma so herumzupoltern, Herr Bellino! – Gegenruf des
Abg. Holger Bellino (CDU): Das überlassen Sie mal
mir!)

– Ich hatte Sie doch gebeten. Entweder folgt mir jetzt je-
mand, oder ich gehe fort, hätte ich fast gesagt. – Also.

Heike Hofmann (SPD):

Ich fange noch einmal mit diesem Punkt an.

(Holger Bellino (CDU): Achten Sie auf Ihre Rede-
zeit!)

Es ist ganz wichtig, dass die Urteile nach 1945, die auf-
grund dieser Straftatbestände ergangen sind, verfassungs-
gemäß überprüft werden, dass überprüft wird, ob die Reha-
bilitation der Verurteilten erfolgen kann, weil das für die

Betroffenen ein ganz, ganz wesentlicher Punkt ist. Das ist
ein Aspekt, der leider auch bei Ihrem Antrag fehlt.

Wir wissen, dass die Gleichstellung von Lesben und
Schwulen nicht gerade eine Herzensangelegenheit der
CDU in diesem Lande ist. Die hessische CDU und der Mi-
nisterpräsident Volker Bouffier torpedieren bis zum heuti-
gen Tage eine echte Gleichstellung von Lesben und
Schwulen, etwa im Steuerrecht oder Adoptionsrecht in un-
serem Land, und das ist falsch.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Das ist nicht nur ein Problem der CDU in Hessen, sondern
auch des Koalitionspartners, der GRÜNEN – und das wis-
sen Sie ganz genau.

(Hartmut Honka (CDU): Unglaublich!)

Es ist auch überhaupt nicht nachvollziehbar, dass dieser
wichtige Punkt in Ihrem Antrag nicht mehr vorgesehen ist,
weil sie als BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ihn selbst 2008
und 2010 zu Recht gefordert haben. Ich darf Sie, Herr Klo-
se, mit Genehmigung des Präsidenten aus der Plenardebat-
te vom 26. September 2012 in diesem Hause zitieren, wo-
nach die Rehabilitierung nicht nur juristisch möglich, son-
dern auch politisch geboten sei. – Richtig so. Aber was da-
von ist übrig geblieben? Nichts, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und der FDP)

Es ist leider so, dass BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auch
bei diesem Thema nur eine willige Braut der CDU ist.

Ein weiterer, ganz, ganz wichtiger Punkt: Homosexualität
wird zwar in unserem Land seit 1994 Gott sei Dank nicht
mehr strafrechtlich verfolgt. Aber auch heute noch werden
Homosexuelle in Deutschland diskriminiert, gemobbt, an-
gefeindet. Auch deshalb ist es wichtig, dass wir diese Auf-
arbeitung und Rehabilitation betreiben. Deshalb ist es auch
ein so wichtiges Thema für die SPD, es hier zu benennen;
denn wir stehen für eine tolerante Gesellschaft und eine
Aufarbeitung dieses ergangenen Unrechts.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Ein letzter Aspekt, den wir ebenfalls wichtig finden, der
aber leider auch bei Ihnen fehlt: Die GRÜNEN haben in
der Vergangenheit stets die Aufarbeitung dieses Themas
gefordert. Hier fehlen wichtige Ansätze wie eine begleiten-
de Ausstellung, eine Dokumentation für die Öffentlichkeit,
eine Begleitung dieses Themas, z. B. auch für Schulen
über die Landeszentrale für politische Bildung. Davon ab-
zurücken ist mutig, ich finde: töricht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN und der FDP)

Bei diesem doch zentralen Thema sollten wir mutig voran-
gehen und hier endlich eine Aufarbeitung und Rehabilitati-
on anstoßen. Das sind wir den Opfern dieses geschehenen
Unrechts schuldig, meine Damen und Herren. – Ich bedan-
ke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und der FDP –
Zurufe von der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Hofmann. – Das Wort hat der
Abg. Kai Klose, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
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Kai Klose (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Frau Hofmann, ich hatte mir eigentlich vorgenommen, sehr
eng am Thema zu sprechen. Aber was Sie hier gerade in
den Raum gestellt haben, bedarf zunächst einmal des Wi-
derspruchs, das kann so nicht stehen bleiben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Sie wissen ganz genau, wie der Verfahrensablauf war. Der
Vorsitzende der SPD-Fraktion hat bei einer Debatte, die
wir hier im Mai anlässlich des Internationalen Tags gegen
Homophobie geführt haben, bereits in den Raum gestellt,
dass wir uns noch einmal um das Thema Aufarbeitung
kümmern wollen. Dann kam Ihr Antrag und wir haben
mehrfach signalisiert, dass wir gern einen gemeinsamen
Antrag machen wollen, wurden dann aber vor vollendete
Tatsachen, nämlich den gemeinsamen Antrag von SPD,
LINKEN und FDP gestellt.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Na ja!)

– Es war genau so, das lässt sich auch nachvollziehen, lie-
ber Thorsten Schäfer-Gümbel.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Das lag ausdrück-
lich nicht an den GRÜNEN!)

Deshalb finde ich es sehr enttäuschend, dass wir jetzt an ei-
nem Punkt, an dem wir in den letzten Jahren eine so große
Einmütigkeit erzielt hatten, auf die wir sehr stolz waren,
einstimmige Beschlüsse in diesem Landtag hinzubekom-
men, jetzt im Klein-Klein des Parteienstreits versinken sol-
len.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Meine Damen und Herren, in diesem Jahr ist es 20 Jahre
her, dass endlich der § 175 aus dem Strafgesetzbuch gestri-
chen wurde. Dieser Paragraf stellte einvernehmliche sexu-
elle Handlungen zwischen erwachsenen Männern in
Deutschland seit 1871 unter Strafe und wurde während des
Nationalsozialismus nochmals verschärft.

Das bedeutete, damals konnten ein Brief, ein Blick, ein Lä-
cheln, die vertraut auf die Schulter gelegte Hand als straf-
würdig ausgelegt werden. Schwule Männer wurden zwi-
schen 1933 und 1945 in Konzentrationslager deportiert, sie
mussten den Rosa Winkel tragen, es wurden Zwangskas-
trationen durchgeführt, lesbische Frauen wurden in den
Konzentrationslagern systematisch vergewaltigt. – Auch
das ist Teil des schrecklichsten Kapitels deutscher Ge-
schichte, für das wir uns heute schämen.

(Allgemeiner Beifall)

Leider aber hat sich dieser menschenunwürdige Umgang
mit Lesben und Schwulen auch nach der Befreiung vom
Nationalsozialismus fortgesetzt. Weder die Alliierten noch
die junge Bundesrepublik waren in der Lage, die Ausgren-
zung zu beenden und wenigstens die Verschärfung von
§ 175 aufzuheben. Stattdessen wurden sogar aus den KZs
befreite Homosexuelle zur Verbüßung ihrer Reststrafe in
den normalen Vollzug überstellt.

Der § 175 in der verschärften Form der Nazis galt in der
Bundesrepublik bis 1969 fort. Die Polizei hat Razzien in
Bars und an öffentlichen Treffpunkten durchgeführt, sie
hat zu Denunziation aufgefordert, sie hat Strichjungen mit
Versprechen auf Straffreiheit ausgehorcht. Mehrjährige

Gefängnisstrafen, der Entzug der Fahrerlaubnis und der
Verlust des Arbeitsplatzes waren häufig die Folge.

Die Zerstörung der bürgerlichen Existenz hat das Leben ei-
ner ganzen Generation schwuler Männer massiv einge-
schränkt und bedroht. Sie wurden ihrer Menschenwürde
beraubt, in der freien Entfaltung ihrer Persönlichkeit beein-
trächtigt und in ihrer Ehre verletzt. Dieses Versagen der
jungen Demokratie muss uns, die wir uns so gern und oft
zu den Werten unserer Verfassung bekennen, ebenso be-
schämen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie bei Abgeordneten der SPD, der LIN-
KEN und der FDP)

Genau deshalb ist das Urteil des Bundesverfassungsge-
richts von 1957, das in diesem Zusammenhang eine wichti-
ge Rolle spielt, auch so schmerzhaft.

§ 175, so urteilte damals das höchste deutsche Gericht, sei
„ordnungsgemäß zustande gekommen“ und nicht „in dem
Maße nationalsozialistisch geprägtes Recht“, dass ihm „in
einem freiheitlich demokratischen Staate die Geltung ver-
sagt werden müsse“. Die Verfolgung schwuler Männer sei
vielmehr durch das „hemmungslose Sexualbedürfnis“ des
homosexuellen Mannes und „die sittlichen Anschauungen
des Volkes“ gerechtfertigt. So sagte das Bundesverfas-
sungsgericht 1957.

Was hieß das eigentlich im Jahr 1957 für Homosexuelle in
der Bundesrepublik? – Das hieß nichts anderes, als dass
Art. 1 und Art. 2 des Grundgesetzes für sie nicht galten. Ih-
re Würde war antastbar, das Recht auf die freie Entfaltung
der Persönlichkeit galt für sie nicht.

Kein Wunder, dass viele nach diesem enttäuschenden und
verletzenden Urteil und der sich anschließend fortsetzen-
den Polizeiwillkür resignierten. Der ehemalige Bundes-
richter Manfred Bruns, heute 79 Jahre alt, hat das prägnant
zusammengefasst:

Der § 175 hat mein ganzes Leben beeinträchtigt,
weil er eine so starke Macht auf das kollektive Be-
wusstsein der Bevölkerung hatte.

Meine Damen und Herren, darum ist es so wichtig, dass
der Deutsche Bundestag im Jahr 2002 die Urteile bis 1945
für ungültig erklärt hat. Leider gilt das noch nicht für die
Urteile aufgrund des Paragrafen, die bis 1969 gefällt wur-
den. Das liegt eben an diesem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts.

Es ist nur sehr schwer erträglich, dass im demokratischen
Deutschland weiterhin Männer mit dem Stigma leben müs-
sen, vorbestraft zu sein, nur weil sie schwul sind.

(Allgemeiner Beifall)

Wir begrüßen deshalb ausdrücklich, dass die Bundesregie-
rung angekündigt hat, zu prüfen, welche verfassungsrecht-
lichen Möglichkeiten bestehen, um auch die Urteile nach
1945 aufzuheben. Genau deshalb ist es so wichtig gewe-
sen, dass auch der Hessische Landtag im Jahr 2012 die
Kraft gefunden hat, sich in einem einstimmig getroffenen
Beschluss bei den Opfern des § 175 zu entschuldigen und
ihre Ehre wiederherzustellen.

In einem zweiten Beschluss, wenige Monate später, eben-
falls einstimmig, haben wir gemeinsam beschlossen, die
Landesregierung zu bitten, eine Ausstellung und Doku-
mentation der Schicksale dieser Menschen zu initiieren
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und zu unterstützen. Ich will mich dafür von hier aus noch-
mals bei allen Fraktionen des Hauses bedanken.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie bei Abgeordneten der FDP)

Die neue Landesregierung kommt diesem Auftrag auch
nach. Mit dem Sozialbudget stehen dafür 100.000 € zur
Verfügung. Mit dem im Hessischen Ministerium für Sozia-
les und Integration durchgeführten Fachtag am 4. April
dieses Jahres „Homosexuellenverfolgung in Hessen“ wur-
de ein hervorragender inhaltlicher Grundstein gelegt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich hätte mir gewünscht
und habe auch darauf hingearbeitet, dass wir dieses Thema
auch weiterhin gemeinsam bearbeiten und den Weg, den
wir 2012 eingeschlagen haben, fortsetzen. Das ist diesmal
leider nicht gelungen. Dennoch sollte uns das im Interesse
der Betroffenen und der Behutsamkeit, die das Thema ver-
dient hat, im Ziel nicht auseinanderführen.

Meine Damen und Herren, schwul oder lesbisch zu sein ist
weder eine willentliche Entscheidung noch ein schweres
Schicksal. Es ist eine Spielart der Natur, genauso wie es
z. B. Linkshänderinnen oder Linkshänder gibt. Stellen Sie
sich – vielleicht insbesondere die, die in diesem Raum
Linkshänder sind – für einen kurzen Moment vor, links-
händig zu sein würde aufgrund gesellschaftlicher Konven-
tionen geächtet, verfolgt und bestraft.

Obwohl das so ist, werden homosexuelle Menschen in vie-
len Ländern der Erde bis heute erheblichen Repressionen
ausgesetzt. Viele schweben sogar in Lebensgefahr. Wir ha-
ben das ebenfalls in einem gemeinsamen Beschluss dieses
Hauses mit Blick auf Russland im vergangenen Jahr ange-
prangert. Die Zustände auf dem afrikanischen Kontinent –
derzeit vor allem in Uganda und Ägypten – sind mindes-
tens ebenso grauenhaft. Verfolgung findet statt, täglich,
stündlich, minütlich. Unsere Geschichte verpflichtet uns zu
besonderer Verantwortung eben auch gegenüber lesbischen
Frauen und schwulen Männern.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie bei Abgeordneten der SPD und der
FDP)

Frankfurt am Main war 1994 die erste Stadt, die den ver-
folgten Homosexuellen ein Mahnmal in ihrer Mitte gewid-
met hat. Auf dem Sockel dieses Frankfurter Engels, der vor
einer knappen Woche seinen 20. Geburtstag gefeiert hat,
ist zu lesen:

Homosexuelle Männer und Frauen wurden im Na-
tionalsozialismus verfolgt und ermordet. Die Ver-
brechen wurden geleugnet, die Getöteten verschwie-
gen, die Überlebenden verachtet und verurteilt. Dar-
an erinnern wir in dem Bewusstsein, dass Männer,
die Männer lieben, und Frauen, die Frauen lieben,
immer wieder verfolgt werden können.

So ist es, meine Damen und Herren: Nichts ist garantiert.
Es gibt auch in unserem Land Menschen, die den gesell-
schaftlichen Fortschritt rückgängig machen wollen. Frei-
heit, Akzeptanz und Gleichberechtigung müssen stets aufs
Neue verteidigt und aktiv vorangetrieben werden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
CDU, der SPD und der FDP)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Klose, Sie müssen langsam zum Schluss
kommen.

Kai Klose (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ich komme zum letzten Satz, Herr Präsident. Vielen Dank.
– Der Frankfurter Engel erinnert an die Verbrechen der
Vergangenheit. Mit dieser Erinnerung geht aber immer
auch die Mahnung für Gegenwart und Zukunft einher. –
Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie bei Abgeordneten der SPD, der FDP
und der LINKEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Klose. – Das Wort hat der Abg. Flo-
rian Rentsch, Fraktionsvorsitzender der FDP.

Florian Rentsch (FDP):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Die sexuelle Orientierung ist, wenn sie nicht in Rechte an-
derer eingreift oder die Freiheit oder das Selbstbestim-
mungsrecht anderer angreift, reine Privatsache. Sie ist
nicht die Sache des Staates. Sie ist vor allem auch nicht die
Sache des Rechtsstaates. Ich glaube, das ist ein wichtiges
Signal, das von diesem Parlament, von dieser ersten Ge-
walt ausgehen muss. Wir akzeptieren jede Entscheidung
jedes Menschen, weil es selbstverständlich ist und unser
Grundgesetz genau das den Menschen auf den Weg gibt:
freie Selbstbestimmung und keine staatliche Aufsicht über
die Frage, was man sexuell im Privatleben entscheidet.

(Beifall bei der FDP, der CDU und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
SPD)

Kollege Klose hat darauf hingewiesen: Diese Grundhal-
tung muss immer wieder neu verteidigt werden. Sie ist
aber außerdem – das ist jedenfalls mein Gefühl – heute an
vielen Stellen Gott sei Dank nicht mehr zu erarbeiten, son-
dern sie gibt es. Es gibt immer wieder Ausnahmen dazu,
keine Frage. Deshalb ist diese Debatte wichtig, damit wir
wissen, wo wir herkommen.

Wer sich § 175 und seine Geschichte in Deutschland an-
schaut, nicht nur in der Bundesrepublik, weiß, dass seit
1872 sexuelle Handlungen zwischen Männern unter Strafe
gestanden haben. 140.000 Männer – wir reden hier übri-
gens immer nur von Männern, nicht von Frauen – sind ver-
urteilt worden. Wer sich diese Schicksale anschaut, die in
vielen Dokumentationen mittlerweile aufgearbeitet sind,
weiß, dass diese Männer an vielen Stellen mit der polizeili-
chen Ermittlung, mit den öffentlichen Verfahren in ihrem
Leben so diskreditiert wurden, dass weder ein weiteres Pri-
vatleben, eine weitere Sexualität möglich war, noch dass
ein bürgerliches Leben oder eine berufliche Karriere mög-
lich war. Diese Schicksale sind an dieser Stelle zu benen-
nen. Sie sind Gott sei Dank mit vielen Beispielen von
Menschen, die sich dazu bekannt haben, das auch selbst
gezeigt haben, aufgearbeitet worden.

Deshalb ist das kein abstraktes Thema, sondern ein Thema
von vielen Männern, die heute Gott sei Dank noch in die-
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sem Land leben. Ich glaube, das ist ein wichtiges Signal
auch an diese Personen, dass wir sagen: Wir entschuldigen
uns für diese Taten, die im Namen des Rechtsstaats began-
gen worden sind.

(Beifall bei der FDP, der CDU, der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der LINKEN)

Die Historie dieses Paragrafen setzt sich fort. Die Nazis
haben ihn verschärft. Damals reichte schon ein Kuss oder
das Handhalten. 1988 hat die damalige DDR § 151 – das
war der analoge Paragraf im Rechtswesen der Deutschen
Demokratischen Republik – gestrichen. Wer das liest, kann
zu dem Ergebnis kommen, die DDR war ein fortschrittli-
cher Staat, der sich genau entgegengesetzt entwickelt hat,
wie wir ihr das vorwerfen.

Nein, im Gegenteil, die Argumentation war perfider, als
man das eigentlich glauben kann. Die DDR hat mit ihren
Diktatoren § 151 abgeschafft, weil es ja keine Homosexu-
ellen in der DDR gab. Insofern brauchte man auch keinen
Straftatbestand dafür. Das zeigt die Absurdität des Regi-
mes, das dort geherrscht hat.

(Beifall bei der FDP, der CDU und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
SPD)

Kollegen haben auf die strafrechtliche Entwicklung in der
Geschichte der Bundesrepublik hingewiesen. Aber es war
so, dass bis 1969 schwul zu leben ein Verbrechen in der
Bundesrepublik war. Es ist für diese Personen – ich habe
einige Dokumentationen vor mir liegen und die Namen,
die dahinterstehen – eine lebenslange Bürde, sich damit
überhaupt auseinandersetzen zu müssen, weil sie nichts
Unrechtes getan haben.

Für etwas strafrechtlich verurteilt zu werden, was nicht
Unrecht ist, ist für diese Menschen nicht nur eine persönli-
che Bürde. Es ist auch ein öffentliches Unrecht. Das ist der
Grund, warum wir heute in diesem Landtag darüber debat-
tieren müssen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich will ausdrücklich sagen, das, was Kollege Klose gesagt
hat, dass wir diese Situation, die wir heute haben – in der
viele Schüler, die heute da sind, nicht darüber diskutieren,
ob Homosexualität eine Sondersituation ist –, immer wie-
der neu verteidigen müssen. Das halte ich für richtig.

Ich will schon darauf hinweisen, dass es heute nicht nur
darum geht, anzuerkennen, dass die sexuelle Orientierung
reine Privatsache ist, sondern dass wir klarmachen müssen,
das muss auch in die Köpfe mancher Leute. Sexualität –
egal, wie man sich orientiert – hat nichts mit krankhaftem
Verhalten zu tun, verehrte Kolleginnen und Kollegen. Es
ist nicht notwendig, es zu behandeln, sondern es bleibt rei-
ne Privatsache.

Deshalb ist es nicht nur wichtig, dass wir hier ein öffentli-
ches Bekenntnis abgeben, sondern dass viele Leute auch
wirklich verstehen, worüber wir heute diskutieren.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der CDU und
der SPD)

Aus meiner Sicht ist es das Mindeste, dass wir uns als
Landtag entschuldigen und dafür einsetzen, dass das, was

die Bundesregierung unter Justizministerin Leutheusser-
Schnarrenberger in Gang gesetzt hat und mit der Magnus-
Hirschfeld-Stiftung in einer Frage weiter vorangetrieben
wird, aber dass es sich auch lohnt – Kollege Klose und
Frau Hofmann haben darauf hingewiesen –, dass wir auch
bei der Frage der strafrechtlichen Verfolgung nicht über
die Verfassungsmäßigkeit dieser Urteile reden, sie sind
verfassungswidrig, sondern auch darüber diskutieren müs-
sen, ob dieser zweite Teil der Urteile nicht aufgehoben
werden muss und eine Entschädigung der Opfer notwendig
ist.

Eines ist klar: Der Schaden, der bei diesen Personen ent-
standen ist, ist ein Schaden, den dieses Land zu verantwor-
ten hat. Dieser Verantwortung kann man sich nicht entzie-
hen. Deshalb muss aus meiner Sicht auch ein weiterer
Schritt passieren.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD)

Ich halte es für gut und richtig, dass wir in dieser Frage
große Einigkeit in diesem Hause haben, jedenfalls was das
Thema an sich angeht. Ich will jetzt nicht in die Debatte
eintreten. Frau Kollegin Hofmann hat von Koalitionsfrak-
tionen in der Opposition gesprochen. In dieser Sache haben
wir eine inhaltliche Koalition. Ansonsten gibt es keine Ko-
alition in der Opposition.

Aber richtig ist, dass wir uns freuen würden, wenn fünf
Fraktionen hier einen gemeinsamen Antrag hätten. Ich
glaube nicht, dass irgendjemand draußen eine Debatte ver-
steht, die wir heute führen, wer wann welche E-Mails zu
welcher Zeit geschrieben und wer welchen Versuch gestar-
tet hat.

Ich will als Fraktionsvorsitzender der FDP den Versuch
machen. Lassen Sie uns gemeinsam versuchen, mit diesen
Anträgen einen Konsens zu erzielen, denn inhaltlich sind
wir nicht auseinander – im Gegenteil. Es würde sich bei
diesem Thema definitiv lohnen, dass wir hier nicht gegen-
einander agieren, sondern gemeinsam sagen, was wir für
richtig halten. Es wäre dem Thema mehr als angemessen. –
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD, dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Rentsch. – Das Wort hat der Abg.
Dr. Wilken, DIE LINKE.

Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Das Thema ist von meiner Vorrednerin und meinen Vor-
rednern schon deutlich erklärt worden. Dem will ich gar
nichts hinzufügen. Der Sachverhalt ist beschämend genug.

Aber ich will daran erinnern, dass wir uns offensichtlich
selber auch mit Blick auf unser Bundesverfassungsgericht
daran erinnern müssen, dass Recht lebt und dass Recht,
Rechtsetzung und Rechtsprechung immer etwas mit der
Kultur der Gesellschaft zu tun hat, in dem es entsteht und
gesprochen wird.

Deswegen ist es umso wichtiger, dass wir gemeinsam und
mit aller Kraft auf die Rehabilitierung dieser zu Unrecht
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verurteilten Männer hinwirken, mit aller gemeinsamen
Kraft.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD sowie bei Ab-
geordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich will aber auch daran erinnern, dass unsere gemeinsa-
me, einmütige Entschuldigung nicht davon ablenken darf,
dass es weiter Diskriminierung von Schwulen und Lesben
und anderen sexuellen Identitäten in unserem Land gibt.
Davor dürfen wir nicht die Augen verschließen.

Persönlich habe ich mich geärgert und geschämt, dass mei-
ne Rundfunkabgabe dafür benutzt wird, Schwule nach dem
Motto zu diskriminieren: Das ist ja kaum auszuhalten,
wenn die sich küssen. – Ich schäme mich für solche Aussa-
gen.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Wir dürfen auch nicht den Blick davor verschließen, dass
nach wie vor „du bist schwul“ ein Schimpfwort ist, nicht
nur auf hessischen Schulhöfen, sondern auch sonst im öf-
fentlichen Leben. Das heißt, wir haben neben der auch
rechtlich nötigen Rehabilitation weiter an der Aufgabe zu
arbeiten, dass ein diskriminierungsfreies Leben nicht nur
im privaten, sondern auch im öffentlichen Leben für alle
sexuellen Identitäten möglich und selbstverständlich wird.

Herr Klose, ich glaube, Sie haben mit dem Vergleich mit
den Linkshändern nicht ganz recht, weil es bei den Links-
händern nicht um freie und öffentlich gelebte Sexualität
geht. Wir erleben in vielen öffentlichen Bereichen – das ist
kein Widerspruch dazu, dass Pornografie offensichtlich
überall frei erhältlich ist – einen Rollback, was es anbe-
langt, öffentlich gelebte freie Sexualität zu akzeptieren.
Das Beispiel vom Hessischen Rundfunk war nur eines.

Meine Damen und Herren, ich glaube, dass dieses Thema
und die Verantwortung, in der wir dieses Thema diskutie-
ren, wirklich verbieten, dass wir darüber parteipolitische
Zwistigkeiten ausüben. Ich will auch darauf verzichten.
Aber eine Bemerkung möchte ich zum Schluss machen.

Wenn die USA mit Kuba wieder diplomatische Beziehun-
gen aufnehmen, dann könnte es doch vielleicht einmal
möglich sein, dass fünf Fraktionen in diesem Hause einen
gemeinsamen Antrag einbringen. – Danke sehr.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und der FDP)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Dr. Wilken. – Das Wort hat der
Abg. Hartmut Honka, CDU.

Hartmut Honka (CDU):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Den Hinweis
auf die letzten vermeintlich historischen Ereignisse lassen
wir einmal dahingestellt sein. Kommen wir wieder zurück
auf unsere Ebene in Hessen. Ich kann verstehen, dass Sie
am linken Rand unseres Plenarsaals diese Schlagzeigen be-
sonders erfreuen, die sich in Amerika in den letzten Stun-
den ereignet haben. Aber ich glaube, das passt nicht zu die-
sem Thema.

Der Landtag hat in seiner Sitzung im September 2012, dar-
auf ist verschiedentlich Bezug genommen worden, einen
Beschluss gefasst. Ich möchte noch einmal für die, die seit-
dem neu hinzugekommen sind, aber auch für unsere Zuhö-

rerinnen und Zuhörer auf der Tribüne ganz kurz feststellen,
was wir damals einvernehmlich miteinander beschlossen
haben:

1. Der Hessische Landtag bedauert, dass der § 175
StGB in seiner nationalsozialistischen Fassung bis
1969 unverändert in Kraft blieb. Er ist in diesem Zu-
sammenhang davon überzeugt, dass die Ehre der ho-
mosexuellen Opfer wiederhergestellt werden muss.

2. Der Hessische Landtag entschuldigt sich für die
strafrechtliche Verfolgung homosexueller Bürger,
die hierdurch in ihrer Menschenwürde, in ihren Ent-
faltungsmöglichkeiten und in ihrer Lebensqualität
empfindlich beeinträchtigt wurden.

(Allgemeine Unruhe – Glockenzeichen des Präsi-
denten)

3. Der Hessische Landtag begrüßt in diesem Zusam-
menhang alle Initiativen, die die historische Aufar-
beitung der strafrechtlichen Verfolgung homosexu-
eller Menschen und des späteren Umgangs mit den
Opfern zum Gegenstand haben.

Wir haben das damals im Jahr 2012 zusammen im Rechts-
und Integrationsausschuss – das sage ich ganz bewusst –
erarbeitet. Es ist schade, dass es dieses Jahr nicht gelungen
ist, die Debatte in der Form fortzusetzen, wie wir sie da-
mals geführt haben, und das wieder zu einem einvernehm-
lichen Antrag zusammenzuführen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich kann nahtlos an das anknüpfen, was ich damals für
meine Fraktion im Plenarsaal gesagt habe: Die strafrechtli-
che Verfolgung homosexueller Menschen war falsch. –
Dazu stehen wir auch heute noch. Liebe Frau Kollegin
Hofmann, ich halte es deswegen für falsch, das, was Sie
über unsere Fraktion gesagt haben, hier so in den Raum zu
stellen. Das gebietet sich einfach nicht. Wir sprechen über
die Würde der Opfer und falsche Verfolgung. Dass Sie das
dann in einen solchen Zusammenhang rücken, passt damit
nicht zusammen.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Auch wenn es hier wirklich nicht der Ort ist, über die Fra-
ge zu reden, wer wem wann welche E-Mail geschickt hat
und welche Gesprächsangebote gemacht wurden, möchte
ich dennoch auf eines Bezug nehmen, was in der vergange-
nen Wahlperiode geklappt hat. Damals hat das Gespräch
geklappt. Damals hatte die Fraktion der GRÜNEN, noch in
der Opposition, einen Antrag eingebracht. Daraufhin ka-
men die damaligen Regierungsfraktionen CDU und FDP
mit einem anderen Antrag. Wir haben das gemeinsam im
Rechts- und Integrationsausschuss in, ich glaube, zwei
oder drei Sitzungen besprochen, haben Lösungen und ge-
meinsame Formulierungen erarbeitet und haben das mit
unseren Fraktionen rückgekoppelt.

Damals war der Fraktion der GRÜNEN als Antragsteller
daran gelegen, dass wir zu einer gemeinsamen Basis kom-
men. Es wurden nicht übereilt irgendwelche Entscheidun-
gen getroffen. Vielmehr hat man dem Partner Luft gege-
ben, darüber nachzudenken. Am Ende sind wir in diesem
Haus zu einvernehmlichen Entscheidungen gekommen. Ich
glaube, das war der Sache angemessen. Das war richtig
und würdig.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir alle sprechen immer so gerne über dieses Thema und
über diese Sache. Wir sprechen dann immer von der Wür-
de der Opfer. Von daher wäre es auch hier und heute ange-
messen gewesen, dass wir angesichts der Menschen, von
deren Schicksal wir sprechen – wir reden von falscher Ver-
folgung, für die wir uns entschuldigt haben –, anders damit
umgegangen wären.

Verehrte Frau Kollegin Hofmann, in diesem Zusammen-
hang wäre es hilfreich, wenn Sie Ihrem Bundesjustizminis-
ter ein bisschen auf die Sprünge helfen würden, damit er
den Aufgaben, die im Koalitionsvertrag auf Bundesebene
festgehalten sind, auch zügig Folge leistet. Das gilt, wenn
es so ist, wie Sie immer sagen, dass Sie es haben wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Thorsten Schäfer-
Gümbel (SPD): Das ist doch wirklich unglaublich! –
Weitere Zurufe)

– Ich merke die Aufregung auf der anderen Seite. Ich ver-
stehe gar nicht so genau, worum es gehen kann, da sich
doch angeblich alle so einig sind.

(Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

Wenn Sie die große Partei der Aufarbeitung sind, dann
können Sie das doch entspannt sehen.

Ich kann für mich und die Mitglieder meiner Fraktion all
das zurückweisen, was Sie hier versucht haben, uns an den
Kopf zu werfen. Ich kann mich wunderbar auf das bezie-
hen, was ich hier im Jahr 2012 gesagt habe. Wir stehen zu
all dem, was wir dort einvernehmlich miteinander be-
schlossen haben. Wir stehen auch zu dem, was die Fraktio-
nen CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in ihrem
Dringlichen Entschließungsantrag hier noch einmal neu
vorgelegt haben. – Ich danke Ihnen für die Aufmerksam-
keit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Honka, vielen Dank. – Für die Landesregie-
rung spricht die Justizministerin. Frau Staatsministerin
Kühne-Hörmann, bitte sehr.

Eva Kühne-Hörmann, Ministerin der Justiz:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Die Diskriminierung homosexueller Men-
schen in unserem Land über viele Jahrzehnte hinweg ist
ein Sachverhalt, der unerträglich ist und mich fassungslos
macht.

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Homosexuelle wurden nicht nur strafrechtlich verfolgt. Die
Kollegen zuvor haben es schon gesagt: Die Diskriminie-
rung ging weit darüber hinaus und berührte das gesamte
Leben der Betroffenen. Sie waren gezwungen, ihre sexuel-
le Identität zu verheimlichen, um nicht gesellschaftlich
stigmatisiert zu werden und berufliche Nachteile zu erlei-
den. Mit einer freien Entfaltung der Persönlichkeit, wie sie
unser Grundgesetz vorsieht, hatte ihr Leben wenig zu tun.

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat inso-
weit rückblickend zu Recht festgestellt, dass die Bestra-
fung homosexueller Handlungen eine Verletzung der Per-
sönlichkeitsrechte der Betroffenen darstellt. Die demokra-
tische Gesellschaft und die Politik haben, wenn auch spät,
die als falsch erkannte Entwicklung korrigiert. Die letzten
noch geltenden Vorschriften über die Strafbarkeit homose-
xueller Handlungen wurden vor 20 Jahren abgeschafft. Die
gesellschaftliche und historische Aufarbeitung dieses Un-
rechts wurde angestoßen.

Ich will noch einmal betonen, dass der Entschließungsan-
trag, der im September 2012 im Hessischen Landtag ein-
stimmig angenommen wurde, etwas war, weshalb man sa-
gen konnte, dass auch in diesem Parlament dazu Einigkeit
bestand. Aus dem Entschließungsantrag wurde schon zi-
tiert. Das war ein Meilenstein der Einigkeit. Das hat dem
Thema in diesem Haus im Jahr 2012 gut getan.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU sowie des Abg. Thorsten
Schäfer-Gümbel (SPD))

Bezüglich einer Aufhebung der strafrechtlichen Urteile
stellen sich schwierige verfassungsrechtliche Fragen, ob-
wohl die Forderung angesichts der vielen von Leid und
Ausgrenzung geprägten Schicksale homosexueller Men-
schen völlig nachvollziehbar ist. Gleiches gilt bezüglich
der Forderung nach einer Rehabilitierung der gemäß § 175
StGB Verurteilten. Bislang wurden durch den Bundesge-
setzgeber nur Urteile aufgehoben, die aus der Zeit des Na-
tionalsozialismus oder des SED-Unrechtregimes stammten.

Angesichts des Leids Zehntausender homosexueller Men-
schen durch die strafrechtliche Verfolgung nach 1949, die
allen widerfahren ist, würde ich es begrüßen, wenn eine
rechtsstaatlich unbedenkliche Möglichkeit für die Aufhe-
bung dieser Urteile gefunden werden könnte.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU, der SPD und
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Damit ist derzeit der Bundesjustizminister beschäftigt, der
nämlich aufgrund von Beschlüssen die Aufgabe hat, zu
prüfen, ob Urteile, die nach § 175 StGB ergangen sind,
aufzuheben sind. Ich würde mir wünschen, dass diese Prü-
fung, die jetzt schon bei Herrn Maas eine ganze Weile an-
dauert, endlich einmal zum Abschluss kommen würde.
Denn ich hoffe, dass nach Vorliegen des Ergebnisses der
Prüfung endlich gehandelt werden kann.

Wenn der Antrag und der Dringliche Entschließungsantrag
heute im Landtag beschlossen werden, werde ich diese In-
itiativen mit nach Berlin nehmen. Denn ohne die anstehen-
de verfassungsrechtliche Prüfung kann keiner gesetzgebe-
risch tätig werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich bedauere es noch einmal ausdrücklich, dass das Bestre-
ben zur Erarbeitung eines gemeinsamen Antrags nicht auf-
gegriffen wurde. Vielmehr wurde dieses wichtige Thema
anscheinend mit diesem Setzpunkt wieder in den Mittel-
punkt der politischen Auseinandersetzung gerückt. Deswe-
gen will ich zum Schluss meiner Rede sagen: Lassen Sie
uns unser gemeinsames Anliegen bei dem wichtigen The-
ma Aufarbeitung der Verfolgung homosexueller Menschen
nicht im politischen Schlagabtausch aus dem Blick verlie-
ren.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Frau Staatsministerin, herzlichen Dank. – Es gibt keine
weiteren Wortmeldungen. Mir wurde signalisiert, dass wir
den Antrag der Fraktionen der SPD, DIE LINKE und der
FDP und den Dringlichen Entschließungsantrag der Frak-
tionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN dem
zuständigen Ausschuss zur weiteren Beratung überweisen.
Das machen wir so.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 48 auf:

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Brentanohaus
– Deutsches Romantik-Museum – Osteinischer Park als
romantischer Dreiklang Hessens – Drucks. 19/1241 –

Das Wort erhält Frau Kollegin Karin Wolff.

Karin Wolff (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Unser Land Hessen ist geprägt von guten Ar-
beitsplätzen, Bildung, Wissenschaft, Infrastruktur, Land-
wirtschaft und Umwelt, aber eben auch stark von Kultur.
Kulturelle Phänomene packen Menschen bei ihren Gefüh-
len. Diese Gefühle werden historisch in gewachsene Bezü-
ge und in Traditionen eingeordnet. Das reizt zur Auseinan-
dersetzung und zu Identifikation. Das reizt zur Auseinan-
dersetzung mit dem Gegenteil und zu Kreativität.

Die Phase der Romantik ist in unserem Land und gerade in
unserer Region Rhein-Main identitätsstiftend für viele Ein-
zelne gewesen und ist es auch heute noch. Sie ist identitäts-
stiftend für eine Region wie Rhein-Main, aber auch dar-
über hinaus. Sie war auch identitätsstiftend für Europa, als
es noch nicht in Ost und West geteilt war, sondern für das
gesamte Europa, im Prinzip von Russland bis Spanien. Das
gilt für die Literatur, die Malerei – Gemälde und Zeichnun-
gen –, in der Musik, in der Landschaftsarchitektur und in
der Wissenschaft.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, hier in Hessen
haben wir z. B. das Niederwalddenkmal oberhalb von Rü-
desheim – ein Denkmal, das jedes Jahr von Millionen von
Menschen besucht wird. Direkt daneben haben wir einen
der frühesten landschaftlichen Parks. Übrigens feiert er ge-
rade in diesem Jahr seinen 250. Geburtstag. Im Moment
kann er noch kaum besucht werden, und er befindet sich
auch nicht in dem Zustand, wie es sein sollte. Damals war
er eine Attraktion, weit über diese Region hinaus, in einer
Rheinlandschaft, in der sich Bedrohliches, Schroffes – wie
z. B. am Binger Loch – verbindet mit recht sanften Land-
schaften, auch oberhalb von Rüdesheim.

Jetzt sind wir so weit, dass hier ein Parkpflegewerk in Ar-
beit ist, damit dieser Einstieg in das UNESCO-Weltkultur-
erbe Oberes Mittelrheintal rekonstruiert werden kann. Da-
mit wird ein langfristig wirksames, gartendenkmalgerech-
tes Entwicklungs- und Pflegekonzept Platz haben. Dafür
stellen wir als Land Hessen 5 Millionen € bereit, und der
Bund seinerseits wertet dieses Denkmal auch auf, indem er
dafür 2,5 Millionen € gibt.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, gehen wir ein
Stück weiter am Rhein, Richtung Osten. Dort haben wir
das Brentanohaus in seiner Rheinlandschaft – ein Sehn-
suchtsort der Romantiker, übrigens für viele auch heute
noch. Clemens von Brentano und die ganze Familie, Betti-
ne und Achim von Arnim, Joseph von Eichendorff, Nova-
lis – alle trafen sich hier an diesem Ort, von Goethe ganz
zu schweigen; ein Ort der Begegnung und des Austauschs
und manchmal auch des Rückzugs für Menschen aus ganz
unterschiedlichen Regionen, die hier schöpferisch tätig ge-
worden sind und dann wieder in andere Regionen hinaus-
gegangen sind.

Dieses Brentanohaus ist ein Ort mitten im touristisch wich-
tigen Rheingau, ein Kleinod eines authentisch erhaltenen
Hauses aus der Romantik. Es gab die Gefahr, dass es von
der Familie nicht mehr in dem Umfang rekonstruiert wer-
den könnte, wie es notwendig war. Mittlerweile ist diese
Gefahr gebannt. Das Land hat nun dieses Haus erworben.
Das Land wird, mit Zuschüssen des Bundes und des Freien
Deutschen Hochstiftes, dieses Haus mühsam, aber auch zu-
verlässig rekonstruieren und renovieren und es dann aber
nicht selbst behalten, sondern einer Trägergemeinschaft
unter Führung des Freien Deutschen Hochstiftes zum Be-
trieb übergeben.

Meine Damen und Herren, wir erwarten davon, dass es der
breiten Öffentlichkeit als ein solcher Sehnsuchtsort und
nicht nur zur Erinnerung wieder neu zur Verfügung gestellt
werden kann.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, noch einen Schritt weiter, und
wir sind in Frankfurt. Dort haben wir neben dem Goethe-
Haus das Goethe-Museum. Goethe und Schiller haben mit
dem Sturm und Drang den Auftakt in die Romantik selbst
dargestellt.

Das wird nicht irgendein Museum – es gibt in Deutschland
viele Museen –, sondern das wird das Deutsche Romantik-
Museum in Frankfurt werden. Vieles besitzt das Freie
Deutsche Hochstift bereits: Handschriften, Briefe und Ge-
mälde. Beispielsweise lebten Bettine von Arnim und Karo-
line von Günderrode in Frankfurt. Das Elternhaus der
Brentanos liegt in Frankfurt. Leider ist es im Krieg zerstört
worden, und heute steht dort das Parkhaus an der Haupt-
wache.

Seit geraumer Zeit hat das Land für dieses Deutsche Ro-
mantik-Museum 4 Millionen € reserviert. Vor wenigen
Wochen, Ende November, hat es endlich die Zusage des
Bundes gegeben, auch seinerseits 4 Millionen € dafür zur
Verfügung zu stellen. In Frankfurt hat vorwiegend die Bür-
gerschaft einen sehr, sehr erklecklichen Beitrag zu diesem
Haus geliefert. Meine Damen und Herren, auch dafür ein
herzliches Dankeschön.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

In vier Jahren sollen dort Bürgerinnen und Bürger aus
Deutschland, aus Europa und der ganzen Welt dieses Mu-
seum besuchen können. Meine Damen und Herren, in die-
sem Zusammenhang will ich aber auch ein sehr herzliches
Wort des Dankes an den Kulturfonds Rhein-Main sagen
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(Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

und auch an die Kulturregion. In einer Zusammenarbeit,
wie sie nicht so häufig vorkommt, haben sie es geschafft,
einen dreijährigen Zyklus zum Thema „Impuls Romantik“
zu veranstalten und damit das Zusammengehörigkeitsge-
fühl in dieser Region zu stärken. Als Beispiele nenne ich
nur die „Frankfurter Romantik-Route“, die „Via Brentano
– Route der Romantik“, aber auch zahlreiche Ausstellun-
gen, Konzerte und Symposien sind zu nennen, die in die-
sen drei Jahren veranstaltet werden und ein Gesamtbe-
wusstsein für diese Region und für diese Epoche schaffen
sollen und werden.

Meine Damen und Herren, reden wir deshalb über diesen
Dreiklang. Reden wir über das, was hier stattgefunden hat.
Wir glauben gemeinsam, dass diese drei Maßnahmen, über
die ich gesprochen habe, im Zusammenhang der vielen
Veranstaltungen in unserem Land der Romantik wieder
einen neuen Klang bringen und diese Orte, aber auch die
Region insgesamt zu einem Attraktionspunkt für viele
macht, die Deutschland besuchen, die Hessen besuchen.
Dadurch wird die Zusammengehörigkeit dieser kulturellen
Epoche mit unserer heutigen Gegenwart deutlich werden. –
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Wolff. – Das Wort hat der
Abg. Dr. Spies, SPD-Fraktion.

Dr. Thomas Spies (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wie schön, wenn das Schöne schön ist und ein Schönes
noch schöner gemacht werden soll.

(Beifall des Abg. Torsten Warnecke (SPD))

In einträchtiger Schönheit hörten wir eine fast schon Eröff-
nungsrede, auch wenn das Objekt noch nicht ganz fertig
ist.

Wir Sozialdemokraten unterstützen diese Initiative, und, ja,
wir sind uns alle einig im schönen Wollen des schönen
Museums des Parks des Brentano-Hauses.

Meine Damen und Herren, so schön das alles ist: Was hat
eine solche Debatte im Parlament verloren?

Ohne Zweifel können kulturpolitische Debatten, wenn sie
denn stattfinden, eine Sternstunde des Parlamentarismus
sein – nicht nur das Salz, nein, auch noch Thymian, Peter-
silienwurzel, und etwas Kerbel in der Plenarsuppe –, wenn
sie denn stattfinden.

Kulturpolitische Debatten sind Debatten an Symbolen:
Nicht nur der konkrete Gegenstand, sondern die im Sym-
bol ausgedrückten weitreichenden, dahinter liegenden Auf-
fassungen zu Grundfragen der Gesellschaft werden mit be-
handelt. Denn genau darum geht es bei Kultur: um Äuße-
rungen zu den grundsätzlichen Fragen.

Denken wir nur an die Debatte um das Holocaust-Mahn-
mal in Berlin. 20 Jahre lang blieb nichts, aber auch gar
nichts unumstritten – wem gewidmet? welcher Standort?
die ästhetische, die politische Legitimation, die Größe,
selbst das Material –, eine Debatte entlang der Wendungen

der Nachkriegsgeschichte. Lebendig, fruchtbar, Orientie-
rung gebend, gerade weil keine oberflächliche Einigkeit in
Harmoniesurrogaten bestand.

Das gilt sogar im Kleinen, im ganz Lokalen, in meinem
Wahlkreis, wenn die Frage um Zukunft und Standort eines
Denkmals des Marburger Jäger-Bataillons wiederholt gar
den Petitionsausschuss des Landtags und die Kommunal-
aufsicht bewegt. Oder denken wir nur ans Erbacher
Schloss und die Debatte um Schloss, Sozialwohnungsbau
und Geweihsammlung.

(Judith Lannert (CDU): Du lieber Gott!)

Welche Kraft die Auseinandersetzung in der kulturellen
Debatte haben kann, können wir – und zwar in übelster
Form – an der Denkmalstürmerei von der Antike bis zur
Gegenwart sehen, wenn sie versucht, Geschichte zu ver-
hindern.

Meine Damen und Herren, anderswo werden solche Debat-
ten geführt. Am Montagabend dieser Woche hat der fran-
zösische Staatspräsident Hollande das Nationale Museum
für die Geschichte der Einwanderung in Paris eingeweiht.

Das Museum wurde bereits 2007 eröffnet. Es ging auf Jos-
pin zurück, der sich als integrationsoffen erweisen wollte.
Zu jener Zeit war allerdings Sarkozy Präsident, und dieser
hat sich aus integrationspolitischen Erwägungen heraus ge-
weigert, das Museum einzuweihen. Hollande holt die ver-
säumte Einweihung sieben Jahre später demonstrativ als
Bekenntnis zur Rolle Frankreichs als traditionelles Ein-
wanderungsland nach, auch deshalb, um sich von dem wie-
der erstarkten Oppositionspolitiker Sarkozy und seinen
Ideen abzugrenzen.

Dass an kulturellen und kulturpolitischen Symbolen grund-
sätzliche Fragen des Staates, der Gesellschaft, der Interpre-
tation von Grundsatzfragen und Werteentscheidungen aus-
getragen werden und ausgetragen werden können, ist rich-
tig und sinnvoll. Die kulturpolitische Debatte – insbeson-
dere dann, wenn am Ort der Spannungen geführt wird – er-
möglicht ein elegantes, zugleich aber auch diskursfähiges
An- und Aussprechen der Konflikte, die ausgetragen wer-
den müssen. Sie ermöglicht die Klärung wichtiger und kri-
tischer Fragen, die beratungsbedürftig sind. Einigkeit be-
darf keiner Debatte. Sie quält allenfalls durch Langeweile.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Nun findet in dieser Plenarsitzung eine kulturpolitische
Debatte statt. Dass das überhaupt passiert, ist allerdings ein
Lichtblick. Und es ist nicht einfach nur ein Antrag: nein, in
der wenigen Zeit, die für Debatten zur Verfügung steht, ein
Setzpunkt, ein inhaltlicher Schwerpunkt der Mehrheits-
fraktion. Doch was ist der Gehalt der Debatte? Was ist der
Gegenstand der kulturellen Auseinandersetzung?

(Zuruf des Abg. Michael Boddenberg (CDU))

Wir hörten eine schöne Einführungsrede – etwas zu früh.
Der Kauf und der Erhalt des Brentanohauses werden nicht
erst seit heute diskutiert. Die Frau Kollegin hat eben dan-
kenswerterweise darauf hingewiesen, wie lange die Debat-
te schon geführt wird und wer sich engagiert hat. Die Sozi-
aldemokratie hat letztes Jahr gar ein Nutzungskonzept vor-
gelegt. Niemand ist wirklich dagegen, und es geht ja auch
um eine schöne Sache. Es ist zutreffend: Wir alle sind da-
für.

Aber wenn es denn so einmütig ist, meine Damen und Her-
ren, warum debattiert das Parlament darüber? Was ist der
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Gehalt der Debatte? Sind wir der Werbeblock zur Verkün-
digung, sind Flyer zu teuer, sollen wir den Radiospot zur
Einweihung ergänzen? Oder – das wäre schlimmer – traut
die Mehrheit Ihrer Pressestelle nicht zu, die Pläne der Re-
gierung ordentlich bekannt zu machen, Herr Staatsminis-
ter?

Was soll eine derartig unpolitisch-biedermeierliche Har-
monie – noch dazu an einem Gegenstand der Romantik?
Die Romantik: die Kultur der Leidenschaften, wo es stürmt
und drängt, persönliche, kulturelle, soziale, in Poesie ge-
formte Emotionalität, manchmal unheimlich, manchmal
überzogen, manchmal gefährlich, aber immer offen, ehr-
lich, authentisch. Eine solche Debatte über Kultur wäre der
Romantik angemessen. Und was machen Sie? Selbstlober-
fülltes, weihrauchvernebeltes Parlamentsgerede. Herr
Staatsminister, Sie haben das doch gar nicht nötig.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD – Holger Bellino
(CDU): Was haben Sie denn heute Morgen gefrüh-
stückt? Gibt es das auch ohne Rezept?)

Im Gegenteil, wenn die Mehrheit mit solcher parlamentari-
schen Wucht ihre Initiativen kundtun muss, dann kommen
einem doch eher Zweifel. Wir sind uns bezüglich Brenta-
nohaus, Romantikmuseum und Osteinischer Park doch ei-
nig. Wenn es aber gar nichts auseinanderzusetzen gibt,
dann bedarf es doch keiner Debatte an dem Ort, an dem
der Wille des Volkes in allgemeine Gesetze zu überführen
ist. Warum dann dieser Setzpunkt?

Schaut man sich die Reihe der Regierungserklärungen an,
die wir in dieser Legislaturperiode erleben durften: ein
Sammelsurium der Oberflächlichkeiten und der Nichtssa-
genheit. Dann allerdings passt der Antrag gut: biedermeier-
liches Stillhalten, bloß keine Substanz hervorkommen las-
sen. Eine Politik wie Kuschelrock und Helene Fischer.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und bei Abge-
ordneten der LINKEN)

Und das ausgerechnet in einer kulturpolitischen Debatte.
Statt produktiver Kräfte, die den Landtag und natürlich
auch diese Koalition auszeichnen könnten, statt gesell-
schaftlicher Grundsatzreibungspunkte, aus denen produkti-
ve Bewegung entstehen könnte – endlich auch einmal in
diesem Parlament –, schütten Sie uns zu mit Knödel-Kleis-
ter-Pampe aus Spitzwegbildchenküchen. Einen solchen
Diskurs haben brentanosche Leidenschaften nicht verdient.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD – Holger Bellino
(CDU): Ihre Rede hat er auch nicht verdient! Was
für ein Unfug!)

Gerade die Romantiker wussten um das Risiko, mehr aber
noch um den Wert der ausgesprochenen Leidenschaft, die
das Leben in Bewegung und das Verständnis voranbringt.
Was macht Ihnen denn solche Angst, dass Sie diese kultur-
politische Debatte so anlegen, dass Sie uns mit Kleber ein-
lullen?

Meine Damen und Herren, Kulturdebatten sind zutiefst po-
litisch, aber keineswegs parteilich, wenn sie denn ehrlich
und authentisch sind. Sie bringen die Grundfragen auf den
Tisch, und wenn sie erfolgreich sind, dann führen sie
manchmal zu einem ganz unerwarteten Erkenntnisfort-
schritt aller Beteiligten. Wer schon alles weiß, kann keine
Kulturdebatte führen.

Herr Staatsminister, was haben Sie diesen Leuten getan?
Statt Ihnen die Gelegenheit zu einer diskursiven, wider-

sprüchlichen, also spannenden Debatte jenseits von Presse-
mitteilungen zu geben, mit der die Regierung – das ist ihr
gutes Recht, ja ihre Aufgabe – das Projekt sowieso beglei-
ten wird, wird Ihnen mit trübem Weihrauch das strahlende
Licht der Erkenntnis, das Leuchten der erhellenden Debat-
te, der Glanz des schimmernden Disputs verweigert. Was
haben Sie nur für Freunde, Herr Staatsminister?

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der LIN-
KEN)

Herr Staatsminister, wollen Sie ein Minister sein, der die
Kulturpolitik auf ein paar wenige historisch konsensuale,
einvernehmliche, aber gerade deshalb politisch und kultu-
rell, auf die Gegenwart bezogen, doch eher belanglos-har-
monische Einzelobjekte reduziert? Soll man sich so Ihrer
erinnern? Biedermeierliches Pfeifenstübchen statt selbstbe-
wusst-materialistischer Zigarre? Ich kenne Sie anders.

Man könnte das Ganze als possierliche Provinzposse ab-
tun. Aber die Entpolitisierung der kulturellen Debatte ist in
Wahrheit ein tiefer Sündenfall in einer langen Reihe von
Anschlägen auf den Parlamentarismus durch Langeweile.
Kunst ist immer ein Schritt aus der Gegenwart – hinaus in
die Zukunft. Die Gegenwart rückblickend, wertend und
weiterführend zu betrachten – das macht Kunst und Kultur
politisch und spannend.

(Beifall bei der SPD)

Es ist nicht nur die Kunst selbst, wie eingangs dargelegt,
sondern auch der kulturpolitische Dissens, der nach dem
intellektuellen Florett verlangt, nach Klirren und Funken-
stieben, auf dass im Disput die Synthese aus These und
Antithese zu etwas Neuem führe. Ihre Entpolitisierung ist
nicht nur langweilig, sondern auch gefährlich. Sie trägt zur
Entpolitisierung der Debatten in der Gesellschaft insge-
samt bei.

Gerade die Debatten, bei denen ein Symbol im Zentrum
steht, gerade die Debatten um kulturelle Symbole ermögli-
chen eine gesellschaftliche Klärung. Sie machen das Politi-
sche spannend. Sie machen Politik attraktiv und reizvoll.
Ehrliche und spannende Auseinandersetzungen verführen
zur Partizipation. Harmoniesoße ist langweilig und un-
authentisch. Sie macht das Politische unerheblich. Das
führt zu Abwendung, Wahlabstinenz und Politikverweige-
rung.

Noch einmal, meine Damen und Herren: Brentanohaus,
Osteinischer Park und Romantikmuseum sind schöne Din-
ge. Niemand bestreitet das – im Gegenteil. Aber die Trivia-
lisierung des Politischen, der politischen Kultur und der
Kulturpolitik, vor allem aber die Trivialisierung des Parla-
ments durch weihrauchdurchnebelte Selbstzufriedenheit
stehen in der Kritik. Uns gegenseitig zu sagen, wie schön
es ist, dass Schönes schön ist und noch schöner wird, ist
geistiger Kleinmut, der dem Hohen Hause schlecht zu Ge-
sicht steht und den hier niemand nötig hat. Mehr Mut zur
Debatte, Herr Minister und Anhangsmehrheit. Es wäre der
Mühe wert.

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Dr. Spies. – Das Wort hat die Abg. Ni-
cola Beer, FDP-Fraktion.
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Nicola Beer (FDP):

Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Ich muss gestehen, auch ich habe den Antrag mehrfach le-
sen müssen, weil ich hinsichtlich meiner Reaktion darauf
längere Zeit geschwankt habe.

(Michael Boddenberg (CDU): Wir haben nicht ge-
schwankt!)

Ich stimme zu: Wir führen nicht zu oft kulturpolitische De-
batten in diesem Hause. Ich stimme zu: Es herrscht Einig-
keit im Hinblick auf den in dem Antrag dargestellten Drei-
klang und die nicht unerheblichen Investitionen, bei denen
wir Hand in Hand mit dem Bund gehen, im Hinblick auf
das Brentanohaus auch Hand in Hand mit dem Kreis und
der Stadt. Wir haben gesehen, dass es hier ein ganz erheb-
liches zivilgesellschaftliches Engagement gibt, zumal die
über 6 Millionen € für das Romantikmuseum in Frankfurt,
die schon gesammelt worden ist, innerhalb kurzer Zeit zu-
sammenkamen. Das kann sich wirklich sehen lassen.

Wir müssen als Politiker zugeben, dass wir von diesem
Überschwang, dieser Euphorie für das Romantikmuseum
durchaus angeschoben worden sind, was die Entscheidung
betrifft. Das gilt für die Stadt Frankfurt, die lange zögerlich
war bei der Entscheidung, und für das Land Hessen, das
sich auch nicht leichttut. Ich glaube, gerade wir als Haus-
haltsgesetzgeber tun uns nicht leicht – wie ich feststelle,
wenn ich mir die Diskussionen von gestern vor Augen füh-
re –, solche Summen zu investieren. Trotzdem gibt es
gleichzeitig eine Übereinstimmung zwischen allen Fraktio-
nen dieses Hauses, dass das eine gute Investition in die Zu-
kunft unseres Landes ist.

Deswegen stellt sich für mich die Frage: Warum dann die-
se Debatte? Ich möchte aber ein bisschen anders darauf
reagieren als der Kollege Spies,

(Beifall des Abg. Holger Bellino (CDU))

der offensichtlich eine Linie zwischen dem Schwärmeri-
schen der Romantik und dem beißenden Spott der zeitge-
nössischen Kunst gesucht hat, um die Frage nach dem
Warum der heutigen Debatte zu thematisieren.

Ich möchte an dieser Stelle den Schwerpunkt ganz bewusst
auf die Frage „Warum die Romantik?“ legen. Sie ist nicht
so simpel zu beantworten, dass man sich darauf zurückzie-
hen könnte, zu sagen: „Diese kulturelle Bewegung, die ih-
ren Ursprung in Deutschland hatte, ging eben auch von
ganz wichtigen Orten in Hessen, in unserem Heimatland,
aus“, sondern ich möchte mehr auf das eingehen, was in
dieser Epoche passiert ist, und darauf, wie sie einzuordnen
ist.

Es kommt nicht oft vor, dass der Landtag mit einer solch
großen Übereinstimmung ausgerechnet über eine Epoche
diskutiert, die vom Schwärmerischen, vom Gefühl, von der
Leidenschaft und von der Individualität geprägt war und
die sich mit der Seele, insbesondere mit der gequälten See-
le, auseinandergesetzt hat. Das ist insofern erstaunlich, als
hier doch eher nüchterne Daten, Zahlen und Fakten zur
Sprache kommen und häufig die Polemik – vielleicht auch
die Ironie – die Auseinandersetzung prägt.

(Michael Boddenberg (CDU): Das war ironisch ge-
meint! Jetzt wissen wir es!)

Als Liberale bin ich – Herr Kollege Boddenberg – natür-
lich sofort damit versöhnt, dass ausgerechnet diese Epoche
herausgegriffen wird, erinnere ich mich doch an den fran-

zösischen Lyriker Victor Hugo, der einmal gesagt hat: Die
Romantik ist der Liberalismus in der Literatur. – Genau so
war es in dieser Zeit, die für den Protest gegen die bürger-
liche Alltagswelt steht: in der man dieser Alltagswelt die
Welt der Fantasie und durchaus auch den Rausch als Alter-
native gegenüberstellte und dementsprechend schwer-
punktmäßig im Fantastischen, im Gefühlvollen, im Wun-
derbaren, ja sogar im Märchenhaften seine Thematik such-
te und letztendlich das Subjektive und seine Umsetzung in
den Vordergrund rückte.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, damit gingen, wie
wir uns erinnern, die Ablehnung des Zwangs zur Anpas-
sung und zur Unterordnung sowie der Wunsch nach Frei-
heit einher, so, wie man sich als Freier Demokrat in unse-
rer Zeit häufiger das Unangepasste, das Nichtkollektive,
das Individuelle und das Freiheitliche wünschen würde.
Dementsprechend wurden in der Romantik weder Form
noch Inhalt festgelegt; es vermischten sich die Darstel-
lungsformen von Prosa, Poesie, Liedern und Märchen. Die
Romantik war somit eine Geistesbewegung, die sowohl
Philosophie, Dichtung, Künste und Religion als auch Poli-
tik und Gesellschaft beeinflusste.

Insofern ist das ein gutes Konzept – Anerkennung an die
Landesregierung –: nicht nur eine Gesamtschau der Orte,
die hierfür in Hessen eine Rolle spielten, sondern auch eine
Gesamtschau der verschiedenen Darstellungs- und Aus-
drucksformen, von der Literatur über die Malerei bis zur
Musik.

Bei aller Schwärmerei für das Sujet, die in Ihrem Antrag
zum Ausdruck kommt: Ich glaube – das ist genau der
Grund, warum ich meinen Redebeitrag eher entlang der
historischen, auch der kulturell-historischen, Linie angelegt
habe –, wir tun gut daran, zur Kenntnis zu nehmen, dass
die Epoche der Romantik, all dies Schwärmerische und
Märchenhafte, auch mit einer Abwendung vom zeitgenös-
sischen Geschehen verbunden war, dass man sich der
Weltflucht hingab, also der Flucht ins Private und in die
biedermeierlichen Welten, die das verklärten, was draußen
tatsächlich geschah.

Wir müssen auch zur Kenntnis nehmen, dass die Romantik
von den aufkommenden nationalistischen Strömungen be-
einflusst worden ist. Was damals noch die Suche nach der
Identität der als Nation aufgefassten Gemeinschaft war,
wurde in späteren Jahrzehnten zu einer unsäglichen Bewe-
gung, von der sich letztendlich – wir erinnern uns daran,
dass die Romantik Ende des 18. Jahrhunderts begann und
bis in die Anfänge des 20. Jahrhunderts hineinreichte –
auch eine Linie ziehen lässt zu dem, was dann in den Krie-
gen des 20. Jahrhunderts, im Ersten und im Zweiten Welt-
krieg, in unserem Land und darüber hinaus geschah.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, von daher sage ich: Ja,
auch wir tragen die Investitionen in diese Trias der Roman-
tik mit. Aber ich habe die herzliche Bitte, dass wir als Ver-
treter und Diener dieses Volkes dies nicht nur in schwär-
merischer Leidenschaft machen – so gern ich der Seele in
der Politik das Wort rede –, sondern dass wir diese Epoche
auch in einen historischen Gesamtzusammenhang stellen,
der zeigt, es tut not, dass der Einzelne stets nicht nur sein
Herz, sondern auch seinen Kopf in die gesellschaftliche
Debatte mit einbringt. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)
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Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Beer. – Das Wort hat Frau
Abg. Feldmayer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich finde es be-
dauerlich, dass die heutige Debatte von der SPD – von
Herrn Dr. Spies – nicht dazu genutzt wird, etwas mehr zur
Kulturpolitik und zu dem vorliegenden Antrag zu sagen.
Ich glaube, in den gestrigen Haushaltsdebatten hatten Sie
nur noch 3 Minuten 26 Sekunden für das Thema Kultur
und Wissenschaft übrig. Heute haben Sie eine Debatte dar-
über führen wollen, dass man nicht über Kultur debattieren
soll. Das finde ich für den Vorsitzenden des Kulturpoliti-
schen Ausschusses sehr bedauerlich.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Aber da Sie uns Unterstützung signalisiert haben, möchte
ich jetzt nicht mit einer schlechten Stimmung in die Debat-
te einsteigen,

(Janine Wissler (DIE LINKE): Das ist jetzt zu spät!)

sondern ich bedanke mich selbstverständlich auch für die
Unterstützung in diesem Fall. Ich finde es durchaus ge-
rechtfertigt, dass wir über Summen sprechen, die der Staat
für den Erhalt des kulturellen Erbes investiert, und dass wir
in jedem Einzelfall sorgfältig darüber nachdenken, ob die-
ses Steuergeld sinnvoll angelegt ist. Ich finde, in diesem
Fall ist das Steuergeld sinnvoll angelegt. Deswegen begrü-
ßen wir es ausdrücklich, dass dieses historische Erbe gesi-
chert wird. Aber wir können in diesem Haus durchaus De-
batten darüber führen.

Mit dem Kauf des Brentano-Hauses in Oestrich-Winkel
haben wir in Hessen nun den dritten Teil eines einzigarti-
gen Ensembles der romantischen Kunst dauerhaft für die
Öffentlichkeit gesichert. Ich finde, das ist auf jeden Fall ein
Grund zum Feiern.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Zusammen mit diesem Ensemble ergibt sich ein Bild der
romantischen Kunst mit all ihren Facetten. Sie zeigen, wie
die Künstlerinnen und Künstler an ihren Manuskripten ar-
beiteten. Sie lassen uns einen Ort, an dem diese Kunst ent-
stand, und die Natur, die die Romantiker inspirierte, erle-
ben.

Das Haus der Familie Brentano ist ein herausragend erhal-
tenes materielles Zeugnis des Geisteslebens der Goethe-
zeit, in dem viele bedeutende Künstlerpersönlichkeiten ein
und aus gingen, Romantiker, aber auch Protagonisten an-
derer Strömungen. Der berühmteste unter ihnen dürfte
wohl Goethe gewesen sein.

In gewisser Hinsicht ist das Brentanohaus eine hervorra-
gende Ergänzung zum Frankfurter Goethe-Haus. Das Ge-
burtshaus des Dichters in Frankfurt wurde in den Bomben-
nächten des Zweiten Weltkriegs weitgehend zerstört, die –
das sollte man dazu sagen – eine Konsequenz der Terror-
herrschaft der Nazis gewesen sind, die Nazis, die den Be-
griff der deutschen Kultur aufs Schlimmste missbraucht
haben.

Auch das ist für uns eine Verpflichtung: das vielfältige Er-
be der deutschen Kulturgeschichte, und dazu zählt die Ro-
mantik, zu pflegen und zum Nutzen einer demokratischen
Gesellschaft lebendig zu erhalten. Hierfür ist diese Debatte
meiner Meinung nach – das möchte ich an dieser Stelle
auch sagen – auch sehr wichtig.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Was wir heute in Frankfurt von dem Goethe-Haus sehen,
ist eine Rekonstruktion – in weiten Teilen mit vielen origi-
nalen Stücken. In Oestrich-Winkel dagegen hat sich eini-
germaßen unverändert viel von der Atmosphäre erhalten,
die Goethe, die die Grimms oder Achim und Bettine von
Arnim seinerzeit erlebt haben dürften. Wir wollen, dass
dies auch für die nachfolgenden Generationen erhalten
bleibt.

Meine Damen und Herren, für den Ankauf und die Sanie-
rung des Brentanohauses stellt das Land Hessen 1,4 Millio-
nen € zur Verfügung. Ich denke, das ist eine ordentliche
Summe. Man muss, wie gesagt, in jedem Einzelfall ent-
scheiden, ob dieses Staatsgeld gut angelegt ist, und in die-
sem Falle ist es das.

Die Brücke zum Goethe-Haus bringt mich zum zweiten
Teil dieses Dreiklangs, dem Deutschen Romantikmuseum,
das neben dem Frankfurter Goethe-Haus entstehen wird.
Es ist nicht unwesentlich dem berühmten Frankfurter Bür-
gersinn zu verdanken – darüber wurde gerade gesprochen;
Frau Beer hat es gesagt –, über den ich mich als Frankfur-
terin natürlich besonders freue, dass dieses Projekt nun
endlich Wirklichkeit werden kann.

Die Bürgergesellschaft der Stadt, das Land Hessen, die
Stadt Frankfurt und der Bund werden das Projekt nun ge-
meinsam stemmen. Ich finde, bei dieser Gelegenheit kann
man den Dank durchaus an alle richten, die daran mitge-
wirkt haben, an die Bürgergesellschaft, an die Stadt Frank-
furt und an den Bund. Wir selbst bedanken uns natürlich
nicht bei uns. Es ist wirklich viel zusammengetragen wor-
den; vielen Dank an alle, die daran mitgewirkt haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Ein solch solides Fundament, zusammen mit der herausra-
genden Sammlung des Freien Deutschen Hochstifts, ist der
beste Garant für eine Institution mit großer Strahlkraft.
Diese Sammlung von Manuskripten aller wichtigen Dich-
ter der Romantik ist vor allem deshalb so wichtig, weil sie
den Entstehungsprozess der Werke sichtbar macht.

Das ist gerade bei den Romantikern entscheidend, denn für
sie ging es oft gar nicht so sehr um das fertige Werk, son-
dern vielmehr um den Weg dahin. „Die romantische Dicht-
art ist noch im Werden; ja das ist ihr eigentliches Wesen,
dass sie ewig nur werden, nie vollendet sein kann“, schrieb
Friedrich Schlegel.

Der Blick auf die Kunst der Romantik wäre aber unvoll-
ständig, wenn er nicht die Natur einschließen würde, wie
sie von den Dichtern, Komponisten und Malern erfahren
wurde. Es war nicht die reine Natur, die die Romantiker in-
spirierte, sondern eine, die mit den Werken der Menschen
in gewisser Hinsicht interagierte.

Dies fanden zunächst englische Künstler in den Ruinen des
Mittelalters. Daraus erwuchs die romantische Gartenkunst,
die im Park des Grafen von Ostein eines ihrer wichtigsten
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Werke hat, das noch heute erfahren werden kann. Dieser
Park komplettiert den Dreiklang, der damit einen sinnli-
chen, einen historischen und einen intellektuellen Zugang
zur romantischen Kunst vermitteln kann. Das ist einzigar-
tig in Hessen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Meine Damen und Herren, Hessen war ein Zentrum, aber
nicht das einzige Zentrum der romantischen Kunst. Das
müssen wir natürlich ganz ehrlich zugeben. Clemens Bren-
tano kam aus Frankfurt ebenso Bettina von Arnim. Viele
andere Geistesgrößen der Zeit, entfernte Verwandte oder
mitunter Gegner, an denen sich die Romantiker abarbeite-
ten, sind eng mit Hessen verbunden, zuallererst Goethe,
aber auch Hölderlin. Der Rhein, der Sehnsuchtsort der
deutschen Romantik, fließt durch unser Bundesland.

Doch nicht nur wegen dieser geografischen Verbindungen,
der Kultur- und Naturdenkmäler, des „romantischen Drei-
klangs“, passen wenige Orte so gut zur romantischen
Kunst wie Hessen, denn die romantische Kunst ist eine
Kunst im Prozess, die nicht so einfach musealisiert werden
kann. Auch wenn sie mit einigem Recht als eine spezifisch
deutsche Strömung betrachtet wird, ist sie nur verständlich
im Kontext des reichhaltigen europäischen Kulturlebens,
das sehr stark vom freien Austausch der Ideen, der gegen-
seitigen Inspiration durch ausgiebige Reisen, geprägt war.

Die Stadt Frankfurt steht für diesen Austausch, und Frank-
furt steht für eine moderne Stadt, die sich mit der Vergan-
genheit befasst und sich für Neues fruchtbar macht und
öffnet. Sie ist ein Ort des Wandels, aber auch ein Ort des
Stachels im Fleisch der Moderne. Sie steht auch für eine
Gegenwart, die der Frankfurter Theodor W. Adorno in ei-
nem Text über den Romantiker Eichendorff beschrieb als
ein „Jetzt …, das gesättigt ist mit der Kraft des Gestern
und es darum nicht zu vergötzen braucht“.

Die romantische Kunst ist in einem direkten Sinne keine
politische. Aber sie hat uns neben der Schönheit ihrer
künstlerischen Schöpfung auch viel zu unserem Verhältnis
zur technischen Moderne und zu deren Kehrseiten zu sa-
gen. Sie regt mit ihrer beißenden und oft sehr witzigen Kri-
tik an allem scheinbar Großen, Mächtigen und Unverrück-
baren dazu an, uns immer wieder zu hinterfragen.

Herr Dr. Spies hat dies vorhin – so würde ich Ihren Rede-
beitrag einmal interpretieren – sehr vorzüglich adaptiert
und das Beißende an der Romantik vorgeführt.

Dass wir diesen romantischen Denk- und Gestaltungspro-
zess nun in Hessen in all seinen Facetten erfahren können,
ist ein großes Glück. Ich möchte es als aktive und voraus-
schauende Kulturpolitik bezeichnen, dass diese Kultur jetzt
langfristig gesichert ist.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Das fällt bei uns auf fruchtbaren Boden, denn Hessen ist
auch ein Zentrum junger Kunst, ebenso der freien Szene
wie der Wissenschaft. Mein geschätzter Kollege May und
Minister Rhein haben gestern in der Haushaltsdebatte noch
einmal deutlich gemacht, dass dies ein wichtiger Schwer-
punkt der schwarz-grünen Koalition ist. Diese Vielfalt der
Kultur zu fördern, ist uns ein wichtiges Anliegen. Wie es
sich für dieses weltoffene Bundesland gehört, suchen wir
aktiv den Dialog und den Austausch über unser kulturelles
Erbe und die Gestaltung unserer gemeinsamen Zukunft.

Ich bin sehr zuversichtlich und hoffe, dass die Präsentation
der Romantik in Hessen viele Menschen zu uns locken,
dass sie den Austausch, den Dialog fördern und natürlich
Debatten auslösen wird. Wir freuen uns, wenn die Präsen-
tationen der Romantik in Hessen viele Touristinnen und
Touristen anzieht und damit gut für die regionale Wirt-
schaft sind.

Bei meinen Recherchen zu diesem Redebeitrag bin ich auf
eine wunderbare Romantik-App des Kulturfonds Frankfurt
RheinMain gestoßen. Ich finde, dafür kann man an dieser
Stelle einmal die Werbetrommel rühren – Sie haben vorhin
die Zusammenarbeit des Kulturfonds Frankfurt RheinMain
und der Kulturregion bei diesem Thema angesprochen –;
das ist sehr beachtlich, und ich glaube, das müssen wir
noch weiter verbreiten und besser präsentieren. Die Ro-
mantik-App leistet hierfür, wenn man jetzt einmal die neu-
en Medien bedienen darf, einen hervorragenden Beitrag.

Dass die Pläne für das Romantikmuseum in Frankfurt
einen Ort vorsehen, an dem nicht nur die Sammlung des
Hochstifts gezeigt wird, sondern auch Wohnungen und ein
Theater, der Cantate-Saal, reich an Geschichte und Gegen-
wart, Platz finden, gehört zu diesem Bild dazu. Kultur fin-
det mitten im Leben statt. Auch hier gilt: Gute Kulturpoli-
tik schafft Zukunft und Lebensqualität, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Frau Kollegin, Sie müssen bitte langsam zum romanti-
schen Schluss kommen.

Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Vielen Dank, Herr Präsident. Ich komme zum „romanti-
schen Schluss“. – Ich wünsche dem Romantikmuseum in
Frankfurt als Frankfurterin selbstverständlich alles Gute.
Ich bin mir sicher, dass wir mit dem romantischen Drei-
klang dazu beitragen werden, dass die Romantik in Hessen
dauerhaft gesichert ist. – Vielen Dank, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herzlichen Dank, Frau Kollegin Feldmayer. – Das Wort
hat Frau Abg. Janine Wissler, DIE LINKE.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es ist grund-
sätzlich zu begrüßen, dass wir uns im Landtag mit der hes-
sischen Museums- und Kulturlandschaft beschäftigen. Die
CDU will aber heute vor allem werbewirksam über drei
Vorhaben reden: Das Romantik-Museum, das Brentano-
Haus und den Park am Niederwalddenkmal in Rüdesheim.
Das haben Sie unter dem aufgesetzten und hochtrabenden
Titel „Romantischer Dreiklang“ zusammengefasst und da-
mit ihre Aktuelle Stunde betitelt.

Jetzt könnte man ein bisschen besserwisserisch – ich gebe
zu, meine Freunde nennen mich auch gerne „Besser-Wiss-
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ler“, diesem Spitznahmen werde ich jetzt gerecht werden –
anmerken,

(Zurufe: Aha!)

dass das Bild mit dem „romantischen Dreiklang“ an sich
schon ein bisschen schief ist. Den Dreiklang, der eigentlich
ein Terminus technicus aus der Musik ist, verbindet man
nicht unbedingt mit der Romantik. Deren Harmonik war
auf die Erweiterung der musikalischen und harmonischen
Ausdrucksmöglichkeiten angelegt. So gipfelte die Harmo-
nik der Spätromantik in Wagners Tristan-Akkord, der die
Grenzen der Tonalität erreicht und das Tor zur neuen ato-
nalen Musik des 20. Jahrhunderts öffnete.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD – Zuruf von
der CDU: Ui!)

Von daher ist der reine klare Dreiklang nicht unbedingt das
Erkennungszeichen der Romantik. Vielleicht kann ein Ro-
mantikmuseum das auch noch einmal näher beleuchten
und einen anderen Kenntnisstand in der Sache vermitteln.

(Michael Siebel (SPD): Platz-2-Verdacht!)

Lassen Sie mich zum Kern der Sache kommen. Ja, es ist
erfreulich, dass der Bund die Mittel für das Romantikmu-
seum in Frankfurt im Bundeshaushalt gesichert hat. Damit
kann eine bestehende kulturhistorisch wertvolle Sammlung
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.

Ja, es ist auch sehr erfreulich, dass das Land Hessen das
Brentano-Haus in Oestrich-Winkel erwerben konnte und
dort ein Museum eingerichtet werden kann. Es stellt sich
allerdings die Frage, welche Sammlung dort gezeigt wer-
den soll. Sicher ist es schön, die historischen Räume,

(Zuruf des Abg. Gerhard Merz (SPD))

in denen die Geschwister Brentano, Johann Wolfgang von
Goethe und die Gebrüder Grimm gelebt haben oder dort zu
Gast waren, als Museum der Öffentlichkeit besser zugäng-
lich machen zu können, als das bisher der Fall war. Gerade
der gute Erhaltungszustand des historischen Mobiliars bis
hin zu den Tapeten ist für Denkmalschützer sicher ein
Glücksfall.

Meine Fraktion begrüßt es ebenso, dass für den Osteini-
schen Park im Niederwald oberhalb von Rüdesheim ein
gartendenkmalpflegerisches Entwicklungskonzept erstellt
wird. Als Teil des Weltkulturerbes Oberes Mittelrheintal
wird der Park sicher eine Wirkung für die Region und ihre
Besucherinnen und Besucher entfalten.

Ich will Ihnen auch nicht vorenthalten, dass sich meine
Fraktion bei einem Betriebsausflug vor drei Jahren diesen
Park einmal genauer angeschaut hat, allerdings ohne zu ah-
nen, dass wir uns im „romantischen Dreiklang Hessens“
bewegten.

(Beifall bei der LINKEN – Peter Stephan (CDU):
Kulturbanausen!)

– Romantisch war der Ausflug natürlich trotzdem.

(Zurufe: Aha! – Manfred Pentz (CDU): Was ist dort
passiert?)

Die Herausforderung für alle drei Einrichtungen wird darin
bestehen, sie über eine museale Darbietung hinaus mit Le-
ben zu füllen. Wir als LINKE wollen, dass Kultureinrich-
tungen grundsätzlich so konzipiert und finanziell ausge-
stattet werden, dass sie ein Ort des Austauschs und der Be-
schäftigung mit der gesellschaftlichen Wirklichkeit sein

können. Sie sollen Kenntnisse vermitteln helfen. Sie sollen
aber auch durch kulturelle Aneignung und Bildung eine
emanzipatorische Sicht auf die gesellschaftliche Wirklich-
keit eröffnen.

Da fällt der Widerspruch ins Auge, mit dem Schwarz-Grün
einerseits Städten und Gemeinden ein Kürzungsdiktat für
soziale, kulturelle und andere Aufgaben auferlegt, anderer-
seits aber Millionenbeträge für prinzipiell begrüßenswerte
Projekte der Hochkultur bereitgestellt werden, die aber an
einer Vielzahl von Menschen vorbeigehen. Ich will das
überhaupt nicht gegeneinander ausspielen, diese Projekte
haben ihre Berechtigung.

(Zuruf des Abg. Michael Boddenberg (CDU))

– Herr Boddenberg, ich habe gerade gesagt, diese Projekte
haben ihre Berechtigung und ich habe auch gesagt, dass
meine Fraktion diese drei Projekte unterstützt. Wir wollen
sie aber nicht nur für wenige Kenner und Genießer, son-
dern wir wollen sie als offenes Angebot einer Kultur für al-
le gestalten.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Vorschlag des Kulturforums der hessischen SPD, im
Brentano-Haus eine Stätte des künstlerischen Arbeitens,
Lebens und Austauschs zu schaffen, erscheint uns sinnvoll
und eine vernünftige Idee zur Nutzung. Die ohnehin im
Ländervergleich eher spärliche hessische Literaturförde-
rung sollte dafür nach unserer Auffassung deutlich erhöht
werden, um das Haus mit Leben zu füllen.

Wenn wir heute Morgen schon über Museen reden, möchte
ich an dieser Stelle die Gelegenheit nutzen und mich ganz
herzlich beim Kollegen Horst Klee – ich glaube, er ist ge-
rade nicht da – für die gute Zusammenarbeit bei der Ver-
hinderung des Wiesbadener Stadtmuseums zu bedanken.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Große Koalition in Wiesbaden hatte geplant, ein Stadt-
museum als teures PPP-Projekt zu errichten und, was noch
schlimmer ist, dafür anderen Wiesbadener Kultureinrich-
tungen massiv die Mittel zu kürzen. Das Land hatte auch
eine finanzielle Beteiligung in Aussicht gestellt. Ich freue
mich, dass der öffentliche Druck und die breite Ablehnung
in Wiesbaden – von Horst Klee bis zur LINKEN – dazu
geführt hat, dass dieses Projekt nicht weiterverfolgt wird.
Ich hoffe, wenn wir in dieser Frage gemeinsam an einem
Strang ziehen, dass es auch gelingen wird, die geplanten
Kürzungen im Kulturetat zu verhindern.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich will noch eine Bemerkung zum Schluss machen. Hein-
rich Heine hat in seiner bissigen Auseinandersetzung mit
den Romantikern in seiner Schrift „Die romantische
Schule“ von 1836 einen Zeitbezug hergestellt. Er hat, was
auch schon Kollegin Beer ausgeführt hat, die Anschlussfä-
higkeit an Nationalismus und Militarismus benannt. Ich
will noch ein Zitat einbringen:

Als Gott, der Schnee und die Kosaken die besten
Kräfte des Napoleon zerstört hatten, erhielten wir
Deutschen den allerhöchsten Befehl, uns vom frem-
den Joche zu befreien, und wir loderten auf in männ-
lichem Zorn ob der allzu lang ertragenen Knecht-
schaft, und wir begeisterten uns durch die guten Me-
lodien und schlechten Verse der Körnerschen Lie-
der, und wir erkämpften die Freiheit; denn wir tun
alles, was uns von unseren Fürsten befohlen wird.
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In der Periode, wo dieser Kampf vorbereitet wurde,
musste eine Schule, die dem französischen Wesen
feindlich gesinnt war, und alles deutsch Volkstümli-
che in Kunst und Leben hervorrühmte, ihr trefflichs-
tes Gedeihen finden.

Meine Damen und Herren, am Zugang zum Osteinischen
Park steht oberhalb von Rüdesheim das Niederwald-Denk-
mal von 1883 mit der Germania. Dieses Denkmal erinnert
bekanntermaßen an den Sieg Preußens im Krieg gegen
Frankreich von 1871 und die Gründung des Deutschen
Kaiserreichs. Dieses Denkmal steht für ein militaristisches
und für ein kriegerisches Deutschland. Es steht für die
Feindschaft zu Frankreich.

Aus diesem Grund halte ich es für richtig, wie es auch die
Vorredner schon gesagt haben, wenn man über die Roman-
tik spricht und eine museale Aufarbeitung hat, sie auch ei-
ner kritischen Reflexion zu unterziehen und nicht nur
schwärmerisch, werbewirksam und unkritisch mit dieser
Kulturepoche umzugehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Niederwalddenkmal sollte auch eine Erinnerung daran
sein, dass wir eine nicht allzu romantische Sicht auf die
Rheinromantik werfen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Wissler. – Das Wort hat Herr
Staatsminister Boris Rhein, bitte sehr.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Jetzt eine roman-
tische Antwort auf die Kollegin Wissler! – Heiter-
keit bei der SPD)

Boris Rhein, Minister für Wissenschaft und Kunst:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich hatte nicht vor, auf den Vortrag des sonst von mir sehr
geschätzten Herrn Dr. Spies näher einzugehen.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Was heißt sonst?)

In Sachen Schauspielkunst hat schon der Fraktionsvorsit-
zende das Genügende und das Passende zum Kollegen Dr.
Spies gesagt. Aber dann hat mich die faustfeste Kollegin
Dr. Weyland mit einem passenden Zitat ausgestattet, das
im Gespräch zwischen Wagner und Faust, und zwar in der
ersten Nachtszene, gesagt wird:

Allein der Vortrag macht des Redners Glück.

Nichts passt besser auf den Vortrag, den wir eben gehört
haben, so kurz vor Weihnachten.

(Allgemeiner Beifall)

Verehrte Frau Kollegin Wissler, ich habe es schon mehr-
fach wahrgenommen, und ich nehme es auch immer wie-
der mit Respekt wahr, dass Sie gerne Heinrich Heine zitie-
ren. Ich möchte mir aber gar nicht ausmalen, was Heinrich
Heine sagen würde, wenn er wüsste, dass die Linkspartei
ihn heute für ihre Zwecke missbraucht.

(Beifall bei der CDU – Widerspruch bei der LIN-
KEN – Hermann Schaus (DIE LINKE): Das wäre
eine spannende Frage!)

– Das wäre eine spannende Frage, die wir vielleicht auch
einmal diskutieren könnten.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Heinrich Heine wäre
nicht in der CDU! – Weitere Zurufe von der SPD)

Lassen Sie mich insofern vorweihnachtlich milde werden.

Der berühmteste Gast des Brentano-Hauses, Johann Wolf-
gang von Goethe, soll, wenn wir dem, was wir wissen,
trauen, ein Morgenmuffel gewesen sein. Vielleicht ist auch
der eine oder andere ein Morgenmuffel gewesen. Er soll
schlechte Tischmanieren gehabt haben, und er soll insbe-
sondere seine Umgebung mit Herablassung behandelt ha-
ben. Das ist es, was Zeitgenossen von den Besuchen Goe-
thes im Haus der Familie von Brentano berichten.

Das kann man unglaublich schön bei Antonie Brentano
nachlesen, die das alles im Alter von 75 Jahren niederge-
legt hat. Er hat hier die Sommer 1814 oder 1815 verbracht.
Doch statt das zu kritisieren, statt darüber mit ihm ins Ge-
richt zu gehen, statt darüber zu diskutieren, wie die Verhal-
tensweisen Goethes besser sein könnten, wenn man irgend-
wo Gast ist, haben sie einfach – auch das haben wir ge-
mein – die Eigenarten gelassen hingenommen, weil zu die-
ser Zeit eines schon stattgefunden hat, nämlich die Vergöt-
terung des Dichterfürsten.

Wenn das Land Hessen jetzt, 200 Jahre später, das Brenta-
nohaus kauft, dann hat das überhaupt nichts mit Vergötte-
rung zu tun, dann soll das auch kein Beitrag zur Vergötte-
rung Goethes sein, sondern dann gibt es ganz andere,
weitaus handfestere Gründe. Wir als Hessen wollen uns
damit als das Land der deutschen Romantik darstellen;
denn das Brentanohaus ist ein wirklich herausragender, ein
authentisch erhaltener Ort der Romantik in Hessen. Er gilt
als das geistig-kulturelle Zentrum der deutschen Rheinro-
mantik. Das Ensemble soll jetzt, seiner historischen Bedeu-
tung entsprechend, in seiner Gesamtheit erhalten und der
Öffentlichkeit dauerhaft zugänglich gemacht werden.

Verehrte Frau Kollegin Wolff, in der Tat ist es so: Darüber
muss man reden, darüber soll man reden, und dafür eignet
sich nichts mehr als die Debatte in einem Parlament wie
diesem.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Kennzeichen für die Romantik sind die Freundschaftskrei-
se. Hier ist die romantische Idee entwickelt worden, hier ist
sie auch gelebt worden. Man hat hier diskutiert, man hat
philosophiert, man hat sich ausgetauscht. Der Mittelpunkt
genau dieses gesellschaftlichen Lebens ist in Winkel am
Rhein gewesen; es war der sogenannte Saal im ersten
Stock des Brentanohauses.

Wer sich einmal die Gästeliste anschaut – ich muss zu mei-
ner Schande zugestehen, und ich bedauere es; denn die Ge-
schichte wäre umso schöner gewesen –: Beethoven ist
wahrscheinlich nicht dabei gewesen. Aber es waren andere
dabei, und die lesen sich wirklich wie das „Who’s who“
der Geistesgrößen jener Zeit: Goethe natürlich, von Arnim,
von Brentano, Wieland, von Savigny, die Brüder Grimm,
von Günderrode und natürlich der Freiherr vom und zum
Stein. Schon das allein wäre Grund genug, sich um den Er-
halt dieses Brentanohauses zu bemühen.

Für uns als Land Hessen ist aber der Kauf des Brentano-
hauses nicht nur ein Immobiliengeschäft, nicht nur eine
Angelegenheit, um eine Immobilie zu retten. Für uns ist es
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ein weiterer Markstein, um die Epoche der Romantik er-
lebbar zu machen. Mit dem Konzept der Trägergesellschaft
des Hauses – sie besteht aus dem Hochstift und der Stadt
Oestrich-Winkel, denen ich beiden unendlich dankbar für
ihr Engagement bin – wird der Ort wieder mit Leben er-
füllt. Unter anderem wird es ein Forschungskolleg in Ko-
operation mit etlichen wissenschaftlichen Institutionen ge-
ben. Im Vordergrund steht natürlich zunächst einmal, dass
Sanierung und Restaurierung des Inventars stattfinden. Das
sind die Dinge, die jetzt stattfinden werden.

Wir als Land Hessen haben uns entschieden – auch das ist
ein Anlass, darüber zu reden, weil andere es anders ma-
chen –, wirklich viel Geld in die Hand zu nehmen, um in
einer großen Kraftanstrengung eine einmalige Chance zu
nutzen und der Schlüsselepoche der deutschen und der
europäischen Geistesgeschichte, der Romantik, in Hessen
wieder den Stellenwert zukommen zu lassen, den sie ver-
dient hat. Dabei reden wir natürlich von einem Dreiklang.

Frau Kollegin Wissler, im Gegensatz zu Ihnen habe ich ein
Orchesterinstrument gespielt.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Woher wissen Sie,
dass ich kein Instrument gespielt habe?)

Natürlich gibt es auch in romantischen Stücken einen Drei-
klang.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Ich habe zwei Jahre
lang erfolglos Geige gespielt!)

Nehmen Sie nur einmal das Hornkonzert von Carl Maria
von Weber und andere, nehmen Sie den „Freischütz“:
Überall sind Dreiklänge.

So machen wir hier auch einen Dreiklang, der in unserem
Romantikkonzept eine große Rolle spielt. Das ist natürlich
das geplante Deutsche Museum der Romantik in Frankfurt
am Main. Wir heben das deutlich hervor, weil es nicht im-
mer sicher gewesen ist. Auch darauf haben Frau Feldmayer
und Frau Wolff hingewiesen. Nicht alle, die gesagt haben:
„Wir sind am Ball“, sind das auch immer gewesen. Wir als
Land Hessen waren das. Wir waren wirklich der Anker in
dieser Frage.

Deswegen will ich das noch einmal sehr deutlich betonen:
Die Romantik ist eine Schlüsselepoche der deutschen und
der europäischen Geistesgeschichte, und zwar mit einer
politischen und mit einer gesellschaftspolitischen Prägung.
Wir reden aus dem Grund darüber, Herr Dr. Spies, weil die
Epochen der Aufklärung, der Klassik und der Moderne in
Wolfenbüttel, in Weimar und in Marbach mit Museen von
Weltgeltung vertreten sind, weil es aber für diese Bewe-
gung, über die wir heute reden, die Bewegung der Roman-
tik, weltweit keine vergleichbare Institution gibt, obwohl
es diese Epoche ist, die international mehr als jede andere
Zeitspanne westlicher Kultur mit Deutschland identifiziert
wird. Insoweit soll man, muss man, kann man darüber re-
den.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Deshalb war auch die Entscheidung für das Deutsche Mu-
seum der Romantik in Frankfurt am Main so wichtig, weil
es den Erinnerungsort für diese Epoche bilden wird. Basis
– auch darauf haben die Kolleginnen hingewiesen – ist die
weltweit einzigartige Sammlung zur Literatur der deut-
schen Romantik, die das Freie Deutsche Hochstift in den
letzten 100 Jahren zusammengetragen hat – im Übrigen

der Öffentlichkeit bislang weitgehend unbekannt. Es gibt
eine unmittelbare bewusste Nachbarschaft zum Goethe-
haus, weil hier eine klare Verbindung zum wichtigsten
deutschen Romantiker hergestellt wird.

Ich finde es besonders reizvoll, dass in diesem neuen Mu-
seum nicht nur die kulturellen Leistungen der Epoche im
Zentrum der Auseinandersetzung stehen werden, sondern
auch die Frage nach den literarisch fundierten Konturen
des modernen westlich-europäischen Menschenbildes und
dessen Realisierung im demokratisch verfassten Staat. So
wird ein Erlebnismuseum entstehen. Ich hoffe, dass es
wirklich so ist, wie die Beteiligten sagen, dass wir es im
Jahr 2018 eröffnen können.

Aber wer die Romantik in Hessen betrachtet, der wird sehr
schnell sehen, dass der Blick über die Stadtgrenzen Frank-
furts hinaus gehen muss, nach Hanau, Geburtsstadt der
Brüder Grimm, nach Offenbach, Karoline von Günderrode.
Das Handelshaus Brentano unterhielt in Mainz und in Bin-
gen Dependancen. Das einigende Band zwischen all diesen
Orten sind die Flüsse gewesen, der Main und der Rhein.
Auch damals schon, 1800, ist die Region ein besonderer
Transitraum gewesen. So erklärt sich auch, wie es dazu ge-
kommen ist, dass Franz Brentano sich die eingangs er-
wähnte Sommerresidenz zugelegt hat.

So fällt der Blick unweigerlich auf einen buchstäblich her-
ausragenden Ort der Rheinromantik. Das ist der dritte
Punkt, das ist der Park des Grafen von Ostein im Nieder-
wald oberhalb von Rüdesheim, der diesen Dreiklang, der
ein wirklicher Dreiklang ist, komplettiert. Er ist einer der
authentischsten Orte der Rheinromantik. Kein einziger
Flecken im Rhein-Main-Gebiet bietet so viele Facetten der
Romantik wie der Osteinische Park.

Als der Graf von Ostein Ende des 18. Jahrhunderts „sei-
nen“ Niederwald ausbaute, glaubte keiner – jedenfalls
glaube ich nicht, dass er das geahnt hat –, dass diese
Schöpfung einmal den Beginn der Rheinromantik darstel-
len würde. Prof. Bunzel vom Hochstift und von der Uni-
versität Frankfurt bezeichnet den Osteinischen Park sogar
als poetogenen Ort ganz besonderer Art, als die Krone der
Rheinromantik. Insoweit ist es richtig, sich um ihn zu küm-
mern.

Er gehört zu den frühesten Landschaftsparks in Deutsch-
land. Graf Ostein hat an der Hangkante zum Rhein kleine
Gebäude gesetzt, die dazu dienten, eine landschaftliche Si-
tuation zu charakterisieren, um beim Betrachter verschie-
dene Stimmungen hervorzurufen: verschlungene Waldwe-
ge, dichte Vegetation, dunkle Gänge durch pseudo-mittel-
alterliche Gebäude, die beim Besucher eine Spannung auf-
bauen, die sich am Ende in einen überraschend auftauchen-
den Ausblick in die grandiose Rheinlandschaft schlagartig
löst. Jeder, der dort gewesen ist, kennt dieses Erlebnis. Je-
der, der dort gewesen ist, weiß, wie wertvoll dieser Park
ist. Deswegen werden wir ihn revitalisieren. Deswegen
werden wir die einzigartige romantische Gartenkunst dort
wieder zum Leben erwecken und den Menschen nahebrin-
gen.

Insoweit kann man sagen, all diese Projekte zusammenge-
fasst, investieren wir als Land Hessen mehr als 10 Millio-
nen €, um die Epoche der Romantik in Hessen erfahrbar zu
machen, mit dem Brentanohaus, mit dem deutschen Ro-
mantikmuseum, mit dem Park des Grafen von Ostein. Das
ist nicht nur ein Dreiklang, es ist sogar eine Achse der Ro-
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mantik. Ich glaube, auch das kann man ohne Übertreibung
sagen.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Zwölftonmusik!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie mich
zum Schluss nur so viel sagen – Frau Feldmayer hat dan-
kenswerterweise darauf hingewiesen –: Wer sich über
Weihnachten, über die Feiertage etwas Gutes tun will, der
kann sich all das einmal anschauen. Der kann das bei-
spielsweise mit der App tun, die entstanden ist, mit dieser
unentgeltlichen Smartphone-App

(Heiterkeit des Abg. Thorsten Schäfer-Gümbel
(SPD))

– das würde auch dem Kollegen Schäfer-Gümbel guttun –,
die zu 100 Orten der Romantik führt. Die wird man in den
wenigen Tagen nicht alle erschließen können; das ist mir
auch klar. Die App bietet eine Zeitreise mit Informationen
zu den jeweiligen Städten, bietet Kurzbiografien der
Protagonisten und macht es insbesondere durch eine Zu-
sammenarbeit mit dem ZDF und 3sat möglich, all die ver-
linkten Filmbeiträge anzuschauen, die die Sender zum
Thema Romantik bereithalten.

Im Übrigen, lassen Sie mich das zum Abschluss sagen:
Wer immer noch kein geeignetes Weihnachtsgeschenk hat,
weil er durch die Plenartage davon abgehalten worden ist,
der kann das nachholen, und zwar wenige Hundert Meter
von hier – deswegen habe ich dieses dicke Buch mit mir
geschleppt –, indem er diesen wunderbaren Ausstellungs-
katalog „Rheinromantik – Kunst und Natur“ von einem
Museum erwirbt, das es in Wiesbaden gibt, nämlich von
unserem Landesmuseum, wenige Meter entfernt vom Mi-
nisterium.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Das war eine schöne
Ausstellung!)

Ich kann es nur anraten. Das ist ein tolles Geschenk, eine
tolle Möglichkeit, Weihnachten romantisch zu machen.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Kann man das bei Ih-
nen kaufen?)

Insoweit bleibt mir nur, Ihnen eine romantische Weihnacht
zu wünschen und Danke zu sagen für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Minister. – Frau Kollegin Beer hat das
Wort, FDP-Fraktion.

Nicola Beer (FDP):

Sehr verehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, es tut mir schrecklich leid, diese romantische Weih-
nachtsstimmung noch einmal kurz stören zu müssen, si-
cherlich auch nicht deswegen, weil sich Staatsminister
Rhein hier so leidenschaftlich und schwärmerisch von der
Achse oder Trias der Romantik hat hinwegtragen lassen,
sondern weil eine ganze Reihe von Schulklassen auf der
Empore anwesend sind und der Minister ausgerechnet
Goethe zum Romantiker vereinnahmt hat – ausgerechnet
Goethe.

Als Frankfurterin bin ich weit davon entfernt, in irgendei-
ner Weise ein Hader mit diesem Literaten zu pflegen, aber
ausgerechnet Goethe, von dem das Wort überliefert ist:
Klassik ist Gesundheit, Romantik ist Krankheit.

(Heiterkeit der Abg. Thorsten Schäfer-Gümbel
(SPD) und Janine Wissler (DIE LINKE) – Vizeprä-
sidentin Heike Habermann übernimmt den Vorsitz.)

Vor diesem Hintergrund kann man sich schon die Frage
stellen, wie ausgerechnet Goethe es empfinden würde, das
Museum der Romantik neben seinem Elternhaus zu finden.
Aber, Herr Minister, ich glaube, es ist auch gar nicht
schwer einsehbar, warum Goethe so über die Romantik ge-
urteilt hat. Gerade für die Jugendlichen, die in ihrer Schul-
zeit sicherlich mit einigen Werken der Literatur, aber auch
der sonstigen Künste aus der Romantik konfrontiert und
beschäftigt werden, ist es wohl nicht verwunderlich, dass
er so reagiert hat; denn – und da wird es wieder politisch –
die Romantik vermochte mit dem Glauben, gerade dem
Glauben an die Veränderbarkeit des Menschen, der aus der
Klassik herauskam, und damit auch an die Veränderbarkeit
der Gesellschaft, nichts anzufangen.

Ich glaube, dass wir heute, wiederum über alle Parteigren-
zen hinweg, gut daran tun, daran festzuhalten, dass der
Mensch sein Leben selbst in die Hand nehmen kann, dass
er auch diese Gesellschaft verändern kann – am besten
zum Guten –, und dass er genau diese Teilhabe zu den
Dingen verwenden kann, die seiner freien Entscheidung
obliegen, und wenn es die freie Entscheidung dieses Parla-
ments ist, die Achse oder auch die Trias der Romantik in
Hessen entsprechend zu finanzieren. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
SPD und der LINKEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank.

(Minister Boris Rhein: Frau Vizepräsidentin, ich
möchte gern noch etwas sagen!)

Boris Rhein, Minister für Wissenschaft und Kunst:

Verehrte Frau Kollegin, wie man mit so viel Überzeugung
so viel Falsches sagen kann, das gibt es wahrscheinlich
auch nur in einem so bekannten Maße, wie es uns im Falle
der FDP öfter begegnet und was wahrscheinlich auch in ei-
nem Zusammenhang mit dem Zustand der FDP von heute
steht.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Johann Wolfgang von Goethe ist einer der wichtigsten
deutschen Romantiker gewesen. Und wer heute Schülerin-
nen und Schülern, die hier auf der Tribüne sitzen, das Ge-
genteil darzustellen versucht, der muss sich wirklich fra-
gen, wo er gewesen ist, als es um Literatur gegangen ist.
Niemand hat den Aufbruchsgedanken des ausgehenden 18.
Jahrhunderts so entscheidend inspiriert wie Johann Wolf-
gang von Goethe, und zwar mit jedem seiner Werke.

Lesen Sie einfach Goethe nach, dann werden Sie es erfah-
ren, und erzählen Sie einer so großen Anzahl von jungen
Menschen nicht das, was Sie eben dargeboten haben. Dar-
um bitte ich Sie im Hessischen Landtag und so kurz vor
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Weihnachten, verehrte Frau Kollegin Beer. – Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Ich
schlage eine Anhörung zu diesem Thema vor! –
Weitere Zurufe)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kolleginnen und Kollegen, mir liegen keine Wortmeldun-
gen mehr vor. Damit ist die Debatte um Tagesordnungs-
punkt 48 beendet. Ich darf um etwas mehr Ruhe bitten.

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen der Präsiden-
tin)

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschließungsan-
trag der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN betreffend Brentanohaus – Deutsches Roman-
tik-Museum – Osteinischer Park als romantischer Drei-
klang Hessens, Drucks. 19/1241. Wer diesem Antrag seine
Zustimmung gibt, bitte ich um das Handzeichen. – Das ist
das gesamte Haus. Damit ist der Antrag angenommen.

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 24:

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Wohnungspo-
litik in Hessen gerecht und sozial gestalten – Drucks.
19/864 –

Vereinbarte Redezeit sind zehn Minuten. Als Erste hat
Frau Kollegin Feldmayer das Wort, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN.

Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich hoffe, Sie
jetzt nicht aus Ihrer romantischen Stimmung zu reißen.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Das ist sehr
wahrscheinlich!)

Wir reden jetzt über das Thema Wohnungspolitik, ein, wie
ich finde, sehr wichtiges Thema.

Wir alle wissen, dass es in den Ballungsräumen einen
großen Bevölkerungszuwachs gibt. Das ist schön und
spricht für die Attraktivität unserer Städte. Aber dieser ge-
waltige Zuwachs hat auch Auswirkungen auf den Woh-
nungsmarkt. Bei steigender Nachfrage nach Wohnungen
haben wir kein gleichbleibend hohes Angebot an Wohn-
bauten und neuen Mietwohnungen.

Dies führt bekanntermaßen zu Kostenproblemen bei den
Mieten, aber auch bei den Immobilienpreisen, und das be-
sonders in den stark nachgefragten Vierteln. Dort gibt es
spürbare Verdrängungseffekte der – so würde ich einmal
sagen – nicht so solventen Mieterinnen und Mietern zu den
Rändern der Stadt. Das darf nicht sein; denn die Stadt ge-
hört allen, der Markt regelt es in diesem Fall nicht, und aus
diesem Grund ist es gut, wenn die Politik, wenn wir dort
regelnd eingreifen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Es wird einfach zu viel hochpreisig gebaut und zu wenig
günstig. Es steht nicht genügend Wohnraum für alle Ge-
haltsklassen zur Verfügung. Deswegen haben wir es uns

auch zum Ziel gesetzt, diese Entwicklung, solange sie so
ist, zu stoppen. Hierbei sind alle politischen Ebenen gefor-
dert: Die kommunale Ebene, die Landesebene, aber auch
die Bundesebene. Hier nur zuzusehen wäre wirklich ver-
antwortungslos, meine Damen und Herren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb bin ich sehr froh, dass wir in Hessen in sehr kur-
zer Zeit – in ungefähr einem Jahr – schon wichtige woh-
nungspolitische Instrumente auf den Weg bringen konnten.
Da möchte ich mich ganz ausdrücklich beim Kollegen
Caspar und auch bei Ministerin Hinz bedanken, dass sie
hier schon sehr viel Arbeit geleistet haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Zuallererst möchte ich das Hessische Wohnraumförderge-
setz nennen, das wir jetzt weiterentwickelt haben. Wir ha-
ben es im letzten Plenum beschlossen. Damit haben wir
Förderprogramme auf den Weg gebracht, die wohnungspo-
litisch dort zielgerichtet den Fokus setzen, wo es nötig ist,
nämlich in den Universitätsstädten beim studentischen
Wohnen, beim Bau von Sozialwohnungen, aber auch für
die mittleren Einkommen; denn auch für diese gibt es nicht
mehr genügend bezahlbaren Wohnraum in unseren Groß-
städten. Das sind die Menschen, die zu viel für eine Sozial-
wohnung verdienen und zu wenig, um sich auf dem freien
Wohnungsmarkt eine Bleibe zu suchen. Auch für diejeni-
gen haben wir mit einem Mittelstandsprogramm gesorgt,
sodass der Bedarf an solchen Wohnungen gedeckt werden
soll.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Meine Damen und Herren, wir müssen aber nicht nur dafür
sorgen, dass Wohnraum gebaut wird. Wir müssen uns auch
darum kümmern, wo aktuell der Schuh drückt, und das
sind die Mietpreise, vor allem auch in den Ballungsräu-
men.

Wir haben deswegen die Kappungsgrenzenverordnung auf
den Weg gebracht, d. h. die Mietpreisbremse 1. Diese re-
gelt bei bestehenden Mietverhältnissen, dass die Mieten
nicht durch die Decke schießen können und innerhalb von
drei Jahren nur noch um 15 % statt um 20 % bis zur orts-
üblichen Vergleichsmiete steigen dürfen. Dass wir das ge-
schafft haben, ist auch eine sehr gute Nachricht für die
Mieterinnen und Mieter in Hessen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Die Hälfte der Bevölkerung in Deutschland – wahrschein-
lich auch in Hessen, dazu habe ich keine aktuellen Statisti-
ken – lebt eben in Mietwohnungen, aber das Statistische
Bundesamt hat 2011 gesagt, dass die Menschen im Schnitt
bereits 28,3 % ihres Einkommens für Miete ausgeben. Be-
sonders schlimm ist es bei den Geringverdienern, die bis
zu 50 % ihres Einkommens für Miete ausgeben. Auch an
dieser Schraube müssen wir drehen; denn das ist deutlich
zu viel.

Deswegen ist die Mietpreisbremse geboten – nicht nur die
Kappungsgrenzenverordnung –, die bei den Bestandsmie-
ten regelt, dass die Mieten gedeckelt werden, vor allem
dort, wo Wohnungen neu vermietet werden; denn gerade
da schießen die Mieten wirklich durch die Decke. Da gibt
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es wirklich enorme Steigerungen, wenn Wohnungen neu
vermietet werden.

Deswegen warten wir dringlichst darauf, dass diese Miet-
preisbremse vom Bund endlich beschlossen wird, und dann
so beschlossen wird, dass man wirklich eingreifen kann,
dass sie ein wirksames Instrument sein wird und dass die
Mieterinnen und Mieter vor allem rechtsverbindlich ihre
Rechte einklagen können.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Leider müssen wir bei der Mietpreisbremse für neu ver-
mietete Wohnungen noch auf die Vorgaben vom Bund
warten. Als schwarz-grüne Koalition werden wir diese
Mietpreisbremse auch auf den Weg bringen. Aber da müs-
sen wir – wie gesagt – noch warten. Der zuständige Minis-
ter, Herr Maas, hat sich hierfür sehr viel Zeit gelassen.

Zudem ist jetzt geplant, dass die Bundesländer jeweils,
wenn sie diese Mietpreisbremse einführen wollen, noch ein
Konzept vorlegen müssen, was sie außer dieser Mietpreis-
bremse noch zusätzlich tun, um den Wohnungsmarkt zu
entspannen.

Auch das ist wieder eine Last, die den Bundesländern auf-
gedrückt wird, und etwas, was wahrscheinlich zu weiteren
Zeitverzögerungen führen wird – eine Erschwernis für
Hessen, die Zeit kostet. In der Zeit werden die Mieten wie-
der erhöht werden. Das ist sehr bedauerlich.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Wir sehen die Mietpreisbremse nicht als unverhältnismä-
ßig an. Wir sehen in der Mietpreisbremse ein sinnvolles In-
strument, das einen Ausgleich zwischen den Mietern auf
der einen Seite und den Vermietern auf der anderen Seite
schaffen kann. Dafür muss die Mietpreisbremse – wie ge-
sagt – wirksam werden, damit die Mieter auch ihre Rechte
wahrnehmen können.

Eine weitere wohnungspolitische Maßnahme, über die wir
hier schon gesprochen haben, ist die Fehlsubventionsabga-
be. Wir haben im Koalitionsvertrag von Schwarz-Grün be-
schlossen, dass wir diese Fehlsubventionsabgabe in Hessen
wieder einführen wollen. Das braucht etwas Vorlaufzeit.

Auch das haben wir schon dargelegt, weil wir diesmal die-
se Fehlsubventionsabgabe in ein Gesetz gießen müssen, da
die Länder hierfür die Kompetenz bekommen haben. Diese
Fehlsubventionsabgabe wird wieder dazu führen, dass
Geld für den Bau von Sozialwohnungen bereitgestellt
wird. Das ist etwas, was die Kommunen dringend brau-
chen, um wieder Sozialwohnungen in ihren Kommunen
bereitstellen zu können und dort den Wohnungsmarkt zu
entspannen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Meine Damen und Herren, wir haben schon ein ganzes
Bündel an Maßnahmen auf den Weg gebracht und werden
weitere Maßnahmen auf den Weg bringen, um uns den ak-
tuellen Problemen – und es gibt Probleme – auf dem Woh-
nungsmarkt zu stellen. Wir reagieren. Denn es ist sozial
geboten und langfristig sowie nachhaltig wirksam, wenn
wir jetzt reagieren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

In diesem Zusammenhang möchte ich auch die erfolgrei-
chen Städtebauprogramme erwähnen, die Bund und Land
jeweils zur Hälfte finanzieren. Ich möchte das Programm
„Soziale Stadt“ herausgreifen, weil das besonders wichtig
und besonders gut ist, wie ich finde. Natürlich sind die an-
deren auch wichtig.

Aber dieses Programm „Soziale Stadt“ ist so beein-
druckend, weil bei diesem Programm die Bewohnerinnen
und Bewohner in den Vierteln, die in diesem Programm
sind, bei der Planung für dieses Projekt mitgenommen wer-
den.

Ich selbst wohne in Frankfurt-Höchst. Da ist Unterlieder-
bach nicht weit. Da gibt es wirklich ein hervorragendes
Projekt. Das ist jetzt zu Ende gegangen. Das Projekt „So-
ziale Stadt“ in Unterliederbach ist ausgelaufen. Aber weil
das wirklich so gut mit den Anwohnerinnen und Anwoh-
nern dieses Viertels geplant worden ist und weil die das
Programm so verinnerlicht haben, wirkt das nachhaltig
weiter. Es hat sich jetzt ein Nachbarschaftsverein gegrün-
det. An diesem Beispiel kann man sehen, dass dieses Pro-
gramm nachhaltig und wirksam für Hessen ist.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Aus diesem Grund freue ich mich, dass wir dieses Jahr
19,2 Millionen € für 27 Standorte in 24 Kommunen zur
Verfügung stellen konnten. Besonders freut es uns auch,
dass sechs neue Standorte in das Programm aufgenommen
werden können, unter anderem Darmstadt mit dem Pallas-
wiesenviertel. Herr Siebel, Sie kennen es wahrscheinlich.
Das ist eine besonders gute Nachricht auch für Darmstadt.
Herr Siebel, da dürfen Sie auch einmal klatschen.

(Minister Tarek Al-Wazir: Macht er nicht!)

– Macht er nicht, schade. Hört nicht zu, okay, macht
nichts.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Mit den 19 Millionen €, die vom Bund und dem Land Hes-
sen kommen, können, wie gesagt, gezielt Maßnahmen in
Stadtteilen mit Entwicklungsbedarf gefördert werden. Das
Förderprogramm „Soziale Stadt“ ist eines der wichtigsten
Felder in der Städtebauförderung.

Meine Damen und Herren, wir müssen uns natürlich auch
nicht nur um den Bau von Wohnungen kümmern, um die
Mieten kümmern, sondern wir müssen uns auch darum
kümmern, dass die Zweitmiete, also die Nebenkosten bei
der Miete, nicht an die Decke gehen. Wir wissen, die Ener-
giepreise sind in den letzten 20 Jahren enorm gestiegen,
mehr als die Mieten.

Deswegen ist es auch sehr gut, dass wir in Hessen ein
Energieeffizienzprogramm auf den Weg gebracht haben –
Minister Tarek Al-Wazir hat das gestern noch einmal vor-
gestellt –, um bei der Zweitmiete einen Deckel zu setzen,
damit die Wohnungen energetisch saniert werden.

Als Schwarz-Grüne haben wir uns zum Ziel gesetzt, die
Sanierungsquote im Gebäudebestand auf 2,5 bis 3 % pro
Jahr zu erhöhen. Hierzu ist dieses Landesprogramm Ener-
gieeffizienz hervorragend geeignet, um Anreize im Woh-
nungsbau zu schaffen, energetisch zu sanieren. Ich glaube,
das sind wirklich gute Programme,
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Vizepräsidentin Heike Habermann:

Frau Kollegin, Sie müssen bitte zum Schluss kommen.

Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

die wir hier auf den Weg bringen. Deswegen freue ich
mich, dass Sie heute über dieses Thema debattieren. Wir
können selbstverständlich nicht alle Probleme von heute
auf morgen lösen. Aber wir haben uns auf den Weg ge-
macht. Meine Damen und Herren, in diesem Sinne wün-
sche ich Ihnen allen frohe Weihnachten.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Schaus, DIE
LINKE.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Vor gerade einmal drei Wochen haben wir hier an gleicher
Stelle über einen Gesetzentwurf zur Förderung von sozia-
lem Wohnungsbau gesprochen. Damals sagte ich, dass das
Regierungshandeln der schwarz-grünen Landesregierung
nach einem Jahr mit der bekannten und sicherlich nicht be-
sonders guten Formel „Sie waren stets bemüht“ zusam-
mengefasst werden kann.

Heute möchten Sie sich für diese Bemühungen erneut fei-
ern lassen. Als Anlass nehmen Sie dafür einen Jubelantrag,
wie wir ihn in der vergangenen Legislaturperiode unter
Schwarz-Gelb schon einige Male vorliegen hatten.

Ihr Antrag enthält so viele Absichtserklärungen und Be-
kräftigungen von Selbstverständlichkeiten, dass ich mich
frage, warum Sie eigentlich eine Feststellung des Landta-
ges, dass morgen die Sonne aufgehen werde, ausgelassen
haben.

Eine gute Wohnungspolitik zeichnet sich nicht dadurch
aus, dass wir hier im Landtag zum x-ten Mal über sie dis-
kutieren. Eine gute Wohnungspolitik zeichnet sich nur da-
durch aus, dass die Zahl der Anspruchsberechtigten, denen
keine entsprechend preiswerte Wohnung angeboten wer-
den kann, endlich sinkt.

(Beifall bei der LINKEN)

Genau das ist seit Jahrzehnten nicht der Fall. Wie aus der
Antwort auf eine Kleine Anfrage von mir vom 02.12. die-
ses Jahres hervorgeht, ist die Zahl der Wohnungssuchen-
den auf 45.431 gestiegen. Die Zahl der Menschen, die
nicht mit Wohnraum zu einem angemessenen Preis ver-
sorgt werden können, steigt also weiter und wird dank Ih-
rer zögerlichen und bisweilen sogar kontraproduktiven
Wohnungspolitik in den kommenden Jahren genauso wei-
ter ansteigen, wie in den vergangenen Jahren.

Meine Damen und Herren von den GRÜNEN, ich sage es
Ihnen ganz klar: Von Ihrem eigenen Anspruch an einen gu-
ten Wohnungsmarkt, den Sie in Ihrem Antrag für sich pro-
klamieren, sind Sie selbst meilenweit entfernt.

(Beifall bei der LINKEN)

In Ihrem Antrag bekräftigen Sie Ihre Bemühungen, alle
Menschen mit Wohnraum zu fairen Preisen versorgen zu
wollen. Sie bekräftigen Ihre selbstgesteckten Ziele bei der
Sanierungsquote irgendwann einmal erreichen zu wollen.
Sie feiern eine Selbstverständlichkeit, nämlich die Kom-
pensationsmittel in vollem Umfang für die hessischen
Wohnraumförderprogramme zu verwenden. Und Sie wol-
len feststellen lassen, dass Sie die vielfältigen Probleme
des Wohnungsmarktes in Hessen angenommen haben.

Meine Damen und Herren, wenn Sie halb so viel darüber,
was Sie alles Gutes für den hessischen Wohnungsmarkt
tun wollen, fabulieren würden und statt Jubelanträge stel-
len, endlich damit einmal beginnen würden, dann wäre den
mehr als 45.000 registrierten Familien, die seit Jahren auf
eine Sozialwohnung warten, mehr als geholfen.

Ständige Absichtserklärungen und das Bekenntnis, Proble-
me vermeintlich erkannt zu haben, helfen hingegen nie-
mandem. Mehr handeln und weniger reden, das wäre ange-
sagt.

Schauen wir uns doch einmal die schwarz-grüne Woh-
nungspolitik in der Praxis an. Erst vor drei Wochen haben
Sie hier mit Ihrer Mehrheit eine – wie Sie es nennen –
Weiterentwicklung des Hessischen Wohnraumförderungs-
gesetzes durchgedrückt. Das hat niemand bestritten: In der
Tat haben Sie mit dem Gesetz einige kleine Schritte in die
richtige Richtung gemacht. Diese führen Sie jedoch so-
gleich dadurch wieder ad absurdum, da Sie trotz Auswei-
tung des Kreises der Anspruchsberechtigten keine zusätzli-
chen Mittel für den sozialen Wohnungsbau zur Verfügung
stellen. Es streiten sich also sozusagen mehr Leute um die
gleichen Mittel aus dem Topf.

Die berechtigte Kritik der Experten in der Anhörung wurde
dabei sowohl in Ihrem Gesetz als auch bei Ihrem Festhal-
ten an der extrem ungerechten Nachwirkungsfrist von le-
diglich fünf Jahren völlig ignoriert. Zeitgleich haben Sie
unter dem Deckmantel einer redaktionellen Anpassung die
Möglichkeit des straffreien Leerstands von sozial gebunde-
nem Wohnraum von bisher drei auf sechs Monate erhöht.
Das ist ein Schlag in das Gesicht all derjenigen, die drin-
gend eine günstige Wohnung benötigen.

Aber nicht nur bei der Wohnraumförderung war Ihre Poli-
tik halbherzig und bisweilen kontraproduktiv. Auch bei der
Verordnung zur Feststellung von Gebieten mit besonderem
Wohnraumdefizit, also der sogenannten Kappungsgrenze,
gibt es einige Ungereimtheiten.

Dass die Studie des IWU Darmstadt, die als Grundlage da-
zu diente, die betroffenen 32 hessischen Kommunen zu be-
stimmen, auf Bitten von uns vom Ministerium herausgege-
ben wurde, will ich ausdrücklich loben und mich bei Ihnen,
Frau Ministerin, für die Übersendung bedanken. Dass die-
ses Gutachten aber gegenüber den Mitgliedern der betrof-
fenen Kommunalparlamente zunächst als Geheimsache be-
handelt wurde, schürte unnötiges Misstrauen bei den Kom-
munen, die nicht in die Verordnung aufgenommen wurden.

Nach der ersten Lektüre des Gutachtens des IWU und der
Verordnung zur Kappungsgrenze hege ich jedoch den Ver-
dacht, dass es Ziel des Ministeriums war, die Zahl der
Kommunen, die in die Verordnung aufgenommen werden
sollte, möglichst gering zu halten. Dass Sie zudem offen-
bar daran arbeiten, die Kappungsgrenzenverordnung nun
auch auf einzelne Stadtteile anzuwenden, halte ich für
falsch und sogar gefährlich, weil es die ungleiche Entwick-
lung innerhalb einer Stadt befördern würde.
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Unklar ist uns darüber hinaus auch die Zahl 600 Millio-
nen € Fördermittel. Was rechnen Sie denn da alles ein?
Woher kommt diese Zahl? Ist das pro Haushaltsjahr oder
für die gesamte Legislaturperiode gemeint? Das wird alles
bewusst offengelassen.

Hessen investiert 62 Millionen € Bundesmittel pro Jahr in
den sozialen Wohnungsbau, die nun auch, wie gesagt, ohne
Erhöhung für Studentenwohnungen mit ausgegeben wer-
den dürfen. Das sind in der Legislaturperiode etwas mehr
als 300 Millionen €, also die Hälfte dessen, was Sie in Ih-
rem Antrag angeben.

Ich frage auch, was eigentlich Ihr bereits vor Monaten an-
gekündigter Gesetzentwurf zur Fehlbelegungsabgabe
macht. Davon gibt es bisher keine Spur. Frau Ministerin,
ich biete Ihnen gerne an, auf den von uns bereits vor Mo-
naten eingebrachten Gesetzentwurf zurückzugreifen, damit
Sie hier endlich etwas tun und wir diese Gerechtigkeits-
lücke endlich wieder schließen können.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Chance, den Kommunen ca. 20 Millionen € zusätzli-
che Mittel für den sozialen Wohnungsbau dadurch bereits
ab 2015 zur Verfügung zu stellen, ist leider bereits vertan.
Ich denke, wir sind uns alle darin einig, dass die prekäre
Wohnungssituation nicht nur auf Landesebene behoben
werden kann. Vielmehr müssen auch die Kommunen dazu
beitragen. Ich sage dazu: Sie müssen dazu in die Lage ver-
setzt werden, dies mit entsprechenden finanziellen Mitteln
auch tun zu können.

Dafür brauchen sie die entsprechende finanzielle Unter-
stützung. Deshalb fordern wir weiterhin ein zusätzliches
Landesprogramm mit jährlich 14 Millionen € zum Bau von
4.000 Sozialwohnungen und ein Sonderprogramm mit
jährlich 40 Millionen € zum Bau von 2.000 Studierenden-
wohnungen.

Meine Damen und Herren, Ihre Wohnungspolitik ist wenig
innovativ, noch weniger sozial, und von gerecht kann auch
keine Rede sein. Denn Sie halten weiter an vielen unsozia-
len Punkten wie die niedrige Nachwirkungsfrist oder an
der Eigentumsförderung fest und sind nicht bereit, zusätzli-
che Landesprogramme aufzulegen. Ihre Wohnungspolitik
wird deshalb auch in absehbarer Zeit leider nicht zu einer
Verbesserung der Lage in den Ballungsgebieten führen.
Sie werden daher verstehen, dass wir Ihrem Entschlie-
ßungsantrag nicht zustimmen werden.

Herr Wagner, weil wir vor Weihnachten stehen, möchte
ich in Anlehnung an die vorangegangene romantische De-
batte mit dem Hinweis schließen: Wir wünschen uns zwar
keine Wohnverhältnisse für alle wie seinerzeit im Brenta-
nohaus – aber schön wäre das schon.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Herr Kollege Lenders
für die FDP-Fraktion.

Jürgen Lenders (FDP):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, liebe Kolle-
gen! Dass wir erneut über die Wohnungsbaupolitik in Hes-
sen diskutieren können, freut den Wohnungsbaupolitiker.
Ich möchte allerdings doch eher bezweifeln, dass der Ent-

schließungsantrag substanziell neue Erkenntnisse gebracht
hat.

(Beifall der Abg. Jörg-Uwe Hahn und Nicola Beer
(FDP))

Lassen Sie mich eines voranschicken. Wir werden die Her-
ausforderungen im Wohnungsbau nicht ohne Investitionen
in Neubauten stemmen können. Das können private Woh-
nungsbaugesellschaften sein. Das können private Eigentü-
mer sein, die in Mietwohnungen investieren. Oder es kön-
nen Wohnungsbaugenossenschaften sein. Aber allein mit
Mitteln des Landes werden wir die Herausforderungen nie-
mals stemmen können.

(Beifall bei der FDP)

Ohne die Betrachtung des ländlichen Raums und das Su-
chen der Chancen des ländlichen Raums und ohne Investi-
tionen in die Infrastruktur werden Sie die Probleme im
Ballungsraum niemals lösen können. Wir können uns heu-
te z. B. für die Stadt Frankfurt schon ausrechnen, wie viele
Wohneinheiten dort noch errichtet werden können.

(Beifall bei der FDP)

Wenn Sie das verinnerlichen und mir zumindest insoweit
zustimmen können, komme ich auf die Instrumente zu
sprechen, die die Landesregierung einsetzen will, um auf
die Herausforderungen zu reagieren. Frau Kollegin Feld-
mayer hat auf die Mietpreisbremse verwiesen. Ihr Ent-
schließungsantrag zielt darauf ab.

Liberale haben immer vor der Mietpreisbremse gewarnt.
Dieses Instrument wird die Mieten eher verteuern, anstatt
sie günstiger zu machen.

(Beifall bei der FDP)

Die Untersuchungen geben das her. Wir wissen heute, dass
überall da, wo es möglich war, die Vermieter schon einen
kräftigen Schluck aus der Pulle genommen haben. Sie wa-
ren unter dem Eindruck der Mietpreisbremse nahezu ge-
zwungen, die Mieten jetzt anzuheben, um der Mietpreis-
bremse quasi aus dem Weg zu gehen.

Dieser Effekt ist belegbar. Er ist da. Wir haben davor ge-
warnt. Sie wollten nicht hören.

Die Mietpreisbremse ist aber auch ein deutliches Signal an
die Investoren, nicht mehr in die Schaffung des Wohn-
raums zu investieren. Das wird uninteressant. Denn der
Staat nimmt da einen Eingriff ins Eigentum vor.

Damit haben wir genau das Gegenteil von dem erreicht,
was wir eigentlich erreichen wollten. Das mag im Moment
noch vernünftig funktionieren. Aufgrund der niedrigen
Zinsphase, die wir haben, wird in das Betongold investiert.
Aber was passiert eigentlich mit diesen Instrumenten,
wenn die Zinsen eines schönen Tages ansteigen sollten? Es
wird dann für Kapitalgeber zunehmend uninteressant wer-
den, in den Wohnungsbau zu investieren. Das Resultat da-
von ist, dass sich die Mieten weiter erhöhen werden.

(Beifall bei der FDP)

Mittlerweile haben wir prominente Mitstreiter für die Miet-
preisbremse bei der CDU. Ob das der Ministerpräsident
Volker Bouffier ist oder auch der Fraktionsvorsitzende der
CDU, Herr Boddenberg: alle verteidigen dieses Instrument
– ich glaube, wider besseren Wissens.

Aber natürlich sind Sie auch selbst Gesetzgeber. Sie haben
das Wohnraumfördergesetz auf den Weg gebracht. Dann
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kamen die Errungenschaften der „Sozialen Stadt“. Da fragt
man sich aber schon, warum Sie es in dem neuen Wohn-
raumfördergesetz so schwer gemacht haben, beispielsweise
die Wohnraumumfeldgestaltung, die genau die gleichen
Absichten hat wie das Programm „Soziale Stadt“, daraus
zu fördern.

Warum haben Sie beispielsweise die Eigenheimförderung
wieder zurückgedreht? Die Eigentumsförderung war gera-
de für den ländlichen Raum sehr wichtig, weil nicht nur
der Neuerwerb gefördert worden ist, sondern auch Bausub-
stanz gefördert wurde. Das dient dazu, das Wohnen im
ländlichen Raum attraktiv zu gestalten.

Meine Damen und Herren, Sie haben auch noch andere
Dinge auf den Weg gebracht, z. B. die Grunderwerbsteuer.
Da haben Sie nochmals eine kräftige Steuererhöhung be-
schlossen. Am Ende wird die Grunderwerbsteuer das Woh-
nen verteuern; und dann auch die Effekte, die im Kommu-
nalen Finanzausgleich angelegt sind und dazu dienen, die
Grundsteuern A und B anzuheben. Das sind umlagefähige
Nebenkosten, und auch diese Zeche zahlen die Mieterin-
nen und Mieter, niemand anderes.

(Beifall bei der FDP)

Zum Thema Fehlbelegungsabgabe. Meine Damen und
Herren, das Land Hessen wäre das einzige Bundesland, das
diese Fehlbelegungsabgabe erneut einführen würde. Da
hilft schon einmal ein Blick nach draußen. Wie haben bei-
spielsweise die Sozialdemokraten in Hamburg die Woh-
nungsbauherausforderungen gelöst? Wenn man die Kolle-
gen dort fragt, sagen sie: Schafft alles weg, was die Inves-
titionen erschwert, vor allen Dingen: Lasst die Finger von
einer Fehlbelegungsabgabe. Die ist viel zu bürokratisch,
und am Ende rechtfertigt sie die Einnahmen überhaupt
nicht.

Mein Problem bei der Fehlbelegungsabgabe war und ist,
dass es genau die falschen Menschen trifft. Es trifft näm-
lich diejenigen, die in einer geförderten Wohnung leben,
denen es ein kleines Stück besser geht und die aus der Be-
zugsberechtigung herausgewachsen sind. Genau diese
Menschen sollen in Zukunft in Hessen wieder die Fehlbe-
legungsabgabe zahlen. Meine Damen und Herren, ich emp-
finde das als unsozial, als mittelstandsfeindlich.

(Beifall bei der FDP – Zuruf des Abg. Hermann
Schaus (DIE LINKE))

– Herr Schaus, vielleicht werden wir uns an dieser Stelle
sogar einmal einig? Das wäre ja etwas Neues.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Gar nicht! Da wer-
den wir nicht einig!)

Lassen Sie es mich Ihnen vielleicht zugutehalten, dass un-
sere Absicht die gleiche ist, wir nur ganz andere Instru-
mente verwenden wollen, um diese Ziele zu erreichen.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Okay!)

Meine Damen und Herren, eigentlich fehlt in diesem Ge-
leitzug, den die Landesregierung beschlossen hat, um die
Investitionen ins Wohnen in Hessen teurer zu machen,
noch das Zweckentfremdungsgesetz. Herr Schaus, Sie ha-
ben das in der vergangenen Legislaturperiode hin und wie-
der eingebracht. Das wäre doch spannend.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Ja, wir kommen
damit wieder!)

– Machen Sie das ruhig. Ich bin einmal sehr gespannt, wie
die GRÜNEN dann auf dieses Zweckentfremdungsgesetz,
ein Enteignungsgesetz par excellence,

(Lachen des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))

reagieren werden. Da bin ich wirklich höchst gespannt. –
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP – Hermann Schaus (DIE LIN-
KE): Eigentum verpflichtet! Das ist auch ein Grund-
satz der Verfassung!)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Caspar,
CDU-Fraktion.

Ulrich Caspar (CDU):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Dass die
Menschen in Hessen wohnen können, ist ein Grundbedürf-
nis. Es ist wichtig. Es ist notwendig. Es ist Aufgabe des
Staates und der Politik, alles dafür zu tun, dass die Men-
schen mit angemessenem Wohnraum versorgt sind.

Es ist aber nicht Aufgabe der Politik, das alles mit eigenen
Mitteln zu tun. Deswegen ist die Kritik, die hier genannt
wurde – die 60 Millionen €, die 300 Millionen €, die 600
Millionen €: alles ist viel zu wenig – falsch. Denn es ist
nicht so, dass wir als Land Hessen mit diesen Mitteln die
Wohnungen bauen, sondern diese Mittel sind Anreize in
Form von Zinsverbilligungen, die dazu führen, dass milli-
ardenschwere Pakete von privaten Investoren aufgelegt
werden, die damit Tausende von zusätzlichen Wohnungen
errichten. Das ist für uns das Entscheidende.

Es geht darum, dass öffentliche Gelder, die Gelder, die wir
den Bürgerinnen und Bürgern unseres Landes zunächst ab-
nehmen müssen, in dieser Form wieder in den Kreislauf
zurückgegeben werden, damit mit diesen Maßnahmen
möglichst viel erreicht wird. Deswegen sind die Program-
me, die das Land Hessen zur Wohnraumversorgung und
zur Stärkung der Wohnraumversorgung auflegt, auf einem
guten Weg.

Ich möchte mich ausdrücklich bei Frau Staatsministerin
Hinz bedanken. In der Öffentlichkeit werden Sie sehr stark
als die Umweltministerin wahrgenommen, aber ich muss
sagen, in der Art und Weise, wie Sie sich der Wohnungs-
politik widmen, werden Sie mehr und mehr zur Woh-
nungsministerin für dieses Land. Sie machen eine hervor-
ragende Arbeit – vielen Dank dafür.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ja, im Wohnungsbereich gibt es ganz unterschiedliche Ent-
wicklungen. In Regionen in Mittel- und Nordhessen haben
wir teilweise ein Überangebot an Wohnraum. Dort ist es
nicht notwendig, dass mit zusätzlichen Mitteln des Staates
eingegriffen wird. Aber in den Ballungsräumen haben wir
die Situation, dass es dort einen starken Zuzug und eine
Vermehrung der Nachfrage gibt.

Das hat mehrere Gründe. Zum einen haben wir immer
mehr Studierende und junge Menschen, die in die großen
Städte ziehen, weil sie dort attraktive Arbeitsplatzangebote
finden. Das Zweite ist, dass der Kaufkraftzuwachs bei der
Bevölkerung angekommen ist. Der führt natürlich auch da-
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zu, dass man sich mit mehr Kaufkraft den gleich großen
Wohnraum weiter leisten kann oder sich sogar vergrößert
oder, wenn ein Familienangehöriger auszieht, man in der
bisherigen Wohnung bleibt. Wir haben auch ein Anwach-
sen der Zahl der Singlehaushalte.

All das führt dazu, dass es insbesondere in den Ballungs-
räumen mehr Nachfrage gibt. Wenn es aber mehr Nachfra-
ge gibt, dann kann man, wenn man nicht will, dass die
Mieten ins Unermessliche steigen, nur eines tun, nämlich
Anreize und Möglichkeiten zu geben, zusätzlichen Wohn-
raum zu schaffen. Hier sind die Programme, die das Land
anbietet, genau die richtigen.

Es wurde hier kritisiert: Warum macht ihr nicht mehr für
die Eigentumsförderung? – Dazu kann man nur sagen: Die
Politik, die in Deutschland auf Bundesebene seit vielen
Jahren gemacht wird – eine Politik der Stabilität –, hat da-
zu geführt, dass weltweit anerkannt wird, dass der Bundes-
haushalt gut aufgestellt ist und die Zinsen massiv nach un-
ten gegangen sind. Seit es die Bundesrepublik Deutschland
gibt, hatten wir noch nie ein solch niedriges Zinsniveau.

Diejenigen Bürgerinnen und Bürger, die aufgrund der de-
mografischen Entwicklung unseres Landes wissen, dass
die Dinge in Zukunft nicht einfacher werden, die kaufen
wollen, die in Immobilien investieren wollen – sei es, dass
sie in Mietobjekte investieren oder selbst Eigentümer wer-
den wollen –, kann man nur aufrufen, dass sie dieses nied-
rige Zinsniveau heute dafür nutzen, Eigentum zu erwerben,
Eigentumswohnungen zu kaufen. Denn die Eigentums-
wohnung garantiert, dass man nicht gentrifiziert wird. Wer
eine Eigentumswohnung in einem Stadtteil hat, in dem er
gerne leben möchte, der weiß: Ihn können Mietsteigerun-
gen in Zukunft nicht mehr schrecken.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Er weiß auch, wenn er aus seinem aktiven Erwerbsleben
herausfällt und im Alter geringere Einkünfte als heute hat,
dass er gleichwohl in dieser Wohnung in diesem Stadtteil
wohnen bleiben kann. Die Eigentumsbildung ist die beste
Form gegen Gentrifizierung.

Das ist deswegen heute möglich, weil das Zinsniveau so
niedrig ist. Das ist auch genau der Grund, warum in dieser
Zeit zusätzliche staatliche Förderung nicht erforderlich ist.

(Beifall bei der CDU und der FDP sowie der Abg.
Sigrid Erfurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Wir haben auf der anderen Seite die Situation, dass es eine
erhebliche Nachfrage nach Mietwohnraum gibt und dass in
den letzten Jahren Zurückhaltung beim Mietwohnungsbau
geübt wurde. Der Bund hat den Ländern zwar die Zustän-
digkeit für die Wohnungspolitik, aber nicht für die Miet-
rechtspolitik übertragen. Unser bundesweit geltendes Miet-
recht ist nicht gerade dazu geeignet, um Investitionen in
den Mietwohnungsbau besonders zu befördern.

Deshalb müssen die Länder zusätzliche Maßnahmen er-
greifen und Förderprogramme auflegen. Ich bin der Kolle-
gin Feldmayer sehr dankbar, dass sie sich bei den Gesprä-
chen innerhalb der Koalition mit hoher Fachkompetenz da-
für eingesetzt hat, dass hier verschiedene Regelungen auf
den Weg gebracht werden, angefangen bei einer Änderung
Wohnraumfördergesetzes bis hin zu einschlägigen Richtli-
nien.

Sie hat richtigerweise das Mittelstandsprogramm erwähnt,
denn für uns ist es schon wichtig, dass auch in einer Groß-
stadt wie Frankfurt am Main Polizisten, Feuerwehrmänner,
Krankenschwestern und Krankenpfleger, die wir in dieser
Stadt brauchen, dort angemessen wohnen können. Dafür
bietet das Programm, für das Sie sich persönlich sehr in-
tensiv eingesetzt haben – nochmals vielen Dank dafür –
gute Möglichkeiten, die wir den Bürgerinnen und Bürgern
in Hessen anbieten.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Wohnungspolitik ist in dieser Koalition auf einem gu-
ten Weg. Sie findet hohe Anerkennung, und sie wird die
Probleme Schritt für Schritt lösen. Wir wissen, dass die
Probleme nur dann gelöst werden können, wenn zusätzli-
cher Wohnraum entsteht. Wir wissen auch, dass das nicht
von heute auf morgen möglich ist. Die Programme, die
jetzt auf den Weg gebracht worden sind, schaffen aber die
Voraussetzungen dafür und werden entsprechende Erfolge
bringen.

Ich möchte allen Beteiligten danken. Ich denke, dass wir
auch an den Entwicklungen auf dem Mietpreismarkt sehr
bald sehen werden, dass die Programme erfolgreich wir-
ken, die wir auf den Weg gebracht haben. Die Menschen in
Hessen können sicher sein, dass sie sich bei dieser Koaliti-
on in Sachen Wohnraumversorgung gut aufgehoben fühlen
können. Wir werden das weiterhin erfolgreich umsetzen
und würden uns freuen, wenn das Haus in breitem Konsens
unsere Politik begleiten könnte.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Siebel, SPD-
Fraktion.

Michael Siebel (SPD):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wissen Sie, wann die Politik der Opposition im Woh-
nungsbau erfolgreich war? Das ist dann der Fall, wenn der
Kollege Caspar den Talk von der Notwendigkeit, angemes-
senen und bezahlbaren Wohnraum für die Erzieherinnen in
Darmstadt und für die kleinen Polizeibeamten in Frankfurt
zu schaffen, zu seinen eigenen Worten und zur Maxime
seines Handelns macht. Deshalb ganz herzlichen Dank für
Ihre Einlassungen, Herr Caspar.

(Beifall bei der SPD)

In der Tat ist das der Punkt, worum es im Ballungsgebiet
Rhein-Main geht: Für die Bezieher kleiner und mittlerer
Einkommens müssen Wohnungen geschaffen werden.

Ich habe in dieser Debatte die Hoffnung, dass uns Ministe-
rin Hinz die Sache mit den 600 Millionen € erklärt. Natür-
lich ist bei diesen 600 Millionen € die gesamte Legislatur-
periode gemeint: fünf Jahre jeweils 62 Millionen € aus
dem Sondervermögen. Hinzu kommt das Geld aus den
Kompensationsmitteln. Ich habe außerdem die Hoffnung,
dass Frau Hinz uns heute erklärt, wie die Kompensations-
mittel, die vom Bund kommen, dem Sondervermögen der
WIBank zugeführt werden. Das war eine der Fragen, die in
der kursorischen Lesung offen geblieben sind.
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(Zuruf der Ministerin Priska Hinz)

– Das ist immer noch nicht geklärt. Der Rechnungshof hat
Ihrem Haus gesagt, dass die Kompensationsmittel dem
Sondervermögen nicht zugeführt werden dürfen. Aus-
schließlich in diesem Sondervermögen wären sie aber si-
cher vor den Zugriffen, den „klebrigen Fingern des Parla-
ments“, wie es so schön heißt. Wir wollen, dass die Kom-
pensationsmittel auch in Zukunft ausschließlich für den
Wohnungsbau in Hessen zur Verfügung gestellt werden.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der LIN-
KEN)

Jetzt komme ich auf Ihren Antrag zu sprechen. Frau Feld-
mayer, Herr Caspar, lesen Sie Ihre Anträge eigentlich vor-
her noch einmal durch? Ich konfrontiere Sie mit den Wor-
ten, die am Anfang Ihres Antrags stehen – liebe Bürgerin-
nen und Bürger, hören auch Sie sich das an –: „Der Land-
tag bekräftigt, dass alle Menschen in Hessen die Möglich-
keit bekommen sollen, sich angemessen und zu fairen Prei-
sen mit Wohnraum zu versorgen.“ – Meine sehr verehrten
Damen und Herren, was denn sonst? Das ist doch eine Tri-
vialität, eine Selbstverständlichkeit.

(Zuruf des Abg. Ulrich Caspar (CDU))

– Der Gegenschluss wäre, dass Sie es für erwähnenswert
halten, dass sich die Menschen in Hessen nicht zu fairen
Preisen bedienen können.

Warum müssen Sie diese triviale Feststellung treffen? Herr
Caspar, Frau Feldmayer, ich weiß nicht, ob Sie in der ma-
thematischen Beweisführung den Unterschied zwischen
notwendiger und hinreichender Voraussetzung kennen.
Notwendig ist für eine Regierung, dass sie das tut, was ei-
gentlich selbstverständlich ist, dass sie sich nämlich mit
den Problemen des Landes auseinandersetzt. Entschuldi-
gung, wenn ich das einmal so sage. Wenn sie nicht einmal
das täte – – Aber das war ja schon einmal der Fall.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der LIN-
KEN)

Kai Klose ist gerade nicht da. Der kann ein Lied davon sin-
gen. Wir hatten doch die Situation, dass es in Hessen nicht
selbstverständlich war, dass die Fehlbelegungsabgabe ab-
geschafft wird. Ich kann mich noch an die flammenden Re-
den von Herrn Caspar erinnern, dass die Abschaffung der
Fehlbelegungsabgabe Teufelswerk sei. Ich finde es gut,
dass wir anders entschieden haben.

Ich kann mich noch entsinnen, dass geleugnet worden ist,
dass die Kompensationsmittel dem Sondervermögen zuge-
führt werden müssen. Mit Verlaub, der ehemalige Wirt-
schafts- und Wohnungsbauminister Florian Rentsch hat –
das wurde nachgewiesen – 5 Millionen € aus diesen Mit-
teln nicht für den Wohnungsbau verausgabt.

Wir hatten die Situation, dass das Hessische Wohnraum-
förderungsgesetz tatsächlich ein zahnloser Tiger war. Jetzt
hat es vielleicht ein oder zwei Zähnchen, aber nach wie vor
fehlt die finanzielle Unterlegung dieses Gesetzes, damit
das tatsächlich umgesetzt werden kann, was in diesem Ge-
setz in schöner Prosa steht. Thomas Spies könnte das viel,
viel besser ausführen.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Wir hatten die Situation, dass die Nassauische Heimstätte
zum Verkauf und zur Disposition stand. Ich vermisse bis
zum heutigen Tag, dass die neue Landesregierung die Nas-

sauische Heimstätte als Gestaltungselement für den Sozia-
len Wohnungsbau in Hessen einsetzt. Frau Feldmayer,
Herr Caspar, vielleicht sollten Sie einmal darüber diskutie-
ren – in der großen Einigkeit, die zwischen Ihnen herrscht.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der LIN-
KEN)

Die Nassauische Heimstätte ist nicht irgendein bürokrati-
sches Unternehmen in diesem Land, bei dem Sie regelmä-
ßig 4 % Dividende abgreifen können, sondern ein Unter-
nehmen, mit dem Sie etwas gestalten könnten, mit dem Sie
kraftvoll das voranbringen könnten, was bislang noch nicht
zu sehen ist. Frau Feldmayer, ich gebe zu, Wohnen ist ein
Produkt, das über lange Zeiträume wirkt. Deshalb ist es ja
so notwendig, sich nicht auf dem auszuruhen, was man er-
reicht hat, sondern tatsächlich voranzuschreiten.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte auf die Ausführungen des Hessischen Minister-
präsidenten eingehen. Er ist schon wieder nicht da. – Oder
ist er doch da? Ich will ihm nicht unrecht tun.

(Zurufe von der CDU)

– Nein, dann lassen wir ihn weiter Kaffee trinken.

(Holger Bellino (CDU): Seien Sie nicht so unver-
schämt!)

– Herr Bellino, meine Fraktion hat mir vorgeworfen, dass
ich heute eine Krawatte mit kleinen Karos trage. Die Kra-
watte ist eine Reaktion auf Ihren gestrigen Vorwurf. Regen
Sie sich doch nicht auf.

(Zuruf des Abg. Holger Bellino (CDU))

– Ich möchte mich mit dem Ministerpräsidenten auseinan-
dersetzen, nicht mit Ihnen.

(Zurufe von der CDU)

Der Ministerpräsident hat gestern Verständnis dafür ge-
zeigt, dass man gar nicht anders könne, als Wohnungspoli-
tik nach Kassenlage zu machen, und er hat mir vorgewor-
fen, ich würde immer zu viel Geld fordern. Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, nach dem Verständnis meiner
Fraktion ist Wohnungspolitik in den Kommunen, in den
Ländern und natürlich auch im Bund eine Aufgabe der Da-
seinsvorsorge. Wohnen hat den gleichen Stellenwert wie
Trinkwasser, wie Energieversorgung oder wie Breitband-
versorgung. Alle diese Bedürfnisse sind nicht nach Kas-
senlage zu befriedigen,

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

sondern die Aufgaben der Daseinsvorsorge müssen nach
den Bedarfen erfüllt werden. Das ist der zentrale Unter-
schied zwischen der Haltung Ihres Ministerpräsidenten –
natürlich auch meines Ministerpräsidenten, so viel Respekt
habe ich als Hesse vor dem Amt schon – und der Haltung,
die Sie an dem Punkt mit dem Koalitionspartner CDU in
Einklang bringen müssen.

Jetzt kommen wir zur Zukunft. Ich will das noch einmal
unterstreichen: ein Ja zur Zweckbindung der Kompensati-
onsmittel. Ich hatte schon dazu gesagt, dass wir genau
schauen werden, ob das wirklich passiert. Die Mietpreis-
bremse ist richtig. Darin unterscheide ich mich auch vom
Kollegen Schaus, der sagt, die Regeln, die da gemacht
worden sind, seien nicht in Ordnung.

(Zuruf des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))
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Wenn man eine Kappungsgrenze für Mietpreiserhöhungen
definiert, muss man das raumbezogen machen. Ich halte
das in der Konsequenz für richtig. Die Wiedereinführung
der Fehlbelegungsabgabe ist ebenfalls richtig. Ich begrüße,
dass es – wie auch immer – gelungen ist, innerhalb des
Sondervermögens eine Umschichtung vorzunehmen, so-
dass jetzt für den Wohnungsbau rund 62 Millionen €
zweckgebunden sind.

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der CDU, ich
kann mich noch lebhaft daran erinnern, dass ihr ehemaliger
wohnungspolitischer Sprecher Gottfried Milde uns immer
vorgerechnet hat, dass mehr als 32 Millionen € für den
Wohnungsbau aus dem Sondervermögen auf gar keinen
Fall verfügbar wären. Deshalb finde ich es ganz interessant
– gerade für einen Oppositionspolitiker –, was innerhalb
des Landeshaushalts geht. Das begrüßen wir nachhaltig.

Ich will an dieser Stelle noch einmal sagen: Im Rahmen
der Anhörung des Gesetzentwurfs ist auch zum Ausdruck
gekommen, dass wir, würden wir die gesamten Mittel des
Sondervermögens für den Wohnungsbau einsetzen, 2.450
Wohnungen pro Jahr fördern könnten. Ich gebe Ihnen das
für Ihre weitere Arbeit einfach einmal zum Nachdenken
mit auf den Bildschirm.

(Beifall bei der SPD)

Sie rufen immer: Die Opposition hat keine Konzepte, jetzt
sagt doch einmal, was ihr machen wollt. – Ich will Ihnen
deswegen in der letzten mir verbleibenden einen Minute
und 14 Sekunden kurz vier Konzepte vorstellen, um dieses
Spiel „Regierung fragt – Opposition antwortet nicht“ zu
durchbrechen. Ich antworte Ihnen.

Ich finde, das sollten wir zum Gegenstand der Diskussio-
nen hier machen: Frau Ministerin, erstens schlage ich Ih-
nen vor, in Hessen unter Beteiligung der Wohnungswirt-
schaft, der Bauwirtschaft, der Immobilienwirtschaft und
des Mieterbundes sowie der Kommunen so etwas einzu-
richten wie das, was Frau Bundeswohnungsbauministerin
Hendricks auf Bundesebene gemacht hat, nämlich ein
Bündnis für preiswerten Wohnraum.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich schlage das
deshalb vor, weil die Maßnahmen des Bundes natürlich mit
den Maßnahmen des Landes in Einklang gebracht werden
müssen. Das trifft sich übrigens mit dem Punkt von Herrn
Lenders: die Tatsache, dass wir in der Bundesrepublik 9,1
Millionen Klein- und Kleinstvermieter haben, die sich
dann dort einbringen könnten.

Frau Hinz, was halten Sie denn von einem Sonderpro-
gramm in Hessen, das darauf hinausläuft, so etwas wie ei-
ne Kesselprämie einzuführen? Warum schlagen Sie das
nicht im Bundesrat vor? Sie wissen, dass die Akteure eine
solche Idee für richtig halten. Das würde die Klein- und
Kleinstvermieter, die nicht darauf aus sind, riesige Mie-
teinnahmen zu erzielen, aktivieren und dazu motivieren, in
ihre Bestände zu investieren.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollege Siebel, die eine Minute 14 Sekunden ist über-
schritten, und ich bitte Sie, zum Schluss zu kommen.

Michael Siebel (SPD):

Das sehe ich auch gerade. Jetzt habe ich keinen guten
Schluss. Doch, ich habe einen guten Schluss.

(Heiterkeit bei der SPD – Zurufe der Abg. Ulrich
Caspar und Judith Lannert (CDU))

Ich bin sehr stolz darauf, dass die SPD-Fraktion in der
Haushaltsberatung einen Antrag eingebracht hat, der zu-
sätzliche 250 Millionen € für den Wohnungsbau für die
mittleren und kleinen Einkommen induziert hätte, also für
den Polizeibeamten und für die Erzieherin. Das ist unser
Weg, das ist unser Vorschlag. Frau Ministerin, damit kön-
nen Sie sich jetzt gern auseinandersetzen.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Das Wort hat Staatsministerin Hinz.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abgeordnete!
Die Versorgung der Bürgerinnen und Bürger in Hessen mit
bezahlbarem Wohnraum ist für uns ein wichtiges politi-
sches Thema, und wir haben die Verantwortung dafür, dass
die Wohnungspolitik in Hessen so gestaltet wird, dass wir
bezahlbaren Wohnraum in Hessen haben. Das gilt im Mo-
ment vor allen Dingen für die Ballungsräume, weil die
Mieten dort rasant steigen und der Wohnungsdruck hoch
ist.

Dagegen sind in den ländlichen Gebieten eher leer stehen-
de Wohnungen zu besichtigen. Wir zielen mit unserer Poli-
tik der Infrastruktur, der Dorferneuerung und -entwicklung
sowie der Nachnutzung von Gebäuden, die leer stehen,
darauf ab, dass auch in ländlichen Räumen weiterhin at-
traktive Wohnungen und Lebensmöglichkeiten bestehen,
damit wir keine weiteren Abwanderungen in den urbanen
Raum haben.

Trotzdem ist klar, das Rhein-Main-Gebiet bedarf im Mo-
ment besonderer Aufmerksamkeit. Da tun wir aus meiner
Sicht eine ganze Menge. Da Sie eingefordert haben, dass
ich hier einmal Nachhilfe gebe, werde ich das gern tun.

Wir haben in dieser Wahlperiode über 600 Millionen € zur
Verfügung: 62 Millionen € reguläre Förderung für den so-
zialen Wohnraum, respektive auch für die Bildung von Ei-
gentum, wobei Sie ja wissen, dass wir den Schwerpunkt in
den nächsten Jahren auf soziale Wohnraumförderung set-
zen. Das sind über 150 Millionen € in dieser Wahlperiode.
Dann setzen wir die 30 Millionen € an Kompensationsmit-
teln des Bundes ein. Herr Schaus, wie Sie auf 60 Millio-
nen € kommen, ist mir ein Rätsel. Es sind 30 Millionen €
pro Jahr. Das macht ebenfalls 150 Millionen € in dieser
Wahlperiode. Dann setzen wir noch einmal zusätzlich 150
Millionen € aus dem Sondervermögen ein, d. h. insgesamt
über 600 Millionen € für diese Wahlperiode.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Natürlich ist es in Zeiten knapper Kassen und in Zeiten der
Schuldenbremse geboten, zu überlegen, wie viel Geld ein-
gesetzt werden kann. Aus den Summen können Sie er-
schließen, dass das ein Schwerpunkt für uns ist. Den wol-
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len wir auch in den nächsten Jahren beibehalten. Für
nächstes Jahr bedeutet das übrigens, dass wir alles in allem
in der Spitze bis zu 155 Millionen € für Wohnraumförde-
rung einsetzen können.

Ich finde, es ist ein gutes Signal, dass wir hier tatsächlich
unserer Verantwortung gerecht werden, und wir hoffen,
dass wir viele Wohnungsbaugesellschaften und viele Kom-
munen finden, die mittun, im urbanen Raum zusätzliche
Wohnungen zu bauen, damit die Menschen dort bezahlbare
Wohnungen finden werden.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben die Richtlinien zur Förderung studentischen
Wohnraums aufgrund der Änderung des Gesetzes jetzt in
Kraft gesetzt. Da geben wir 10 Millionen € Zuschuss und
75 Millionen € zinsgünstige Darlehen allein für studenti-
schen Wohnraum. Ich finde, das ist gut angelegtes Geld,
weil wir in Hessen davon profitieren, dass wir viele Studie-
rende haben. Wir können und wollen die Kommunen damit
aber nicht alleinlassen. Es ist gut, wenn die Studierenden
bei uns studieren, schließlich bleiben sie nach dem Studi-
um sehr oft in Hessen. Das ist für unsere Zukunft sinnvoll,
weil es wiederum zur Wertschöpfung beiträgt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Richtlinien für die Förderung von Wohnraum für den
Mittelstand, d. h. für die Polizistin und den Erzieher, wie
es so schön heißt, befinden sich bereits in der Anhörung.
Diese können Anfang nächsten Jahres in Kraft gesetzt wer-
den, sodass wir auch hier mit der Förderung beginnen kön-
nen. Das ist dann komplementär mit dem Programm zu
koppeln, das in Frankfurt schon aufgelegt wurde. Ich glau-
be, dass es gerade für die Großstadt Frankfurt zu neuen Er-
leichterungen führen wird.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben für dieses und nächstes Jahr Belegrechte im
Wert von 5 Millionen € für 680 Wohnungen – natürlich
vorrangig im Ballungsraum – gekauft. Auch das ist eine
eklatant hohe Summe.

Ich bin froh darüber, dass wir dieses Programm wieder
aufgelegt haben und dass sich auch die Nassauische Heim-
stätte – weil das angesprochen wurde – daran beteiligt und
Belegrechte erworben hat; denn damit steuern wir die Poli-
tik der Nassauischen Heimstätte um, die eigentlich schon
zum Verkauf freigegeben war.

Es ist aus meiner Sicht als Aufsichtsratsvorsitzende völlig
klar: Die Nassauische Heimstätte muss eine Politik fahren,
die zum Ziel hat, gerade im Ballungsraum sozialen Wohn-
raum zu fördern, über Belegrechte zu verfügen und Men-
schen mit bezahlbarem Wohnraum zu versorgen. Das sind
der Auftrag und die Aufgabe der Nassauischen Heimstätte,
und daran werden auch die Politik und die Strategie der
Nassauischen Heimstätte in den nächsten Jahren ausgerich-
tet.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU – Vizepräsident Wolf-
gang Greilich übernimmt den Vorsitz.)

Aber – da ich gerade bei dem Thema bin – die Nassauische
Heimstätte verfolgt auch bei den nicht gebundenen Wohn-
beständen eine maßvolle Mietenpolitik. Auch das ist wich-
tig. Wir können nicht nur Sozialwohnungen im Bestand

der NH haben, sondern es muss auch frei finanzierter Miet-
wohnungsbau dazugehören. Auch hier ist es so: Die NH
bleibt mit den Mietpreissteigerungen von 1,8 % pro Jahr
unter dem Betrag, der seitens des Bundes als Mietpreis-
bremse geplant wird. Sie liegt mit ihren Mieten von
6,15 €/m² in Frankfurt noch unter den Vergleichsmieten im
Quartier. Auch das ist eine gute Politik.

Wir brauchen natürlich auch Mieten, die dazu beitragen,
dass man wieder in die Instandhaltung investieren kann.
Aber die Mietpolitik muss so maßvoll sein, dass auch
Menschen mit normalem Einkommen bei der Nassaui-
schen Heimstätte Wohnungen finden können.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Dies ist und bleibt ein Beitrag zur Beseitigung des Woh-
nungsmangels. Es ist klar, das ist unser Hauptziel: Förde-
rung und Bau bezahlbarer Wohnungen.

Aber – damit komme ich zu der anderen Seite – wir müs-
sen natürlich auch Mietpreispolitik betreiben. Mit der Kap-
pungsgrenze haben wir jetzt in Hessen ein Instrument ein-
geführt, das ich für richtig halte: Wir haben 29 hessische
Gemeinden mit angespannten Wohnungsmärkten in die
Kappungsgrenzenverordnung aufgenommen.

Herr Schaus, es ist richtig, wie wir mit der Studie umge-
hen: dass wir sie erst einmal als Material für uns nehmen,
um unsere Verordnung zu bearbeiten; denn wir stehen in
der Pflicht, eine Verordnung so rechtssicher zu machen,
dass sie nicht bei der ersten Klage umfällt.

(Heiterkeit)

Deswegen ist es notwendig, dass wir genau abgrenzen:
Welche Gebiete können dazugehören und welche nicht? Es
geht hier nämlich auch um Eingriffe in das Eigentum. Na-
türlich verpflichtet Eigentum, aber der Staat kann auch
nicht willkürlich in Eigentum eingreifen. Deswegen brau-
chen wir hier rechtssichere Lösungen. Ich meine, wir ha-
ben hier eine gute, rechtssichere Lösung gefunden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Zurzeit läuft im Bund das Gesetzgebungsverfahren für ein
Gesetz, die sogenannte Mietpreisbremse betreffend. Ich
hoffe sehr, dass sie bald kommt, damit wir hier eine ent-
sprechende Verordnung erarbeiten können.

Wir haben auch die Kündigungssperrfristverordnung in
Kraft gesetzt, die dazu dient, bei der Umwandlung von Ei-
gentumswohnungen in Mietwohnungen bezahlbaren
Wohnraum zu erhalten. Das bedeutet eine verlängerte
Kündigungsfrist von fünf Jahren zum Schutz der Mieter.
Auch das dient einer guten Mietpreispolitik, die wir in
Hessen in diesem Jahr angegangen sind und die wir fort-
führen wollen.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Frau Ministerin, ich darf Sie auf die Fraktionsredezeit hin-
weisen.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Ein Punkt, der mir noch wichtig ist, ist die Fehlbelegungs-
abgabe. Die Fehlbelegungsabgabe muss in Hessen eine
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neue gesetzliche Grundlage bekommen. Wir können nichts
mit dem Entwurf der LINKEN anfangen, der auf falschen
Grundlagen beruht, der teilweise falsch aus dem alten Bun-
desgesetz abgeschrieben worden ist. Wir erarbeiten eine
neue, saubere Grundlage.

Ich gehe davon aus, dass wir den Entwurf im ersten Quar-
tal des nächsten Jahres in den Landtag einbringen können –
wir sind schon im Gespräch mit den Kommunen darüber –,
sodass wir den Kommunen möglichst rasch die Möglich-
keit eröffnen können, eine Fehlbelegungsabgabe zu erhe-
ben und diese Mittel wiederum zugunsten der Förderung
sozialen Wohnraums einzusetzen.

Unsere unterschiedlichen Programme – all die Themen
rund um die Stadtentwicklung – sind ein Beitrag dazu,
nicht nur Wohnungen zu schaffen und gemeinsam mit der
Wohnungswirtschaft für bezahlbaren Wohnraum zu sor-
gen, sondern auch die Städte insgesamt attraktiv zu halten.
Auch das ist ein wesentlicher Baustein für eine attraktive
Wohnungs- und Stadtentwicklungspolitik.

Ich bin zuversichtlich, dass wir in den nächsten Jahren hier
auch die weiteren Instrumente beschließen und damit dafür
sorgen können, dass es in Hessen gerade im Ballungsraum
guten, bezahlbaren Wohnraum gibt. Wir jedenfalls werden
daran arbeiten, und ich freue mich über jegliche Unterstüt-
zung, auch vonseiten der Opposition. – Danke schön.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Frau Ministerin. – Mir liegen keine weiteren
Wortmeldungen vor. Die Aktuelle Stunde ist abgehalten.

Wir haben über den Entschließungsantrag der Fraktionen
der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend
Wohnungspolitik in Hessen gerecht und sozial gestalten,
Drucks. 19/864, zu entscheiden. Wer stimmt diesem An-
trag zu? – Das sind die Fraktionen der CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – Das sind die
weiteren Fraktionen des Hauses. Damit ist dieser Antrag
beschlossen.

Eingegangen und auf Ihren Plätzen verteilt ist ein Dringli-
cher Antrag der Fraktion DIE LINKE betreffend Landesre-
gierung darf nicht am Streikbruch mitwirken, Drucks.
19/1264. Wird die Dringlichkeit bejaht? – Das ist der Fall.
Dann wird dieser Dringliche Antrag Tagesordnungspunkt
61 und kann, wenn dem nicht widersprochen wird, mit den
Tagesordnungspunkten 47 und 59 zu diesem Thema aufge-
rufen werden.

Weiterhin ist eingegangen und auf Ihren Plätzen verteilt
ein Dringlicher Antrag der Fraktionen der CDU und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Errichtung und
Betrieb von Windenergieanlagen in Hessen, Drucks. 19/
1265. Wird hier die Dringlichkeit bejaht? – Das ist der
Fall. Dann wird dieser Dringliche Antrag Tagesordnungs-
punkt 62 und kann, wenn dem nicht widersprochen wird,
mit Tagesordnungspunkt 46 zu diesem Thema aufgerufen
werden.

Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 47:

Entschließungsantrag der Fraktion DIE LINKE betref-
fend Tarifbindung im Versandhandel: Solidarität mit
den Amazon-Beschäftigten – Drucks. 19/1240 –

in Verbindung mit Tagesordnungspunkt 59:

Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktionen der
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Ta-
rifautonomie achten, Verhandlungen führen – Drucks.
19/1262 –

und Tagesordnungspunkt 61:

Dringlicher Antrag der Fraktion DIE LINKE betref-
fend Landesregierung darf nicht an Streikbruch mit-
wirken – Drucks. 19/1264 –

Frau Kollegin Wissler, Sie haben das Wort.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir haben diese
Aktuelle Stunde beantragt, weil wir ein Zeichen der Soli-
darität mit den 2.500 Beschäftigten bei Amazon, die in die-
ser Woche streiken, setzen wollen. Wir haben diese Aktu-
elle Stunde auch beantragt, weil es nicht hinnehmbar ist,
dass sich ein Unternehmen wie Amazon weigert, auch nur
Verhandlungen mit der zuständigen Gewerkschaft ver.di
aufzunehmen und den korrekten Tarifvertrag anzuwenden.

(Beifall bei der LINKEN)

Mittlerweile beteiligen sich die Mitarbeiter an sechs Stand-
orten an den Streikaktionen, und wir wünschen den Be-
schäftigten alles Gute und vor allem Ausdauer beim
Kampf um den Tarifvertrag.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Versandhandel erlebt derzeit einen Boom. Der Anteil
des Onlinehandels am Handelsvolumen in Deutschland be-
trägt mittlerweile rund ein Zehntel, Tendenz stark steigend.
Das hat natürlich auch Auswirkungen auf unsere Gesell-
schaft, auf die Innenstädte, auf unsere Verkehrsströme, auf
die Marktstrukturen des Einzelhandels und natürlich auf
die dortigen Arbeitsbedingungen.

Gerade die Firmen Zalando und Amazon haben mit frag-
würdigen Arbeitsbedingungen immer wieder Schlagzeilen
gemacht. Bei Zalando recherchierte das ZDF 2012 under-
cover und fand haarsträubende Arbeitsbedingungen vor,
beispielsweise ein Verbot, sich hinzusetzen, zu wenige und
völlig verschmutzte Toilettencontainer, eine kategorische
Überwachung und das alles für einen Stundenlohn von 7 €
als Zeitarbeiter oder auch nur für einen feuchten Hände-
druck, wenn man dorthin nämlich im Rahmen einer Ein-
gliederungsmaßnahme als unbezahlter Praktikant abgeord-
net wurde.

Auch bei Amazon in Bad Hersfeld gab es nach Recherchen
des Hessischen Rundfunks im letzten Jahr starke Kritik an
den dortigen Zuständen, insbesondere an den Arbeitsbedin-
gungen und Unterkünften für Saisonarbeitskräfte. Ich will
nur darauf hinweisen, dass dieser Umgang mit Leiharbei-
tern natürlich auch eine Ursache in der Deregulierung der
Leiharbeit auf Bundesebene hat.

(Beifall bei der LINKEN)

Nun streiken die Beschäftigten bei Amazon schon seit län-
gerer Zeit für die Anwendung des geltenden Tarifvertrags
für den Einzel- und Versandhandel. Amazon verdient sein
Geld durch den Verkauf an Endkunden. Er ist damit ein
Einzelhändler. Nur Amazon sieht das anders und behaup-
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tet, es sei ein Logistikunternehmen. Aber natürlich ver-
kauft der Konzern die Waren, die er einlagert und ver-
packt.

Meine Damen und Herren, mit der gleichen Logik könnte
ein Gemüsehändler behaupten, er sei in der Reinigungs-
branche tätig, nur weil er täglich seinen Laden durch-
wischt. Andere Versandhändler, die nämlich nach Tarif be-
zahlen, sehen sich einem Wettbewerbsnachteil ausgesetzt.
Deshalb ist es auch nicht verwunderlich, dass sich der
Bundesverband E-Commerce und Versandhandel Deutsch-
land e. V. von Amazon und seinen Arbeitsbedingungen
immer wieder distanziert.

Amazon droht mit seiner Marktmacht zum Lohndrücker
der Branche zu werden. Der Konzern nimmt Subventionen
mit, wo es geht, vermeidet hierzulande aber weitgehend
Steuerzahlungen. Gerade wurde bekannt, dass das Ama-
zon-Firmengeflecht mit Zentrum in Luxemburg mit dem
dortigen Finanzminister individuell über seinen Steuersatz
verhandelte, und zwar, das sei angefügt, unter freundlicher
Mitarbeit des Beratungsunternehmens PwC, dem die Lan-
desregierung auch gern große Aufträge erteilt. Auch die
Mehrwertsteuer auf alle Verkäufe von Amazon wird in Lu-
xemburg fällig. All das ist, soweit wir bisher wissen, legal,
aber es ist nicht legitim, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Forderungen der streikenden Amazon-Beschäftigten
sind wahrlich nicht überzogen. Sie fordern den Lohn, den
die anderen, nach Tarif bezahlende Versandhändler, auch
bezahlen. Sie streiken eben nicht nur für ihre eigenen Inter-
essen, sondern auch für die Kolleginnen und Kollegen bei
den tariftreuen Unternehmen, die dem Lohndruck durch
Amazon irgendwann nicht mehr standhalten können und
dann eben ihre Löhne oder Arbeitsstandards absenken
könnten.

Ich will noch einmal bewusst machen, dass die Päckchen,
die vielleicht in wenigen Tagen unter vielen Weihnachts-
bäumen liegen werden, bei Amazon von Menschen zusam-
mengestellt, verpackt und verschickt werden, die hart ar-
beiten, die im Schichtdienst arbeiten, am Tag oftmals viele
Kilometer zurücklegen und tagtäglich unter dem Druck
stehen, schneller arbeiten zu müssen als der Durchschnitt
der Belegschaft, was im Übrigen schon rein mathematisch
gar nicht bei allen funktionieren kann.

Die Streikenden fordern weniger befristete Verträge. Be-
fristete Verträge sollten eine Ausnahme in Stoßzeiten und
eben nicht die Regel sein. Derzeit sind in Bad Hersfeld
aber nicht einmal ein Drittel der Beschäftigten unbefristet
beschäftigt. Die Beschäftigten fordern Anerkennung, sie
fordern weniger Leistungsdruck, weniger Überwachung
und angemessene Urlaubstage und Zuschläge. Sie fordern
all das, was ihnen zustehen würde, wenn der korrekte Ta-
rifvertrag angewendet würde.

Der Streik zeigt erste Auswirkungen. Ich finde, dass man
deutlich machen muss: Die Forderungen, die die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer stellen, sind von einem
Unternehmen, das dreistellige Millionengewinne einfährt,
wirklich nicht zu viel verlangt. Es ist das Mindeste, dass
solch ein Unternehmen keine Tarifflucht begeht.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Streik zeigt erste Auswirkungen, auch wenn Amazon
das bestreitet. Für den letzten und den kommenden Sonn-
tag hat Amazon die Genehmigung von Sonntagsarbeit be-

antragt. Das ist aus Sicht von Amazon logisch. Ich halte es
aber für einen Skandal, dass das Regierungspräsidium Kas-
sel die Sondergenehmigung für Sonntagsarbeit tatsächlich
während eines Streiks erteilt hat. Ich habe die Bewilligung
des Regierungspräsidiums Kassel vorliegen und mir durch-
gelesen, was hierfür die Argumente sind.

Ich will deutlich machen: Damit fällt die Landesregierung
den Streikenden in den Rücken und greift auf unzulässige
Weise in einen Arbeitskampf ein. In Ihrem Antrag, den Sie
heute eingebracht haben, betonen Sie die Tarifautonomie
und wenden sich gegen politische Einflussnahme. Aber ge-
nau das ist passiert. Die Genehmigung wurde der Ge-
schäftsführung am 11.12. übermittelt. Als die Streikaktio-
nen bekannt waren, nämlich drei Tage nach dem ersten
Streiktag im Dezember, wurde während eines laufenden
Streiks Sonntagsarbeit genehmigt.

Diese Genehmigung ist mehr als fragwürdig. Dass der Ver-
sandhandel per se nicht von gesamtgesellschaftlichem In-
teresse ist und keine generelle Ausnahme vom Verbot der
Sonntagsarbeit rechtfertigt, hat das Bundesverwaltungsge-
richt erst kürzlich festgestellt.

Das Regierungspräsidium selbst schreibt in seinem Be-
scheid an Amazon – ich zitiere –:

Das Tatbestandsmerkmal ‚besondere Verhältnisse‘
[ArbZG] … kann aus der von der Antragstellerin ge-
gebenen Antragsbegründung nicht vollumfänglich
mit Klarheit bejaht werden. Es erscheint nicht nach-
gewiesen, dass die von der Firma Amazon beschrie-
bene Situation vom üblichen Betriebsablauf oder Ar-
beitsablauf so erheblich abweicht und so gewichtig
ist, dass sie … eine Ausnahme von der Sonntagsruhe
rechtfertigt. Der geltend gemachte saisonale Spitzen-
bedarf beruht zumindest zum Teil auf eigenen Wer-
beversprechen und vermag solche Verhältnisse al-
lein nicht zu begründen.

Und weiter:

Hinzu kommt, dass durch eine Bewilligung auf die-
ser Grundlage Wettbewerbsvorteile gegenüber dem
stationären Einzelhandel entstünden. Weihnachten
allein kann keine besonderen Verhältnisse begrün-
den, die zu einem unverhältnismäßigen Schaden füh-
ren. Hinzu kommt, dass vom Unternehmen selbst
gegebene Lieferzusagen allein kein Grund für eine
entsprechende Ausnahmebewilligung darstellt.

Ich frage: Warum wurde Amazon trotzdem die Ausnahme-
genehmigung erteilt? Warum erteilt das Regierungspräsidi-
um Kassel, also eine der Landesregierung direkt unterge-
ordnete Behörde, warum erteilt Regierungspräsident Dr.
Lübcke einem Unternehmen, bei dem sich die Beschäftig-
ten gerade im Arbeitskampf befinden, eine Sondergeneh-
migung für Sonntagsarbeit, obwohl in dem Schreiben aus-
geführt wird, dass auch aus Sicht der Behörde vieles dage-
gen spricht?

Wie kann man in einer solchen Situation die Genehmigung
für Sonntagsarbeit erteilen? Was hier gerade passiert, ist
doch wirklich ein vom Land unterstützter Streikbruch.

(Beifall bei der LINKEN – Holger Bellino (CDU):
Jetzt beruhigen Sie sich mal wieder!)

Das Regierungspräsidium wusste von den bereits stattge-
fundenen und geplanten Streikaktionen. Es wusste auch
um die Brisanz, die sich daraus ergibt. Das belegt nämlich
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das Anschreiben, mit dem die Genehmigung verschickt
wurde. Ich will Ihnen wörtlich aus der E-Mail zitieren. Im
E-Mail-Anschreiben des Regierungspräsidiums Kassel
heißt es wörtlich:

Zum Thema Streik haben meine Vorgesetzten ent-
schieden: die Anträge wurden am 03.12. und
04.12.2014 gestellt und so begründet, dass die Be-
willigungsvoraussetzungen nach dem ArbZG erfüllt
sind. Streik war zu diesem Zeitpunkt kein Thema.
Somit sieht man auch die Neutralitätsverpflichtung
des Staates nicht verletzt, wenn die Sonntagsarbeit
wie beantragt bewilligt wird.

Das Regierungspräsidium wusste also nachweislich vor der
Bewilligung von den Streikaktionen. Die Genehmigung
wurde drei Tage nach dem ersten Streiktag erteilt. Es ist in
der E-Mail aufgeführt, dass man offensichtlich um die Bri-
sanz wusste. Trotzdem hat man den Streik genehmigt. Es
kann nicht sein, dass das Land Hessen zum Streikbrecher
wird, indem es während eines Arbeitskampfs bei Amazon
Sonderschichten am Sonntag zulässt. Das darf es bei Ama-
zon nicht geben und bei keinem anderen Unternehmen in
Hessen.

(Beifall bei der LINKEN – Ismail Tipi (CDU): Das
geht auch leise! Was nutzt denn die Aufregung?)

Der Sonntag ist ein besonders geschützter Tag; es kann
nicht sein, dass er dafür genutzt wird, um die Wirkungen
von Streiks zu unterlaufen. Sie greifen damit direkt und
einseitig in einen laufenden Arbeitskampf ein. Damit wird
die Neutralitätsverpflichtung des Staates tatsächlich ver-
letzt. Deshalb fordere ich die Landesregierung auf, heute
zu diesem Vorgang Stellung zu beziehen. Auch fordere ich
den Landtag auf, sich von diesem Vorgehen deutlich zu
distanzieren.

(Beifall bei der LINKEN – Holger Bellino (CDU):
Sie brauchen nicht so zu brüllen; wir haben gute Oh-
ren!)

Meine Damen und Herren, eines haben die Streikenden bei
Amazon bereits bewiesen, nämlich dass sich kämpfen
lohnt. Kleine Verbesserungen wurden seit Beginn des Ar-
beitskampfs erreicht. Amazon gewährte eine kleine Lohn-
erhöhung und zahlte erstmals so etwas wie Weihnachts-
geld. Aber der Tariflohn steht noch immer aus. Amazon
darf nicht länger der Lohndrücker der gesamten Branche
sein.

Die Wirtschaft hat dem Menschen zu dienen. Wettbewerb
auf Kosten der Beschäftigten darf der Landtag nicht un-
kommentiert hinnehmen. Ich war am Montag bei der
Streikversammlung in Bad Hersfeld. Herr Kollege War-
necke von der SPD war auch da. Eine ver.di-Kollegin frag-
te in ihrer Rede völlig zu Recht, warum CDU, GRÜNE
und FDP dort nicht auftauchten, warum es sie offenbar
nicht interessiere, wenn ein Unternehmen, dass in den letz-
ten Jahren 14 Millionen € Fördergeld von Bund und Län-
dern bekommen habe, Leiharbeiter als Lohndrücker miss-
brauche und tarifliche Standards unterlaufe. Meine Damen
und Herren, das ist doch staatlich subventionierte Lohn-
drückerei, was hier gemacht wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Frau Kollegin, Sie müssen bitte zum Ende kommen.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, ich komme zum Schluss. – Der Umbau des
Logistikzentrums in Bad Hersfeld wurde 2006 vom Land
bezuschusst, und zwar fast mit einem Viertel der Investiti-
onssumme. Auch das ist ein Grund, warum der Landtag
hierzu Position beziehen muss. Lassen Sie uns heute von
hier aus ein Signal an die Beschäftigten dieser Branche
senden. Wir unterstützen sie im Kampf um tarifliche Min-
deststandards. Lassen Sie uns auch ein Signal an Amazon
senden, das heißt: so nicht. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Frau Wissler. – Als Nächster hat Herr
Decker, SPD-Fraktion, das Wort.

(Holger Bellino (CDU): Dieses Geschrei, kopflos! –
Gegenruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE):
Geht es noch? – Hermann Schaus (DIE LINKE): Sie
sollten sich mal hören!)

Wolfgang Decker (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich verrate Ih-
nen sicherlich nichts Neues, wenn ich feststelle, dass die
Rechte von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern für die
SPD-Fraktion allerhöchste Priorität haben. Ich verrate Ih-
nen auch nichts Neues, wenn ich feststelle, dass dies alle-
mal gilt, wenn es um bessere Arbeits- und Lohnbedingun-
gen für die Beschäftigten geht.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, das machen wir seit 1863 oder,
anders gesagt, seit über 150 Jahren. Wir sind seit jeher, erst
recht im politischen Kampf für die Durchsetzung des Ta-
rifrechts, eng verbunden mit den Arbeitnehmerinnen, den
Arbeitnehmern und den Gewerkschaften, weil, wie allseits
bekannt ist, Tarifverträge den Beschäftigten den notwendi-
gen Schutz verleihen, Sicherheit und Stabilität geben und
vertraglich geschützte Einkommens- und Arbeitsbedingun-
gen garantieren.

(Beifall bei der SPD)

Tarifverträge drücken die Wertschätzung der Arbeit der
Beschäftigten aus. Auch das ist uns ein wichtiger Punkt.

Amazon nimmt bei seinem Entlohnungssystem die Lohn-
vereinbarung der Logistikbranche als Maßstab. Es gibt
meines Wissens keinen Logistiktarifvertrag. Die Gewerk-
schaften und Arbeitnehmervertretungen wollen einen Ta-
rifvertrag, der im Einzelhandel und im Versandhandel gilt.

Nun will ich grundsätzlich dazu anmerken: Meine Fraktion
und ich sind der Meinung, dass sich ein Unternehmen, das
in Deutschland 10.000 Beschäftigte hat – im Weihnachts-
geschäft kommen noch einmal 10.000 Aushilfskräfte hin-
zu –, einen ordentlichen und tatsächlichen, der Geschäfts-
idee entsprechenden Tarifvertrag zulegen sollte.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Es ist keine kleine Klitsche, von der wir reden, sondern es
handelt sich um einen weltweit tätigen Konzern. Das gilt
allemal auch für einen solchen Konzern.

Ich habe mir die Frage gestellt, ob Logistikbranche oder
Versandhandel. Ich habe einmal hin und her überlegt, was
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sie in Bad Hersfeld, in Koblenz oder anderer Stelle tatsäch-
lich so genau machen. Ein direktes Transportunternehmen
oder ein Paketdienst ist das nicht. Das können wir gemein-
sam feststellen. Die Leute melden sich in aller Regel on-
line und bestellen etwas bei Amazon. Amazon versendet
anschließend die bestellte Ware dorthin, wo sie bestellt
wurde. So weit, so gut.

Das Wort Versand kommt eigentlich von versenden. Statt
Versandhandel könnte man auch Versendehandel sagen.
Das hört sich allerdings blöd an. Meine Damen und Her-
ren, merken Sie etwas? Ich glaube, Amazon war schon die
ganze Zeit im falschen Tarifgewässer unterwegs. Nun ist
das ein amerikanisches Unternehmen, okay. Amazon kennt
es vielleicht noch nicht so genau, wie das bei uns zugeht.
Aber es wird Zeit, dass sich das Unternehmen allmählich
an unsere üblichen Tarifregeln gewöhnt.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

By the way, fragen Sie doch einmal den Otto-Versand,
oder einen anderen Versandhändler, was sie davon halten,
dass Amazon nach Logistiktarif zahlt. Sie würden ihnen
sofort Bescheid darüber sagen, was sie dazu denken.

In diesem Sinne hoffen wir eindringlich und solidarisch,
dass das zähe Tarifringen bald zu einem friedlichen Ende,
vor allen Dingen zu einem Ergebnis kommt, das Arbeit
und Leistung würdigt und der tatsächlichen Beschäftigung
entspricht.

Zu all dem hätte es dem Entschließungsantrag der LIN-
KEN nicht so wirklich bedurft, weil es wir es erstens schon
wissen und zweitens allgemein bekannt ist, dass der Land-
tag das Wort „Tarifautonomie“ bisher immer geheiligt hat.

(Beifall bei der SPD – Günter Rudolph (SPD): Zu-
mindest von uns!)

Es ist dann etwas anderes, wenn wir im Landtag für das
VW-Gesetz kämpfen oder gegen die Liberalisierung der
Bodenverkehrsdienste oder wenn wir uns gemeinsam im
Sinne einer Bundesratsinitiative für den gesetzlichen Min-
destlohn einsetzen, oder, oder, oder.

Ich könnte jetzt auch sagen: Jährlich grüßt das Murmeltier.
Ich habe es einmal recherchiert. Mein Kollege Michael
Siebel hat Ihnen am 8. Oktober 2009 schon erklärt, wie das
ist. Mein Kollege Günter Rudolph hat es Ihnen am 3. März
2011 erklärt, am 9. Juli 2011 noch einmal, Herr Kollege
Spies am 22. November 2012, ich habe es am 27. Juni
2013 auch versucht, und heute schon wieder.

Meine Damen und Herren, es ist leider so: Der Landtag
mischt sich nicht in Tarifauseinandersetzungen ein. Auch
hier ist die Tarifautonomie das Stichwort. Das ist leider so,
so sehr wir im Herzen manchmal dabei sind. Vermutlich
wird es nichts nutzen, lieber Hermann, aber ich lege mir
den Vorgang für 2015 auf Wiedervorlage. Dann werden
wir an anderer Stelle auch noch einmal darüber reden.
Aber das ist nicht schlimm.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Sonntagsarbeit, es
geht noch weiter!)

Trotz aller Solidarität werden wir uns bei der Abstimmung
aus den bekannten Gründen heute enthalten. Meine Damen
und Herren, Sie haben es in der Antragsbegründung ein
bisschen verschwinden lassen: Da gibt es noch einen ganz
anderen Skandal, nämlich wie Amazon mit Steuern um-
geht. Darin sind wir uns vollkommen einig.

(Beifall bei der SPD)

Das gilt übrigens auch für eine ganze Reihe von anderen
Betrieben. Das gilt für Google, das gilt für Apple und eini-
ge andere. Um nur einmal eine Zahl in den Raum zu wer-
fen: Amazon hat im Jahr 2012 in Deutschland einen Ge-
winn von 118 Millionen € erzielt. Das Finanzamt hat da-
von so gut wie nichts gesehen. Das kann es nicht sein.

(Beifall bei der SPD)

Das Geheimnis ist ein ganz einfaches. Amazon hat den
größten Teil seines Umsatzes ganz clever über Luxembur-
ger Gesellschaften abgewickelt und deshalb in Deutsch-
land kaum Steuern gezahlt. Das ist insofern ein Skandal,
weil Amazon in Deutschland den größten Markt außerhalb
der USA hat. Ein Drittel seiner Erlöse erzielt der weltgröß-
te Internethandel zwischen Rhein und Oder, das ist so. Wir
reden europaweit von 8 Milliarden $ Umsatz, der in Lu-
xemburg abgewickelt wird.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das kann nicht
sein. Unser Parteivorsitzender Sigmar Gabriel hat in die-
sem Zusammenhang kürzlich von Silicon-Valley-Kapita-
lismus gesprochen. Das hat mir außerordentlich gut gefal-
len, weil er nämlich recht hat. Diese Steuermeidungsstrate-
gien solcher Konzerne sind alles andere als sozial. Deshalb
sagt die SPD klar und deutlich: Dieses Steuerdumping
muss unterbunden werden. Wer in Deutschland Gewinne
erzielt, hat sie hier zu versteuern.

(Beifall bei der SPD)

Vernünftigerweise hat die EU-Kommission schon einiges
in die Wege geleitet. Es wird derzeit überprüft, ob diese
Praxis illegal ist. Vor allen Dingen hat sie sich jetzt dazu
durchgerungen, dass die Kapitalerträge über die Grenzen
Europas hinweg transparent dargestellt werden müssen. Ich
hoffe, dass sie bei ihren Ermittlungen zu einem vernünfti-
gen Ergebnis kommen.

Über diesen Fall entscheidet übrigens die neue EU-Kom-
mission mit ihrem Chef Jean-Claude Juncker an der Spitze,
ehemals Premier- und Finanzminister in Luxemburg. Das
ist aber eine ganze andere Geschichte, die wir jetzt nicht
erörtern wollen.

(Beifall bei der SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Frage wird
sein, ob diese Deals am Ende als unerlaubte Beihilfen ein-
gestuft werden können. Für die Beihilfen gibt es ganz klare
Zulässigkeitsregeln. Zum Schluss gilt für uns Sozialdemo-
kraten ganz klar die Devise: Steuerschlupflöcher dicht ma-
chen, fertig und aus.

(Beifall bei der SPD)

Es gäbe jetzt sicherlich noch einiges zu den Auswirkungen
der digitalen Arbeitswelt und der Internetwelt auf die Ar-
beitswelt zu sagen, weil immer mehr Arbeitsverhältnisse in
einer ganz anderen Form stattfinden. Man spricht mittler-
weile auch von digitalen Tagelöhnern, die weltweit unter-
wegs sind und eigentlich gar keine Arbeitnehmerrechte
mehr genießen. Ich spreche jetzt ausdrücklich nicht von
Amazon. Dort gibt es zumindest Betriebsräte, und dort gilt
zumindest das eine oder andere, was auch angewendet
wird. Ich habe mit sehr viel Wohlwollen und etwas Beruhi-
gung wahrgenommen, dass es inzwischen zu fruchten
scheint und andere Seiten eingezogen werden. Wir hoffen,
dass das gut ausgeht.
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Hinsichtlich der digitalen Arbeitswelt müssen wir gemein-
sam mit den Gewerkschaften Leitplanken einziehen. Des-
wegen bemühen wir uns, gemeinsam mit den Gewerk-
schaften, so, wie wir es beim Mindestlohn gemacht haben,
so, wie wir es beim Missbrauch von Leiharbeit und
Scheinselbstständigkeit und Werkverträgen auch in Zu-
kunft tun werden, das in die Wege zu leiten.

Lassen Sie mich bitte noch zwei Sätze zu den Anträgen der
LINKEN sagen. Es geht um das Stichwort Sonntagsarbeit,
Frau Kollegin Wissler hat es ausgeführt. Ihr Antrag um-
fasst zwei Absätze. Bei der Abstimmung über den ersten
Absatz werden wir uns aus folgendem Grund enthalten:
Wir haben inzwischen auch Kenntnis davon erhalten, dass
ver.di den Ball inzwischen aufgegriffen und beim Regie-
rungspräsidium nachgefragt hat, auf welcher rechtlichen
Grundlage die Ausnahmegenehmigung überhaupt erteilt
worden ist. Inzwischen wird auch geprüft, dagegen recht-
lich vorzugehen. Wir kennen den Sachverhalt im Moment
noch nicht.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Das kann ich Ihnen
gerne geben!)

Wir werden uns in Unkenntnis des Sachverhalts, der uns
offiziell noch nicht mitgeteilt worden ist, enthalten. Für
uns ist allerdings klar: Wenn dort etwas passiert, was dort
nicht hingehört oder was tatsächlich Streikbruch war, dann
ist das zu verurteilen. Das ist keine Frage.

Punkt 2 können wir auf jeden Fall zustimmen; denn das ist
für uns eine Grundaussage. Es kann natürlich nicht sein,
dass in einem Unternehmen, das bestreikt wird, durch
Sonntagsarbeit bewusst das Streikreicht ausgehöhlt wird.
Insofern stimmen wir Punkt 2 selbstverständlich zu.

Ich darf auch noch einen Satz zu dem Antrag von CDU
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sagen. Wir werden den
ersten beiden Punkten zustimmen, das ist für uns eine
Selbstverständlichkeit. Dem Punkt 3 – hier geht es um das
Vergabe- und Tariftreuegesetz – werden wir nicht zustim-
men. Die Gründe sind Ihnen bekannt. Meine Kollegin Elke
Barth und zuvor auch die Kollegin Sabine Waschke haben
das an der Stelle mehrfach begründet. Es wird heute Nach-
mittag auch noch einmal debattiert, dann werden wir das
noch einmal begründen. Insofern werden wir Punkt 3 nicht
zustimmen können. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Decker. – Das Wort hat Herr
Abg. Lenders für die FDP-Fraktion.

Jürgen Lenders (FDP):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Lieber Kollege Decker, vorab: Die FDP-Fraktion sieht in
der Tarifautonomie ein sehr hohes Gut, zu dem wir uns als
Landtag in der Vergangenheit immer möglichst zurückge-
halten haben. Auch was Sie zum Thema Steuerschlupflö-
cher von großen Unternehmen gesagt haben, die hier ihre
Gewinne erwirtschaften, die Steuern aber möglichst da
zahlen, wo es so gut wie keine zu zahlen gibt, bzw. die
auch noch frei verhandeln, das kann im Sinne eines fairen
Wettbewerbs auch ein Liberaler nicht wollen.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Torsten War-
necke (SPD))

Lieber Herr Kollege Decker, zur Frage Tarifvertrag bei der
Firma Amazon: Ja, ich glaube, es würde einem Unterneh-
men wie Amazon gut zu Gesicht stehen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

sich mit einer klaren Vereinbarung mit seinen Mitarbeitern
dann auch an Verträge zu halten.

Jetzt müssen wir uns aber einmal damit auseinandersetzen,
weil es auch schon in die Diskussion kam: Was ist hier der
korrekte Tarifvertrag? Ich glaube, dass war der Begriff,
den Frau Kollegin Wissler benutzt hat: der korrekte Tarif-
vertrag. Lieber Kollege Decker, wenn man einfach nur auf
das Unternehmen Amazon schaut, sieht man Einzelhandel,
Versandhandel; dann ist relativ klar, da müsste der Tarif-
vertrag für den Einzel- und Versandhandel infrage kom-
men. Schaut man sich aber das Unternehmen in Bad-Hers-
feld einmal genauer an, dann stellt man fest, dass gerade
dieser Standort in Bad-Hersfeld auch Fremdarbeiten über-
nimmt,

(Janine Wissler (DIE LINKE): Ja, aber jeder Stand-
ort einzeln?)

d. h. von fremden Unternehmen logistische Aufgaben
übernimmt und dafür auch diesen Versand parat hat. Ich
will gar nicht abschließend beurteilen – –

(Zurufe von der SPD)

– Lassen Sie mich das doch einfach mal erklären. – Weil
der Kollege Decker die Firma Otto als direkten Wettbe-
werber genannt hat: Otto ist im Versandhandelsgeschäft
übrigens nach Amazon die Nummer zwei. Da müssen wir
feststellen, dass in unmittelbarer Nachbarschaft von Ama-
zon die Firma Hermes sitzt. Hermes ist das Versandge-
schäft der Firma Otto.

(Wolfgang Decker (SPD): Nein, nein!)

Darüber regt sich kein Mensch auf. Das ist das Versandge-
schäft, abgespalten vom Versandhandel Otto, das vom Ot-
to-Konzern betrieben wird, und das ist ganz klar ein Logis-
tikunternehmen.

Wenn ich mir jetzt die beiden Unternehmen anschaue,
kann ich verstehen, dass sich die Firma Amazon aufgespal-
ten hat. Wir müssen einmal zur Kenntnis nehmen, dass die-
jenigen, die sich mit dem klassischen Versandhandelsge-
schäft befassen, also Onlinepräsentation, das Verkaufen,
das Annehmen von Bestellungen, das Entgegennehmen
von Zahlungsverkehr, mit dem Standort in Bad-Hersfeld
nichts zu tun haben. Dass sich das Unternehmen Amazon
so aufgeteilt hat, kann ich bedauern. Ich kann sagen, es wä-
re schön, wenn das alles noch in einem Unternehmen ge-
bündelt wäre. Aber sie haben einen anderen Weg einge-
schlagen, und es ist auch klar, sie nutzen den Wettbewerbs-
vorteil, den sie sich dadurch erarbeiten.

Aber, meine Damen und Herren, was hier gezeichnet wor-
den ist, dass es ein unsoziales Unternehmen sei, das geben
die Zahlen leider nicht her. Wenn man sich einmal die Ein-
stiegsgehälter anschaut – man muss dazusagen, die sind
meistens für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die gering
qualifiziert sind –: Die steigen im Unternehmen mit 9,83 €
ein. Nach 24 Monaten kann ein Mitarbeiter schon 11,48 €,
also rund 11,50 €, in der Tasche haben. Dazu kommen
noch Bonuszahlungen und eine Unternehmensgewinnbe-
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teiligung. Das mögen keine herausragenden Gehälter sein;
so kann man sicherlich argumentieren. Aber ein unsoziales
Unternehmen ist Amazon mit Sicherheit nicht.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Da klatscht nicht ein-
mal die FDP!)

Wenn man sieht, was wir in der Vergangenheit hatten, ge-
rade am Standort Bad-Hersfeld, Frau Kollegin, müsste man
mittlerweile in Sack und Asche gehen. Wir haben im
Landtag doch schon öfter über Amazon diskutiert. Da ha-
ben wir Berichterstattungen diskutiert, und Sie haben es
eben wieder ganz ungeniert erwähnt: Arbeitszustände wie
Sodom und Gomorrha, das sei alles nicht zumutbar. – Im
Nachhinein hat sich der Hessische Rundfunk für diese Be-
richterstattung entschuldigen müssen. Er hat mittlerweile
einstweilige Verfügungen kassiert, dass er das nicht mehr
so sagen darf, weil viele dieser Bilder gestellt waren.
Nichts hatte da etwas mit der Realität zu tun. Aber Sie sind
über ein Unternehmen hergefallen und haben teilweise
zum Boykott aufgerufen. Da wird es dann wirklich schwie-
rig.

Eine ähnliche Situation hatten wir bei der Firma Schlecker.
Bei der Firma Schlecker wurde so lange über die Arbeits-
verhältnisse des Unternehmens hergezogen und zum Boy-
kott aufgerufen, bis Sie sich verwundert die Augen gerie-
ben haben, dass der Verbraucher tatsächlich ihrem Boy-
kottaufruf gefolgt ist und das Unternehmen Schlecker ge-
mieden hat. Am Ende stand die Insolvenz, und Sie haben
wieder hier gestanden und den Arbeitsplatzverlust von
Tausenden Mitarbeitern kritisiert. Meine Damen und Her-
ren, das ist linke Logik, das ist linke Wirtschaftspolitik.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Das ist doch
Quatsch! Darf man überhaupt nicht mehr kritisieren,
oder was?)

Sie führt am Ende zum Verlust von Arbeitsplätzen. Lassen
Sie das mit den Krokodilstränen.

(Beifall bei der FDP – Zurufe des Abg. Manfred
Pentz (CDU) und des Ministers Tarek Al-Wazir)

– Wenn jetzt der Wirtschaftsminister auch noch etwas zu
Schlecker beitragen kann, schön, dann machen Sie es vom
Mikrofon aus.

Meine Damen und Herren, zu dem Antrag von CDU und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Herr Kollege Pentz, Herr
Kollege Siebel hat Sie eben schon einmal gefragt: Haben
Sie eigentlich die Anträge vorher einmal gelesen, die Sie
hier so einbringen?

(Manfred Pentz (CDU): Im Gegensatz zu euch!)

Darin steht:

Der Landtag bekundet seine Verbundenheit mit den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern … sowie Ver-
ständnis für die Kundinnen und Kunden.

Seit wann bekundet denn der Landtag Verständnis für
Kundinnen und Kunden eines Unternehmens?

In Punkt 3 wird es besonders schön. Da beziehen Sie sich
auf das Vergabe- und Tariftreuegesetz.

(Holger Bellino (CDU): Finde ich gut!)

– Finden Sie gut? – Mir ist nicht bekannt, dass die Firma
Amazon sich schon einmal an der Ausschreibung eines öf-
fentlichen Auftraggebers beteiligt hätte. Denn allein dafür
zieht dieses Tariftreuegesetz.

Meine Damen und Herren, dann muss man klar sagen: Es
gibt Tarifvereinbarungen mit den Mitarbeitern, auf die sich
das Unternehmen beziehen kann. Bei der Frage, was da ge-
regelt ist, nach dem Motto „Die müssen sich an geltende
Tarifverträge halten“, kann man die Diskussion führen,
welcher Tarifvertrag es ist. Aber Sie können nicht auf die-
ses Gesetz verweisen und sagen, sie müssten sich an gel-
tendes Tarifrecht halten. Das macht das Unternehmen; das
kann man gar nicht bezweifeln.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, wenn es doch richtig ist, dass
wir uns als Politik aus Tarifverhandlungen heraushalten
sollen, weil wir es nicht besser wissen als die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer oder als die Arbeitgeber,
wenn wir das aus der Ferne, von diesem Pult aus, nicht be-
urteilen können, dann tun Sie uns allen doch einen Gefal-
len: Lassen Sie uns uns daran halten und nicht immer wie-
der Unternehmen zum Gegenstand von politischen Diskus-
sionen machen,

(Janine Wissler (DIE LINKE): Über Opel können
wir diskutieren?)

die am Ende den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in
den Unternehmen schaden. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Lenders. – Als Nächster hat
Herr Abg. Bocklet das Wort, Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN.

Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Der Landtag diskutiert zum wiederholten Male das Ge-
schäftsgebaren der Firma Amazon und den Umgang mit
seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Ich möchte das
vorweg sagen, was man in einem solchen Fall wie diesem
aktuell sagen muss, wenn es um Tarifauseinandersetzun-
gen geht: Selbstverständlich halten wir als Regierungsko-
alition – und ich denke, das tun alle Abgeordneten hier –
nach wie vor an dem guten Konsens fest, dass die Tarifau-
tonomie ein hohes Gut ist und aus guten Gründen unabhän-
gig von politischer Einflussnahme sein muss. Das gilt auch
in dieser Stunde.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Es muss aber auch klar sein, dass wir alle als Parteien nicht
frei davon sind, da wir der Meinungsbildung anheim lie-
gen, eine Haltung einzunehmen. Über diese Haltung kön-
nen wir gern reden. Wenn ich auch nicht immer die Wort-
wahl und den Duktus der Linkspartei teile, den sie auch
heute wieder geäußert hat, so kann es doch rückblickend,
zumindest während der letzten zwei, drei Jahre doch kei-
nen Zweifel daran geben, dass das Geschäftsgebaren von
Amazon wahrlich kein Ruhmesblatt ist.

Noch 2013 ging es um die Fragen, wie ausländische Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter nach Hessen geholt und dort
betreut worden sind. Wir haben es hier diskutiert und ver-
urteilt. Noch im Jahr 2013 haben wir uns darüber unterhal-
ten, dass im Lager Koblenz von 3.300 Beschäftigten gera-
de einmal 200 unbefristet angestellt waren, während 3.100
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befristet angestellt waren. Das muss man sich einmal auf
der Zunge zergehen lassen, und dazu muss man auch eine
Position beziehen.

Als Verbraucher, der jeden Tag auch online einkauft,
möchte ich natürlich bequem und günstig einkaufen. Aber
wir alle – das unterstelle ich uns allen – wollen das nicht
auf dem Rücken von dort beschäftigten Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern, wir wollen es nicht zu Dumpinglöhnen
und schlechten Arbeitsbedingungen tun. Das wollen wir
nicht, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie des Abg. Torsten Warnecke (SPD))

Nun geht es um einen Arbeitskampf. Es geht um die Frage,
welcher Bereich zuständig sein wird, Frau Wissler. Deswe-
gen lassen Sie mich noch einmal sagen: Unsere Haltung
bzw. unsere politische Auffassung ist relativ eindeutig,
wenn man sich Quelle, Neckermann oder Otto ansieht –
wenn das Versandhandel ist, warum sollte Amazon kein
Einzel- oder Versandhandel sein? Das ist in der Tat eine
Haltung, und deswegen können wir nur Unverständnis dar-
über äußern. Deshalb steht es auch noch einmal in unserem
Antrag.

Natürlich – und das ist gar nicht so witzig, Herr Lenders,
Sie haben es gerade angesprochen – ist es auch ärgerlich
für die Verbraucherinnen und Verbraucher, wenn sie Opfer
eines Arbeitskampfes werden, und deswegen kann man es
durchaus einmal sagen. Wir haben Verständnis dafür, dass
die Verbraucher den Kopf darüber schütteln und sagen, sie
würden Opfer eines Streiks, ob er nun berechtigt ist oder
nicht. Dafür kann man erst einmal Verständnis haben.

(Beifall der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Wichtiger aber ist, dass Amazon sein Geschäftsgebaren
dringend überprüft, dass es endlich dazu kommen muss,
dass es dort faire, soziale Arbeitsbedingungen gibt, und
dass es endlich an den Verhandlungstisch zurückkehrt
bzw. sich überhaupt erst einmal an den Verhandlungstisch
setzt, damit darüber verhandelt werden kann.

Das halten wir für selbstverständlich. Deswegen geht von
uns auch diese Haltung aus, dass das, was im Moment sei-
tens der Firma Amazon in Bad Hersfeld und anderswo pas-
siert, nicht zu tolerieren ist. Wir finden, es braucht hier
dringend Verhandlungen, meine sehr verehrten Damen und
Herren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU sowie der Abg. Janine
Wissler (DIE LINKE))

Ich sage es noch einmal: Wir wollen alle gern günstig und
bequem einkaufen, aber wir wollen es nicht auf dem
Rücken der Beschäftigten tun. – Wenn Sie jetzt diesen Fall
vortragen, Frau Wissler: Ihr Antrag zu dem, was das Re-
gierungspräsidium gemacht hat, wird zum Schluss in den
Ausschuss gehen. Wir müssen Ihre Aussagen schlicht und
ergreifend prüfen, ich wusste davon bis zum heutigen Tage
nichts. Sie können es uns gern schriftlich zukommen las-
sen. Wir werden uns dieser Sache annehmen und uns der
Frage stellen.

Nur eines sollten wir nicht tun: Die Frage der Sonntags-
und Feiertagsarbeit ist eine Sache, ob es Sondergenehmi-
gungen gibt, das müssen wir auf einer Seite stehen lassen.
Wir haben eine klare Haltung dazu. Wir wollen keine

Sonntagsarbeit. Es gibt einschlägige Gerichtsurteile, die
dazu auffordern, die Sonntagsarbeit auf ein absolutes Mini-
mum zu reduzieren. Dazu stehen wir eindeutig.

(Beifall der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Was das aber nun mit dem Streik, dem Streikrecht und
dem Streikbruch zu tun hat, ist eine ganz andere Geschich-
te.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Wie bitte? Natürlich
hat das etwas mit dem Streik zu tun!)

Ich sage deshalb, weil es egal ist, wann die Firma arbeitet –
morgens, mittags, abends, nachts oder sonntags –: Streik
gilt dann immer. Selbstverständlich kann das nicht zum
Sreikbrechen beitragen. Vielleicht wäre es eine politisch zu
diskutierende Frage. Aber ob das eine mit dem anderen zu-
sammenhängt, sehe ich im Moment so, als würde etwas in
einen Topf geworfen, zusammen umgerührt und dann ein
Streikbruch daraus interpretiert. Das finde ich etwas wage-
mutig.

(Zuruf von der LINKEN)

Aber wir sagen zu, dieser Frage nachzugehen; denn wir ha-
ben ja einschlägige Urteile zum Thema Sonntagsarbeit.
Wir wollen also gern überprüfen, worum es da geht. Wir
werden dazu auch politisch Rede und Antwort stehen, das
ist überhaupt kein Thema. Aber einen Streikbruch auszuru-
fen über eine Frage, die erst einmal nichts damit zu tun hat,
finde ich zunächst etwas bizarr.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Wenn Sie da keinen
Zusammenhang sehen, weiß ich auch nicht weiter!)

Bevor wir schon „Skandal“ rufen, sollten wir uns deswe-
gen dieser Sache annehmen, welche Rechtsgrundlagen zu-
grunde lagen, warum es passiert ist und was das eine mit
dem anderen zu tun hat. Dem werden wir nachgehen und
Rede und Antwort stehen.

Wichtiger finde ich aber, dass wir in dieser Stunde klarma-
chen, dass wir in diesem Bundesland nur Unternehmen
wollen, die tatsächlich auch darauf achten, dass es arbeits-
rechtlich gute Bedingungen gibt, dass es sozialpolitisch gu-
te Bedingungen gibt und dass auch die Verbraucherinnen
und Verbraucher günstig und bequem einkaufen wollen,
aber sie wollen auch gute Arbeitsbedingungen für diejeni-
gen, die die Produkte erarbeiten oder verschicken. Über
diese Haltung gibt es wohl keinen Zweifel in diesem
Raum, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Ich wiederhole es noch einmal: Wir wollen uns da nicht
einmischen, aber wir wollen, dass es zu einer zügigen Eini-
gung kommt. Eine zügige Einigung kann es immer nur ge-
ben, wenn sich alle zuständigen Partner an einen Tisch set-
zen, und dazu fordern wir dringend auf. – Ich danke Ihnen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Bocklet. – Als Nächster hat der
Kollege Dr. Bartelt das Wort, CDU-Fraktion.
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Dr. Ralf-Norbert Bartelt (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Zunächst einmal möchte ich auf die Grundlagen hinwei-
sen, aufgrund derer wir hier diskutieren und die hoffentlich
Konsens dieses Hauses sein sollten.

Tarifautonomie ist ein hohes Gut. Tarifautonomie hat Ver-
fassungsrang. Tarifautonomie ist vom Grundgesetz ge-
schützt. Und ich bin sehr dankbar, dass fast alle Redner
darauf hingewiesen haben. Dass die Linkspartei das nicht
tut, überrascht mich nicht sehr, aber die anderen Parteien
haben dies getan. Vielleicht hätte man an der einen oder
anderen Stelle das Wort „leider“ streichen können, dass
wir nichts dazu sagen sollen. Nein, die Tarifautonomie ist
Bestandteil unseres Rechtsstaates, unserer sozialen Markt-
wirtschaft und daher darf sich Politik in Tarifauseinander-
setzungen, einschließlich des Streiks, nicht einmischen,
auch nicht anwaltsweise und auch nicht versteckt.

(Beifall bei der CDU)

Wir sollten Forderungen und Abschlüsse nicht bewerten.
Wir sollten nicht sagen, bestimmte Forderungen seien zu
hoch oder zu niedrig. Das sollten wir als Politiker nicht
tun. Damit sind wir in Deutschland auch immer ganz gut
gefahren. Das ist auch ein Grund für unseren Erfolg, des-
halb stehen wir auch besser da, als viele andere unserer
europäischen Freunde.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Nun haben Sie von der Fraktion DIE LINKE noch einen
Antrag eingebracht, betreffend Landesregierung darf nicht
an Streikbruch mitwirken. Das, was Sie als Streikbruch be-
zeichnen, ist eine Nichtteilnahme an einem Streik, und das
ist erlaubt. Man muss nicht streiken, das ist erlaubt.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Natürlich ist das er-
laubt, aber deswegen muss man nicht noch einen zu-
sätzlichen Arbeitstag schaffen! – Weitere Zurufe
von der LINKEN)

Was wollen Sie eigentlich? Wollen Sie am Ende eine staat-
lich organisierte Aussperrung, meine Damen und Herren?
Soll der Staat dafür sorgen, dass diejenigen, die arbeiten
wollen, nicht arbeiten dürfen? Da machen wir eben auch
nicht mit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Hermann Schaus (DIE LINKE): Es
geht um genehmigte Sonntagsarbeit in einem Streik-
betrieb!)

– Beruhigen Sie sich wieder, ich weiß, Sie sind getroffen,
weil das Thema Verbot der Aussperrung eines Ihrer zentra-
len Themen ist, und wollen, dass der Staat es selber organi-
siert.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Ja, sonntags! Wir
wollen nicht, dass dann gearbeitet wird!)

Ein weiterer Punkt: Genehmigung der Sonntagsarbeit. Sie
haben bei dem Vortrag des Genehmigungsbescheides auf
das Datum der Genehmigung hingewiesen.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Ja!)

Sie sagten, drei Tage lief der Streik da schon.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Ja!)

Sie wollten damit den Eindruck erwecken, als ob die Lan-
desregierung bzw. der Regierungspräsident Partei für den
Arbeitgeber ergreifen würde.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Nicht nur den Ein-
druck! Sie hat es getan!)

– Beruhigen Sie sich, Herr Schaus. – Entscheidend ist doch
wohl das Datum der Antragstellung:

(Janine Wissler (DIE LINKE): Vier Tage vor dem
Streik, also bitte!)

vier Tage vor dem Streik. Sie wissen es, Sie haben es aber
nicht vorgetragen.

(Beifall bei der CDU – Janine Wissler (DIE LIN-
KE): Natürlich habe ich das vorgetragen!)

Das heißt ganz eindeutig: Antragstellung und Streik haben
überhaupt nichts miteinander zu tun. Das ist eine Luftbla-
se, die hier zerplatzt.

(Beifall bei der CDU – Zuruf der Abg. Janine Wiss-
ler (DIE LINKE))

Nun zum Sachverhalt. Bei Amazon streiken Arbeitnehmer
in sechs der neun Standorte in Deutschland, so auch in Bad
Hersfeld in Hessen. Ziel der ver.di-Betriebsgruppe ist es,
einen Tarifvertrag abzuschließen und den Großteil der Ar-
beitnehmer dem Berufsbild Einzelhandelskauffrau/Einzel-
handelskaufmann zuzuordnen. Der Arbeitgeber hat derzeit
nicht die Absicht, einen Tarifvertrag abzuschließen. Er
sieht sich als Bestandteil der Logistikbranche.

Es gibt sicherlich Argumente der Zuordnung in die eine
oder in die andere Gruppe. Ich habe auch Verständnis da-
für, dass diese Argumente gegeneinander abzuwägen sind
– aber nicht jetzt vom Hessischen Landtag. Das wäre auch
wieder ein Eingriff, eine Stellungnahme in ein aktuelles
Streikgeschehen, in eine Tarifauseinandersetzung.

(Beifall bei der CDU)

Es besteht auch keine Verpflichtung, sich einem Arbeitge-
berverband anzuschließen. Es besteht keine Verpflichtung,
einer Gewerkschaft beizutreten oder einen Tarifvertrag ab-
zuschließen. Das ist die rechtliche Situation. Eine andere
Frage ist natürlich, ob wir, wenn wir Wirtschaftsunterneh-
men beraten sollen, wenn wir Standortwerbung machen,
darauf hinweisen: Es hat Deutschland immer ganz gut ge-
tan, wenn wenig gestreikt wird und wenn sich Betriebslei-
tung und Betriebsrat gut verstehen und miteinander kom-
munizieren. Das ist auch eine Erfolgsquelle für Deutsch-
land, für unsere Wirtschaft.

Wir müssen schon unterscheiden: Was sind die rechtlichen
Rahmenbedingungen, und was wäre im eigenen Interesse
dieser Unternehmen empfehlenswert? Das vermischen Sie
miteinander, das wollen Sie miteinander vermischen. Aber
da machen wir nicht mit. Deshalb werden wir Ihren Antrag
auch ablehnen.

Nach Angaben des Arbeitgebers Amazon werden den be-
troffenen Arbeitnehmern ca. 9 € pro Stunde bezahlt. Das
liegt über dem Mindestlohn, der jetzt eingeführt wird.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Super, dann ist ja
alles gut!)

Das liegt auch über den Lohnabschlüssen, die ver.di im
Einzelhandelsgewerbe ausgehandelt hat. Das liegt in Hes-
sen zwischen 8 und 9 € im unteren Bereich. Das haben sie
auch so veröffentlicht.
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(Hermann Schaus (DIE LINKE): Was? Den Tarif-
vertrag kenne ich nicht! 11,36 € ist das Mindeste
nach dem Einzelhandelstarifvertrag!)

Da sich nun nicht die Frage stellt, ob ein Tarifvertrag als
allgemein verbindlich erklärt werden kann, ist dies für die
Betroffenen auch weitgehend irrelevant, was die Bezah-
lung anbelangt, was den Lohn anbelangt, was am Ende auf
der Gehaltsabrechnung erscheint.

Davon völlig unabhängig sind aber die Fragen, wie sich
ein Unternehmen aus eigenem Interesse verhält und ob es
richtig ist, sich einen gewissen Ruf anzueignen. Sie haben
zu Recht darauf hingewiesen, dass wir vor einigen Jahren
darüber diskutiert haben, wie Amazon ausländische Arbeit-
nehmer anwirbt, welche Dinge ihnen angekündigt werden,
die nachher nicht erfüllt werden. Das ist natürlich etwas,
was wir arbeitsmarktpolitisch nicht wollen, was uns seiner-
zeit auch sehr geärgert hat, weil wir ausländische Arbeit-
nehmer hier gezielt anwerben wollen.

Wir achten natürlich auch sehr darauf, welche Unterneh-
men Ketten von befristeten Arbeitsverträgen anbieten. Das
halten wir nicht für richtig, genauso wie wir es nicht für
richtig halten, dass Arbeitnehmer als Praktikanten über
längere Zeit arbeiten.

Aber auch das sind Dinge der politischen Bewertung und
der Frage, was wir Unternehmen bei der Standortwahl
empfehlen würden. Aus diesem Grund halten wir unseren
Antrag von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für
wesentlich differenzierter, um mit dem Problem umzuge-
hen. Wir können auch überhaupt nicht verstehen, warum
die Sozialdemokraten gerade den Punkt 3, wo auf das Ver-
gabe- und Tariftreuegesetz hingewiesen wird, ablehnen
wollen, warum sie dem nicht zustimmen wollen.

Ich glaube, es ist ein wichtiges Argument, das von den Ge-
schäftsleitungen bewertet werden müsste, dass die Firma
Amazon unter diesen Bedingungen sehr wenig Chancen
hätte – so bewerte ich das zumindest –, einen öffentlichen
Auftrag des Landes Hessen zu bekommen. Das ist doch ein
ganz wichtiges Signal. Das ist etwas, was die Arbeitneh-
mer interessiert. Das ist auch etwas, was Geschäftsleitun-
gen zum Nachdenken bringen müsste. Insofern ist unser
Antrag die richtige Grundlage, mit diesem Problem umzu-
gehen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Hermann Schaus (DIE LINKE): Seit
wann bemüht sich Amazon um Aufträge des Lan-
des?)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Bartelt. – Für die Landesre-
gierung hat Herr Staatsminister Grüttner das Wort.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wir sprechen über zwei Sachverhalte: auf der einen Seite
eine Tarifauseinandersetzung bei der Firma Amazon und
auf der anderen Seite die Genehmigung von Sonntagsarbeit
bei der gleichen Firma. Ich werde auf beide Aspekte einge-
hen.

Ich bin ausgesprochen dankbar, dass insbesondere Herr
Kollege Decker in seiner Rede Revue hat passieren lassen

aus den Jahren 2012 bis zum aktuellen Zeitpunkt, was Ta-
rifautonomie bedeutet – um auf den ersten Teilbereich ein-
zugehen. Kollege Dr. Bartelt hat gerade noch einmal ver-
deutlicht, dass die Tarifautonomie ein verfassungsrechtlich
geschütztes Gut und Recht ist.

In Art. 9 Abs. 3 unseres Grundgesetzes ist das Recht ver-
ankert, Koalitionen zu bilden, um Vereinbarungen mit nor-
mativer Wirkung und frei von staatlichen Eingriffen über
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen, insbesondere Tarif-
verträge über das Arbeitsentgelt, abzuschließen. Genau
dieser Verfassungsrahmen gebietet es, dass der Staat, und
damit auch die Landesregierung, in solchen Auseinander-
setzungen, bei solchen Fragestellungen neutral bleibt. Es
kann keinen Eingriff und keine Parteinahme durch den
Staat geben.

Das Aushandeln von Tarifverträgen ist ein wesentlicher
Zweck der Koalitionen, nämlich den Gewerkschaften als
Arbeitnehmervertretern auf der einen Seite und den Arbeit-
geberverbänden auf der anderen Seite, und damit Bestand-
teil der Koalitionsfreiheit nach den einschlägigen Vor-
schriften oder Artikeln des Grundgesetzes. Nicht nur der
autonome, also der frei von staatlicher Einflussnahme von-
stattengehende Abschluss von Tarifverträgen ist geschützt.
Zu den verfassungsrechtlich geschützten Mitteln zählen
dabei natürlich auch Arbeitskampfmaßnahmen, die auf den
Abschluss oder die Änderung von Tarifverträgen ausge-
richtet sind.

Es wurde mit der grundgesetzlich garantierten Koalitions-
freiheit für die Tarifvertragsparteien die Grundlage ge-
schaffen, gemeinsam und auf Augenhöhe Löhne auszuhan-
deln und verbindlich festzuschreiben. Ergo ist es auch
nicht Sache der Landesregierung, ich denke, auch noch
nicht einmal Sache des Landtags, sich in Tarifauseinander-
setzungen einzumischen und in irgendeiner Form Stellung
zu beziehen.

Das passiert gerade bei Amazon. Schon allein aus dem ver-
fassungsrechtlichen Grundsatz heraus verbietet es sich,
dass die Landesregierung hier Partei ergreift. Es ist alleini-
ge Aufgabe der Tarifpartner, der Gewerkschaften auf der
einen Seite und dem Unternehmen Amazon auf der ande-
ren, die Auseinandersetzungen zu widerstreitenden Interes-
sen zu führen und eine Verbesserung der Bedingungen zu
verhandeln oder, wenn nötig, auch dafür zu kämpfen.

Als Land Hessen haben wir einzig den Auftrag, im Rah-
men der uns zugefallenen Kompetenzen – das sind in Tei-
len Auswirkungen der Arbeitszeitregelungen und des Ar-
beitsschutzes – darauf zu achten, dass Arbeitsbedingungen
entstehen, die zumutbar sind, und nicht unzumutbare Ar-
beitsbedingungen zuzudecken, sondern sie aufzudecken
und abzustellen. Wir sind im Rahmen unserer Aufsichts-
funktion dafür zuständig, dass Vorschriften eingehalten
werden und zumutbare und einwandfreie Arbeitsbedingun-
gen in einem Unternehmen herrschen.

Wir erinnern uns an Berichterstattungen, aber auch die dar-
auf folgenden Diskussionen über Unterbringung und Be-
schäftigung von Leiharbeitern bei der Firma Amazon. Wir
haben sehr schnell und intensiv in unserem Verantwor-
tungsbereich gehandelt, Amazon aufgefordert, das nicht
nur abzustellen, was kritisiert worden ist, sondern es auch
überwacht. Missstände, die wir alle verurteilt haben, sind
kontrolliert, und sie sind beseitigt worden.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN

2130 Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 32. Sitzung · 18. Dezember 2014



Seit dieser Zeit sind wir dort regelmäßig tätig. Dabei kön-
nen wir mit Fug und Recht sagen, dass die Anstrengungen,
den Arbeitsschutz in dem Unternehmen Amazon zu ver-
bessern und einzuhalten, seit dem Vorfall erheblich gestie-
gen sind, aber – ich sage das sehr deutlich – auch von ei-
nem erheblich gestiegenen Interesse des Unternehmens
selbst getragen wurden.

Amazon hat sich sehr bemüht, konstruktiv mit uns als Auf-
sichtsbehörde zusammenzuarbeiten. Da ist und war es für
die Landesregierung immer der richtige Weg, für die Ein-
haltung und auch für die Durchsetzung der Arbeitnehmer-
schutzrechte in Hessen konsequent zu sorgen, und das tun
wir auch weiterhin.

Allerdings müssen wir auch immer sehen, in welchem
Kontext wir uns befinden, insbesondere auch, welche Rah-
menbedingungen eine Landesregierung zu setzen hat, Rah-
menbedingungen, die es auch ermöglichen, dass erfolgrei-
ches wirtschaftliches Handeln in unserem Land möglich
ist. Wir wollen dabei auch verhindern, dass es Arbeitneh-
mer unterschiedlicher Klassen und unterschiedlicher Rech-
te gibt.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Deswegen achten und schauen wir auch darauf, ob es
rechtliche Regelungen gibt, die Arbeitnehmer schützen und
die auch von dem Unternehmen Amazon angewendet wer-
den. Natürlich, das ist schon mehrfach gesagt worden,
wendet Amazon hier einen Tarifvertrag an, der der Logis-
tikbranche angeglichen ist. Diese Standards werden einge-
halten und angeglichen.

Dass für eine Anbindung an einen anderen Tarifvertrag,
den Tarifvertrag Einzelhandel, der vielleicht andere oder
bessere Bedingungen für die Arbeitnehmer bedeuten könn-
te, gekämpft wird, das ist gutes Recht in den Tarifausein-
andersetzungen und ist natürlich Ausfluss der Tarifautono-
mie und damit auch Sache der Tarifpartner.

Natürlich ist ein gerechter Lohn auch ein Gradmesser für
soziale Gerechtigkeit. Aber es bestehen ein sozialer Rah-
men und eine Orientierung, die auch den Arbeitnehmer bei
Amazon nicht recht loslässt. Das gilt im Übrigen auch für
viele andere.

Was leicht vergessen wird: Für gut 40 % der Beschäftigten
in den alten Bundesländern und für 53 % der Beschäftigten
in den neuen Bundesländern gibt es überhaupt keinen Ta-
rifvertrag. Trotzdem orientieren sich Arbeitgeber zumeist
an bestehenden Tarifverträgen, ohne selbst einen abzu-
schließen. Und es gibt auch die Arbeitnehmer, die davon
profitieren. Amazon hat sich bisher für diesen Weg ent-
schieden. Wie die Tarifauseinandersetzungen ausgehen,
werden wir sehen.

Um auf den ersten Antrag noch einmal einzugehen, beste-
hen entgegen der Begründung in diesem bei Amazon abge-
sicherte Arbeits- und Einkommensbedingungen. Die Ein-
kommen erlauben es den Arbeitnehmern auch, ihre Zu-
kunft planbar zu gestalten. Das sind keine rechtlosen Ar-
beitnehmer.

(Manfred Pentz (CDU): So sieht es aus!)

Bei der Auseinandersetzung zwischen ver.di und Amazon
geht es nicht um irgendwelche prekären Arbeitsverhältnis-
se oder um Ausbeutungstatbestände, sondern schlicht und
einfach um das Aushandeln von Einkommensbedingungen

aus anderen Tarifverträgen. Das ist in Ordnung, und das ist
Sache der Tarifautonomie. Noch einmal: An dieser Stelle
haben wir uns nicht einzumischen.

(Manfred Pentz (CDU): Nicht mehr und nicht weni-
ger!)

Wenn wir als Landesregierung sagen, unsere Aufgabe ist
es, sicherzustellen, dass der soziale und wirtschaftliche
Wohlstand weiterhin in Hessen erhalten und gefördert
wird, dann müssen wir sehen, wir sind, wenn wir in die
Region Nordhessen und dort speziell in verschiedene Be-
reiche schauen, ausgesprochen erfolgreich unterwegs.

(Beifall bei der CD)

Dazu gehören im Übrigen auch Ansiedlungen von Unter-
nehmen, wie es beispielsweise Amazon gewesen ist. Ohne
solche Unternehmen hätten wir nicht eine so positive Ent-
wicklung auf dem Arbeitsmarkt und in der Wirtschaft in
Nordhessen.

In Hessen haben wir zurzeit eine Arbeitslosenquote von
5,4 %, im Regierungsbezirk Kassel von 5,2 %, in Hersfeld-
Rotenburg von 4,4 % – Stichtag: 4. November 2014. Die
Arbeitslosenquote im SGB-II-Bereich beträgt im Novem-
ber 2014 in Hessen lediglich noch 3,7 %, im Regierungs-
bezirk Kassel 3,5 % und in Hersfeld-Rotenburg 3 %. Das
hat auch etwas mit den Unternehmen zu tun, die dort tätig
sind.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das fällt nicht vom Himmel, weil die Unternehmen, dazu
gehört auch Amazon, vielen erwerbsfähigen Leistungsbe-
rechtigten die Chancen einer Erwerbstätigkeit bieten, so-
dass die Abgänge im SGB-II-Bereich – wir haben ein Ran-
king, der Landtag bekommt es jeden Monat zur Verfügung
gestellt, das für den Wirtschaftszweig von Amazon in
Hersfeld-Rotenburg relevant ist, im Zeitraum von Dezem-
ber 2012 bis November 2013, das sind die letzten ver-
gleichbaren Zahlen – im Vergleich zu anderen hessischen
Regionen überdurchschnittlich hoch gewesen sind.

Viele, die aus dem Leistungsbezug nach dem Sozialgesetz-
buch herausgekommen sind, sind in dieser Region heraus-
gekommen, weil für sie Arbeitsplätze geschaffen worden
sind. Unsere Aufgabe ist es nicht, zu kommentieren, wenn
man um andere Einkommensbedingungen streitet. Aber
unsere Aufgabe ist es, Rahmenbedingungen zu setzen, dass
dort wirtschaftliche Entwicklungen vonstattengehen,
Wohlstand gesichert werden kann

(Beifall bei der CDU und der Abg. Martina Feld-
mayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

und dass insbesondere diejenigen, die leistungsfähig, aber
aus unterschiedlichen Gründen auf Transferleistungen des
Sozialgesetzbuches angewiesen sind, aus diesen Transfer-
leistungen herauskommen und eigenständig für ihren Le-
bensunterhalt sorgen können. Das ist ein großer Erfolg
auch der Landesregierung in dieser Region und der dort im
wirtschaftlichen Bereich Tätigen.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Minister, ich darf Sie an die Fraktionsredezeit erin-
nern.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Deshalb müssen wir immer sehen, dass wir an der Stelle
als Landesregierung so handeln, dass die Rechte, die ge-
schützt werden müssen, auch konsequent geschützt wer-
den, dass es aber keine Regelungen geben kann, die über-
bordend einengen und den Spielraum des Landes, den es
zur Verfügung hat, übersteigen.

Damit sind wir bei dem zweiten Teil, der Feststellung von
Sonntagsarbeit und einer entsprechenden Genehmigung.
Wir müssen an der Stelle schon das, was auch Herr Abg.
Dr. Bartelt gesagt hat, sehr deutlich sehen. Das erste ist,
die Sonntagsarbeit wurde am 3. und 4. Dezember bean-
tragt. Laut Pressemitteilung von ver.di vom 8. Dezember
ist die Streikankündigung an diesem Tag für 0 Uhr gekom-
men. Der erste Punkt ist, der Antrag kam vor der Ankündi-
gung des Streiks.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Das ist klar! Die
Genehmigung?)

– Die Genehmigung, ist vollkommen klar. Hören Sie doch
einfach zu. – Der zweite Teil ist, dass es unmittelbar nach
Eingang dieses Antrags eine mündliche Erörterung im Re-
gierungspräsidium in Kassel gegeben hat. Im Rahmen die-
ser mündlichen Erörterung im Regierungspräsidium Kassel
wurde der Betriebsrat der Firma Amazon hinzugezogen.

Der Betriebsrat der Firma Amazon hat in einer Betriebs-
versammlung am 19. Oktober diesen Jahres beschlossen
und zugestimmt, dass für die beiden infrage stehenden
Sonntage eine Sonntagsarbeit beantragt wird.

(Michael Boddenberg (CDU): Das ist ja interessant!)

Es ist also der Betriebsrat, der zugestimmt hat, sonst hätte
die Geschäftsleitung gar nicht den entsprechenden Antrag
stellen können. So viel will ich zu den Arbeitnehmerrech-
ten innerhalb dieses Unternehmens sagen.

Ich komme jetzt auf den Betriebsrat zu sprechen. Der Be-
triebsrat wurde vor dem Streik in das Erörterungsverfahren
beim Regierungspräsidium mit einbezogen und hat aus-
drücklich zu diesem Zeitpunkt noch einmal gesagt, dass er
den Antrag unterstützt.

(Michael Boddenberg (CDU): Das ist noch interes-
santer!)

Im Rahmen dieser Erörterung wurde unter Abwägung der
unterschiedlichsten Gründe mündlich die Zusage gegeben,
die Genehmigung zu erteilen. Frau Wissler, da haben Sie
wieder nur die Hälfte zitiert. Aber das kennen wir ja. Das
war vor Beginn des Streiks.

Dass anschließend eine Streikankündigung gekommen ist,
macht für das Unternehmen die mündlich erfolgte Zusage
nicht obsolet. Deswegen ist der schriftliche Bescheid im
Anschluss daran auch an das Unternehmen gegangen. Das
wollte ich an der Stelle alles sehr deutlich sagen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU sowie der Abg.
Ursula Hammann und Sigrid Erfurth (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

Mit der Erteilung des entsprechenden Bescheids wurde das
zuständige Dezernat im Regierungspräsidium Kassel
gleichzeitig angewiesen, bei aktuellen Tarifauseinanderset-
zungen keine weiteren Anträge zu bewilligen, weil für die-
se kein Vertrauensschutz mehr dagewesen wäre. Insofern
ist der Neutralitätspflicht vollkommen Rechnung getragen
worden.

Sie haben aus der Genehmigung zitiert. Ich finde, Sie soll-
ten dann auch schon genau sagen, was in dem Bewilli-
gungsbescheid steht. Insbesondere auch unter dem Ge-
sichtspunkt der bisherigen Bewilligungspraxis und vor
dem Hintergrund, dass die Antragsstellerin den Umfang
der Sonntagsarbeit im Vergleich zu den Vorjahren redu-
ziert hat, war es gerechtfertigt, dem Antrag stattzugeben.
Für die Zukunft bleibt klarzustellen, dass von einer pau-
schalen Bewilligung nicht auszugehen ist, sondern dass
immer der Einzelfall zu prüfen ist. Insbesondere ist es so,
dass der Betriebsrat der Sonntagsarbeit in dem bewilligten
Umfang zugestimmt hat.

Unter dem Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes und der
Wahrung der Neutralitätspflicht war dem Regierungspräsi-
dium eine andere Entscheidung als eine positive nicht
möglich gewesen. Natürlich werden wir auch in Zukunft
die Neutralitätspflicht beachten. Die Neutralitätspflicht ist
ein genauso hohes Gut wie die Tarifautonomie.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Minister Grüttner, vielen Dank. – Zu Wort gemeldet
hat sich erneut Frau Kollegin Wissler für die Fraktion DIE
LINKE.

(Michael Boddenberg (CDU): Sie erklärt jetzt ein-
mal dem Betriebsrat, dass er falsch gelegen hat! Sie
weiß das alles besser!)

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich will doch
noch einmal ein paar Ausführungen zu dem Vorgang ma-
chen, wie die Sonntagsarbeit vom Regierungspräsidium
genehmigt wurde.

Herr Boddenberg, um das gleich zu sagen: Sie wissen ganz
genau, dass nicht der Betriebsrat zu Streiks aufruft, son-
dern dass das nur die Gewerkschaft darf. Nur die Gewerk-
schaft darf zu Streiks aufrufen. So viel Grundkenntnis soll-
ten auch Sie haben.

Ich will das noch einmal deutlich machen: Der Antrag von
Amazon ist am 4. Dezember 2014 eingegangen. Das habe
ich im Übrigen auch so vorgetragen.

Eines finde ich ganz interessant. Herr Minister Grüttner,
das haben Sie nicht gesagt. Auf dem Bescheid, auf der Be-
willigung steht, dass der Antrag auf Sonntagsarbeit am
9. Dezember 2014 ergänzt wurde. Da frage ich mich: Wel-
che Ergänzung gab es denn da? – Offensichtlich war der
Antrag nicht vollständig. Das heißt, dass das Verfahren
überhaupt nicht abgeschlossen war. Vielmehr hat Amazon
am 9. Dezember 2014, also einen Tag nach dem Streik,
Unterlagen nachgereicht. Das kann man im Bewilligungs-
bescheid nachlesen.

(Michael Boddenberg (CDU): Ach du liebe Zeit!)
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Da ist doch zu fragen, warum denn, obwohl man wusste,
dass es einen Streik gab, die Genehmigung am 10. Dezem-
ber 2014 erstellt und am 11. Dezember 2014 zugestellt
wurde.

Ich will Ihnen sagen, was die Rechtsgrundlage war. Die
Rechtsgrundlage ist § 13 Abs. 3 Satz 2 b Arbeitszeitgesetz.
Da heißt es:

…, wenn besondere Verhältnisse zur Verhütung ei-
nes unverhältnismäßigen Schadens dies erfordern,

ist Arbeit an bis zu fünf Sonntagen möglich. Das Regie-
rungspräsidium führt an, dass sich Amazon quasi durch
Werbezusagen selbst unter Druck gesetzt hat. Das Regie-
rungspräsidium führt eine ganze Menge Gründe auf,
warum es aus dessen Sicht keine besonderen Verhältnisse
sind und dass auch kein unverhältnismäßiger Schaden ent-
stehen könnte. Als ob Weihnachten immer überraschend
käme.

Herr Minister, wenn einer Behörde in einem laufenden Ge-
nehmigungsverfahren neue Fakten bekannt werden, dann
ist die Behörde doch verpflichtet, diese neuen Fakten ein-
zubeziehen. Als die Genehmigung erteilt wurde, wusste
das Regierungspräsidium nachweislich von dem Streik. Da
kann man doch nicht sagen: Als die Genehmigung bean-
tragt wurde, wussten wir von nichts. – Wenn so etwas im
laufenden Prüfungsverfahren auftritt, muss die Behörde
darauf reagieren. Herr Minister, das ist vor allem der Fall,
da Amazon noch einen Tag nach dem Streik Unterlagen
nachgereicht hat.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich will noch einmal darauf hinweisen: Der Streik war
nachweislich im Regierungspräsidium ein Thema. Das
steht nicht in der Bewilligung. Aber es steht in der E-Mail,
die dazu der Geschäftsführung übermittelt wurde. In der
E-Mail kann man es nachlesen. Dort steht: „Zum Thema
Streik haben meine Vorgesetzten entschieden …“. Viel-
leicht war das Thema Streik eines bei der mündlichen Er-
örterung. Das weiß ich nicht. Oder Amazon hat danach
noch einmal nachgefragt.

Fakt ist: In der E-Mail steht ein Bezug auf den Streik. Das
heißt, das Regierungspräsidium wusste von dem Streik.
Das ist doch klar. Er hat drei Tage vorher stattgefunden.
Trotzdem hat es die Sonntagsarbeit genehmigt. Das heißt
doch, dass Amazon offensichtlich nachgefragt hat.

Wenn man von dem Streik weiß und trotzdem die Sonn-
tagsarbeit bewilligt, dann bleibe ich dabei: Das ist Mitwir-
kung am Streikbruch. Das ist politische Einflussnahme auf
einen Arbeitskampf, und zwar auf der Seite der Firma
Amazon.

(Beifall bei der LINKEN – Michael Boddenberg
(CDU): Das ist grober Unfug!)

Das ist doch vollkommen klar. Herr Bocklet, ich verstehe
nicht, was Sie da erklärt haben. Sie haben da keinen Zu-
sammenhang gesehen. Amazon hat durch den Streik Aus-
fälle. Das ist auch Sinn eines Streiks. Denn wenn ein Streik
nichts bewirkt, dann hilft er auch nicht. Das will Amazon
jetzt durch einen Arbeitstag mehr kompensieren, an dem
die Teile der Belegschaft, die nicht streiken, dann zusätz-
lich arbeiten.

(Judith Lannert (CDU): Frau Wissler, das ist ein un-
erträglicher Quatsch!)

Damit wird doch die Wirkung des Streiks unterlaufen. Da-
mit wird der Streik geschwächt.

(Manfred Pentz (CDU): Frau Wissler, ich rufe gleich
zum Streik auf!)

Herr Bocklet, es ist doch vollkommen klar, dass es da
einen Zusammenhang gibt. Es gibt einen Streik. Es wird
dann Sonntagsarbeit beantragt, um die Streikfolgen abzu-
mildern. Sie haben das genehmigt. Damit sind Sie natür-
lich den Beschäftigten in den Rücken gefallen.

(Michael Boddenberg (CDU): Das sind abenteuerli-
che Vorwürfe!)

Herr Minister Al-Wazir, das kann doch nicht Ihr Ernst
sein: Wenn Sie eine Straße genehmigen, werden Sie die
Fakten, die Ihnen bekannt werden, nachdem die Genehmi-
gung beantragt wurde, wirklich nicht mit ins Verfahren
einbeziehen? – Das ist doch geradezu absurd.

(Unruhe)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Ich bitte um etwas mehr Ruhe. Noch hat Frau Kollegin
Wissler das Wort.

(Zurufe)

Frau Kollegin Wissler, Sie haben nicht mehr lange das
Wort. Die Redezeit ist eigentlich um. Kommen Sie bitte
zum Ende Ihrer Rede.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Ich bin mit meinen Punkten durch. – Ich bleibe dabei: Das
ist eine unzulässige politische Einflussnahme. Wir werden
das im Ausschuss noch diskutieren müssen. Ich möchte
gerne, dass die Landesregierung in der Ausschusssitzung
Stellung dazu bezieht, wie es dazu kommen konnte.

Es darf nicht Schule machen, dass bei streikenden Betrie-
ben Ausnahmen vom Verbot der Sonntagsarbeit gemacht
werden. Gerade wurde Ihnen das Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts zur Bedarfsgewerbeverordnung um die Oh-
ren gehauen. Ich finde, das ist wirklich ein Armutszeugnis
für die Landesregierung und für das Regierungspräsidium.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen
vor. Wir haben die Situation, dass wir zwei Entschlie-
ßungsanträge und einen Dringlichen Antrag haben. Gehe
ich recht in der Annahme, dass alle drei Initiativen dem
Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landes-
entwicklung überwiesen werden sollen?

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Nein!)

– Gut, dann stimmen wir jetzt über den Entschließungsan-
trag der Fraktion DIE LINKE, Drucks. 19/1240, ab.

(Wortmeldung des Abg. Hermann Schaus (DIE LIN-
KE))

– Herr Schaus, bitte schön.
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Hermann Schaus (DIE LINKE):

Herr Präsident, wir beantragen, dass über unseren Ent-
schließungsantrag abgestimmt wird. Das ist die Initiative
Drucks. 19/1240. Der Dringliche Antrag, Drucks. 19/1264,
bei dem es um die Mitwirkung der Landesregierung an
dem Streikbruch geht, soll dem Innenausschuss überwiesen
werden.

(Zurufe von der CDU: Das machen wir nicht! – Was
soll das? – Was soll der denn im Innenausschuss?)

– Wer ist für den Regierungspräsidenten als Aufsichtsbe-
hörde zuständig? Das ist der Innenminister, das ist wohl
klar – oder?

(Günter Rudolph (SPD): Wenn es um die Sonntags-
arbeit geht, da gibt es eine Zuständigkeit in der Lan-
desregierung! Das kann man klären! – Zuruf – Ge-
genruf des Abg. Günter Rudolph (SPD): Ich habe
das gar nicht bestritten!)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Kollege Rudolph, Sie haben das Wort.

Günter Rudolph (SPD):

Herr Präsident, ich bitte, dass wir den Entschließungsan-
trag unter Tagesordnungspunkt 47 nach Ziffern getrennt
abstimmen.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Dann stimmen wir erst einmal über den Entschließungsan-
trag unter Tagesordnungspunkt 47 ab. Das ist der Ent-
schließungsantrag, Drucks. 19/1240. Die beiden Ziffern
sollen getrennt abgestimmt werden.

Wer Ziffer 1 seine Zustimmung gibt, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das sind die Mitglieder der Fraktion DIE
LINKE. – Wer stimmt dagegen? – Das sind die Mitglieder
der Fraktionen der CDU, der FDP und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN. – Wer enthält sich der Stimme? – Das sind die
Mitglieder der Fraktion der SPD. Damit ist dieser Absatz
abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den zweiten Absatz.
Wer stimmt dem zweiten Absatz zu? – Das sind die Abge-
ordneten der Fraktionen DIE LINKE und der SPD. – Wer
stimmt dagegen? – Das sind die Mitglieder der übrigen
Fraktionen. Damit sind auch dieser Absatz und der Antrag
insgesamt abgelehnt.

Wir kommen damit zu dem Dringlichen Entschließungsan-
trag der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, Drucks. 19/1262.

(Wortmeldung des Abg. Günter Rudolph (SPD))

– Herr Kollege Rudolph.

Günter Rudolph (SPD):

Wir bitten, über Ziffer 3 getrennt abzustimmen.

(Manfred Pentz (CDU): Keine namentliche Abstim-
mung?)

– Das können wir auch machen. Wir haben Zeit.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Über Ziffer 3 soll getrennt abgestimmt werden. Wenn es
recht ist, lasse ich zuerst über die Ziffern 1 und 2 abstim-
men.

Wer stimmt den Ziffern 1 und 2 zu? – Das sind die Mit-
glieder des gesamten Hauses mit Ausnahme der FDP-Frak-
tion. – Gegenstimmen? – Die stammen von den Mitglie-
dern der FDP-Fraktion. Damit sind diese beiden Absätze
gegen die Stimmen der Mitglieder der FDP-Fraktion mit
den Stimmen der Mitglieder der anderen Fraktionen be-
schlossen.

Wir kommen zur Abstimmung über den dritten Absatz.
Wer stimmt dem zu? – Das sind die Abgeordneten der
Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. –
Wer stimmt dagegen? – Das sind die Abgeordneten der üb-
rigen Fraktionen des Hauses. Der Dringliche Entschlie-
ßungsantrag ist damit mit Mehrheit angenommen. Das wa-
ren die beiden Entschließungsanträge.

Der Dringliche Antrag der Fraktion DIE LINKE, Drucks.
19/1264 wird dem Sozial- und Integrationspolitischen Aus-
schuss überwiesen. Besteht da jetzt Einigkeit? – Meine
Einschätzung ist das übrigens auch. Der Dringliche Antrag
wird damit dem Sozial- und Integrationspolitischen Aus-
schuss überwiesen. Damit sind diese Tagesordnungspunkte
erledigt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 46 auf:

Antrag der Fraktion der FDP betreffend Bürgerwille
ernst nehmen – Bürgerentscheide zulassen – Drucks.
19/1238 –

Zusammen damit wird Tagesordnungspunkt 62 aufgeru-
fen:

Dringlicher Antrag der Fraktionen der CDU und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Errichtung
und Betrieb von Windenergieanlagen in Hessen
– Drucks. 19/1265 –

Das Wort erhält zunächst Herr Kollege Rentsch für die
FDP-Fraktion.

Florian Rentsch (FDP):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Der Bürgerentscheid in Oestrich-Winkel – wir haben diese
Woche schon einmal darüber diskutiert – hat eine neue
Qualität in die Debatte um die Nutzung der Windkraft in
Hessen gebracht. 60 % der Bürger haben sich dort gegen
die Nutzung der Windkraft ausgesprochen. Das war der
dritte Bürgerentscheid in Folge, bei dem ein negatives Vo-
tum abgegeben wurde.

Frau Kollegin Dorn und Herr Wagner von den GRÜNEN,
das ist richtig: Es sind nicht fünf gescheitert, sondern die
letzten zwei davor scheiterten am Quorum. Auch da hat
man sich negativ zum Thema Nutzung der Windkraft posi-
tioniert und sich gegen die Windkraftnutzung ausgespro-
chen.

(Beifall bei der FDP)

Man kann sich die Unterlagen anschauen, über die vor Ort
diskutiert wurde. Die Menschen haben das gemacht, weil
sie auf der einen Seite diese Energiewende, nämlich die In-
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stallation der Windkraftanlagen an windschwachen Stand-
orten, volkswirtschaftlich gesehen für Unsinn halten und
weil sie auf der anderen Seite den massiven Eingriff in die
Umwelt kritisieren. Drittens haben sie gesagt, dass sie da-
von ausgegangen sind, dass der Bürgerwille für die GRÜ-
NEN beim Thema Energiewende heute genauso wichtig
ist, wie er es damals beim Thema Nutzung der Atomkraft
war.

(Beifall bei der FDP)

Ich glaube, es ist deshalb richtig, dass der Hessische Land-
tag auf der einen Seite darüber diskutiert und positiv zur
Kenntnis nimmt, dass sich die Bürgerinnen und Bürger vor
Ort engagieren, dass der Hessische Landtag auf der ande-
ren Seite aber auch fragt: Steht diese Landesregierung un-
ter Ministerpräsident Volker Bouffier heute noch genauso
zu Zusagen wie damals, als sie mit der FDP regierte, oder
gelten heute durch den neuen Koalitionspartner, die GRÜ-
NEN, andere Zusagen? – Wenn das so ist, dann sollten das
die Menschen in diesem Land heute auch vom Minister-
präsidenten erfahren.

(Beifall bei der FDP)

Schwarz-Grün möchte in Hessen 4.000 Windräder instal-
lieren. Herr Minister, wenn ich richtig gezählt habe, haben
wir zurzeit knapp über 800. 4.000 sind das Ziel.

Hans-Werner Sinn sagt: Diese Energiewende ist ein Irr-
weg. – Wolfgang Clement sagt: Diese Energiewende ist
völlig aus den Fugen geraten. – Auch Sigmar Gabriel ist
ein Koalitionspartner der CDU. Es gibt eigentlich nieman-
den, mit dem Sie nicht koalieren. Er nennt diese Energie-
wende eine Karnevalsveranstaltung.

Volker Bouffier, der Hessische Ministerpräsident, der heu-
te Geburtstag hat, sagt Folgendes:

Die Energiewende ist wie ein Sprung aus dem Flug-
zeug, bei dem man erst während des Sprungs einen
Fallschirm konstruiert.

Das zeigt, wie besorgniserregend eigentlich die Situation
ist, in der wir uns befinden. Wenn sogar der Hessische Mi-
nisterpräsident klar zu erkennen gibt, dass wir in einem
Chaos stecken, dann wird es Zeit, dass wir aus diesem
Chaos herauskommen.

(Beifall bei der FDP)

Sigmar Gabriel sagt weiterhin – ich will das ausdrücklich
loben, weil er das mittlerweile erkannt hat –:

Viele in Europa halten uns wegen dieser Energie-
wende für „bekloppt“.

Dass Sigmar Gabriel mittlerweile auch die Sozialdemokra-
ten auf den richtigen Weg gebracht hat, zeigt, dass wir in
Hessen da nicht Stopp machen sollten.

Wir sollten das, was es an Erkenntnissen gibt, nutzen. Wir
werden z. B. keine CO2-Einsparung haben. Wir haben
einen massiven Eingriff in das Landschaftsbild. Wir haben
massiv steigende Kosten.

Vor allen Dingen – das ist einer der wesentlichen Punkte –
haben wir im Zusammenhang mit der CO2-Produktion
überhaupt keinen Vorteil. Denn die CO2-Produktion ist in
Europa durch Zertifikate gedeckelt. Frau Dorn, wenn wir
weniger verbrauchen, dürfen andere mehr verbrauchen. Ist
es sinnvoll, dass wir eine Energiewende gegen jeden Sinn
und Verstand machen und einen Einzelweg gehen, der auf

der anderen Seite der Umwelt überhaupt nichts nutzt? Ich
glaube, man darf da heute fragen, ob dieser Weg der richti-
ge ist.

(Beifall bei der FDP)

Ich glaube, dass die GRÜNEN recht hatten und dass sie
sich heute völlig anders verhalten, wenn es darum geht,
den Bürgerwillen ernst zu nehmen. Es ist so, dass viele
Kollegen vor Ort, auch Landtagsabgeordnete, quer durch
alle Parteien den Bürgerwillen hochhalten. Ich glaube,
nicht nur in Fulda oder an anderen Orten, wie etwa im
Rheingau, oder wo auch immer wir das in Hessen diskutie-
ren, geraten viele Abgeordnete gerade der Regierungsko-
alition vor Ort in die Bredouille. Denn der Ministerpräsi-
dent sagt auf der einen Seite: Wir bringen die Windkraftan-
lage nicht mit der Bereitschaftspolizei, da muss sich keiner
Sorgen machen. – Auf der anderen Seite will der hessische
Wirtschafts- und Energieminister 4.000 Windräder in Hes-
sen installieren. Herr Al-Wazir – –

(Zuruf: Aber doch nicht mit der Bereitschaftspoli-
zei!)

– Da bin ich mir bei Herrn Al-Wazir nicht so sicher.

(Beifall bei der FDP)

Anscheinend – so würde ich es sagen – nimmt Herr Al-
Wazir die Debatte ernst. Früher war der Bürgerwille für
Herrn Al-Wazir das einzig Entscheidende. Heute ver-
gleicht er die Bürger, die hier Kritik üben – und nicht nur
fachliche Kritik aus Sicht der Bürgerinitiativen, sondern
gestützt von vielen Experten –, und sagt: Mancher, der
heute für den Rotmilan kämpft, hat vor Monaten noch ge-
dacht, dass es sich dabei um einen serbischen Freischärler
handelt.

(Demonstrativer Beifall der Abg. Angela Dorn
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Ich muss sagen: Herr Al-Wazir, mit welcher Arroganz Sie
mit diesen Bürgern umgehen, das kann man auch im zwei-
ten Zitat ablesen. Das lautet, Herr Al-Wazir, vielleicht in-
teressiert Sie, was Sie gesagt haben

(Minister Tarek Al-Wazir: Ich weiß, was ich gesagt
habe!)

– na, ich bin mir manchmal nicht so sicher, ob Sie das wis-
sen –, Achtung: „Diese Protestler sind eben nicht unsere
Stammklientel.“

Aha, das ist interessant. Der hessische Wirtschaftsminister
macht Politik nicht für den Staat und seine Bürger, sondern
nur für seine grüne Klientel in diesem Land. Das zeigt, wes
Geistes Kind diese Landesregierung ist.

(Beifall bei der FDP)

Herr Al-Wazir, dass Sie bei diesem Thema das umsetzen,
was Sie Ihrer grünen Klientel, ihren grünen Wählern, aber
auch allen Organisationen, die Sie mit Ihren Maßnahmen
unterstützen, versprochen haben, das wundert und über-
rascht mich nicht. Was mich überrascht, ist: Der Hessische
Ministerpräsident – der heute Geburtstag hat und wahr-
scheinlich deshalb nicht hier sein kann; dafür habe ich vol-
les Verständnis – –

(Michael Boddenberg (CDU): Nein! Er ist im Bun-
desrat! Das wissen Sie auch! Er ist entschuldigt!)
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– Nein, das weiß ich zurzeit nicht, aber vielen Dank für
den Zwischenruf. Wenn er im Bundesrat ist, ist er ent-
schuldigt. Herr Boddenberg, das ist doch gar kein Problem.

Herr Boddenberg, mir geht es heute nicht um Herrn Al-
Wazir, sondern um den Hessischen Ministerpräsidenten,
mit dem wir – gemeinsam in Verantwortung stehend – ver-
einbart hatten, dass gegen den Willen der Menschen in
Hessen keine Windparks errichtet werden. Der Hessische
Ministerpräsident hat vor zwei Jahren klar gesagt: Wenn
eine Stadtverordnetenversammlung, ein Gemeinderat ent-
scheidet oder Bürger in einem Bürgerentscheid sagen, dass
ein Windpark vor Ort aus guten Gründen nicht gewollt ist,
dann akzeptieren wir diesen Bürgerwillen. – Ich halte diese
Position für richtig; denn wir haben sie mit Ihnen verein-
bart.

(Beifall bei der FDP)

Heute lese ich in einem längeren Brief des Hessischen Mi-
nisterpräsidenten – Herr Al-Wazir, möglicherweise haben
Sie sich auch an dieser Stelle durchgesetzt, was schlecht
für die Bürgerinnen und Bürger in diesem Lande, in dieser
Frage aber auch für den Hessischen Ministerpräsidenten
wäre – zu der Frage, wie man mit dem Bürgerwillen vor
Ort umgeht, Folgendes:

Hessen-Forst bewirtschaftet als Landesbetrieb den
Staatswald unter erwerbswirtschaftlicher und ge-
meinwohlverpflichteter Zielsetzung und sucht
gleichzeitig nach Lösungen im Konsens mit den be-
troffenen Kommunen.

(Michael Boddenberg (CDU): Was denn sonst?)

Herr Boddenberg, was heißt das im Umkehrschluss? Wenn
dieser Konsens nicht hergestellt wird, dann weichen die
Windparkbetreiber auf Landesflächen aus und setzen den
Windpark den Menschen direkt vor die Nase, obwohl die
Leute vor Ort gesagt haben, sie wollen keine Windkraftan-
lagen.

(Michael Boddenberg (CDU): Haben wir noch so et-
was wie Eigentümerrechte? Was für ein Unsinn!)

Wenn Sie jetzt erzählen, das trage keine grüne Handschrift,
dann muss ich Ihnen sagen: In dieser Frage ist die CDU
ganz eindeutig umgefallen und hat sich dem Druck der
GRÜNEN gebeugt.

(Beifall bei der FDP – Angela Dorn (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Wer ist denn umgefallen? Sie
sind doch umgefallen!)

Auch die zweite Aussage in diesem Brief ist falsch. Der
Ministerpräsident schreibt:

Sie sehen, sämtliche Vereinbarungen, an denen Sie
mitgewirkt haben, haben weiterhin Bestand.

Nein, Herr Boddenberg. Wir haben damals, als Hessische
Landesregierung in der Verantwortung stehend, mit dem
Leiter von Hessen-Forst vereinbart, dass nicht auf Landes-
forstflächen verwiesen wird, wenn eine Kommune gesagt
hat: „Wir wollen nicht, dass ein Windpark gebaut wird“,
damit nicht das geschieht, was jetzt in Wiesbaden passiert,
dass nämlich 100 m weiter weg ein Windpark in einem
FFH-Gebiet errichtet wird, damit das Ziel der GRÜNEN,
dass 4.000 Windräder in Hessen stehen, Realität wird. Ich
sage Ihnen ganz offen: Das ist eine Frage der Glaubwür-
digkeit des Hessischen Ministerpräsidenten. Da können Sie
sich nicht aus der Verantwortung stehlen.

(Beifall bei der FDP – Zurufe von der CDU)

Sie haben Ihre Position aufgrund des Drucks des grünen
Koalitionspartners massiv geändert. Sie setzen den Men-
schen 4.000 Windräder vor die Nase, obwohl Sie wissen,
dass das Blödsinn ist. Sie tun das alleine deshalb, Herr
Boddenberg, damit Sie in Hessen regieren können. Dass
wir Ihnen das übel nehmen, das können Sie glauben.

(Beifall bei der FDP – Zurufe von der CDU)

Insofern geht es in dieser Debatte um Glaubwürdigkeit.
Wenn der Hessische Ministerpräsident der Auffassung ist,
dass die alte Aussage gilt, dass Windkraftanlagen in Hes-
sen nicht gegen den Willen der Kommunen und der Men-
schen installiert werden, dann soll er das heute sagen.
Wenn er anderer Auffassung ist, dann wissen die Men-
schen, was sie von dieser Position zu halten haben.

(Beifall bei der FDP – Zurufe von der CDU und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Rentsch. – Das Wort hat Frau
Abg. Dorn, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Herr
Rentsch, zum Stichwort Glaubwürdigkeit: Die Person, die
bei diesem Thema am allerunglaubwürdigsten ist, sind
wohl Sie. Sie haben den Landesentwicklungsplan höchst-
persönlich unterschrieben. Sie haben die Windenergienut-
zung auf den Weg gebracht. Jetzt protestieren Sie gegen
die Windkraftnutzung. Sie sind bei diesem Thema un-
glaubwürdig.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Ich möchte zu Beginn meiner Rede Ministerpräsident
Bouffier zitieren, der, als er alle Fraktionen zum Energie-
gipfel eingeladen hat, am 5. April 2011 sagte:

Der Gipfel ist Auftakt intensiver Beratungen. Wenn
sich die Energieversorgung schneller in Richtung er-
neuerbare Energien bewegen soll, müssen wir unter
anderem über Energietransport und Energiespeiche-
rung reden. Es wird nicht gehen, dass wir gegen al-
les sind. Aber es muss der Versuch unternommen
werden, zu schauen, ob wir gemeinsam für bestimm-
te Dinge sind.

Wir GRÜNE haben nach dieser Einladung diskutiert – aber
nicht lange, weil wir wussten: So schrecklich das Ereignis
von Fukushima auch war, jetzt war ein Fenster für die
Energiewende offen, das danach wahrscheinlich nicht
mehr offen sein würde. Deshalb gab es im November 2011
eine Einigung, und bis auf die Fraktion DIE LINKE haben
alle Fraktionen unterschrieben.

Es ist kein Geheimnis, dass wir GRÜNE uns damals mehr
hätten vorstellen können, z. B. die Energiewende noch
schneller voranzubringen. Uns war eine fraktionsübergrei-
fende, gesellschaftsübergreifende Einigung aber mehr
wert. Die Energiewende kam nämlich gerade durch die
Kluft zwischen den politischen Lagern nicht voran. Uns
war die Energiewende wichtiger, als nach außen zu zeigen,
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dass man es immer noch etwas besser machen kann. Das
unterschied uns damals von den LINKEN.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Herr Kollege Rock, wir maßen und wir messen dem Ver-
trag, der zwischen den Fraktionen und zwischen den ge-
sellschaftlichen Gruppen ausgehandelt wurde, ein sehr ho-
hes Gewicht bei. Das war ein politischer Erfolg und auch
ein ganz persönlicher Erfolg von Ministerpräsident Bouf-
fier. Ich gebe zu, dass es mir damals als Abgeordnete der
Opposition nicht unbedingt gefallen hat, dass es ein per-
sönlicher Erfolg war. Es ist in der Tat so: Das Abschalten
von Biblis und der Energiegipfel bilden einen politischen
Wendepunkt in der hessischen Geschichte.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Sehr geehrter Herr Kollege Rentsch, für mich sind die Un-
terschriften unter diesem Vertrag viel wert, denn hier geht
es um Vertragstreue und um Glaubwürdigkeit – zwei Wer-
te, die in der Politik sehr, sehr wichtig sind.

(Nicola Beer (FDP): Soli!)

Sie, liebe Kollegen der FDP, haben mit dem Näherkom-
men der Landtagswahl diese Vertragstreue immer mehr
aufgeweicht. Inzwischen haben Sie mit dem Vertrag kom-
plett gebrochen. Das haben wir bei diesem Haushaltsent-
wurf gesehen. Ihre Kürzungsanträge richten sich auf das
beim Energiegipfel Vereinbarte – aus einem einzigen
Grund: um Proteststimmen zu bekommen.

Meine Damen und Herren von der FDP, ich frage Sie: Sind
Ihnen die Werte Vertragstreue und Glaubwürdigkeit ei-
gentlich noch wichtig? Wollen Sie Ihr Netz nur für Protest-
wähler auswerfen, um wenigstens noch ein paar Stimmen
zu bekommen? Wie kann man mit dem historischen Erbe
einer Partei so umgehen?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie führen jetzt einen Feldzug gegen die Energiewende,
insbesondere gegen Windenergieanlagen, und zwar nur
deswegen, weil der Protest dort im Moment am stärksten
ist. Ich will ganz klar sagen: Diesen Protest muss man
wirklich nicht überdramatisieren. Ich möchte einmal die
Emnid-Umfrage aus dem Jahre 2013 in Erinnerung rufen:
93 % der Bevölkerung halten einen verstärkten Ausbau der
erneuerbaren Energien für wichtig oder für äußerst wich-
tig; 59 % sind speziell mit Windkraftanlagen in ihrer Nach-
barschaft einverstanden; wenn dort schon Windräder ste-
hen, steigt dieser Anteil auf 70 %.

Es gab im Vogelsberg eine Umfrage, die dieses Ergebnis
örtlich noch einmal bestätigt hat. Aber Ihnen als FDP rei-
chen wenige Proteste, um Stimmung vor Ort zu machen –
nur um behaupten zu können, wir agierten gegen den Wil-
len der Bevölkerung. Das tun wir eben genau nicht.

(Zurufe von der FDP)

Ein Bürgerentscheid ist ein Bürgerentscheid. Wenn die
Bürgerinnen und Bürger von Oestrich-Winkel mehrheitlich
entschieden haben, dass sie keine städtischen Flächen für
die Nutzung der Windenergie hergeben wollen, dann gilt
das Ergebnis dieses Bürgerentscheids.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der CDU und der SPD)

Das ist eine Selbstverständlichkeit. Ich sage ganz deutlich
aber auch: Das war bisher der einzige Bürgerentscheid in
Hessen, der so ausging. Herr Rentsch, Sie haben es gerade
ausgeführt: Zwei Bürgerentscheide, in Hünfeld und in Hei-
denrod, gingen eindeutig positiv für die Windkraftnutzung
aus; in Bad Arolsen und in Braunfels haben sich einfach zu
wenige Menschen beteiligt, das Quorum wurde nicht er-
reicht.

(Florian Rentsch (FDP): Wie sind die ausgegangen?)

– Vor Ort war man zwar tendenziell dagegen, aber wenn
zu wenige Menschen bei einem Bürgerentscheid ihre Stim-
me abgeben, dann zeigt das, dass das vor Ort wohl nicht
das Riesenthema war.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der SPD)

Meine Damen und Herren von der FDP, all das zeigt doch:
Die große Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger will die
Energiewende, und sie will auch die Windkraftnutzung. Es
gibt natürlich auch die Haltung „not in my backyard“; das
wissen wir alle. Das sagt aber eine Minderheit.

Meine Damen und Herren, in Hessen findet die Energie-
wende statt. Sie findet mit den Bürgerinnen und Bürgern
und für die Bürgerinnen und Bürger statt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Sie braucht natürlich unser Engagement, zu zeigen, warum
Windräder für den Klimaschutz und für den Ausbau der er-
neuerbaren Energien wichtig sind.

(Florian Rentsch (FDP): Und Steuergeld!)

– Herr Kollege Rentsch, hätten Sie sich einmal dafür ein-
gesetzt, dass der Emissionshandel anders funktioniert. Ihre
Partei war im Bundestag doch eine der Kräfte, die dieses
System so schrecklich gemacht haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU – Minister Tarek Al-
Wazir: Brüssel hat dafür gesorgt, dass zu viele Zerti-
fikate auf dem Markt sind!)

Wenn ein schwaches Lüftchen aufkommt, dann werden
wir sicherlich nicht ängstlich den Kopf einziehen. Wir als
Koalition und die, die für den Energiegipfel noch stehen,
haben ein sehr gutes Konzept im Rücken. Für das kann
man werben, und das ist auch gut so.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Meine Damen und Herren, das Werben um Akzeptanz ist
eigentlich nur ein ganz kleiner Teil der Energiepolitik. Die
Energiewende ist ein Systemwechsel mit einem komplet-
ten Umdenken, nicht nur im Strom-, im Wärme- und im
Verkehrsbereich. Genau aus diesem Grund wollen wir als
Koalition die Ergebnisse des Energiegipfels verstetigen.
Wir wollen auch den Bereich Verkehr hinzunehmen. Das
hat Kollege Schäfer-Gümbel schon gesagt, und das ist auch
Inhalt unseres Koalitionsvertrages. Auf diesen Weg ma-
chen wir uns.

Ich möchte die Herausforderungen am Beispiel Strom dar-
stellen. Ein Problem ist die Volatilität der Energie. Wie
kann man schnell und flexibel Energie dazuschalten, wenn
gerade eine Spitzenlast gedeckt werden muss? Wie kann
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man den verbrauchsstarken Süden versorgen? – Über Last-
management und über Netzausbau.

Genau an diesen Punkten arbeiten wir – auch an der Inte-
gration der dezentralen Energie, damit die Wertschöpfung
vor Ort passiert. Genau um solche Themen kümmern wir
uns gerade. Herr Kollege Rock, wir hängen nicht mehr an
diesen Scheinproblemen, wie die FDP das tut, sondern wir
kümmern uns um die Energiewende hier im Land.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU – René Rock (FDP): Sie
hängen an einem Scheinproblem!)

Wir kümmern uns um ein weiteres ganz wichtiges Thema.
Es gilt nämlich, hier einen Beweis zu erbringen, dass
Deutschland als wirtschaftsstarkes Land durch die Energie-
wende nicht nur wirtschaftsstark bleibt, sondern sich auch
ein Alleinstellungsmerkmal auf den Exportmärkten erar-
beitet. Um das zu erreichen, muss man die Energiewende
zum einen sehr gut umsetzen

(René Rock (FDP): Genau!)

und zum anderen kosteneffizient gestalten. Herr Kollege
Rock, genau darum kümmern wir uns. Das ist nämlich der
Schlüssel zum Erfolg. So wird die Energiewende zum Ex-
portschlager. Ich bin dankbar, dass die Koalition diese
Aufgabe als prioritär betrachtet.

Ich freue mich immer wieder, dass es Unterstützung durch
die SPD und in Teilen durch DIE LINKE gibt. Eines ist
schließlich klar: Die Energiewende braucht vor allem eine
ruhige Hand, Entschlossenheit, Weitblick, Geduld und den
Dialog mit allen Beteiligten. Ich bin mir sehr sicher, dass
wir mit Ministerpräsident Bouffier, mit Tarek Al-Wazir als
Energieminister und mit Priska Hinz als Umweltministerin
drei Personen an der Spitze haben, die die dafür erforderli-
chen Fähigkeiten besitzen. Als Koalition werden wir sie
auf genau diesem Weg unterstützen, und ich bin froh, dass
wir da so erfolgreich vorangehen. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Frau Kollegin Dorn. – Als Nächster hat Herr
Abg. Peter Stephan, CDU-Fraktion, das Wort.

Peter Stephan (CDU):

Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Nehmen wir
einmal an, heute sei Donnerstag, der 26. Januar 2012, und
die FDP hat einen Punkt mit dem Titel „Bürgerwillen ernst
nehmen“ auf die Tagesordnung gesetzt. Wie wäre da die
FDP in die Debatte eingestiegen? – Denn: Am 22. Januar
2012 haben sich 88 % der Bürger aus Heidenrod im Tau-
nus für die Errichtung von Windenergieanlagen auf ihrer
Gemarkung und auf den städtisch-gemeindlichen Flächen
ausgesprochen. Sicherlich hätte Herr Kollege Rentsch vor
diesem Hintergrund ausgeführt, dass der Bürgerwillen
ernst zu nehmen ist und die Windräder unbedingt zu bauen
sind.

(Heiterkeit der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Im Übrigen läuft dieses Projekt, und es soll der finanz-
schwachen Kommune 800.000 € im Jahr an Einnahmen
bringen.

Oder: Was wäre, wenn wir heute die Woche nach dem
20.07.2014 hätten? In einem Bürgerentscheid vor fünf Mo-
naten in Braunfels waren die Windenergiegegner unterle-
gen. Die kommunalen Mandatsträger haben anschließend
die entsprechenden Beschlüsse gefasst, um den Bau von
Windenergieanlagen zu ermöglichen.

Dazu gibt das Internet ein paar schöne Spezifika preis. Ers-
tens. Die FDP in Braunfels unterstützt den Bau der Wind-
kraftanlagen.

(Florian Rentsch (FDP): Das ist doch völlig legitim!)

Sieh an, auch in der FDP gibt es Menschen, die für Wind-
energieanlagen eintreten.

Zweitens. Die BI, die gegen Windenergieanlagen aufgetre-
ten ist, beschreibt die Entscheidungen der Braunfelser Par-
lamentarier, die den Bürgerentscheid entsprechend umset-
zen, wie folgt – ich zitiere von der Homepage der Initiative
vom 18.09.2014 –:

Parlament winkt Gestattungsvertrag wieder durch.
… Ein ausführlicher Bericht folgt dazu, auch mit
den Namen und dem Abstimmungsverhalten der
Stadtverordneten.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, geht man so mit Bür-
gerentscheiden und mit den Parlamentariern um, die diese
Bürgerentscheide anschließend umzusetzen haben? Ich
glaube, man muss einmal ernsthaft darüber nachdenken, ob
das korrekt ist.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Drittens. Wie ist die Aussage des Sprechers der dortigen
BI zu verstehen, der feststellt, dass – ich zitiere wieder –
„die Stadt vierspurig am Bürger vorbeigefahren ist“? Er
macht diese Aussage deshalb, weil die Bürger in einem
Bürgerentscheid so entschieden haben. Ein Bürgerent-
scheid enthält auch ein Quorum. Das sind eben die Verfah-
rensregeln, an die sich alle zu halten haben. Ich meine, so
kommentiert man keine Entscheidung, die die Bürgerinnen
und Bürger getroffen haben.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, wir nehmen zur Kennt-
nis, dass in Hessen jetzt erstmals eine örtliche Initiative ge-
gen die Verpachtung städtischer Flächen für Windenergie-
anlagen erfolgreich gewesen ist: Eine Mehrheit der teilneh-
menden stimmberechtigten Bevölkerung in Oestrich-Win-
kel hat sich im Rahmen eines Bürgerentscheids dagegen
ausgesprochen, städtische Flächen für die Errichtung oder
den Betrieb von Windenergieanlagen zur Verfügung zu
stellen. Dieses Votum ist Ausdruck des Bürgerwillens vor
Ort, und dieses Votum ist entsprechend zu respektieren.
Das gilt für alle demokratischen Kräfte.

Diesem Bürgerentscheid stehen aber auch andere Bürger-
entscheide in Hessen gegenüber; aus zweien habe ich eben
zitiert. Ich meine, beides muss akzeptiert werden – von al-
len: von der Bevölkerung und von der Politik. Das gilt für
diejenigen, die sich für solche Anlagen ausgesprochen ha-
ben, und für die, die eine Gegenmeinung dazu gehabt ha-
ben.

(Florian Rentsch (FDP): Sehr gut, das kann ich nur
unterstützen!)

2138 Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 32. Sitzung · 18. Dezember 2014



Es gilt, dass die Ergebnisse dieser Verfahren – diese Bür-
gerentscheide sind über die HGO geregelt – so umzusetzen
sind. Auch in der Politik und im Verwaltungshandeln gibt
es Spielregeln, die in Gesetzen und Verordnungen festge-
legt sind.

Es ist schlicht undemokratisch, nach einer Entscheidung,
die nicht im eigenen Sinne ausgefallen ist, lauthals zu
schreien, dass die Spielregeln falsch sind. Auch das gehört
zu unserem Verständnis von Demokratie, diese Entschei-
dungen – es gibt ja nicht nur den Entscheid, es gibt im
Vorfeld auch eine Reihe von Maßnahmen, die über Parla-
mente laufen – so zu akzeptieren, wie sie nach Recht und
Gesetz getroffen worden sind.

Kolleginnen und Kollegen, die Arbeiten an den Regional-
plänen zur Steuerung der Windenergie in Hessen kommen
gut voran. 2013 wurden in Hessen zu den 1.000 MW, die
wir schon haben, 180 MW Leistung zugebaut. Wir haben
derzeit Anlagen mit einer Leistung von 1.300 MW in Pla-
nung, im Genehmigungsverfahren oder schon genehmigt.

In der Presse lesen wir derzeit sehr häufig über Initiativen
gegen Windenergieanlagen. Aber dort, wo in aller Ruhe
geplant, gebaut, in Betrieb genommen wird, wird selten in
dieser Intensität darüber berichtet. Das bleibt dann in der
lokalen Presse.

Ich bin sicher – das ist die Schlussfolgerung aus all diesen
Zahlen und Daten –, dass wir unser Ziel, eine Verdoppe-
lung der Stromproduktion aus regenerativen Energien, in
der Koalitionszeit bis 2019 erreichen werden.

Doch nun zu den Anträgen. Bürgerbegehren und Bürger-
entscheide laufen nach den Regeln der HGO ab. Das gilt
für Antragssteller, die für etwas sind, und für Antragsstel-
ler, die gegen etwas sind. Sie werden von den Kommunal-
parlamenten entsprechend den rechtlichen Vorgaben als
Verfahren zugelassen – oder nicht –, und sie werden von
den Kommunalparlamenten respektiert und umgesetzt.
Wenn dem nicht so wäre, würde man mit Recht dagegen
klagen können.

Das gilt nicht nur für Windenergieanlagen, sondern genau-
so für Supermärkte, für Straßen oder für Verkäufe kommu-
naler Einrichtungen und Flächen, zu denen es immer wie-
der solche Entscheidungen gibt. Alle haben sich an Recht
und Gesetz zu halten. Das gilt vor, während und nach ei-
nem Bürgerentscheid, und das gilt auch für die Forderung
der FDP in ihrem Antrag, der im Titel auch „Bürgerent-
scheide zulassen“ stehen hat. Bürgerentscheide werden
nach Recht und Gesetz durchgeführt, so, wie es vorge-
schrieben ist. Wem das Ergebnis nicht passt, der kann da-
gegen klagen, und da gewinnt oder verliert er anschlie-
ßend.

Es ist immer die Frage: Bürgerwille, ja oder nein? Ich wei-
se noch einmal darauf hin: Gegen die im Regionalplan
Südhessen ausgewiesenen Vorrangflächen haben 30.000
Menschen Einspruch eingelegt. Ich glaube, das stellt ein
ganz großes Spektrum dar, innerhalb dessen sich der Bür-
ger beteiligen und einbringen kann.

Ich will heute zwei weitere Punkte aufgreifen. Akzeptanz
war von Anfang an ein wichtiges Thema beim Energiegip-
fel. Ich bin froh, dass das „Bürgerforum Energieland Hes-
sen“ heute wieder sehr aktiv ist und Beiträge dazu leistet.

Eine Anmerkung für das Protokoll: In unserem Antrag ist
unter Ziffer 7 der Begriff nicht korrekt geschrieben; es
muss „Bürgerforum“ heißen. Das „Bürgerforum Energie-

land Hessen“ sorgt vor Ort mit seinen Beiträgen dafür,
dass emotionale Diskussionen auf Sachlichkeit zurückge-
führt werden und höchst strittige Themen im Bereich der
Windenergie gezielt vorangetrieben werden können. Die-
ses Gremium hat gerade in dieser Woche mit einer Anhö-
rung zur Problematik Infraschall ein wichtiges Thema auf-
gerufen, das bei der Frage „Windenergieanlagen – ja oder
nein?“ immer wieder eine große Rolle spielt.

Ich bin sicher: Wenn diese Aktion abgeschlossen ist, wer-
den wir – mit sachlichen Gründen – wissen, dass Infra-
schall auch bei Windenergieanlagen keine so große Bedeu-
tung hat.

Was die juristische Ebene betrifft – das haben uns die Ex-
perten dort gesagt –, gibt es so viele Urteile, wonach Infra-
schall im Zusammenhang mit Windenergieanlagen keine
Rolle spielt, dass wir da eigentlich auf der richtigen Seite
sind. Zudem haben die Experten gesagt: Wenn man ein
Windrad im Wald baut, kann man den Infraschall gar nicht
messen, weil der Infraschall des Waldes sehr viel größer
ist.

Auch über Hessen-Forst ist diskutiert worden. Es gibt dort
eine klare Ansage: Solange wir in den Regionalplänen kei-
ne Vorrangflächen ausgewiesen haben, stimmt sich Hes-
sen-Forst immer mit der jeweils zuständigen Kommune ab.
Es hat bisher keine Verpachtung von Hessen-Forst gegen
den Willen einer Kommune gegeben. Aber wenn wir Vor-
rangflächen haben und vonseiten des Landes Hessen die
Energiewende betreiben wollen, ist es doch falsch, zu sa-
gen: Genau die Landesflächen dürfen dafür nicht zur Ver-
fügung gestellt werden.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Florian Rentsch
(FDP): Aha!)

Ganz im Gegenteil, wir haben Vorrangflächen, und Hes-
sen-Forst hat die Aufgabe, die Politik des Landes Hessen
in Bezug auf die regenerativen Energien zu unterstützen.
Das ist die Aufgabe, und das wird auch so gemacht, liebe
Kolleginnen, liebe Kollegen.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Bürger sprechen sich für oder gegen Windenergieanlagen
aus, so wie auch für oder gegen Straßen, Schienenwege
und Einkaufszentren. Ich zitiere noch einmal von einer In-
ternethomepage einige Sätze, die sicherlich für uns alle die
Dinge zusammenfassen:

Die Windkraftanlagen sind ein Eingriff in die Natur,
und sie führen auch zu Beeinträchtigungen. Die Ar-
gumente der Gegner sind daher ernst zu nehmen …
Wir als Stadtverordnete müssen jetzt abwägen. Das
gesamtgesellschaftliche Interesse – Ausstieg aus der
Atomenergie nach Fukushima – und die Notwendig-
keit bezahlbarer und sicherer Energie für eine Indus-
trienation und jeden privaten Haushalt gegen berech-
tigte Einzelinteressen. Die FDP – bis Fukushima
auch Befürworter der Kernenergie – steht zu den Be-
schlüssen und Festlegungen zum Ausstieg aus der
Kernenergie und in den Einstieg in die regenerative
Energie. Dazu gehören Windkraftanlagen – auch in
unserer Stadt. Windenergie ist für unser Land eine
der effektivsten Energiearten. Der Umstieg lässt sich
nur verwirklichen, wenn diese Energiegewinnung
auch und vor allem dezentral eingesetzt wird. Daher
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unterstützt die FDP auch in Braunfels und am kon-
kret geplanten Standort die Errichtung von Wind-
kraftanlagen.

Nun werden Sie Ähnliches auf den Homepages aller Par-
teien, Organisationen und Gruppen finden. Ich will damit
nur deutlich machen: Über das Thema „Pro oder kontra
Windenergie“ wird nicht an Parteigrenzen entlang disku-
tiert, sondern das geht mittendurch.

Deswegen ist es auch wichtig, dass wir uns mit den Argu-
menten pro und kontra gut auseinandersetzen, sachlich da-
mit umgehen und es akzeptieren, wenn Entscheidungen ge-
troffen sind, wie in Oestrich-Winkel oder auch in Heiden-
rod. Ich will noch einmal daran erinnern, dass das auf dem
Energiegipfel formulierte Papier auch von den Vertretern
der FDP unterschrieben worden ist und dass die wichtigs-
ten Umsetzungspapiere die Unterschriften von FDP-Minis-
tern tragen.

Kolleginnen und Kollegen, die Energiewende in Hessen ist
auf einem guten Weg. Die Verdoppelung des Stromauf-
kommens aus regenerativen Energien werden wir schaffen.
Die Akzeptanz der Menschen in Hessen für regenerative
Energien und für Windenergieanlagen ist groß.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Ende.

Peter Stephan (CDU):

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mein Schlusssatz: Ich
wünsche uns allen ein frohes Weihnachtsfest. Es ist ein
Fest der Lichter. Unsere Politik wird heute und in Zukunft
dafür sorgen, dass die Stromversorgung für diese Lichter
gesichert ist. Aber ich möchte auch an das romantische, na-
türliche Kerzenlicht erinnern, das mithilfe eines Produkts
unserer fleißigen Bienen erzeugt wird und das sicherlich
auch zur Weihnachtsstimmung beiträgt. – Frohe Weih-
nachten.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Stephan. – Als Nächster hat
Kollege Gremmels, SPD-Fraktion, das Wort.

Timon Gremmels (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Lassen Sie mich zunächst für die SPD-Fraktion klar und
deutlich sagen, dass wir den Ausgang des Bürgerent-
scheids in Oestrich-Winkel respektieren. Für uns ist ganz
klar: Hier haben die Bürger entschieden, und das haben wir
zu respektieren.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der
CDU)

Aber ich glaube, daraus einen Rückschluss auf ganz Hes-
sen zu ziehen, so, wie es die FDP gemacht hat, wird dem
Thema nicht gerecht. Kollegin Dorn hat schon darauf hin-
gewiesen, dass es bisher gerade einmal fünf Bürgerent-
scheide gab. In einem einzigen dieser Bürgerentscheide ha-
ben sich die Bürger gegen die Nutzung von Windkraft aus-
gesprochen.

Wenn die Kollegen von der FDP jetzt auf einmal das The-
ma Quorum für sich entdecken, frage ich: Wer hat denn in
der letzten Legislaturperiode die Senkung des Quorums
verhindert? Das war doch Schwarz-Gelb. Deswegen kön-
nen Sie das hier nicht auf einmal kritisieren. Das ist schon
wieder ein Teil ihrer Doppelmoral.

(Beifall bei der SPD)

Noch einmal: Wenn wir uns vor Augen führen, dass es in
fünf Städten und Gemeinden Hessens Bürgerentscheide zu
dem Thema gegeben hat, müssen wir aber auch feststellen,
dass es in den restlichen 421 Kommunen Hessens keine
Bürgerentscheide dazu gegeben hat, weil es dort kein mas-
sives Problem darstellt. Das muss man einfach einmal
rechnerisch feststellen. Wir müssen Sie an den Taten mes-
sen.

(Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Ich will Ihnen noch etwas sagen – ich möchte mich heute
eher mit den Regierungsfraktionen auseinandersetzen –:
Uns fällt auf, dass Sie, insbesondere die Kollegen und Kol-
leginnen von der CDU, da ein doppeltes Spiel treiben.

(Zuruf von der CDU: Was? – Manfred Pentz (CDU):
Wer ist hier der Taschenspieler?)

– Ja, Sie treiben ein doppeltes Spiel. Ich sehe Herrn Dr.
Arnold und Frau Müller-Klepper immer klatschen. Wenn
es namentliche Abstimmungen gibt, heben Sie bei dem
Thema „Windkraft und erneuerbare Energien“ immer
schön koalitionstreu die Hand. Wenn Sie in Ihre Wahlkrei-
se zurückgekehrt sind, sind Sie die Wortführer beim Pro-
test gegen Windkraftanlagen.

(Beifall bei der SPD und der FDP)

Ich will Ihnen an der Stelle noch etwas sagen; schließlich
ist der Kollege Jung gerade anwesend. Eigentlich hätte ich
mich gern mit Herrn Beuth beschäftigt, aber der muss an-
scheinend zu Mittag essen.

(Holger Bellino (CDU): Er ist entschuldigt! – Ge-
genruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE): Ist ja
gut, Herr Bellino!)

Herr Jung, ich will mich an Sie wenden; denn Sie sind in
Ihrer Nebenfunktion stellvertretender Kreisvorsitzender
der CDU Rheingau-Taunus. Sie hat den Bürgerentscheid in
Oestrich-Winkel natürlich kommentiert. Sie hat sich über
den Ausgang erfreut gezeigt. „Dies wird auch in Wiesba-
den aufhorchen lassen“, haben Sie in Ihrer Pressemittei-
lung erklärt. Sie haben auch gesagt – jetzt zitiere ich aus
der Pressemitteilung eines Kreisverbands, dessen stellver-
tretender Vorsitzender Sie sind und in dem auch Frau Mül-
ler-Klepper aktiv ist –:

Es könne nicht darum gehen, „auf Teufel komm
raus“ das Ziel zu verfolgen, 2 % der Landesfläche
… mit Windrädern zuzupflastern.

(Beifall bei der SPD)

Das haben Sie gesagt. Das sind dieselben, die bei der na-
mentlichen Abstimmung im vorletzten Plenum genau für
dieses Ziel gestimmt haben. Frau Müller-Klepper, ich fin-
de, Sie müssen sich entscheiden, wo Sie stehen und wo Sie
was sagen. So geht das nicht.

(Beifall bei der SPD und der FDP)
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Das gilt auch für Herrn Dr. Arnold – im Übrigen nicht nur
bei der Windkraft. Das Gleiche haben wir beim Thema
SuedLink.

(Günter Rudolph (SPD): Ja!)

Das Thema SuedLink ist auch ein Beispiel dafür: im Land-
tag immer für den Ausbau von SuedLink werben und vor
Ort, im Wahlkreis, Stimmung dagegen machen.

(Manfred Pentz (CDU): Das stimmt doch überhaupt
nicht!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist aus mei-
ner Sicht Doppelmoral.

(Beifall bei der SPD und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Kollege Gremmels, erlauben Sie eine Zwischenfrage
des Kollegen Stephan?

Timon Gremmels (SPD):

Sie haben nachher noch ein bisschen Zeit. Wenn der Mi-
nister gesprochen hat, können Sie das gern machen. Dann
melde ich mich anschließend auch noch einmal zu Wort.
Sie haben auch die Möglichkeit einer Kurzintervention.
Nutzen Sie diese. Dann reagiere ich darauf.

Ich will eines deutlich machen: Das Thema SuedLink ist
ein gutes Beispiel. Wer führt denn in Fritzlar die Proteste
an? Das ist die CDU vor Ort. Wer ist denn der landesweite
Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft der Bürgerinitiativen
gegen SuedLink? Das ist ein CDU-Bürgermeister aus Neu-
enstein. Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese
Doppelmoral dürfen wir Ihnen nicht durchgehen lassen.

(Beifall bei der SPD und der FDP – Manfred Pentz
(CDU): Können Sie auch einmal eine andere Platte
auflegen?)

Ich sage Ihnen, wie wir das in Nordhessen machen. Wir
haben in Nordhessen die Offenlage des Regionalplans.

(Zurufe von der CDU)

– Hören Sie einfach einmal zu, dann werde ich es Ihnen er-
zählen.

(Petra Müller-Klepper (CDU): Dann sagen Sie ein-
mal etwas dazu! – Weitere Zurufe von der CDU)

– Wenn sich die Kollegen dort so aufregen, scheine ich
einen Nerv getroffen zu haben.

(Fortgesetzte Zurufe von der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Meine Damen und Herren Kollegen, ich habe zwar nicht
den Eindruck, dass der Kollege Gremmels besonderen
Schutz braucht. Er kann sich schon durchsetzen. Trotzdem
wäre etwas mehr Ruhe in der Debatte sinnvoll.

(Beifall des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Timon Gremmels (SPD):

Ich komme jetzt zu Nordhessen. Ich nenne Ihnen ein Bei-
spiel: Die Regionalversammlung Nordhessen hat die zwei-

te Offenlage des Teilregionalplans Energie Nordhessen
einstimmig beschlossen: inklusive CDU, inklusive GRÜ-
NE, inklusive SPD. Die FDP, die dort auch einen Vertreter
hat, hat an der Abstimmung nicht teilgenommen. Das ist
die Wahrheit. Das muss man hier in aller Deutlichkeit sa-
gen.

Wir haben damals in der Regionalversammlung gesagt, das
wird ein riesengroßes Thema werden. Wir sind aus dem
Regierungspräsidium hinausgegangen und haben eine rie-
sengroße Halle angemietet, in der 500 Besucher Platz fin-
den, weil wir dachten, jetzt kommen all die Vertreter der
Bürgerinitiativen und demonstrieren.

(Manfred Pentz (CDU): Ihr seid die Allerbesten!)

In der entscheidenden Sitzung der Regionalversammlung
Nordhessen waren 40 Besucher da; 20 davon waren Inves-
toren und 20 Vertreter von Bürgerinitiativen. Wenn Sie das
ordentlich kommunizieren, wenn Sie das ordentlich durch-
führen, so, wie wir es in Nordhessen gemacht haben, und
wenn Sie die Leute beteiligen, bekommen Sie Ruhe in den
Laden, und Sie überzeugen mit Argumenten.

(Beifall bei der SPD)

Da Sie mir immer vorwerfen, ich hätte irgendein Problem
in meinem Wahlkreis: Ich habe am Ende der zweiten Of-
fenlage des Teilregionalplans Energie – inklusive aller Flä-
chen – mit voller Überzeugung zugestimmt, so, wie das
auch die Kollegen von der CDU aus Fulda getan haben.
Zweite Offenlage des Teilregionalplans Energie Nordhes-
sen: einstimmig beschlossen.

Ich sage Ihnen aber noch etwas. Schauen wir einmal nach
Südhessen. Vielleicht kann Minister Al-Wazir etwas dazu
sagen, dass die grüne Regierungspräsidentin jetzt auf ein-
mal sagt, sie brauche für die zweite Offenlage noch einein-
halb Jahre. Ich bin sehr gespannt, wie Sie Ihr Ziel hinbe-
kommen wollen, in dieser Wahlperiode den Anteil der er-
neuerbaren Energien zu verdoppeln. Hier wird auf Zeit ge-
spielt.

(Torsten Warnecke (SPD): Ja, wie immer!)

Da kann ich leider auch die GRÜNEN nicht aus der Ver-
antwortung nehmen.

Noch etwas wundert mich sehr; wir müssten in der Tat viel
mehr zum Thema Akzeptanz tun. Dazu können auch die
GRÜNEN noch einen Beitrag leisten. Ich zitiere aus der
„FAZ“. Diese schrieb über eine Veranstaltung der Hein-
rich-Böll-Stiftung vom 20.11.:

„Bei uns im Main-Kinzig-Kreis gibt es sehr starken
Widerstand gegen die Windräder“, sagte ein Diskus-
sionsteilnehmer, aber es komme niemand, um die
Energiepolitik der Landesregierung mit dem Ziel,
2 % der Landesfläche für die Windkraft vorzuhalten,
zu verteidigen. „Ich sehe bei uns keinen GRÜNEN“,
sagt der Mann und erhält starken Applaus.

Ich glaube, die GRÜNEN und der Minister müssen noch
ihre Hausaufgaben machen. Ich finde, auch der Minister
kann bei solchen Veranstaltungen Akzeptanz herbeiführen.

(Beifall bei der SPD)

Da nun die FDP auf einmal meint, Akzeptanzkampagnen
würden ja so viel Geld kosten, und sich dagegen auflehnt,
erinnere ich dich, lieber Herr Kollege Rentsch, einmal dar-
an: Wer hat denn damals die Akzeptanzgruppe beim Ener-
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giegipfel geleitet? Wer war denn das? Wer hat denn dort
etwas vereinbart?

(Florian Rentsch (FDP): Das war kein Geringerer als
Herr Hahn!)

– Ja, das war Herr Hahn, Ihr heutiges Fraktionsmitglied.
Auch damit wird die Doppelmoral deutlich.

Ich möchte Ihnen aber noch einmal insgesamt etwas sagen
und auf eine Sache hinweisen, die auch diese Landesregie-
rung etwas unter den Tisch kehrt. Wir hatten Ende Novem-
ber dieses Jahres eine denkwürdige Preisverleihung. Ich
meine jetzt nicht den Politikaward an Herrn Bouffier und
Herrn Al-Wazir, sondern eine Veranstaltung, die zwei Ta-
ge später stattgefunden hat.

(Zurufe von der CDU: Oh!)

Zwei Tage später wurde das Bundesländerranking zum
Thema erneuerbare Energien vorgestellt. Hessen ist, ob-
wohl die GRÜNEN mittlerweile mitregieren, nach wie vor
im letzten Drittel, auf Platz 12, gelandet.

(Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sechs Plätze nach vorne!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, da kann man
nicht von großen Sprüngen sprechen.

(Manfred Pentz (CDU): Mal sehen, wann Sie den
Politikaward kriegen! Da bin ich einmal gespannt!)

– Ich bekomme den Politikaward sicherlich vor Ihnen,
mein lieber Herr Kollege.

(Beifall bei der SPD)

Diesen Wettstreit gewinne ich. Wir können ihn uns auch
gern teilen, damit hätte ich kein Problem.

(Manfred Pentz (CDU): Okay!)

Aber dafür müssten Sie öfter hier vorne reden, statt von Ih-
rem Platz dazwischenzurufen.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich noch einmal deutlich sagen: Dieses Er-
gebnis ist deutlich. Herr Al-Wazir, zu diesem Ergebnis ha-
ben Sie überhaupt keine Presseerklärung abgegeben.

Bei den Anstrengungen zur Nutzung erneuerbarer
Energien … befindet sich Hessen … erneut im unte-
ren Mittelfeld … das Informationsangebot über Nut-
zungsmöglichkeiten erneuerbarer Energien des Lan-
des als auch seine Vorbildfunktion mussten hinge-
gen Ränge einbüßen und erhalten Plätze im Mittel-
feld. Hessen weist durchschnittliche Ergebnisse bei
den Akzeptanzumfragen auf.

Hört, hört, und all das unter Beteiligung der GRÜNEN an
der Regierung. Es heißt weiter:

Die Politik zur Nutzung von erneuerbarer Energien
im Allgemeinen hat sich aus Sicht der Verbände im
Vergleich zu anderen Ländern verschlechtert und
liegt [auf hinteren Plätzen] ... Hemmnisse werden im
Vergleich zu 2012 schlechter abgebaut, woraus der
13. Platz resultiert (2012: Platz 6).

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch hier muss
die Landesregierung noch ihre Hausaufgaben machen;
auch hier hat sie noch einiges zu tun. Herr Al-Wazir, dass
Sie diese Studie völlig verschwiegen haben, kann ich ver-
stehen. Das ist Ihnen sicherlich peinlich. Peinlich müsste

es aber vielmehr der CDU sein, weil die schon seit 15 Jah-
ren regiert.

(Manfred Pentz (CDU): Und zwar erfolgreich!)

Seit dem Energiegipfel im Jahre 2011 haben Sie bei die-
sem Thema nicht wirklich etwas erreicht. Nach wie vor
Platz 12 von 16 Plätzen einzunehmen, ist peinlich.

(Beifall bei der SPD – Angela Dorn (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Drei Monate, was soll man da
schaffen?)

Lassen Sie mich zum Schluss versöhnliche Töne anschla-
gen.

(Zurufe von der CDU: Oh!)

Ich zitiere jetzt einmal einen ehemaligen parlamentari-
schen Geschäftsführer der GRÜNEN. Dieser sagte: „Auf
die Inhalte kommt es an“. Recht hat er. Deswegen, weil
nichts Falsches drinsteht, werden wir dem schwarz-grünen
Antrag zustimmen. Das ist ganz einfach. Auch stimme ich
mit Herrn Kollegen Stephan – dass ich dies heute sagen
darf, überrascht mich sehr – in der Bewertung des FDP-
Antrags völlig überein. Wir haben eine geltende Rechts-
grundlage, die besagt, wie Bürgerentscheide in Hessen an-
zuwenden sind. Insofern sagen wir: Diesen Antrag brau-
chen wir nicht, und deswegen werden wir ihm nicht zu-
stimmen können. Das tut uns sehr leid.

Unsere Positionierung ist klar: Die Windenergie, erneuer-
bare Energien, kann man nur gemeinsam mit den Bürgerin-
nen und Bürgern ausbauen. Wir stehen zum Energiekon-
sens. Wir fordern Sie auf: Lassen Sie uns den Energiegip-
fel noch einmal einberufen. Lassen Sie uns evaluieren, wo
wir heute stehen. Lassen Sie uns schauen, wo wir korrigie-
ren, wo wir nachsteuern müssen.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Kollege Gremmels, jetzt ist aber langsam wirklich
gut.

Timon Gremmels (SPD):

Herr Präsident, ich komme zum Schluss. – Der Vorschlag
von Herrn Schäfer-Gümbel ist richtig. Greifen Sie ihn auf.
Lassen Sie uns schauen, dass wir die Energiewende wieder
gemeinsam voranbringen. In diesem Sinne Glück auf.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Das war ein langer Schluss. – Zu einer Kurzintervention
hat sich jetzt Herr Kollege Stephan, CDU-Fraktion, gemel-
det.

Peter Stephan (CDU):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe
gerade einen Zuruf aus der Fraktion bekommen. Es wurde
gefragt, was ich denn heute falsch gemacht hätte, nachdem
Herr Gremmels unseren Antrag sowie unsere Beurteilung
des anderen Antrags so lobt. Ich glaube, ich habe nichts
falsch gemacht.
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Es gibt Dinge, und ich sage einmal: „Das folgt dem Ener-
giegipfel“, die wir gemeinsam voranbringen. Sie haben am
Schluss noch einmal das Thema Versöhnung, versöhnli-
ches Aufeinander-Zugehen, eingebracht. Ja, das ist richtig
und wichtig, und das sollten wir so machen.

Ich will Ihnen zwei Punkte nennen, erstens zu Südhessen.
Herr Gremmels, es waren 30.000 Einsprüche. Sie wissen
ganz genau, wenn Sie diese 30.000 Einsprüche nicht sehr
sorgfältig abarbeiten, dann kippt das Ganze beim nächsten
Gerichtsverfahren.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen: lieber etwas länger, sauber und gut als schnell
und nachher beklagbar. Wir wissen, wie das in Mittel- und
Nordhessen mit schon einmal genehmigten Regionalplänen
war. Deswegen sollten wir wirklich sorgfältig sein.

Das Zweite, was ich trotz allem sagen will, ist: Wir sollten
auch untereinander respektieren, dass es in allen Fraktio-
nen, in allen Parteien, Menschen gibt, die zu dem, was wir
als Leitlinie in unserem Koalitionspapier haben, eine etwas
differenziertere Meinung haben. Wir sollten niemanden
ausschließen. Wir sollten darüber mit allen sprechen, und
wir sollten schauen, dass wir den Weg, den wir gehen wol-
len, an alle herantragen und davon alle überzeugen können.
Das ist für mich ein wichtiger Punkt.

Deswegen möchte ich niemanden, das gilt auch für andere
Parteien, als Person in den Vordergrund schieben und sa-
gen: „Die sind aber dagegen“. Nein, wir machen eine ge-
meinsame Politik. Wir stehen zum Koalitionsvertrag, und
den werden wir umsetzen.

Herr Gremmels, ich kann es aber trotzdem nicht vermei-
den, aus der „Hessischen Niedersächsischen Allgemeinen“
vom 09.09.2014 zu zitieren:

Nun hat der nordhessische Landtagsabgeordnete Ti-
mon Gremmels (SPD) den hessischen Wirtschafts-
minister Tarek Al-Wazir (GRÜNE) sogar aufgefor-
dert, die Pläne [für einen Windpark am Sensenstein
im Altkreis Kassel] zu stoppen.

(Michael Boddenberg (CDU): Das ist ja ein Ding!
Das ist ja spannend!)

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, wir haben überall Men-
schen, die zu bestimmten Punkten eine differenzierte Mei-
nung haben. Das sollten wir akzeptieren. – Danke schön.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Stephan. – Zur Erwiderung,
Herr Kollege Gremmels. Sie haben zwei Minuten.

Timon Gremmels (SPD):

Herr Stephan, Sie hätten mir zuhören sollen. Ich habe Ih-
nen doch gesagt, dass ich in der Regionalversammlung mit
voller Überzeugung für den Regionalplanentwurf, zweite
Offenlage, gestimmt habe, der die besagte Fläche, die Sie
gerade genannt haben, beinhaltet. Ich habe damals nur ge-
sagt, und dazu stehe ich, dass man, wenn das Land Hessen
auf Staatsdomänenflächen Flächen ausweist, die das Krite-
rium von 5,75 m/s nicht einhalten, wir also Flächen an
schlechten Standorten ausweisen, der Windkraft keinen
Gefallen tut. Ich bin nach wie vor der Überzeugung, dass
das so richtig ist. Nichtsdestotrotz habe ich, und ich stelle

mich dieser Diskussion in meinem Wahlkreis, meine Be-
denken zurückgestellt und dem Gesamtinteresse unterge-
ordnet.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das ist nämlich der große Unterschied: Wenn Sie hier ein-
fordern, dass Ihre Abgeordneten vor Ort eine andere Positi-
on haben, dann geht es doch in Richtung Ihres Fraktions-
vorsitzenden. Herr Boddenberg, geben Sie Frau Müller-
Klepper und Herrn Beuth bei der nächsten namentlichen
Abstimmung die Möglichkeit, so zu stimmen, wie sie es
auch vor Ort sagen. Ich mache doch nur die Doppelmoral
deutlich, die Sie haben. Sie müssen sich schon einmal ent-
scheiden. Ich habe mich entschieden. Das muss man ein-
mal ziemlich deutlich sagen.

(Michael Boddenberg (CDU): Es gibt immer Grün-
de, etwas anders zu sehen und eigene Argumente zu
haben!)

Herr Stephan, jetzt zu dem, was Sie angesprochen haben,
zur Anzahl der Einwendungen. Wir hatten in Nordhessen
doch auch Einwendungen in nicht unerheblicher Anzahl.
Es waren 15.000; diese haben wir abgearbeitet.

(Günter Schork (CDU): Wie lange hat das gedau-
ert?)

Wenn es einem wichtig ist, dann muss man dafür natürlich
mehr Personal bereitstellen, es umressortieren. Dann kön-
nen Sie es tun und haben die Möglichkeit, dies vor Ort
zeitnah – –

(Manfred Pentz (CDU): Gestern haben Sie uns noch
gesagt, wir sollten Personal abbauen!)

– „Umressortieren“ habe ich gesagt. Herr Pentz, können
Sie auch einmal zuhören?

(Manfred Pentz (CDU): Ja, aber gestern haben Sie
noch gesagt, es soll abgebaut werden!)

Sie können Personal auch umressortieren. Ich wüsste für
Ihr Ministerium gute Einsparvorschläge. Ich wüsste, wo
man dort den einen oder anderen abbauen könnte.

An der Sozialdemokratie müssen Sie nicht zweifeln. Wir
bekennen uns klar zur Energiewende. Wir stehen dazu, und
dafür kämpfen wir, und zwar mit gutem Gewissen. In die-
sem Sinne Glück auf.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank. – Als Nächste Frau Kollegin Wissler, Frakti-
on DIE LINKE.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die FDP ent-
deckt in ihrer Not scheinbar ein ganz neues Thema: die di-
rekte Demokratie. Die FDP hat einen Antrag in den Land-
tag eingebracht, in dem sie fordert, dass die Menschen vor
Ort durch Bürgerentscheide in die Entscheidungsprozesse
einbezogen werden sollen. Allerdings muss man an dieser
Stelle sagen, dass die FDP ein eher monothematisches Ver-
ständnis von direkter Demokratie hat. Es geht ihr nämlich
nicht darum, dass die Bürgerinnen und Bürger beim Bau
von Autobahnen mitentscheiden oder beim Ausbau des
Frankfurter Flughafens mitreden dürfen. Nein, die FDP in-
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strumentalisiert das Thema einzig und allein für ihren
Kampf gegen Windräder.

Ich will noch einmal darauf hinweisen, dass durch den
Ausbau des Frankfurter Flughafens eine gesamte Region
verlärmt wurde. Das war aber kein Anlass für die FDP, zu
fordern, dass die Betroffenen darüber abstimmen sollten.
Als es Massenproteste gegen den Bau von Atom- und Koh-
lekraftwerken gab, war es der FDP auch herzlich egal. Von
der heute so viel beschworenen Akzeptanz der Energie-
wende war damals keine Rede. Deswegen stelle ich gleich
zu Beginn fest: Die FDP bleibt das, was sie immer war, ein
treuer Lobbyist der Atom- und Kohlelobby.

(Beifall bei der LINKEN)

Dabei gibt es in der Bevölkerung eine breite gesellschaftli-
che Akzeptanz für die Energiewende. Nach Fukushima
und angesichts des Klimawandels und knapper werdender
Rohstoffe halten die meisten Menschen einen schnellen
Umstieg auf die erneuerbaren Energien für notwendig. Ja,
es gibt an einigen Orten Bedenken, wenn neue Windräder
geplant werden. Diese Bedenken werden aber zum Teil be-
wusst geschürt – leider auch durch Landtagsabgeordnete
der CDU, die im Landtag dafür stimmen und im Wahlkreis
dagegen mobilisieren.

(Beifall bei der LINKEN und bei Abgeordneten der
SPD)

Das ist unter anderem die CDU im Rheingau-Taunus-
Kreis, wo Innenminister Beuth im Vorstand ist. Da werden
Beschlüsse gegen die Errichtung von Windrädern gefasst.
Dann erklärt Wirtschaftsminister Al-Wazir, er sehe keinen
Dissens mit seinem Kabinettskollegen, da dieser bei der
Entscheidung nicht anwesend gewesen sei. Meine Damen
und Herren, nach der Logik kann man den Ministerpräsi-
denten auch für vieles nicht verantwortlich machen, weil er
den meisten Abstimmungen im Landtag auch fernbleibt.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Frau Kollegin Müller-Klepper, CDU, auf Ihrer Homepage
habe ich gesehen, dass Sie dort Fotos von Ihrer Teilnahme
an einer „Anti-Windräder-Demo“ präsentieren.

Wenn es darum geht, mit falschen Behauptungen Ängste
und Vorurteile zu schüren, dann darf Herr Irmer, als Meis-
ter dieser Disziplin, natürlich nicht fehlen. Im aktuellen
„Wetzlar Kurier“ werden die Pläne zur Errichtung von
Windkraftanlagen im Lahn-Dill-Kreis als „der reinste Hor-
ror“ bezeichnet, es drohe die Verspargelung unserer Hei-
mat, der Strompreis werde durch die Windkraftanlagen
steigen, und Blackouts würden drohen.

(Zurufe von der LINKEN und der SPD: Uiuiui! –
Florian Rentsch (FDP): Da hat er doch recht! Was
ist denn daran falsch, dass mit der Energiewende der
Strompreis steigt?)

Herr Rentsch, Sie wissen, dass wir über die Umsetzung des
Landesentwicklungsplans reden, den Sie als Wirtschafts-
minister zu verantworten haben?

(Beifall bei der LINKEN und der SPD – Zuruf des
Abg. Florian Rentsch (FDP))

Sie sind echt ein Scherzkeks. Was Sie gerade machen, ist
Opposition gegen Ihr Regierungshandeln, was Sie als
Wirtschaftsminister getan haben. Dann berufen sich FDP
und CDU auf Bürgerinitiativen gegen Windkraft, die Sie
vor Ort selbst mitbegründet haben. Die Landesregierung

braucht keine Kampagnen für die Akzeptanz zu machen,
sie kann sie sich entweder schenken, oder sie muss sie ma-
chen, um für Akzeptanz in den eigenen Reihen zu werben.
Offensichtlich fehlt die Akzeptanz genau hier.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Ausgang des Bürgerentscheids in Oestrich-Winkel ge-
gen die Errichtung von Windrädern ist für uns als LINKE
kein Grund zur Freude. Ich halte es für wichtig, sich inhalt-
lich mit den Argumenten der Windkraftgegner auseinan-
derzusetzen und ein paar Fakten zu benennen. Das möchte
ich einmal anhand von Vorbehalten tun, die ich immer
wieder gegen Windräder höre und die immer wieder be-
wusst in die Welt gesetzt werden.

Argument eins: Windräder im Wald seien schädlich, und
der Wald sei als Natur- und Erholungsraum zu wertvoll,
um dort Windkraftanlagen zu errichten.

Natürlich ist es sinnvoll, Windkraftanlagen in erster Linie
auf Freiflächen zu errichten. Aber Hessen als eines der
waldreichsten Bundesländer kann nicht einfach sagen, wir
klammern den gesamten Wald aus. Dann können wir das
2-%-Ziel, auf das sich der Energiegipfel verständigt hat,
nicht erreichen.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Man muss auch einmal feststellen, dass Wald nicht gleich
Wald ist. Forstwirtschaftlich intensiv genutzte Wälder, die
eine geringe Bedeutung für den Umweltschutz haben,
kommen nach Ansicht der Umweltschutzverbände sehr
wohl als Standort für Windkraftanlagen infrage. Es muss
im Vorfeld genau bewertet werden, welche Qualität der
Wald hat, ob es sich um alte, naturnahe Wälder handelt,
die besonders schützenswert sind.

Dass sich nun aber ausgerechnet die FDP als Schutzpatron
der hessischen Wälder aufspielt, ist ein schlechter Witz.
Mit Ihrer Unterstützung wurden allein 228 ha besonders
geschützter Bannwald für den Ausbau des Frankfurter
Flughafens gerodet.

Ich will das einmal in einen Vergleich setzen. Pro neuem
Windrad fallen ungefähr 0,4 bis 0,6 ha an Flächenver-
brauch an, wobei die später versiegelte Fläche nur ein
Bruchteil dessen ist. Wenn man rein rechnerisch die Wald-
fläche, die für die Nordwestlandebahn gerodet wurde, be-
trachtet, hätte man auf dieser Fläche 400 bis 500 Windrä-
der errichten können, die wären zudem noch deutlich leiser
gewesen.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Wenn man sich den Kiesabbau der Firma Sehring an-
schaut: Das Regierungspräsidium hat damals unter
schwarz-gelber Landesregierung die Rodung von 63 ha
Wald genehmigt. Das entspräche übrigens 126 Windrä-
dern. Ich will damit nur sagen: Die FDP hat mehr Wald auf
dem Gewissen in diesem Land, als es mit Windrädern so
schnell zu schaffen wäre.

(Beifall bei der LINKEN)

Argument zwei: Windräder gefährden den Artenschutz.

Nach Ansicht von Umweltverbänden ist es sehr wohl mög-
lich, durch eine gute Standortauswahl Vogel- und Fleder-
mausarten nicht zu bedrohen. Windräder können auch ein-
mal abgeschaltet werden, beispielsweise während des Vo-
gelzugs.
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Auch hier ist es geradezu grotesk, dass ausgerechnet die
FDP sich jetzt auf den Artenschutz zurückzieht. Ich erinne-
re mich noch daran, wie sich der ehemalige Wirtschaftsmi-
nister Posch, FDP, zum Natur- und Artenschutz eingelas-
sen hat. Die „Wirtschaftswoche“ schrieb im Juni 2010:

Eigentlich haben beide nichts gegeneinander, und
doch sind der Triturus cristatus und Dieter Posch er-
bitterte Gegner. Der Kammmolch steht unter Arten-
schutz, der hessische Wirtschaftsminister unter
Druck. Weil der Lurch just immer da siedelt, wo
wichtige Verkehrsadern geplant sind, sieht der Libe-
rale den Wirtschaftsstandort in Gefahr.

Ich erinnere mich noch daran, wie Posch sämtliche Projek-
te von Autobahn bis Bundestraße hat durchrechnen lassen
und immer hineingerechnet hat, was seiner Meinung nach
sinnlose Umwelt- und Naturschutzmaßnahmen sind. Laut
„Wirtschaftswoche“ sagte er, das Geld ließe sich problem-
los sparen. Und weiter:

Wir wollen die Kosten für Infrastrukturvorhaben
senken und den Natur- und Umweltschutz auf ein
volkswirtschaftlich akzeptables Niveau bringen.

So viel zum Einsatz der FDP für den Artenschutz. Das ist
doch vollkommen unglaubwürdig. Es ist einfach unredlich,
den Natur- und Artenschutz gegen die Energiewende aus-
zuspielen. Beides gehört zusammen. Wenn der Klimawan-
del nicht auf ein verträgliches Maß begrenzt wird, dann
wird das dramatische Auswirkungen auf Umwelt und Ar-
tenvielfalt haben.

Das dritte Argument, das immer gern angeführt wird, ist
das Thema Infraschall. Dabei handelt es sich um eine Geis-
terdebatte, weil nachgewiesen ist, dass der Infraschall von
Windrädern keine gesundheitsschädlichen Auswirkungen
hat.

Das Bayerische Landesamt für Umwelt hat dazu eine
Langzeitgeräuschmessung an einer Windkraftanlage
durchgeführt. Die Studie kommt zu dem Schluss, dass „die
im Infraschallbereich liegenden Schallemissionen weit un-
ter der Wahrnehmungsschwelle des Menschen liegen und
daher zu keinen Belästigungen führen“. Es wurde sogar
festgestellt, dass der durch Wind verursachte Infraschall
deutlich stärker ist als der ausschließlich vom Windrad er-
zeugte Infraschall.

Wenn man sich also darüber Sorgen macht, dann müsste
man auch über Autos und Flugzeuge reden. Der Infraschall
in einem geschlossenen Auto ist bei Weitem höher als der
eines Windrads, wenn man sich in 250 m Entfernung auf-
hält. Wohlgemerkt reden wir hier von Mindestabständen
von 1.000 m. Von daher sollten Sie sich für weniger Flug-
verkehr und ein Tempolimit einsetzen, wenn die FDP et-
was gegen Infraschall tun wollte.

(Beifall bei der LINKEN)

Dann kommt das Argument, die Windkraft sei kein Beitrag
zum Klimaschutz. Es ist erwiesen: Bei der Erzeugung einer
Kilowattstunde Windstrom fallen nur 2 bis 4 % der Treib-
hausgasemissionen an, die der deutsche Kraftwerkspark
derzeit im Durchschnitt ausstößt. Da ist der gesamte Le-
benszyklus einer Windenergieanlage eingerechnet.

Auch das Argument der teuren Windenergie ist an der Stel-
le absurd, wenn man sich anschaut, welche Kosten es für
die Atommüllendlagerung gibt, und wenn man sich über-

legt, dass Wind unentgeltlich vorhanden ist und andere
Rohstoffe erst aufwendig gewonnen werden müssen.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Dann kommt immer das Argument, Windkraft zerstöre das
Landschaftsbild und schwäche den Tourismus. Ja, Windrä-
der verändern das Landschaftsbild. Letzte Woche war in
der „Frankfurter Rundschau“ zu lesen, dass Touristen, die
im Vogelsberg von Forschern der Uni Gießen befragt wur-
den, mehrheitlich überhaupt kein Problem mit den dortigen
Windrädern hätten.

(Zuruf des Abg. René Rock (FDP))

Ich will noch einmal darauf hinweisen, dass sich Kühltür-
me von Atomkraftwerken, Fabrikschlote und Gewerbe-
parks auch nicht gerade harmonisch in die Landschaft fü-
gen. Aber damit haben CDU und FDP in der Regel kein
Problem, was ich schon als ein ziemlich interessengeleite-
tes Ästhetikempfinden ansehe.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich kann den Unmut in Teilen von Mittelhessen nachvoll-
ziehen. Es kann doch nicht sein, dass sich Südhessen einen
schlanken Fuß macht und Mittelhessen und Nordhessen
den ganzen Ausbau allein schultern müssen.

Ich komme zum Schluss, Herr Präsident. – Ich finde, wenn
wir hier darüber reden, sollten wir nicht vergessen: Es ist
der Landesentwicklungsplan des Wirtschaftsministers a. D.
Florian Rentsch. Das 2-%-Ziel wurde auf dem Energiegip-
fel festgelegt, dem Sie als Minister angehört haben.

(René Rock (FDP): Keine Ahnung!)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Kommen Sie bitte zum Ende, Frau Kollegin.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Ich komme zum Schluss. – Man kann auch feststellen: An
anderer Stelle arbeitet die FDP ziemlich intensiv an der Er-
reichung des 2-%-Ziels, wenn man der Umfrage von dieser
Woche Glauben schenken kann. Auf diesem Weg wünsche
ich weiter viel Erfolg.

Wir halten die Energiewende für wichtig, und wir wollen
sie auch nutzen, um die Energiewirtschaft umzubauen, zu
demokratisieren und zu dezentralisieren. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Für die Landesregierung hat Herr Staatsminister Al-Wazir
das Wort.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Es gibt etwas, das hat
sich geändert; und es gibt etwas, das hat sich nicht geän-
dert. Was sich geändert hat, ist ganz offensichtlich die Hal-
tung der FDP zu Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden.

(Timon Gremmels (SPD): Nur bei Windkraft!)
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1992, als Bürgerbegehren und Bürgerentscheide hier ein-
geführt wurden, damals von einer rot-grünen Mehrheit,
waren CDU und FDP strikt gegen die Einführung. Ich fin-
de es gut, dass die FDP ganz offensichtlich erkannt hat,
dass Bürgerentscheide etwas Gutes sind, und dass Sie sie
auch in Ihrer Regierungszeit nicht mehr abgeschafft haben.
Wenn Sie sich heute so positiv darauf beziehen, dann finde
ich das wunderbar, liebe Kolleginnen und Kollegen von
der FDP.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Und es gibt etwas, das hat sich nicht geändert. Das sind
nämlich die Regeln und Grundlagen, nach denen der Aus-
bau der Windkraft in Hessen stattfindet. Da kann ich nur
sagen, all diese Grundlagen, nach denen der Ausbau der
Windkraft in Hessen stattfindet, tragen die Unterschrift
meines Amtsvorgängers Florian Rentsch. Ich habe an die-
sen Grundlagen bisher nichts geändert,

(Florian Rentsch (FDP): Noch schöner!)

sondern ich setze jetzt das um, worauf wir uns alle mitein-
ander auf dem Hessischen Energiegipfel im Jahr 2011 ge-
einigt haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Es hat sich noch etwas geändert. Herr Kollege Gremmels,
Sie haben das Bundesländerranking „Erneuerbare Ener-
gien“ angesprochen. Da würde ich erstens aus Sicht der
SPD ein bisschen vorsichtig sein. Sie regieren jetzt in 14
von 16 Bundesländern. Das heißt, immer wenn Hessen
besser ist als Platz 15, gibt es mindestens ein von Sozialde-
mokraten mitregiertes Land, das schlechter ist als wir. Also
Achtung.

(Norbert Schmitt (SPD): Wie witzig! – Weitere Zu-
rufe von der SPD)

Zweitens. Liebe Kollegen von der SPD, Sie müssen einmal
in die Tiefe dieses Bundesländerrankings hineinschauen.
Es gibt drei Punkte, in denen wir uns deutlich verbessert
haben: erstens in der Programmatik der Landespolitik der
Landesregierung,

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Das war nicht so
schwer!)

zweitens in den Zielen,

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Auch nicht so
schwer!)

drittens in der Dynamik; da sind wir jetzt auf Platz 5. Dass
wir insgesamt noch im unteren Bereich sind, hängt einfach
daran, dass wir da einen Nachholbedarf haben.

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Mit Verlaub, Herr Kollege Gremmels, bei einer Untersu-
chung, deren Datenerhebung im Juni 2014 abgeschlossen
hat, können Sie nicht erwarten, dass wir Riesensprünge
nach vorne machen.

(Zuruf des Abg. Timon Gremmels (SPD))

Aber wir arbeiten ganz beharrlich und kontinuierlich dar-
an. Ich freue mich schon auf das Bundesländerranking „Er-
neuerbare Energien“ im Jahr 2016.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Ti-
mon Gremmels (SPD): Das hat Frau Puttrich vor
zwei Jahren auch gesagt!)

Die Landesregierung sieht die Energiewende ausdrücklich
als eines der wichtigsten Vorhaben in dieser Legislaturpe-
riode an. Wir haben die Aufgabe, eine sichere, umwelt-
schonende, bezahlbare und gesellschaftlich akzeptierte
Energieversorgung zu gewährleisten. Es bleibt das Ziel des
Hessischen Energiegipfels, im Jahr 2050 möglichst zu
100 % auf erneuerbare Energien zurückgreifen zu können.
Ich bekräftige an dieser Stelle unser Zwischenziel, dass wir
bis zum Ende der Legislaturperiode den Anteil erneuerba-
rer Energien im Strombereich in Hessen von ungefähr 12,5
auf 25 % verdoppeln wollen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dann gehört zur Wahrheit dazu, dass wir beide Zielmar-
ken, nämlich 25 % Erneuerbare bis 2019 und 100 % bis
2050, nur erreichen können, wenn es uns gelingt, die Nut-
zung der Windenergie weiter zu intensivieren und den An-
lagenbestand auf der Grundlage der Raumordnung in der
Größenordnung von 2 % der Landesfläche auszubauen.
Das ist das Ziel, und genau daran arbeiten wir.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist völlig klar,
dass Veränderungen teilweise auch Protest hervorrufen. Ja,
wir haben es teilweise mit Veränderungen des gewohnten
Landschaftsbildes zu tun, und wir haben es bei Windkraft
im Wald teilweise auch mit Verlust von Waldflächen und
sonstigen Eingriffen zu tun. Das gehört zur Wahrheit dazu.
Zur Wahrheit gehört aber auch dazu, dass wir natürlich
über Ausgleichsmaßnahmen reden. Ich will es einmal so
sagen: Es ist vom Landschaftseingriff her kein Vergleich
beispielsweise zu dem Bau einer Autobahn. Wer sich das
einmal anschaut, der weiß ganz genau, dass es da sehr un-
terschiedliche Wertigkeiten gibt.

(Zuruf des Abg. René Rock (FDP))

Ich wundere mich manchmal, wenn die Kollegen Rentsch
und Rock jetzt anfangen, den Artenschutz hochzuhalten,
den Wald an dem Punkt zu schützen.

(René Rock (FDP): Toll, Planfeststellungsbeschluss
für Windräder!)

An anderen Punkten haben Sie damit keine Probleme. Das
zeigt, es geht Ihnen weder um den Artenschutz noch um
den Wald. Es geht Ihnen darum, Stimmung gegen die
Energiewende zu machen, liebe Kollegen von der FDP.

(Beifall bei der CDU, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN – Manfred Pentz (CDU): So
sieht es aus!)

Das ist genau der Punkt, den die Leute merken. Deswegen
wird Ihnen das auch nichts nützen.

Wir dürfen auch nicht vergessen, dass dieser Prozess der
Energiewende, der im Jahr 2011 gesamtgesellschaftlich be-
gonnen wurde, im Gange ist und noch lange nicht beendet
ist. Wir haben noch Atomkraftwerke in diesem Land, die
laufen. Das nächste in Grafenrheinfeld wird nächstes Früh-
jahr abgeschaltet – ich kann sagen: glücklicherweise.

Liebe Kollegen von der FDP, wenn Sie sagen, dass die er-
neuerbaren Energien nicht ausgebaut werden sollen, wenn
Sie sagen, dass es nicht dazu kommen soll, dass mehr Ver-
netzung stattfindet, dann würde es zur Wahrheit dazugehö-
ren, dass Sie auch einmal dazusagen, dass das am Ende be-
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deuten würde, dass der Atomausstieg nicht vollendet wür-
de, nicht im Jahr 2021 abgeschlossen würde. Dann sagen
Sie den Leuten, dass das Ihre Alternative ist. Ich bin mir
sehr sicher, wie die Mehrheit der Bevölkerung dazu steht.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – René Rock (FDP): Das ist doch Blöd-
sinn!)

Deswegen: Ja, wir haben für eine Übergangszeit auch noch
eine Nutzung fossiler Energieträger. Da setzen wir aber
auch darauf, dass die modernsten und effizientesten Tech-
nologien zum Einsatz kommen. Dazu will ich ausdrücklich
sagen, dass wir momentan noch zu viel Braunkohle in
Deutschland am Netz haben. Das hängt aber damit zusam-
men, dass es einmal einen Bundeswirtschaftsminister na-
mens Philipp Rösler gab, der kräftig dafür gekämpft hat,
dass es so viele Emissionszertifikate auf dem Markt gibt,
dass die fast keinen Preis mehr haben und deswegen auch
keine Lenkungswirkung haben. Auch das gehört zur Wahr-
heit dazu.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Ja, es sind Veränderungen und Einschnitte. Ein wirklicher
Prozess der Energiewende wird uns zwangsläufig noch
über etliche Jahre begleiten. Ja, wir werden vor Ort für die
Akzeptanz der Windräder, der nötigen Vernetzung werben
müssen. Ja, wir werden es auch mit Menschen zu tun ha-
ben, die das ablehnen. Aber auch dazu sage ich ausdrück-
lich: Wir sollten uns nicht von den Schlagzeilen an be-
stimmten Orten leiten lassen und dann sagen, dass das die
Mehrheit sei. Lieber Kollege Rentsch, Sie kennen die Um-
frage, dass über 90 % der Bürgerinnen und Bürger in die-
sem Land den verstärkten Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien für wichtig halten.

(Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Sie kennen die Ergebnisse, dass es bei Projekten in der ei-
genen Nachbarschaft immer noch rund 65 % sind. Sie ken-
nen die Umfrage aus dem Vogelsberg, gerade aktuell, dass
der Tourismus dadurch negativ beeinflusst wird.

Es sollte Ihnen zu denken geben, wenn beispielsweise ein
Konzern wie E.ON – das ist jetzt keine Vorfeldorganisati-
on der GRÜNEN – auf die Idee kommt, sich auf die Zu-
kunftsthemen zu konzentrieren. „Zukunftsthemen“ heißen
bei E.ON erneuerbare Energien, Energienetze und Kun-
denlösungen. Es sollte Ihnen zu denken geben, Herr Kolle-
ge Rentsch, wenn die Allianz Capital Partners – auch das
ist nicht gerade eine kleine Bürgerenergiegenossenschaft –
dazu kommt, ausdrücklich zu sagen, dass sie in Zukunft
mehr in den Bereich erneuerbarer Energien investieren
wird, weil da aus ihrer Sicht große wirtschaftliche Chancen
lägen. Das bedeutet, Herr Kollege Rentsch, dass das, von
dem Sie sagen, es würde sich nicht rechnen, mit der Wirk-
lichkeit schlicht nichts mehr zu tun hat.

(Widerspruch des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Es sollte Ihnen zu denken geben, wenn der Ort, aus dem
Wolfgang Gerhardt und Matthias Beltz stammen, nämlich
Ulrichstein, eine Gemeinde von knapp 3.000 Einwohnern,
im nächsten Jahr mit Einnahmen von über 1 Million €
rechnet – wer das Haushaltsvolumen einer solchen Ge-
meinde kennt, der weiß, was das bedeutet –, weil sie inzwi-
schen dort im ländlichen Raum die Chance erkannt haben,
dass man mit erneuerbaren Energien auch dafür sorgen
kann, dass es kommunalen Haushalten besser geht.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich glaube, dass an dem Punkt auch klar ist, dass wir die
wirtschaftlichen Chancen gerade für die Kommunen im
ländlichen Raum noch stärker betonen müssen.

Ich respektiere ausdrücklich die Entscheidung, die die Bür-
gerinnen und Bürger in Oestrich-Winkel getroffen haben –
ja, natürlich. Es ist ja auch kein Geheimnis, dass es meine
Partei war, die Anfang der Neunzigerjahre dafür gesorgt
hat, dass es Bürgerentscheide in der HGO gibt. Herbert
Günther und Gerhard Bökel waren davon anfangs nicht
sehr begeistert.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Minister, ich darf Sie an die Fraktionsredezeit erin-
nern.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Wir respektieren das, wir akzeptieren dieses Ergebnis ohne
Wenn und Aber. Es ist allerdings klar, dass das der erste
Entscheid in dieser Richtung war und dass wir in den
nächsten Wochen und Monaten weiter für die Akzeptanz
der erneuerbaren Energien werben müssen.

Ich will ausdrücklich sagen: Wenn Sie Oestrich-Winkel da
sehen, dann müssen Sie auch einmal beispielsweise nach
Hohenahr gehen, nach Heidenrod, nach Söhrewald, auf die
Neutscher Höhe – das sind alles Projekte, die vor Ort ak-
zeptiert sind und die funktionieren.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Deswegen will ich ausdrücklich sagen: Wir wollen dafür
sorgen, dass es eine möglichst umfangreiche Klärung von
Fachfragen gibt, die unvoreingenommenen Bürgerinnen
und Bürgern eine Meinungsbildung ermöglicht. Wir wer-
den vor Ort werben, wir werden auch mit unserem Bürger-
forum Energieland Hessen weiter unterwegs sein. Ich hof-
fe, dass auch diejenigen, die das Ergebnis des Energiegip-
fels mitgetragen haben – mit einer Ausnahme, die sich in-
zwischen von dem verabschiedet, was sie selbst einmal un-
terschrieben hatten –, weiter dafür werben.

Ich will auch betonen, dass es an diesem Punkt natürlich
abweichende Meinungen gibt. Aber ich bin sehr zuver-
sichtlich, dass die Energiewende in Hessen vorangeht, dass
sie vor Ort überwiegende Akzeptanz findet und dass wir
am Ende des Weges in einigen Jahren zurückschauen und
sagen werden: Hessen hat sich erfolgreich auf diesen Weg
gemacht und nutzt die sich daraus ergebenden wirtschaftli-
chen Chancen. Die Akzeptanz wird auch da sein.

Wissen Sie, die GRÜNEN in Frankfurt haben vor 30 Jah-
ren gegen die Hochhäuser gekämpft, jetzt haben sie die
Skyline im Logo. Vielleicht wird auch die FDP einmal
Windräder im Logo haben, wenn es sie in 30 Jahren noch
gibt.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Das Wort hat Herr Abg. Rock für die FDP-Fraktion.

(Manfred Pentz (CDU): Jetzt kommt die Vorstellung
des neuen Logos!)

René Rock (FDP):

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Lieber
Herr Staatsminister Al-Wazir, mit dem, was ich sage, bei
Ihnen noch einmal eine Lernkurve zu erzielen, habe ich
aufgegeben. Aber wenn Sie hier mit dem Wort „Wahrheit“
jonglieren und Dinge in den Raum stellen, muss ich sagen,
Sie lesen wohl keine Zeitung und Gutachten scheinbar so-
wieso nicht, und Sie beschäftigen sich überhaupt nicht mit
der aktuellen Realität und den Problemlagen, die sich mit
der Energiewende immer stärker ins Bewusstsein der Be-
völkerung drängen, aber auch bei den Fachleuten schon
seit Jahren bekannt sind. Damit beschäftigen Sie sich ein-
fach nicht, das blenden Sie in Ihrer Politik komplett aus.

(Beifall bei der FDP)

Die einfachsten Wahrheiten sind festzustellen: Seit Jahren
steigt der CO2-Ausstoß in Deutschland wieder, obwohl die
Subventionen explodieren.

(Beifall bei der FDP)

Das muss man doch einfach einmal wahrnehmen, erkennen
und feststellen. Und dann kommt immer wieder Ihr Hin-
weis auf den Energiegipfel – also, es sind 17 Seiten ausge-
drucktes Papier – und der Blickwinkel auf einen winzigen
Ausschnitt dieses Energiegipfels. Liebe Kolleginnen und
Kollegen von den GRÜNEN, lieber Herr Al-Wazir, ich
weiß gar nicht mehr, ob es das zweite oder dritte Gesetz
war, das Sie in den Hessischen Landtag eingebracht haben,
mit dem Sie § 121 HGO geändert haben.

Das ist einer der zentralen Bestandteile des Energiegipfels,
den Sie hier gemeinsam mit der Union – wahrscheinlich
gegen bessere Überzeugung der Union, da ist sie wieder
umgefallen – umgesetzt haben. Einen der zentralen Bau-
steine des Energiegipfels haben Sie mit der Brechstange
und mit Mehrheit hier beendet und rausgebrochen, aber das
übersehen Sie einfach.

(Beifall bei der FDP – Zurufe von der CDU und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Im Energiegipfel steht Staudinger Block 6 drin. Es stehen
die konventionellen Energien drin. Das alles ist Bestandteil
des Energiegipfels, aber das alles blenden Sie aus. Sie ma-
chen eine andere Politik, Sie reden anders, Sie haben mit
den 17 Seiten des Energiegipfels relativ wenig zu tun.

Wenn es um die faktische Politik geht, dann gibt es einen
Punkt, und dann sagen Sie, das sei die Wahrheit, weil es an
dem einen Punkt eine kleine Abweichung gibt. Sie wissen
ganz genau, dass es bei Union und FDP für die 2 % enor-
men Widerstand gab und dass wir da niemals auf Ihrer Sei-
te waren, sondern dass es ein Gesamtkonzept war.

(Beifall bei der FDP – Zurufe von der CDU)

Der Energiegipfel war ein Gesamtkonzept, es war ein Ge-
samtkompromiss, den Sie hier per Gesetz zerstört haben.
Das müssen Sie einfach einmal wahrnehmen, in das Papier
sehen und sich mit den Tatsachen beschäftigen.

(Zuruf des Abg. Manfred Pentz (CDU))

Liebe Freunde von den GRÜNEN, auch ist am Ende des
Landesentwicklungsplans kein Ziel formuliert, sondern ein
Grundsatz. Sie haben hier Reden geschwungen – ich weiß
gar nicht mehr, wer es war, mit Sicherheit Herr Gremmels
von der SPD – und uns massiv kritisiert, dass es beim Lan-
desentwicklungsplan kein Ziel gegeben hat.

Sie alle wissen, dass das genau eine Politik ist, die wir dort
vertreten haben, bei der wir das Ziel von 2 % unterschrei-
ten wollten. Und das haben wir in dem Landesentwick-
lungsplan möglich gemacht – damals noch mit den Stim-
men der Union, und dafür haben Sie uns kritisiert.

(Beifall bei der FDP – Zurufe von der CDU und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt aber drehen Sie diese Argumentation um. Die Einzi-
gen, die sich hier drehen, sind Sie, und sonst niemand.

Liebe Freunde von der Union, ich will es noch einmal auf
den Punkt bringen – ich habe ja noch nie so intensiv bei ei-
ner energiepolitischen Rede geklatscht wie heute beim
Kollegen Gremmels –: Wir sind verknüpft und im Dialog
mit fast 70 Bürgerinitiativen in Hessen, die sich alle das
Thema Windenergie bzw. gegen Windenergie zu sein auf
ihre Fahnen geschrieben haben. Überall hören wir von die-
sen Initiativen, dass sich die Kollegen der Union vor Ort
und auch Kollegen des Hessischen Landtags reihenweise
bei den BIs eindeutig gegen Windkraftanlagen ausspre-
chen.

(Norbert Schmitt (SPD): Hört, hört!)

Das aber lassen wir Ihnen hier nicht durchgehen.

(Manfred Pentz (CDU): Hui, hui, hui!)

Wenn Sie in öffentlicher Plenarsitzung im Landtag die Po-
litik der GRÜNEN, die Sie noch vor einem Jahr für falsch
gehalten haben, gnadenlos durchexekutieren, dann müssen
Sie auch vor Ort dafür einstehen und sie auch vor Ort ver-
treten. Das werden wir Ihnen im Hessischen Landtag nicht
durchgehen lassen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD)

Man kann nicht hier für etwas eintreten, durch das Tor des
Landtags fahren und dann ein anderer Mensch sein. Das
wird nicht funktionieren, und das werden die Bürger mit-
bekommen. Darum werden wir unseren Antrag heute auch
namentlich abstimmen lassen.

(Zurufe von der CDU)

Dann können wir sehen, wie Sie, wie jeder Einzelne von
Ihnen dazu steht – hier und dann vor Ort; denn vor Ort
wird Ihre Stimmabgabe, die Sie heute vornehmen, eine
Rolle spielen.

So viel noch einmal heute hier zur Union. Stehen Sie zu
Ihrer alten Meinung, ändern Sie die Politik dieser Landes-
regierung, oder vertreten Sie vor Ort auch das, was Sie hier
exekutieren. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Rock. – Es ist von der antrag-
stellenden Fraktion beantragt, den Antrag unter Tagesord-
nungspunkt 46 sofort und namentlich abzustimmen. –
Dann verfahren wir so. Ich darf bitten, mit dem Na-
mensaufruf zu beginnen.
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(Namensaufruf – Abstimmungsliste siehe Anlage)

Hat jetzt jeder anwesende Abgeordnete seine Stimme ab-
gegeben? – Ich sehe keine anderen Meldungen. Dann
schließe ich die Abstimmung und bitte um Auszählung.

(Clemens Reif (CDU): Ich kann jetzt schon sagen, es
sind 6 Jastimmen! – Norbert Schmitt (SPD): Mit der
Tendenz, dass es mehr Nein- als Jastimmen waren!)

Wir haben nun das Ergebnis vorliegen. 102 Abgeordnete
haben sich an der Abstimmung beteiligt. Davon haben 6
mit Ja gestimmt, 96 mit Nein. Damit ist der Antrag abge-
lehnt.

Ansonsten liegt noch Punkt 62, Dringlicher Antrag der
Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
Drucks. 19/1265, vor. Soll der in den Ausschuss, oder sol-
len wir jetzt abstimmen? – Abstimmen. Dann bitte ich um
das Zeichen, wer dem Antrag zustimmt. – Das sind die
Fraktionen von CDU, GRÜNEN, SPD und DIE LINKE.
Gegenstimmen? – Die FDP-Fraktion. Dann ist der Antrag
somit gegen die Stimmen der FDP-Fraktion mit den Stim-
men der sonstigen Fraktionen beschlossen. Damit ist auch
dieser Tagesordnungspunkt erledigt.

Bevor wir in die Mittagspause eintreten, darf ich mitteilen,
dass der an sich für diesen Zeitpunkt vorgesehene Termin
des Präsidenten mit den Ausschussvorsitzenden verscho-
ben wird. Er findet also jetzt nicht statt, sondern zu einem
späteren Zeitpunkt.

Damit treten wir in die Mittagspause ein. Es ist jetzt 14:48
Uhr. Es ist eine Stunde Mittagspause vereinbart.

(Günter Rudolph (SPD): 16 Uhr!)

Beginnen wir trotzdem um 16 Uhr? Ist das allgemeine
Meinung? – Um 16 Uhr wird die Sitzung fortgesetzt.

(Unterbrechung von 14:49 bis 16:02 Uhr)

Präsident Norbert Kartmann:

Meine Damen und Herren! Wir wollen in der Tagesord-
nung fortfahren. Diesbezüglich rufe ich Tagesordnungs-
punkt 3 auf:

Erste Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktion der FDP
für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen Ladenöff-
nungsgesetzes – Drucks. 19/1196 –

Es ist eine Redezeit von siebeneinhalb Minuten pro Frakti-
on vorgesehen. Er wird von der FDP-Fraktion eingebracht.
Das Wort hat der Abg. Lenders.

Jürgen Lenders (FDP):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das Hessische
Ladenöffnungsgesetz war nicht nur immer wieder Gegen-
stand politischer Kontroversen, sondern vor allem in die-
sem Jahr auch Anlass für mehrere gerichtliche Auseinan-
dersetzungen. Derzeit sieht das Hessische Ladenöffnungs-
gesetz vor, dass Gemeinden aus Anlass von Sonderereig-
nissen in Form von Messen, örtlichen Festen oder ähnli-
chen Veranstaltungen berechtigt sind, die Öffnung von
Verkaufsstellen an jährlich bis zu vier Sonn- und Feierta-
gen freizugeben.

Diese Regelung hat dazu geführt, dass zunehmend Alibi-
marktgeschehen Platz gegriffen haben, um die auch durch

den Hessischen Verwaltungsgerichtshof als notwendig
festgestellte eigene Anziehungskraft für einen beträchtli-
chen Besucherstrom zu generieren. Meine Damen und
Herren, die Unsinnigkeit dieser Regelung zeigt sich insbe-
sondere in zwei Gerichtsurteilen, welche die Stadt Darm-
stadt betreffen.

Da ist einmal ein Urteil des Verwaltungsgerichtshofs zu
den Darmstädter verkaufsoffenen Sonntagen vom 27. März
und vom 13. Mai. In dem einen Fall hatte der VGH die
Veranstaltung bestätigt und das Vorgehen für rechtmäßig
erklärt, im anderen Fall des Ostermarktes hingegen die
Veranstaltung kassiert, weil sie nicht den Mittelpunkt, son-
dern nur den Nebeneffekt der Verkaufsöffnung darstellte.

Es hat sich damit gezeigt, dass die geltende Regelung glei-
chermaßen für die veranstaltenden Kommunen, die Gewer-
betreibenden, für die Verbände und die Arbeitnehmer nicht
gerade vorteilhaft, in jedem Fall jedoch nicht praktikabel
und nicht transparent ist.

Meine Damen und Herren, Sie haben das erkannt: Wir sind
deswegen der Auffassung, dass die Regelung zu den La-
denöffnungszeiten anzupassen ist. Wir schlagen daher vor,
das Erfordernis eines Sonderereignisses ersatzlos zu strei-
chen.

Dies würde den bei Fortbestand der Regelung sicher zu er-
wartenden weiteren Gerichtsverfahren, den daraus entste-
henden finanziellen Belastungen für alle Beteiligten und
den Unsicherheiten für die veranstaltenden Kommunen
und die Gewerbetreibenden ein Ende setzen und nachvoll-
ziehbare Kriterien für eine Sonntagsöffnung schaffen.

Unser Vorschlag zielt darauf ab, die hessische Gesetzesla-
ge an die Realitätenlage anzupassen und zwischen den In-
teressen von Verbrauchern, Einzelhändlern und Arbeitneh-
mern einen fairen und für alle transparenten Ausgleich zu
schaffen, ohne dabei den verfassungsrechtlich garantierten
Sonntagsschutz in seinem Bestand zu gefährden.

Meine Damen und Herren, gerade in großen Städten wie
Frankfurt, Kassel, Darmstadt oder Wiesbaden sollen ver-
kaufsoffene Sonntage zukünftig jedoch nicht nur als Be-
standteil des Stadtkerns gemeint sein, sondern auch für ein-
zelne Stadtteile aus der Kommune möglich sein, ohne dass
dafür die verkaufsoffenen Sonntage in der Kernstadt dann
verbraucht werden. Dies schafft mehr Gerechtigkeit für
den Einzelhandel in den Stadtteilen, die nicht im absoluten
Innenstadtkern liegen und bei verkaufsoffenen Sonntagen
daher derzeit abgekoppelt sind.

(Beifall bei der FDP)

Wir wollen damit die Entscheidungsmöglichkeit der Kom-
munen stärken, für gerechtere Voraussetzungen gerade für
kleine Einzelhandelsbetriebe im Wettbewerb mit Einkaufs-
zentren und vor allem auch mit dem Internethandel sorgen
und dem Verbraucher die Gelegenheit geben, weiterhin an
einer überschaubaren Anzahl von Sonntagen das besondere
Erlebnis des unbeschwerten Einkaufsbummels an einem
freien Tag genießen zu können.

Meine Damen und Herren, Sonntage sind auch für Famili-
en höchst interessant. Sie sind aber auch für die Innenstäd-
te lebensnotwendig, um heute wieder ihre Attraktivität un-
ter Beweis zu stellen. Viele Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer im Einzelhandel sind gern am Sonntag in ihren
Geschäften für ihre Kunden da, weil es ein ganz anderes
Arbeiten ist und weil die sich mittlerweile auch gern auf

Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 32. Sitzung · 18. Dezember 2014 2149

starweb.hessen.de/cache/DRS/19/6/01196.pd%66


den Mehrwert, den es dazu in Form von Vergütung oder
Freizeit gibt, eingestellt haben.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, unsere Vorschläge stehen im
Einklang mit den Grundsatzentscheidungen des Bundes-
verfassungsgerichts zum Berliner Ladenöffnungsgesetz.
Dort hat das Gericht deutlich gemacht, dass der Gesetzge-
ber bei der Sonntagsöffnung einen gewissen Spielraum hat,
jedoch das Regel-Ausnahme-Verhältnis von Ladenöffnung
an Sonn- und Feiertagen unabdingbar in verhältnismäßiger
Art und Weise gewährleistet bleiben muss. Es müssen
Ausnahmen als solche für die Öffentlichkeit erkennbar
bleiben und dürfen nicht auf eine weiter gehende Gleich-
stellung der Sonn- und Feiertage mit Werktagen in ihre Be-
triebsamkeit hinauslaufen.

Bei unserer Beurteilung haben wir auch einmal geschaut,
was in anderen Bundesländern gängige Praxis ist. Da sind
z. B. Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und das Saarland.
Diese Länder haben auch keine besonderen Erfordernisse
an ein Sonderereignis und sind damit durchaus im Sinne
einer liberalen Gesetzgebung.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, die Neuregelung bewegt sich
zum einen im verfassungsrechtlichen Rahmen und hat zum
anderen keine der von Ihnen wahrscheinlich befürchteten
Nachteile. Bezüglich der Genehmigungspraxis der zustän-
digen Behörden durch Rechtsunsicherheit wird der beste-
hende Flickenteppich in Hessen abgeschafft. Mit der Än-
derung herrschen endlich Rechtssicherheit und Transpa-
renz bei den Voraussetzungen für die Veranstaltungen an
verkaufsoffenen Sonntagen durch den Wegfall des Sonde-
rereignisses.

Insgesamt handelt es sich um eine äußerst moderate Flexi-
bilisierung. Wir hoffen, dass sie der reflexartigen Äuße-
rung zu Sonntagsöffnungszeiten auch etwas entgegenzuset-
zen hat. Der Gesetzentwurf zur Änderung der hessischen
Ladenöffnungszeiten gleicht die bestehenden Konflikte in
verhältnismäßiger Art und Weise aus und ist eine transpa-
rente Anpassung des Ladenöffnungsgesetzes an die Reali-
täten.

Ich gehe nicht so weit, in Naivität zu glauben, dass unser
Gesetzentwurf bei Ihnen auf große Beliebtheit stoßen wird.

(Florian Rentsch (FDP): Nein, das glaube ich nicht!)

Aber dass eine Anhörung zumindest des Einzelhandels zu
diesem Punkt, zu dieser Gesetzgebung wichtig ist, kann
hier keiner bezweifeln. Dass nach der Rechtsprechung
auch Handlungsbedarf vom Gesetzgeber besteht, das haben
uns die Industrie- und Handelskammern bereits bestätigt.
Deswegen freue ich mich auf die Anhörung und auf eine
kontroverse Diskussion. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Norbert Kartmann:

Nächste Wortmeldung, Herr Kollege Decker für die SPD-
Fraktion.

Wolfgang Decker (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Für meine Frak-
tion kann ich die Angelegenheit relativ kurz machen: Wir

lehnen Ihre Gesetzesinitiative für eine Ausweitung der La-
denöffnungszeiten an Sonntagen ab.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Wenn man, wie von der FDP-Fraktion vorgeschlagen,
künftig auf die sogenannten Sonderereignisse verzichtet
und darüber hinaus stadtteil- und ortsteilbezogene Mög-
lichkeiten vorsieht,

(Florian Rentsch (FDP): Rechtssicherheit!)

dann öffnet man nach unserer Auffassung der Ladenöff-
nung an Sonntagen Tür und Tor,

(Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP))

von wenigen Feiertagen einmal abgesehen. Wenn ich das
für meine Heimatstadt Kassel mit ihren 23 Stadtteilen ein-
mal gedanklich durchspiele, dann komme ich selbst bei ei-
ner sehr vorsichtigen Schätzung auf eine veritable Anzahl
zusätzlicher Öffnungen an Sonntagen. Das, was für Kassel
gilt, gilt gewiss erst recht auch für Frankfurt, es gilt für
Darmstadt, Offenbach und für viele andere Städte und
Großgemeinden in Hessen gleichermaßen.

Das können Sie auch gerne selbst hochrechnen. Sie werden
von alleine schnell auf eine sehr beachtliche Anzahl kom-
men.

Meine Damen und Herren, würde man in einer solchen Art
und Weise über das Ziel hinausschießen, dann würde man
zwangsläufig auch in Kauf nehmen – so unsere Auffas-
sung –, dass die Arbeitnehmerrechte weiter ausgehöhlt
würden. Heute Morgen hatten wir eine sehr leidenschaftli-
che Debatte zu diesem Thema im Zusammenhang mit
Amazon.

Eines müssen wir dabei auch im Auge behalten, nämlich
die Auswirkungen insbesondere auf den kleinen Einzel-
handel.

(Timon Gremmels (SPD): So ist es!)

Aus unserer Sicht würde ihm ein solches Vorhaben sicher-
lich mehr schaden, als dass es ihm nützen würde.

(Beifall des Abg. Timon Gremmels (SPD))

Ich glaube, wir sind uns darin einig, dass der Einzelhandel
ohnehin schon genug gegen die großen Ketten anzukämp-
fen hat. Das wäre eine zusätzliche Erschwernis für ihn.

(Florian Rentsch (FDP): Der Einzelhandel freut
sich!)

An dieser Stelle will ich nochmals an die kürzlich ergange-
ne Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts in Leip-
zig erinnern. Aus guten Gründen hat dieses Gericht der
übermäßigen Ausweitung der Sonntagsarbeit einen Riegel
vorgeschoben. Damit sind entscheidende Teile der Hessi-
schen Bedarfsgewerbeverordnung nichtig geworden. Inso-
fern war es – wenngleich mit Ansage – eine Niederlage für
die Landesregierung.

Nun wissen wir auch, dass das zwei unterschiedliche Sach-
verhalte in unterschiedlichen Ordnungsrahmen sind, völlig
klar: hier das Ladenöffnungsgesetz, dort die Bedarfsgewer-
beverordnung.

Eines aber hat uns das Bundesverwaltungsgericht gleicher-
maßen und grundsätzlich ins Stammbuch geschrieben,
nämlich die besondere Bedeutung des Sonntags.
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Auch für die SPD-Fraktion kommt dem Sonntag nach wie
vor – ich verrate Ihnen kein Geheimnis – eine besondere
Bedeutung zu. Wir haben das an anderer Stelle in diesem
Hause mehrfach betont: eine besondere Bedeutung für ge-
meinsame Aktivitäten in der Familie, eine besondere Be-
deutung, um von der Alltagshetze und der beruflichen Be-
lastung an mindestens einem Tag in der Woche einmal ent-
spannen zu können, eine besondere Bedeutung auch für die
Vereine und hier im Besonderen für den Sport – und natür-
lich eine besondere Bedeutung für die Kirchen.

(Michael Boddenberg (CDU): Ja!)

Meine Damen und Herren, die Sonntagsruhe sollten wir
uns daher nicht ohne Not nehmen lassen. Deshalb sollten
wir die Ladenöffnung an Sonntagen auch in Zukunft nur
ausnahmsweise zulassen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Willi van Ooyen
(DIE LINKE))

Präsident Norbert Kartmann:

Ich erteile Herrn Abg. Utter für die Fraktion der CDU das
Wort.

Tobias Utter (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen! In Art. 140 des Grundgesetzes wird darauf ver-
wiesen, dass Art. 139 der Weimarer Reichsverfassung wei-
terhin gilt. Dort heißt es:

Der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage
bleiben als Tage der Arbeitsruhe und der seelischen
Erhebung gesetzlich geschützt.

Die Hessische Landesverfassung sagt in Art. 31:

Sonntag und gesetzliche Feiertage sind arbeitsfrei.
Ausnahmen können durch Gesetz oder Gesamtver-
einbarung zugelassen werden, wenn sie der Allge-
meinheit dienen.

Daraus folgt, dass die Arbeitsruhe am Sonntag der Normal-
fall ist, dass die Geschäfte in der Regel am Sonntag ge-
schlossen bleiben. Ausnahmen von dieser Regel bedürfen
der Begründung.

Das Bundesverfassungsgericht – es wurde heute bereits be-
müht – hat in seiner Entscheidung zum Berliner Ladenöff-
nungsgesetz im Jahr 2009 diese Auffassung ausdrücklich
bestätigt. Herr Lenders, Sie haben da etwas weggelassen.
Denn dort heißt es: Die Ausnahme muss für die Öffentlich-
keit als Ausnahme erkennbar bleiben und bedarf eines
Sachgrundes – und jetzt kommt der Zusatz –, der über das
bloße Umsatz- oder Erwerbsinteresse hinausgeht.

(Manfred Pentz (CDU): Genau!)

Umsatz- und Erwerbsinteresse allein reichen nicht aus für
eine Ausnahmegenehmigung.

Das geltende Hessische Ladenöffnungsgesetz erfüllt genau
diese Vorgaben. Das hessische Gesetz konkretisiert, dass
die Städte und Gemeinden jeweils vier Verkaufssonntage
pro Jahr freigeben können. Die Anlässe für diese Ausnah-
men von der Sonntagsruhe können Märkte, Messen, örtli-
che Feste oder ähnliche Veranstaltungen sein. Geschäfte
dürfen dann für höchstens sechs Stunden außerhalb der
Zeit des Hauptgottesdienstes öffnen.

Das Hessische Ladenöffnungsgesetz schützt ganz beson-
ders zahlreiche Feiertage, so z. B. die vier Adventssonnta-
ge, durch ein absolutes Öffnungsverbot. Aber auch der
Gründonnerstagabend als Vorabend des Karfreitags ist be-
sonders geschützt. Dadurch haben wir einen bundesweit
vorbildlichen Schutz der kirchlichen Feiertage in Hessen
erreicht. Darauf ist die CDU auch stolz.

(Beifall bei der CDU und der Abg. Eva Goldbach
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Im VGH-Urteil aus Kassel von diesem Jahr bezüglich des
Darmstädter Ostermarktes von 2013 wird ausdrücklich
darauf verwiesen, dass der Anlassbezug als notwendige
einschränkende Voraussetzung der möglichen Festsetzung
verkaufsoffener Sonntage unabdingbar ist. Die Folgerung
aus diesem Urteil muss es sein, dass die Kommunen sorg-
fältiger den Anlass prüfen, der zur Ausnahme des jeweili-
gen verkaufsoffenen Sonntags führt.

Die Lösung, die uns heute die FDP mit ihrem Entwurf an-
bietet, um zukünftig Gerichtsverfahren zu vermeiden, er-
scheint mir nicht zielführend. Die Streichung des An-
lassbezugs würde nämlich entweder dazu führen, dass das
Hessische Ladenöffnungsgesetz nicht mehr verfassungs-
konform ist oder dass jede Kommune – wie nun nach Ge-
richtsurteil in Rheinland-Pfalz – ein eigenes Anhörungs-
verfahren vor Ort durchführen muss. Aber selbst dieses
Modell in Rheinland-Pfalz wird im Einzelfall dann trotz-
dem beklagt.

Die Begründung zum Gesetzentwurf der FDP: „Das geän-
derte Konsumverhalten sowie die wirtschaftliche Drucksi-
tuation, der sich der Einzelhandel durch den immer stärker
werdenden Vertrieb von Waren über das Internet ausge-
setzt sieht, erfordert eine gesetzgeberische Reaktion.“ Aber
genau an dieser Stelle machen Sie deutlich, dass Sie nur
auf das Umsatz- und Erwerbsinteresse eingehen, und das
hat das Bundesverfassungsgericht gerade ausgeschlossen.

(Manfred Pentz (CDU): Ganz genau: der eine Satz!)

Möglicherweise waren der Gesetzentwurf und die heutige
Einbringung als Weihnachtsgeschenk für den hessischen
Einzelhandel gedacht. Aber ich befürchte, dass er sich in
der Anhörung, besonders in juristischer Hinsicht, als öster-
liches Überraschungsei entpuppen wird. Denn dieser Vor-
schlag ist keine Problemlösung, sondern er schafft neue
Probleme und verbessert die Situation nicht.

Die Sonn- und Feiertagsruhe in ihrer gewachsenen Ausbil-
dung ist in Deutschland ein Kulturgut geworden. Von vie-
len Menschen wird sie auch so geschätzt. Familien treffen
sich, Freunde können sich verabreden.

Natürlich gibt es Berufsgruppen, die müssen auch an Sonn-
und Feiertagen arbeiten. Das gehört zu einer modernen Ge-
sellschaft dazu: Ärzte, Pflegepersonal, Bedienstete im öf-
fentlichen Personenverkehr, im Gaststättengewerbe.

Doch uns als CDU ist es wichtig, dass die Arbeit am Sonn-
tag eine Ausnahme bleibt. Dies gilt auch für den Einzel-
handel. Das Hessische Ladenöffnungsgesetz ermöglicht
dem Einzelhandel an Werktagen großzügige Öffnungszei-
ten. Dennoch ist die Konkurrenz des Internethandels groß.

Aber hier hilft eine Änderung des Ladenöffnungsgesetzes
nicht. Wer lebendige Innenstädte will, der muss auch dort
einkaufen. Auch wenn ich Verständnis für das bequeme
Klicken im Internet habe, so möchte ich doch für das Ein-
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kaufen in Geschäften werben. Dort berät uns qualifiziertes
Fachpersonal.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD)

Jedenfalls ich erfahre es so: Als Kunde bekommt man auch
immer ein freundliches Wort.

Als Politiker stehen wir nicht im Ruf, dass wir in unserem
persönlichen Leben die Sonn- und Feiertagsruhe vorbild-
lich vorleben. Daher wünsche ich Ihnen nun zum Schluss
meiner Rede ganz besonders eindringlich einen ruhigen
vierten Advent und ein friedliches Weihnachtsfest.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie der Abg. Lothar Quanz, Wolfgang
Decker (SPD) und Willi van Ooyen (DIE LINKE))

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Abg. Bocklet für die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN.

Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Die FDP möchte mit ihrem Gesetzentwurf eine anlassun-
abhängige Freigabe der vier verkaufsoffenen Sonntage er-
möglichen. Im Kern heißt das, dass Sie die Streichung des
Anlassbezuges, beispielsweise bei Messen, Märkten, örtli-
chen Festen und ähnlichen Veranstaltungen, bei der Ge-
nehmigung der vier verkaufsoffenen Sonntage und die lo-
kale Begrenzung der Sonn- und Feiertagsöffnung für Be-
zirke mit eigener Handels- und Gewerbestruktur wollen,
„ohne dass dies zu einem Verbrauch der maximal vier
[verkaufsoffenen Sonn-]Tage im Jahr für das übrige Stadt-
gebiet führt“.

Als Frankfurter Abgeordneter kann ich bei 43 Stadtteilen
nur sagen: Wenn dieses Gesetz Realität werden würde,
dann könnten wir theoretisch an allen Sonntagen im Jahr
verkaufsoffene Sonntage veranstalten.

Um es einmal in einem Wort des politischen Dissenses zu
beschreiben: Wir wollen keine weitere Liberalisierung der
Sonntagsöffnungszeiten. Wir wollen entsprechend den Ge-
richtsurteilen eine restriktivere Handhabung der Sonntags-
gesetzgebung. Aber Ihr Gesetzesvorschlag, wie Sie ihn
vorgelegt haben, wäre eine weitere Liberalisierung und
Deregulierung. Meine sehr verehrten Damen und Herren,
das ist nicht in unserem Interesse.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Dies ist die erste Lesung dieses Gesetzentwurfs. Ich bin
ganz sicher, wir werden eine Anhörung machen. In wel-
cher Form, darauf werden wir uns im Ausschuss einigen.
Ich bin mir auch sicher, dass die betroffenen Verbände, die
Sie einladen wollen, natürlich darum ringen werden, mög-
lichst mehr Verkaufszeiten zu haben. Ob tatsächlich der
Jahresumsatz insgesamt steigen wird, das bleibt zweifel-
haft. Man muss den Mut haben, irgendwann einmal – –

(Zuruf des Abg. René Rock (FDP))

– René, ich habe dich nicht verstanden.

(René Rock (FDP): Man darf nicht bei Amazon kau-
fen!)

– Nicht bei Amazon kaufen, gerne in die Innenstädte, ger-
ne auch in die Stadtteile gehen und dort beim Einzelhandel
kaufen. Diese Werbung finde ich völlig richtig. Genau das
muss passieren.

Aber wir müssen vor allem aufpassen, wenn es Probleme
bei der schwierigen Frage gibt, was überhaupt an Sonn-
tagsarbeit möglich ist – wir denken an Ärzte, an Lokführer
und an viele andere Berufe, die auch sonntags ausgeübt
werden müssen –, dass Gerichte immer wieder vor der
schwierigen Frage stehen: Was erlauben wir, und was er-
lauben wir nicht?

In dieser Situation ist Ihr Vorschlag völlig kontraproduk-
tiv, weil Sie diese Prüfung auch noch reduzieren und damit
eine weitere Ausweitung der Sonntagsarbeit erleichtern.
Das ist doch absoluter Unfug, das müssen wir in diesem
Haus ablehnen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Dieser Gesetzentwurf ist nicht sehr umfangreich. Er be-
schäftigt sich genau mit diesen beiden Punkten. Das, was
Herr Utter ausgeführt hat, teile ich ausdrücklich. Ich habe
es nochmals ergänzt. Für uns ist der Sonntagsschutz ein
hohes Gut. Das Bundesverfassungsgericht hat es nochmals
unterstrichen, wie wichtig das für die Religionsfreiheit ist,
für die Genesung, für die Heilung. Das wurde sogar expli-
zit so benannt. Für die Bürgerinnen und Bürger dieses Lan-
des ist es mit das höchste Gut. Es gilt, das zu schützen und
zu verteidigen.

Dieser Gesetzentwurf, wenn er Realität würde, wäre ein
völlig falscher Schritt einer Liberalisierung. Diese Zeiten
sind vorbei. Die Menschen haben einmal einen Reiz dabei
empfunden, sonntags shoppen zu gehen. Aber mehr und
mehr erkennen sie den Wert der Familie, der Freizeit und
der Erholung. Daran sollten wir festhalten. Ihr Gesetzent-
wurf, da bin ich mir sicher, wird in diesem Haus keine
Mehrheit finden. – Danke schön.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Abg. Schaus für die Fraktion DIE LIN-
KE.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Der Sonntag ist kein Tag wie jeder andere. Deshalb erklärt
das Grundgesetz ausdrücklich den Sonntag und die staat-
lich anerkannten Feiertage als „Tage der Arbeitsruhe und
der seelischen Erhebung [für] gesetzlich geschützt“.

Für Wirtschaft und Industrie werden aber immer mehr
Ausnahmegenehmigungen zur Sonntagsarbeit erteilt.
Längst wird aber nicht mehr nur in Krankenhäusern und
Altenheimen, bei der Polizei und der Bahn, in Tankstellen
und in der Gastronomie auch sonntags gearbeitet. Immer
wieder wird in Teilen der Bevölkerung gefordert, auch an
Sonntagen die Möglichkeit zu haben, umfassend alles ein-
kaufen zu können: ganz so, als ob das Einkaufen rund um
die Uhr und an allen Tagen als Hingabe an den Konsum
für uns unverzichtbar sei.
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Aber ohne einen richtigen Sonntag gibt es bald nur noch
Werktage. Das aber kann niemand wollen.

(Beifall bei der LINKEN und des Abg. Lothar
Quanz (SPD))

Wenige Tage nach dem großen Erfolg der Gewerkschaft
ver.di und der Kirchen durch die Entscheidung des Bun-
desverwaltungsgerichts zur Einschränkung pauschaler Ge-
nehmigungen von Sonntagsarbeit und nach weiteren Erfol-
gen der Allianz für den freien Sonntag schickt sich die
FDP an, mit ihrem Gesetzentwurf den Sonntagsschutz, der
durch die Gerichte gerade erst bekräftigt wurde, völlig aus
den Angeln zu heben.

Die FDP-Landtagsfraktion fordert nun, die Ladenöffnungs-
zeiten in Hessen neu zu regeln. Dabei tut sie so, als wären
ihre vorgeschlagenen Änderungen nur von geringer Aus-
wirkung. Aber der vorgelegte Gesetzentwurf stellt einen
Generalangriff auf den verfassungsrechtlich geschützten
freien Sonntag dar.

Die FDP versucht, unter Umgehung der bisherigen
Rechtsprechung und der jüngst durch das Urteil zur Be-
darfsgewerbeverordnung zur Sonntagsarbeit vom Bundes-
verwaltungsgericht festgestellten Grundsätze, Ladenöff-
nungen an sämtlichen Sonntagen zu ermöglichen. Die vor-
gesehene Streichung des Erfordernisses eines Sonderereig-
nisses – also einer Kerb, einer Messe oder eines großen
Stadtfestes – im derzeit geltenden Gesetz folgt einzig und
allein dem Zweck, die großen Einzelhandelsunternehmen
zu begünstigen.

Die Möglichkeit, Sonntagsöffnung nun viermal im Jahr an-
lassfrei sogar für einzelne Stadtteile und nicht nur für eine
Stadt in ihrer Gesamtheit zu genehmigen, würde in allen
großen Städten quasi zur uneingeschränkten Öffnung an
fast allen Sonntagen des Jahres führen.

Somit ist die FDP-Forderung gleichermaßen eine Kampf-
ansage an Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, ihrer Ge-
werkschaften wie auch an kleine und mittelständische Be-
triebe, deren Interessen die Rest-FDP bisher immer beson-
ders hervorgehoben hat. Große Einzelhandelskonzerne ha-
ben die Sonntagsöffnung längst als ein Instrument zur Ver-
drängung kleiner und mittelständischer Betriebe aus dem
Markt genutzt und tun dies auch weiterhin.

Würden aber die Sonntagsöffnungszeiten so, wie es die
FDP will, noch mehr ausgeweitet, drohte vielen kleinen
Läden der Ruin.

Unter Guido Westerwelle und seinen ebenso unrühmlichen
Nachfolgern hat sich die FDP zu einer marktradikalen Kli-
entelpartei entwickelt. Dieses Bild will die hessische FDP-
Fraktion offensichtlich leider weiter pflegen.

(Zuruf des Abg. René Rock (FDP))

Mit dieser Gesetzesinitiative hält sie nicht nur an ihren al-
ten neoliberalen Grundsätzen fest. Das Ganze ist zudem
noch eine familienpolitische Bankrotterklärung. Denn weit
über 70 % der Einzelhandelsbeschäftigten, die zur Sonn-
tagsarbeit gezwungen werden sollen, sind Frauen und Müt-
ter, für die der Sonntag bisher der einzige sichere arbeits-
freie Tag in der Woche darstellt. Das können sich die Her-
ren von der FDP aber anscheinend nicht vorstellen und
auch nicht nachvollziehen.

In Hessen vollzieht sich seit Jahren eine schleichende Aus-
höhlung des Verbots der Sonntags- und Feiertagsarbeit. In
immer mehr Bereichen wird an Sonn- und Feiertagen gear-

beitet. Mit der Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten hat
die Zahl der verkaufsoffenen Sonntage sprunghaft zuge-
nommen.

Wir sind inzwischen an einem Punkt angekommen, an dem
alle gesellschaftlichen Kräfte gebündelt werden müssen,
um der weiteren Aushöhlung des Sonn- und Feiertags-
schutzes ein Ende zu setzen. Wir lehnen deshalb den Ge-
setzentwurf der FDP-Fraktion ab und plädieren im Gegen-
teil dafür, den Sonntagsschutz weiter auszubauen und die
Ladenöffnungszeiten auch an den Werktagen zeitlich wie-
der zu begrenzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Sozialminister Grüttner.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Für die Landesregierung hat der Schutz des Sonntags einen
hohen Stellenwert, und wir werden alles tun, um den
Schutz des Sonntags auch in Zukunft zu gewährleisten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir werden aber auch darauf schauen, welche Notwendig-
keiten sich in einer sich verändernden Gesellschaft erge-
ben, ohne dass die besondere Bedeutung des Sonntags und
der Feiertage infrage gestellt wird. Dieses tun wir in einem
intensiven Dialog, insbesondere mit den Vertretern der
Kirchen am Sitz der Landesregierung.

Ich denke, dass es zu weit führen würde, diesen Gesetzent-
wurf der FDP-Fraktion als Diskreditierung der Familien zu
bezeichnen. Ich denke, dass dieser Gesetzentwurf von der
Fragestellung getragen wird, ob es nicht einfacher wäre,
anstatt eines Anlassbezugs eine etwas andere Regelung zu
ergreifen. Das ist legitim, führt aber nach Ansicht der Lan-
desregierung nicht weit genug.

Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
zum Berliner Ladenöffnungsgesetz ist völlig klar – dies
bleibt unverrückbar –: Der Anlassbezug für Sonntagsöff-
nungszeiten muss gewahrt bleiben. Eine Streichung des
Anlassbezugs, wie in dem Gesetzentwurf vorgesehen, ist
nach Auffassung der Hessischen Landesregierung mit de-
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts nicht verein-
bar und deshalb auch nicht zu akzeptieren.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Regel, dass Sonn- und Feiertage Tage der Arbeitsruhe
sind, muss erkennbar beibehalten werden, und Ausnahmen
müssen Ausnahmen bleiben. Deswegen brauchen wir ein
Kriterium, um diese Ausnahmen zu definieren. Der An-
lassbezug im Hessischen Ladenöffnungsgesetz ist ein sol-
ches Kriterium. Er hat sich bewährt, weil damit auch ein-
hergeht – das war ja Gegenstand einzelner Gerichtsurtei-
le –, dass der Anlassbezug nicht durch kreative Maßnah-
men der Kommunen ausgehebelt werden darf.

Wer ein Fest zu einem Traditionsfest erhebt, obwohl es das
erste Mal stattfindet, um damit zu begründen, dass an ei-
nem Sonntag die Läden geöffnet sind, der hat den falschen
Weg gewählt. Wer Öffnungszeiten an einem Sonn- oder
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Feiertag beantragt, weil in einem Stadtteil ein Markt statt-
findet, der eine Tradition hat und Kundenströme zu diesem
Markt leitet, hat ein Recht, das zu tun. Wer aber den An-
trag so ausweitet, dass auch in einem 10 km entfernten
Stadtteil die Läden geöffnet sein dürfen, der hat das Gesetz
falsch ausgelegt.

Insofern ist die Regelung in dem Gesetzentwurf, eine sonn-
und feiertägliche Ladenöffnung bezirksbezogen zu ermög-
lichen, nicht der richtige Weg. Angesichts der 43 Stadtteile
Frankfurts würde eine bezirksbezogenen Öffnung der Lä-
den an Sonntagen bedeuten, dass in Frankfurt im Wechsel
an jedem Sonntag in einem Bezirk die Läden offen wären.
Das kann nicht sein, und ich glaube, das kann auch nicht
gewollt sein.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Insofern muss man ganz genau danach schauen, wo es In-
terpretationsschwierigkeiten gibt und wo man Hilfestellung
leisten möchte, diese Interpretationsschwierigkeiten zu
überwinden, ohne das berühmte Kind mit dem Bade auszu-
schütten und Regelungen zu treffen, die einer generellen
Öffnung Tür und Tor aufmachen. Ich denke, das muss
nicht Inhalt eines Gesetzentwurfs sein.

Im Übrigen sieht dies auch der Hessische Einzelhandels-
verband so, mit dem ich in dieser Woche ein Gespräch ge-
führt habe. Wir haben uns sehr intensiv über diese Frage-
stellungen auseinandergesetzt.

Insofern sehe ich einer Anhörung zu diesem Gesetzentwurf
mit großem Interesse entgegen, gehe aber davon aus, dass
in dieser Anhörung auch die Vertreter der Kirchen, der Ar-
beitnehmer und andere gehört werden, damit wir ein diffe-
renziertes Bild zu diesem Gesetzentwurf erhalten.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Abg. Rentsch, FDP-Fraktion.

Florian Rentsch (FDP):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Herr Staatsminister, ich will, weil Sie aus meiner Sicht viel
Richtiges geäußert haben – in der Bewertung kann man un-
terschiedlicher Auffassung sein –, sagen, dass mir die Pres-
semitteilung des Hessischen Einzelhandelsverbandes vor-
liegt, der unseren Gesetzentwurf lobt. Auf die Anhörung
freue ich mich daher definitiv. Ich glaube, wir können be-
ruhigt in diese Anhörung gehen.

(Beifall bei der FDP)

Staatsminister Grüttner hat den Bürgerinnen und Bürgern,
die heute im Hessischen Landtag zu Gast sind, erklärt – ich
will es noch einmal unterstreichen –: Die gesetzliche
Grundlage sieht in Hessen zurzeit die Möglichkeit vor,
dass die Kommunen vier „Einkaufssonntage“ im Jahr be-
schließen können, wenn es ein sogenanntes Sonderereignis
gibt. Die Kommunen führen zu diesem Zweck besondere
Festivitäten durch. Diese Festivitäten sollen eigentlich tra-
diert, also althergebracht, sein. Deshalb haben einige Ge-
richte, die von Herrn Schaus und den Gewerkschaften be-
auftragt worden sind – –

(Zurufe von der LINKEN)

– Ich habe Herrn Schaus mehrfach in Kolloquien mit den
Gewerkschaften erlebt, wie er für den Schutz des Sonntags
und gegen Arbeitsplätze gekämpft hat. Insofern wird das
doch gar nicht bestritten. Ist es denn so schlimm, dass Sie
in einer Phalanx mit den Gewerkschaften agieren?

(Zurufe von der LINKEN)

Herr Kollege Schaus, Fakt ist, dass z. B. das Verwaltungs-
gericht in Darmstadt gesagt hat: Der Markt, den die Kom-
mune macht, ist eine Extra-Kreation, damit man einen
„Einkaufssonntag“ durchführen kann. Deshalb sagen wir:
Es ist wirklich althergebracht und nicht zukunftsgewandt,
wenn man eine solche Regelung, eine solche rechtliche
Unsicherheit in einem hessischen Gesetz stehen lässt. Des-
halb muss der Anlassbezug gestrichen werden.

(Beifall bei der FDP)

Zweitens. Der Anlassbezug kann gestrichen werden, wenn
die Regeln des Verfassungsgerichts eingehalten werden.
Das Verfassungsgericht hat in seiner Grundsatzentschei-
dung – Kollege Lenders hat sie vorhin hervorragend zitiert,
leider sind die nachfolgenden Redner darauf aber nicht ein-
gegangen – klar gesagt, dass das Regel-Ausnahme-Ver-
hältnis von Ladenöffnungen an Sonn- und Feiertagen und
von Ladenöffnungen an Wochentagen gewährleistet blei-
ben muss. Es darf keine Gleichstellung der Sonn- und Fei-
ertage mit den Werktagen geben. Im Rahmen der Abwä-
gung muss es sich also immer um eine Ausnahme handeln.

Diesen Vorgaben sind wir mit unserem Gesetzentwurf
nachgekommen. Danach sind vier verkaufsoffene Sonnta-
ge pro Kommune möglich, aber ohne einen Anlassbezug;
die Kommunen können frei entscheiden, ob sie verkaufsof-
fene Sonntage durchführen wollen, oder nicht. Das können
die politischen Mehrheiten vor Ort entscheiden. Das ist ei-
ne Form der Demokratie, die den Willen der Menschen vor
Ort aufnimmt.

(Beifall bei der FDP)

Mir sind zwei Punkte wichtig. Erstens. Stephan Grüttner
erinnert sich: Als wir damals die Ladenöffnungszeiten in
Hessen liberalisiert haben, hat die SPD – die Linkspartei
gab es damals noch nicht, das war nicht schlecht für den
Hessischen Landtag – vom Untergang des Abendlandes
gesprochen. Frau Kollegin Fuhrmann hat damals die Re-
den gegen den Gesetzentwurf gehalten, ich erinnere mich
noch daran. Was haben wir heute? Heute könnten die Lä-
den in Hessen an sechs Tagen pro Woche 24 Stunden ge-
öffnet sein. Was tun die Geschäftsbetreiber? Sie richten
sich nach dem Willen der Kunden.

Das hat sich eingespielt. Das Abendland ist eben nicht un-
tergegangen, sondern wir haben in der Regel bis 20 Uhr
geöffnete Geschäfte, weil die Kunden in Hessen anschei-
nend gar nicht später einkaufen. Deshalb war es auch nicht
notwendig, dass der Staat hier eine Regelung trifft. Das ist
eine echte Liberalisierung, die Sinn ergibt.

(Beifall bei der FDP)

Herr Schaus, jetzt komme ich zu meinem wichtigsten
Punkt kurz vor Weihnachten: Ich weiß nicht, in welcher
Gesellschaft Sie leben. Aber in der Gesellschaft, in der ich
lebe, sagen mir die Einzelhändler in Gesprächen, dass auf-
grund der großen Konkurrenz durch das Internet die Um-
sätze leider deutlich zurückgehen. Wissen Sie, was Ama-
zon von dem Einzelhändler in der Wiesbadener Graben-
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straße unterscheidet? Dass Amazon siebenmal 24 Stunden
geöffnet hat.

(Beifall bei der FDP – Hermann Schaus (DIE LIN-
KE): Nur wenn Sie die Sonntagsarbeit genehmigen!)

Die Frage, was die Arbeitsplätze stärker sichert, nämlich
Ihre restriktiven Vorstellungen, die Sie mit Ihren Freunden
von ver.di teilen, oder dass man sinnvolle Regelungen hat,
damit auch Einzelhändler eine Chance haben, sich gegen
Amazon zu wehren, beantworte ich folgendermaßen: Da
bin ich einseitig auf der Seite der Einzelhändler, die sich in
dieser Frage politische Unterstützung wünschen. Die be-
kommen sie von der FDP und den Liberalen. – Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der FDP – Zuruf der Abg. Janine Wiss-
ler (DIE LINKE))

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen
vor. Damit ist die erste Lesung des Gesetzentwurfs durch-
geführt.

Wir überweisen den Gesetzentwurf zur Vorbereitung der
zweiten Lesung an den Sozial- und Integrationspolitischen
Ausschuss, federführend, und an den Ausschuss für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung, beteiligt.
– Dem widerspricht niemand. Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:

Erste Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktionen der
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Gesetz
zur Modernisierung des Dienstrechts der kommunalen
Wahlbeamten und zur Änderung wahlrechtlicher Vor-
schriften – Drucks. 19/1222 –

Die Redezeit ist auf fünf Minuten je Fraktion verkürzt wor-
den. Für die Fraktionen, die den Gesetzentwurf einbringen,
hat der Kollege Bauer das Wort.

Alexander Bauer (CDU):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN legen heute einen
Gesetzentwurf vor, mit dem rechtzeitig zur Kommunal-
wahl 2016 zwei grundlegende Änderungen vorgenommen
werden sollen.

Erstens. Künftig gibt es keine Altersgrenzen mehr für kom-
munale Wahlbeamte.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

– Es kommen noch ein paar Punkte. – Zweitens passen wir
die Pensionen kommunaler Wahlbeamter maßvoll an. Da-
von sollen diejenigen, die bereits in ihr Amt gewählt sind,
nicht betroffen sein. Für sie gilt selbstverständlich Be-
standsschutz. Hinzu kommen zahlreiche Harmonisierungen
wahlrechtsrelevanter Bestimmungen mit den Vorgaben aus
dem Europa- und dem Bundestagswahlrecht.

Liebe Kollegen, bereits im Sommer haben CDU und GRÜ-
NE in der Hessischen Gemeindeordnung die Möglichkei-
ten für eine wirtschaftliche Betätigung von Kommunen
verbessert. Mit dem jetzt vorliegenden Gesetzentwurf soll
ein zweiter Schritt erfolgen. Wir wollen eine moderate Re-
form durchführen. Weitere Änderungen werden 2015 fol-

gen. Dann steht unter anderem auch die von CDU und
GRÜNEN vereinbarte Verbesserung der Bürgerbeteiligung
auf der Tagesordnung.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, Michael Adam – nie-
mand von Ihnen wird ihn kennen. Wer ist Michael Adam?
Michael Adam war 2008 mit 23 Jahren der jüngste amtie-
rende Bürgermeister Deutschlands und der jüngste bayeri-
sche Bürgermeister überhaupt.

(Zurufe von der SPD: Von der SPD!)

– Ja, von der SPD. Ein guter Mann.

(Manfred Pentz (CDU): Es gibt noch SPD-Bürger-
meister!)

Konrad Adenauer von der CDU war ein weitaus bekannte-
rer Mann. Er ist bekanntlich mit 73 Jahren zum ersten Mal
Bundeskanzler geworden, bevor er vier weitere Amtszeiten
bestritten hat. Sie sehen also, das Thema Alter dürfte für
die Qualität der Arbeit eines Menschen, der sich für ein po-
litisches Wahlamt engagiert und interessiert, eigentlich kei-
ne Rolle spielen.

(Beifall bei der CDU)

Bestimmt kennen Sie alle fähige 24-Jährige und durchaus
rüstige und lebenserfahrene Siebzigjährige oder sogar noch
Ältere. Wir wollen es künftig den Wählerinnen und Wäh-
lern selbst überlassen, welche Person sie in welches Amt
wählen. Das ist ein Stück weit mehr Demokratie, und dafür
stehen CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

(Beifall bei der CDU)

Wir greifen damit natürlich auch Entscheidungen zur Al-
tersdiskriminierung auf, keine Frage. Zugleich werden wir
das Mindestalter für die Wahl in das Bürgermeisteramt –
das zurzeit noch bei 25 Jahren liegt – auf 18 Jahre senken.

Auch die Neuregelung der Altersversorgung von Wahlbe-
amten soll maßvoll sein und sich an den Regelungen ande-
rer Länder orientieren, sodass den Kommunen dadurch zu-
künftig Versorgungszahlungen erleichtert oder sogar erlas-
sen werden. Künftig wird Bürgermeisterinnen und Bürger-
meistern, aber auch Beigeordneten nicht mehr unabhängig
von ihrem Lebensalter am Tag ihres Ausscheidens eine
Pension ausbezahlt, sondern erst dann, wenn sie mindes-
tens acht Dienstjahre lang ihr Wahlamt ausgeübt haben
und wenn sie das Mindestalter von 60 bzw. 55 Jahren er-
reicht haben.

Wir haben uns für diese Regelung entschieden, weil sich
die Versorgung in anderen Bundesländern bereits daran
orientiert. Wir Landtagsabgeordnete haben eine ähnliche
Versorgungslage. Wir nehmen damit die durchaus berech-
tigte Kritik des Bundes der Steuerzahler auf.

Meine Damen und Herren, natürlich können Wahlbeamte
bereits mit 55 Jahren einen Antrag auf vorzeitige Versor-
gung – mit Abschlägen – stellen. Wer früher ausscheidet,
hat selbstverständlich auch Anspruch auf Übergangs- und
Altersgeld und dadurch eine entsprechende Sicherheit.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, wir müssen bei den
weiteren Beratungen jedoch darauf achten, dass für die De-
mokratie vor Ort wichtige Wahlämter attraktiv bleiben. Es
ist kein Geheimnis, dass auch für einen hauptamtlichen
Kommunalpolitiker die Arbeitsbelastung enorm ist, dass
die Entlohnungen für Führungspositionen in der Wirtschaft
oft viel höher sind und dass das gesellschaftspolitische An-
sehen nicht immer hoch ist.
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Die Bereitschaft, kommunale Wahlämter auszuüben, ist ei-
ne wichtige Voraussetzung für eine lebendige Demokratie
und auch ein Schlüssel für den Erfolg unseres Landes.
Deshalb muss sichergestellt sein, dass der Knochenjob ei-
nes Bürgermeisters, eines Beigeordneten, aber auch eines
Landrats attraktiv bleibt, sowohl in der aktiven Phase als
auch später bei der Versorgung. Liebe Kolleginnen, liebe
Kollegen, dafür müssen wir Sorge tragen.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zum Abschluss: Wichtig ist uns auch der Hinweis, dass es
keine Verschlechterungen für bereits gewählte Bürger-
meister, Landräte oder kommunale Wahlbeamte geben
wird. Ausdrücklich ausgenommen von der Neuregelung
sind selbstverständlich bereits ins Amt gewählte Kommu-
nalpolitiker. Dies sei an der Stelle noch einmal betont.

Meine Damen und Herren, ich freue mich auf die anste-
henden Beratungen und lade Sie jetzt schon ein, an der Ge-
setzesarbeit konstruktiv mitzuwirken. – Besten Dank für
die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Kollege Hahn, FDP-Fraktion.

Jörg-Uwe Hahn (FDP):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Zu dem
Thema „Abschaffung der Altersgrenze“ könnte man auch
sagen: Was lange währt, wird endlich gut. – Vor etwas
mehr als zehn Jahren, am 2. Dezember 2004 – das passt
gut –, wurde ein Gesetzentwurf vorgelegt, Drucks.
16/3286, in dem die FDP-Fraktion gefordert hat, § 39
Abs. 2 Satz 2 zu streichen. Wir hatten eine muntere Debat-
te.

Diejenigen, die damals schon dem Landtag angehörten,
kann ich darauf hinweisen, dass diese Debatte im Rathaus
stattfand. Dort haben wir uns über dieses Thema unterhal-
ten. Die damalige kommunalpolitische Sprecherin der da-
mals allein regierenden CDU-Fraktion, Frau Zeimetz-Lorz,
erklärte in der Debatte, das sei ein sehr interessanter Vor-
schlag, man müsse einmal darüber reden.

(Günter Rudolph (SPD): Das wars dann auch!)

Das Ergebnis kennen wir. Deshalb freue ich mich sehr,
dass es jetzt gelungen ist, diese sicherlich früher einmal er-
klärbare Altershöchstgrenze aufzuheben. Unsere Argumen-
te, die ich – so schließen sich die Kreise – auch damals
schon, vor zehn Jahren, für die FDP vortragen durfte, lau-
teten: Wenn wir sagen, die Direktwahl der Hauptamtlichen
ist eine Entscheidung der Bürger, ist sie das auch. Da gibt
es keine Begrenzungen zusätzlicher Art einzurichten.
Wenn die Bürgerinnen und Bürger eine 85-Jährige zur
Bürgermeisterin wählen wollen, sollen sie das tun. Wenn
sie einen Achtzehneinhalbjährigen zum Bürgermeister
wählen wollen, sollen sie das machen. Das ist die Entschei-
dung der Bürgerinnen und Bürger.

Klar, man muss volljährig sein, sonst kann man ein solches
– auch hoheitliches – Amt überhaupt nicht ausüben. Aber
ansonsten ist es die Entscheidung der Bürgerinnen und
Bürger. Deswegen begrüßen wir, die FDP, diese beiden

Änderungen: die Abschaffung der Altersgrenze und die
Absenkung des Mindestalters. Zehn Jahre hat es gedauert,
nachdem dieses Thema zum ersten Mal ins Parlament ein-
gebracht worden war. Jetzt wird es offensichtlich beschlos-
sen.

Wir haben auch überhaupt nichts dagegen, dass die Ver-
fahrensvorschriften für die Zusammenlegung der Termine
von Landtagswahlen, Europawahlen und Bundestagswah-
len auf der einen Seite mit denen von kommunalen Ent-
scheidungen, seien es Kommunalwahlen oder Direktwah-
len, auf der anderen Seite vereinfacht werden. Das ist alles
okay.

Ich möchte deshalb meine letzten zweieinhalb Minuten Re-
dezeit nutzen, um Ihnen zu sagen, dass auch wir bei der
Regelung der Altersversorgung dringenden Handlungsbe-
darf sehen, ohne Frage. Ich hatte die Ehre, in der soge-
nannten Starzacher-Kommission zu sitzen, wo wir Anfang
der Neunzigerjahre die Versorgung, die Alimentierung der
Abgeordneten des Hessischen Landtags, insgesamt vom
Kopf auf die Füße gestellt haben, mit entsprechenden An-
rechnungsnotwendigkeiten und entsprechenden Begren-
zungen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist schon sehr
merkwürdig, dass es nach bestehendem Recht möglich ist,
dass ein 35-Jähriger, egal welchen Geschlechts, nach einer
Zeit von sechs Jahren als Bürgermeister eine lebenslange
Pension bekommt, die, so haben wir es einmal errechnet,
mindestens 2.000 € im Monat betragen wird. Deshalb ist es
vernünftig, dass man an dieses Thema herangeht.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, das machen wir!)

Ich bitte darum, dass wir im Innenausschuss noch einmal
intensiv darüber diskutieren, ob das die beste Lösung des
Problems ist, denn auf der anderen Seite hat Herr Bauer zu
Recht darauf hingewiesen, dass wir als Landtagsabgeord-
nete, als Vertreter des hessischen Volkes, ein Interesse dar-
an haben müssen, dass wir Bürgermeisterinnen- und Bür-
germeisterkandidaten bekommen, denen wir auch zutrau-
en, dass sie die entsprechenden Jobs machen können, dass
sie dazu in der Lage sind.

Sie haben darauf hingewiesen, dass die Konkurrenz groß
ist. Natürlich war es bisher für jemanden, der im Aufbau
seines beruflichen Werdegangs gewesen ist, eine Motivati-
on, zu sagen: „Okay, wenn das hier mit dem Bürgermeister
schiefgeht, dann habe ich auf alle Fälle die Pensionsan-
sprüche.“ Da muss man noch einmal hinschauen.

Ich könnte mir vorstellen, dass wir ein System finden – je-
denfalls werden wir das mit Ihnen einmal diskutieren wol-
len –, bei dem wir die Altersversorgung in der jetzigen
Form ganz radikal abschaffen und es so machen, wie wir
dies für Landtagsabgeordnete geplant, aber leider noch
nicht zu 100 % umgesetzt haben. In Nordrhein-Westfalen
ist das umgesetzt; dort ist die Altersversorgung voll und
ganz aus den zusätzlichen, den höheren Beträgen zu zah-
len.

(Günter Rudolph (SPD): Fragen Sie die Kollegen,
was die heute davon halten!)

Auf der anderen Seite kann man überlegen, ob man nicht,
gerade bei niedrig besoldeten Bürgermeistern, bei der Wie-
derwahl eine Erhöhung in der Besoldungsstufe vornimmt.
Deshalb vielen herzlichen Dank für diese Initiative und da-
für, dass Sie jetzt die Forderung der FDP von vor zehn Jah-
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ren umsetzen; und über das andere Thema möchten wir
gern noch einmal diskutieren. – Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Abg. Frömmrich für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wir legen Ihnen einen Gesetzentwurf vor, der – Herr Kol-
lege Bauer hat es schon gesagt – im Prinzip drei Dinge re-
gelt, erstens das Mindestalter von Wählbarkeit kommuna-
ler Wahlbeamter sowie natürlich deren Höchstalter und
zweitens, die beamtenrechtliche Versorgung. Herr Kollege
Hahn ist darauf am Ende eingegangen. Der dritte Punkt be-
trifft die Harmonisierung im Bereich des Landtags- und
Kommunalwahlrechts mit Europa- und Bundeswahlrecht.

Die Änderungen werden jetzt vorgelegt, damit sie nach der
Kommunalwahl 2016 ihre Wirkung entfalten, insbesondere
die Teile dieses Gesetzentwurfs, die sich mit dem Kommu-
nalwahlrecht beschäftigen. Wir stellen mit diesem Gesetz-
entwurf die Frage: Wie alt muss eine Bewerberin oder ein
Bewerber sein, um ein hauptamtliches Wahlamt in einer
Kommune auszufüllen?

Das wollen wir sozusagen in das Ermessen der Wählerin-
nen und Wähler stellen. Nicht das Alter, sondern die fach-
liche, die persönliche Qualifikation ist ausschlaggebend
dafür, ob und wie eine Person ein hauptamtliches Wahlamt
ausfüllt oder nicht.

Meine Damen und Herren, dabei ist es wie im ganz norma-
len Leben. Es gibt Menschen, die mit 18 Jahren schon sehr
verantwortungsbewusst und qualifiziert sind. Ein anderer
ist mit 35, 40 oder 50 Jahren noch nicht auf dem Stand an-
derer in einem jüngeren Alter. Ich glaube, dass wir einen
richtigen Vorschlag machen. Herr Hahn hat schon ange-
kündigt, dass auch er diesem Vorschlag beitritt.

Ich glaube, dass es wichtig ist, dass wir das Ermessen für
eine Wahl in die Hoheit der Wählerinnen und Wähler stel-
len. Diese sollen entscheiden, wie alt der Bewerber sein
soll, den sie zum Bürgermeister wählen. Oder das Kommu-
nalparlament soll entscheiden, wie alt eine Bewerberin
oder ein Bewerber ist, die bzw. den man in ein solches
Amt führt. Ich glaube, dort ist es richtig aufgehoben; so
sollten wir das regeln.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zum Wegfall der Höchstaltersgrenze. Das geht auch in
Richtung des Kollegen Hahn. Damals war es noch nicht so,
aber mittlerweile haben wir von Gerichten die Frage der
Altersdiskriminierung vorgelegt bekommen; wir haben
auch in Wiesbaden einen Fall gehabt. Ich denke, dass der
Europäische Gerichtshof damit auch irgendwann befasst
sein wird. Von daher sagen wir auch im Bereich der Al-
tersdiskriminierung: Die Wählerinnen und Wähler sollen
entscheiden, mit welchem Alter sie jemanden noch in ein
Wahlamt wählen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
des Abg. Michael Boddenberg (CDU))

Der zweite Punkt, der uns wichtig ist, ist – Herr Kollege
Hahn hat es am Ende angesprochen – die Neuregelung der
Versorgung. Wir wissen, dass die hauptamtlichen Wahlbe-
amten eine sehr anspruchsvolle Arbeit erledigen. Das ist
kein Job, den man in 40 Stunden macht. Das ist eine sehr
anspruchsvolle Arbeit, eine Tätigkeit, bei der man in seiner
Gemeinde in den Abendstunden, an den Wochenenden,
feiertags oder in der Freizeit angesprochen wird und natür-
lich Rede und Antwort stehen muss. Die Familie steht im
Mittelpunkt des öffentlichen Interesses. Es ist eine sehr an-
spruchsvolle Tätigkeit, die dort ausgeübt wird.

Dafür brauchen wir qualifiziertes und kompetentes Perso-
nal – Bürgermeister, Landräte und Hauptamtliche. Deshalb
muss das Amt auch in Zukunft ordentlich alimentiert sein.
Jemand, der sich in ein Amt wählen lässt, muss am Ende
seiner Amtszeit, wenn er in den Ruhestand geht, auch eine
vernünftige Versorgung haben. Aber ich glaube, wir legen
Ihnen hier einen Entwurf vor, der dies im Blick hat.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Meine Damen und Herren, wer ein solches Amt ausfüllt,
hat am Ende seines Erwerbslebens einen Anspruch auf ei-
ne gute Versorgung. Ich glaube, in diesem Punkt sind wir
uns in diesem Hause einig. Wir sind aber auch der Auffas-
sung, dass es nicht mehr so sein kann, dass ein Wahlbeam-
ter nach sechs Jahren Wahlzeit am Tag seines Ausschei-
dens einen Anspruch auf eine Mindestversorgung von
35 % hat. Das sind für den Bürgermeister meiner Gemein-
de in der Besoldungsgruppe B 4 und bei 35 % nach sechs
Jahren ungefähr 2.700 €. Ich glaube, das passt nicht mehr
in diese Welt, und das ist einem Normalverdiener nicht
mehr zu erklären. Deswegen gehen wir dieses Thema an.

Wir sagen: Man muss acht Jahre lang im Amt sein; mit 60
Jahren kann man einen Anspruch verwirklichen. Wer frü-
her, etwa mit 55 Jahren, geht, muss Abschläge in Kauf
nehmen. Damit ändern wir etwas, nämlich ein Alleinstel-
lungsmerkmal im hessischen Gesetz. Wir beenden, dass
man, ohne ein bestimmtes Lebensalter zu erreichen, in den
Ruhestand gehen kann. Ich glaube, dies ist maßvoll.

Auch die Frage, die Herr Kollege Hahn angesprochen hat,
ist interessant. In den Debatten wird immer wieder gefragt:
„Na ja, kriegen wir denn dann noch qualifiziertes Perso-
nal?“ – Einer der Punkte, weshalb man sich für diese Äm-
ter beworben hat, war, das muss man zugegebenermaßen
sagen, die gute Altersversorgung. Das ist so.

Daher muss man aber, glaube ich, auch darüber sprechen,
dass man diese Ämter dadurch attraktiver macht, dass man
einmal auf die Bezahlung dieser Wahlbeamtinnen und
Wahlbeamten schaut. Ich habe eben ausgeführt, dass es ein
sehr anspruchsvoller Job ist. Wir wollen keine Neiddebatte
führen; die sollen ordentlich alimentiert und versorgt wer-
den. Wir führen diese Debatte gern mit Ihnen im Aus-
schuss, und ich freue mich auf die Beratungen im Innen-
ausschuss.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort Hat Herr Abg. Schaus, Fraktion DIE LINKE.
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Hermann Schaus (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Heute liegt uns
bereits der zweite Gesetzentwurf der schwarz-grünen Re-
gierungsfraktionen zur Änderung kommunalrechtlicher
Vorschriften vor. Es ist interessant, zu sehen, dass es der
neuen Koalition offenbar viel dringlicher erscheint, zügig
zu regeln, dass Bürgermeisterinnen und Bürgermeister im
hohen Rentenalter noch länger in den Amtsstuben verblei-
ben sollen, statt sich Gedanken über mehr Bürgerbeteili-
gung zu machen und endlich die Mitsprachemöglichkeiten
der Einwohner in den Kommunen zu verbessern.

Derzeit können Bewerberinnen und Bewerber bis zum 67.
Lebensjahr für das Bürgermeisteramt kandidieren. Werden
sie gewählt oder wiedergewählt, beträgt ihre Amtszeit
sechs Jahre, mithin können sie also bis zum 73. Lebensjahr
amtieren. Dann sollte es auch genug sein, wie ich finde,
und das hat nichts mit Altersdiskriminierung zu tun.

Es ist auch nicht notwendig, mit dieser Gesetzesänderung
auf höchstrichterliche Entscheidungen zu reagieren, denn
wie Sie selbst aus der Begründung zum Gesetzentwurf
nachlesen können, hat das Bundesverfassungsgericht mit
der Entscheidung vom 30.09.2013 eine entsprechende Ver-
fassungsbeschwerde gegen die Höchstaltersgrenze von 65
Jahren zum Bayerischen Kommunalwahlgesetz nicht zur
Entscheidung angenommen.

Das Bundesverfassungsgericht hat damit die im Jahr 1997
und 2012 getroffenen Entscheidungen bestätigt, wonach
der Gesetzgeber die Einführung einer Wählbarkeitsgrenze,
die Personen von der Wahl zum hauptamtlichen Bürger-
meister typisierend ausschließt, wenn sie das 65. Lebens-
jahr bereits vollendet haben, kein Verstoß gegen Art. 3
Abs. 1 und Art. 12 Abs. 1 Grundgesetz darstellt.

In seiner jüngsten Entscheidung führt das Verfassungsge-
richt aus:

Da nach der allgemeinen Lebenserfahrung die Mög-
lichkeit einer Beeinträchtigung der Leistungsfähig-
keit mit zunehmendem Alter steige, sei an einer Al-
tersgrenze für die Wählbarkeit berufsmäßiger kom-
munaler Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten festzu-
halten.

Warum also diese Gesetzesänderung? Haben Sie so viele
Opas, die an ihren Sesseln kleben? Oder gehen Ihnen die
jüngeren Kandidatinnen und Kandidaten in absehbarer Zeit
aus, und Sie wollen für diesen Fall schon einmal Vorsorge
treffen? – Ich verstehe es nicht.

(Clemens Reif (CDU): Sprechen Sie für sich? –
Weitere Zurufe von der CDU und der FDP)

– Herr Tipi, ich werde meinen Platz rechtzeitig räumen,
das kann ich Ihnen garantieren, denn das, was ich hier ver-
trete, das werde ich auch selber vorleben.

(Unruhe bei der CDU)

Ich brauche nicht bis zu meinem Lebensende hier ein Man-
dat auszuüben. Das halte ich für völlig kontraproduktiv.

(Unruhe bei der CDU)

Herr Tipi, ich halte die Aufhebung der Altersgrenze von
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister für ein falsches Si-
gnal.

(Unruhe bei der CDU)

– Wollen Sie reden? Dann warte ich noch ein bisschen. –
Wir sollten stattdessen alles unternehmen, um junge Men-
schen aktiv in der Kommunalpolitik zu unterstützen und zu
integrieren.

(Unruhe bei der CDU – Glockenzeichen des Präsi-
denten)

Nun haben Sie als Ausgleich des Wegfalls der Höchstal-
tersgrenze in Ihrem Gesetzentwurf auch die Mindestalters-
grenze von 25 auf 18 Jahre gesenkt. Aber seien wir doch
mal ehrlich, wie viele junge Menschen wird es betreffen,
die gleich mit 18 oder 19 Jahren als Bürgermeisterin oder
Bürgermeister in die Kommunalpolitik einsteigen?

Allein die Aufhebung der Höchstaltersgrenze wird also zu-
künftig von praktischer Bedeutung sein. Es spricht nicht
für eine zukunftsgewandte und fortschrittliche Kommunal-
politik, die bestehenden vernünftigen Altersgrenzen für
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister nun aufzuheben.

(Alexander Bauer (CDU): Altersdiskriminierung!)

– Nein, das ist keine Altersdiskriminierung. Sie haben
nicht zugehört oder sind gerade erst dazugekommen, Herr
Bauer. Ich habe es zitiert. – Darüber hinaus sieht der Ge-
setzentwurf vor, das scheint mir auch wichtig zu sein, dass
die bisherige, sehr großzügige Pensionsregelung etwas re-
duziert wird. Dabei ist vorgesehen, die derzeit geltenden
Versorgungsregelungen für Landtagsabgeordnete auf die
kommunalen Wahlbeamten zu übertragen.

Zweifellos stellt die Neuregelung einen Schritt in die rich-
tige Richtung dar. Aber nur acht Dienstjahre und das Errei-
chen des 60. Lebensjahres, um den Anspruch auf eine Min-
destversorgung von 35 % zu erhalten, sind immer noch
sehr privilegiert, wenn man das mit den Ansprüchen und
der Höhe der Berufszeit und dem Lebensalter mit den Re-
gelungen in der gesetzlichen Rentenversicherung ver-
gleicht.

Dort erhalten Rentnerinnen und Rentner zukünftig erst mit
67 Jahren und nach mindestens 40 Versicherungsjahren
43 % ihres Gehaltes garantiert.

Ich komme zum Schluss. Vergleicht man unsere Versor-
gungsansprüche mit den Ansprüchen aus der gesetzlichen
Rentenversicherung, so sind wir dreimal so gut versorgt
wie vergleichbare Rentnerinnen und Rentner.

Ich weiß, dass mein Vergleich bei der überwiegenden Zahl
von Ihnen wenig Freude auslöst. In Anbetracht des konti-
nuierlich sinkenden Rentenniveaus halte ich es jedoch für
angemessen, bei der jetzt vorgesehenen Änderung der Ver-
sorgungsansprüche der kommunalen Wahlbeamtinnen und
-beamten, zumindest darauf hinzuweisen. Wir haben also
noch genug zu diskutieren. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Abg. Rudolph für die Fraktion der SPD.

Günter Rudolph (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Lassen Sie mich zunächst mit einem Lob beginnen. Bitte
nicht erschrecken, ich möchte die Fraktionen von CDU
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ausdrücklich beglück-
wünschen: Wer auf 41 Seiten detailliert die letzte Veräste-
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lung zu einem anderen Spezialgesetz hinbekommt, der
muss fleißig gearbeitet haben, der muss über starke Res-
sourcen in den Fraktionen verfügen. – Das war jetzt ein
Scherz. Herr Innenminister, vielen Dank, dass Ihre Beam-
ten im Innenministerium den Fraktionen zugearbeitet ha-
ben. Die Seite 42 ist von CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, das sind die Unterschriften der beiden Frakti-
onsvorsitzenden.

(Beifall bei der SPD und der FDP)

Zur Sache selbst: Ja, wir sehen durchaus Regelungsbedarf,
wenn es um die Versorgungsregelung der kommunalen
Wahlbeamten geht. Die Diskussion ist nicht neu. Wir ha-
ben sie schon öfter im Landtag geführt. Der eine oder an-
dere erinnert sich an die Diskussion um den damaligen
Landrat Eichenlaub aus dem Landkreis Waldeck-Franken-
berg. In diesem Zusammenhang war uns allen klar, dass et-
was passieren muss.

Man kann objektiverweise niemandem mehr vermitteln,
dass ein Bürgermeister, ein kommunaler Wahlbeamter, der
eine Amtszeit, sechs Jahre, im Dienst war, vielleicht An-
fang 30 ist, danach schon lebenslang Versorgungsansprü-
che erwirbt. Dies ist nicht vermittelbar und ist auch nicht
mehr akzeptabel. Deswegen besteht Handlungsbedarf, und
darüber sollten und müssen wir reden.

Ob der Weg, der in dem Gesetzentwurf der Landesregie-
rung aufgezeigt ist, der richtige ist, muss diskutiert werden.
Herr Hahn hat schon etwas angedeutet. Herr Hahn, ich
warne vor solchen Regelungen, die beispielsweise Nord-
rhein-Westfalen und Schleswig-Holstein gefunden haben,
weil sie am Ende wahrscheinlich teurer für den Steuerzah-
ler sind als andere Regelungen. Darüber müssen wir ge-
meinsam im Rahmen der Anhörung reden.

Ob eine Begrenzungserhöhung auf acht Jahre der richtige
Weg ist oder ob man es an die Wahlzeit koppelt, wäre auch
eine Variante, über die man diskutieren muss. Ich glaube,
hier ist Handlungsbedarf nötig, und ich will das auch sehr
deutlich sagen.

Ich habe in einer Zeitung die Kommentierung des Ge-
schäftsführers eines Kommunalen Spitzenverbands gele-
sen, der Gesetzentwurf sei der Neidkomplex von Landtags-
abgeordneten. Der Geschäftsführer hat das wohl nicht so
ganz richtig verstanden, den ich sonst durchaus bei man-
chen Vorträgen schätze. Herr Geschäftsführer, es geht hier
nicht um Neidkomplexe, sondern es geht darum, einen
Sachverhalt zu ändern, der geändert werden muss. Warten
wir also auf die Anhörung.

Ich will einen zweiten Punkt ansprechen. Die Senkung
oder die Aufhebung von Altersgrenzen. Es kann jeder für
sich entscheiden, ob ein 18-Jähriger reif ist, Bürgermeister
oder Landrat zu werden, oder ob ein 80-Jähriger noch die
Kraft und die Fähigkeit hat, ein wichtiges Amt zu leiten.
Im Zweifel entscheiden das die Wählerinnen und Wähler.
Deswegen gibt es diese Regelung, die viele andere Länder
auch haben. Man muss es akzeptieren, wenn ein 80-Jähri-
ger meint, er sei unersetzlich bis in die Ewigkeit, sei es
drum. Wenn die Wähler das so empfinden, muss man das
so akzeptieren.

Meine Damen und Herren der Koalition, wenn Sie aber
schon konsequent die Altersgrenzen aufheben, dann sollten
Sie auch gleich das Landtagswahlgesetz ändern. Wir wer-
den dazu einen Änderungsantrag einbringen. Dort ist das

passive Wahlalter bei 21. Dann gehört das auch auf 18 Jah-
re gesenkt.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN – Zuruf)

– Umso besser, dann machen wir erst das Gesetz und dann
im Rahmen einer Volksabstimmung die Änderung. Daran
soll es nicht scheitern. Sie haben ja ohnehin eine Verfas-
sungsänderung vor. Meine Damen und Herren, es ist doch
absurd, ein 18-Jähriger kann Landrat werden, aber darf
kein Landtagsabgeordneter werden. Das ist eine absurde
Regelung. Da müssen wir ran und das ändern.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Wir werden einen zweiten Änderungsantrag einbringen.
Sie sehen, wir haben uns mit der Materie auseinanderge-
setzt, der Teilzeitbeschäftigung von – –

(Zuruf der Abg. Judith Lannert (CDU))

– Frau Lannert, dass Sie von diesen Dingen keine Ahnung
haben, müssen Sie nicht durch Zwischenrufe belegen. Das
ist mir hinlänglich bekannt.

Meine Damen und Herren, die Teilzeitbeschäftigung von
Wahlbeamten ist bisher nicht geregelt. Wir haben in der
letzten Wahlperiode einen Anlauf unternommen, dass auch
die Möglichkeit geschaffen wird, eine Teilzeitbeschäfti-
gung im Wahlamt wahrzunehmen. Das nehmen eher Frau-
en in Anspruch. Auch eine solche Regelung kann man jetzt
mit diesem Gesetzentwurf sehr gut einführen, weil es zur
heutigen Familienpolitik im 21. Jahrhundert gehört. Wir
sind sehr gespannt, wie Sie dazu stehen.

(Beifall bei der SPD)

Ich will einen letzten Aspekt ansprechen. Wenn es darum
geht, ein attraktives Amt zu schaffen, dann müssen wir
auch über die Qualifikationen reden. Leider häufen sich
durch die Direktwahlen auch die Fälle, dass Kandidatinnen
und Kandidaten schon nach einer Wahlperiode nicht wie-
dergewählt werden oder ein zerstrittenes Parlament hinter-
lassen haben.

Sie erinnern sich: Früher hatten wir Qualifikationserforder-
nisse, in kleineren Kommunen war es oft die zweite Ver-
waltungsprüfung. Das war nicht die allerschlechteste Rege-
lung. Deswegen sollten wir darüber reden, wie qualifiziert
ein Bewerber sein muss, und dann das Amt entsprechend
ausstatten. Auch das sollten wir im Rahmen der Anhörung
im Verfahren besprechen; denn beides gehört zusammen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die SPD-Frakti-
on hat Eckpunkte genannt. Wir gehen aber ergebnisoffen
in einen solchen Prozess; denn wir wollen die Anhörung
ernsthaft auswerten und werden uns dann abschließend po-
sitionieren. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Innenminister Beuth.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Ausgezeichneter
Beitrag!)

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Hast du von mir gesprochen?
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(Michael Siebel (SPD): Wie alt sind Sie denn, Herr
Innenminister?)

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich finde die Debatte, die wir hier geführt haben, schon
sehr ermutigend, weil ich an vielen Stellen gesehen habe,
dass es Punkte gibt, in denen wir durchaus Einigkeit erzie-
len können. Deswegen freuen wir uns seitens der Landes-
regierung ebenfalls auf den weiteren Verfahrensgang.

Herr Schaus, ich will Ihnen zurufen: Machen Sie sich kei-
ne Sorgen. Auch die weiteren Regelungen, die wir für die
Kommunen und für die Hessische Gemeindeordnung vor-
gesehen haben, werden wir in allernächster Zukunft hier
im Plenum beraten können.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Schön!)

Sie sind damit nicht weniger wichtig als die Regelungen,
die wir in diesem Gesetzentwurf haben, aber sie sind ein
bisschen weniger dringend. Deswegen erfreuen wir den
Landtag mit diesem Gesetzentwurf zur Modernisierung des
Dienstrechts, weil wir in ungefähr eineinviertel Jahren eine
Kommunalwahl haben werden.

(Michael Siebel (SPD): Wann ist die Kommunal-
wahl genau?)

– Wir werden in den nächsten Monaten den Termin für
diese Kommunalwahl festlegen.

(Michael Siebel (SPD): 13. März?)

In der Sekunde, wenn der Termin festliegt, müssen ein
paar der Regelungen, die in diesem Gesetzentwurf veran-
kert sind, im Gesetzblatt stehen, weil wir damit rechnen
können und damit rechnen müssen, dass mit der Kommu-
nalwahl in der Größenordnung 40 Bürgermeisterwahlen
und drei Landratswahlen verbunden werden. Bei der Ter-
minierung dieser Bürgermeister- und Landratswahlen müs-
sen die Voraussetzungen für das Wahlrecht im Rahmen der
Bürgermeister- und Landratswahlen festliegen. Deswegen
ist dieser Gesetzentwurf quasi vorab in den Hessischen
Landtag eingebracht worden.

Dazu gehört nicht nur das Thema Wahlalter. Selbstver-
ständlich muss ein Kandidat, der sich auf eine Kandidatur
einrichten möchte, wissen, unter welchen Bedingungen er
das macht. Dazu gehört das Wahlalter, dazu gehört auch
die Frage, wie seine Versorgung aussieht.

Aber es ist natürlich auch so, dass in dieser Sekunde die
Regeln für die Wahl selbst feststehen müssen. Deswegen
haben wir einige Harmonisierungsregelungen – so nennen
wir das – für die Hessische Gemeindeordnung bzw. für das
Kommunalwahlgesetz vorgesehen, von der Erweiterung
des Landeswahlausschusses über Einreichungsfristen, die
harmonisiert worden sind mit denen aus dem Europa- und
Bundestagswahlrecht. Wir haben die Aufnahme von Or-
dens- und Künstlernamen auf den Stimmzetteln. Wir haben
die Stärkung des subjektiven Rechtsschutzes und das The-
ma Wahlstatistik und Wahlgeheimnis in diese Regelungen
mit aufgenommen.

Lassen Sie mich noch einen Punkt zum Thema Versorgung
sagen. Ich finde, es ist fast gelungen, dass wir auch in die-
ser Debatte sehr verantwortungsvoll mit dieser Frage um-
gegangen sind. Wir sollten uns vornehmen, dass wir in die-
ser Debatte nicht mit Argumenten von Neid, Missgunst
und vielleicht falschen Vergleichen kommen. Wir sind
klug beraten, wenn wir sehr nüchtern und vernünftig abwä-
gen: Was ist der richtige Weg zwischen einem attraktiven

Amt als Bürgermeister und Landrat und einer noch ange-
messenen Versorgung, die dann auch Vergleichen aus an-
deren Bereichen standhält, ob aus der Politik oder woan-
ders.

Wichtig ist mir aber auch, dass die Regelungen, die wir
hier treffen, für die Zukunft gelten müssen, weil ich finde,
dass diejenigen, die sich darauf eingelassen haben, ein
Wahlamt auszuüben, an welcher Stelle auch immer, dieses
Wahlamt auch weiterhin unter diesen Bedingungen aus-
üben sollen. Das heißt, diejenigen, die es jetzt erreicht ha-
ben und nach einer entsprechenden gesetzlichen Änderung
gegebenenfalls zur Wiederwahl anstehen, sollten sich nach
dem Gesetz nicht verschlechtern. Auch das haben wir hier
so vorgesehen.

Das waren wichtige Aspekte, die ich noch vortragen woll-
te. Ich glaube, dass wir einen guten Entwurf haben, aber
ich glaube auch, dass wir gut beraten sind, uns die einzel-
nen Regelungen in den Ausschussberatungen sehr nüchtern
abwägend anzusehen; denn wir haben alle ein gemeinsa-
mes Interesse daran, dass auch die Wahlämter in diesem
Land so attraktiv sind, dass wir geeignete und vor allem
qualifizierte Kandidaten finden. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Meine Damen und Herren, mir liegen keine weiteren Wort-
meldungen vor. Damit ist die erste Lesung vollzogen.

Wir überweisen diesen Gesetzentwurf zur Vorbereitung
der zweiten Lesung an den Innenausschuss. – Dem wider-
spricht keiner. Dann ist es so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung für ein Hessisches Sicherheitsüberprüfungsgesetz
(HSÜG) – Drucks. 19/1197 neu zu Drucks. 19/848 –

Das Wort hat der Herr Berichterstatter, Kollege Klee.

Horst Klee, Berichterstatter:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Beschlussempfehlung: Der Innenausschuss empfiehlt dem
Plenum mit den Stimmen von CDU und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen von SPD und DIE LIN-
KE bei Enthaltung der Freien Demokraten, den Gesetzent-
wurf in zweiter Lesung unter Berücksichtigung des Ände-
rungsantrags Drucks. 19/1194 anzunehmen. – Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD – Cle-
mens Reif (CDU): Das war souverän!)

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank, Herr Berichterstatter. – Ich eröffne die Aus-
sprache. Das Wort hat Herr Abg. Bauer für die Fraktion
der CDU.
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Alexander Bauer (CDU):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Das Sicherheitsüberprüfungsgesetz des Bundes weist dar-
auf hin, dass die diesbezüglichen Landesgesetze nicht gra-
vierend vom Bundesgesetz abweichen sollen. Dieser Ge-
sichtspunkt spielt auch bei dem vorliegenden Gesetzent-
wurf eine wesentliche Rolle; denn es erleichtert die gegen-
seitige Anerkennung und Überprüfung und schließlich
auch die Weitergabe von Verschlusssachen, wenn beide
Gesetze harmonisiert sind.

Wie wichtig doch Sicherheitsüberprüfungen für Personen
sind, die mit staatlichen Verschlusssachen zu tun haben,
haben zuletzt die entsprechenden Berichte von Spitzeln in
den Reihen des Bundesnachrichtendienstes oder auch des
Bundesverteidigungsministeriums uns allen deutlich vor
Augen geführt.

Meine Damen und Herren, wer geheimhaltungsbedürftige
Informationen des Staates weitergibt, der schadet uns allen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Deshalb ist es richtig, genauer hinzuschauen, wenn Perso-
nen mit diesen Daten umzugehen haben. Wir haben die be-
stehenden Regeln in Details sinnvoll ergänzt. Der vorlie-
gende Gesetzentwurf wahrt dabei die Verhältnismäßigkeit.
Jede Überprüfung findet mit Wissen und Mitwirkung des
Betroffenen statt, und die Betroffenen müssen in ihre
Überprüfung auch einwilligen.

In der ersten Lesung des HSÜG Ende September haben wir
über die Gründe und die Notwendigkeiten dieser Gesetzes-
regelung bereits ausführlich debattiert. In der Zwischenzeit
sind weltweit weitere Ereignisse passiert, und die Gefahr
terroristischer Anschläge wurde uns erneut deutlich vor
Augen geführt. Auch in unseren obersten Landesbehörden
haben wir teils hochsensible Daten, und die müssen ge-
schützt werden, im Übrigen nicht nur im Bereich der inne-
ren Sicherheit, also der Polizeibehörden und des Verfas-
sungsschutzes. Nein, denken Sie vielleicht einmal an Infor-
mationen über die Arbeit mit gefährlichen Stoffen an hes-
sischen Forschungseinrichtungen aus dem Geschäftsbe-
reich des Wissenschaftsministeriums. Es ist wichtig, Kon-
trollmöglichkeiten zu haben, wenn Beamte beispielsweise
Zugang zu sabotagegefährdeten Bereichen haben.

Meine Damen und Herren, man soll aber nicht den Ein-
druck entstehen lassen, dass diese Sicherheitsüberprüfun-
gen angesichts zahlreicher Gefährdungspunkte tagtäglich
flächendeckend in großer Zahl durchgeführt werden wür-
den. Die Zahl der Überprüfungen bewegt sich in den letz-
ten Jahren landesweit bei gerade einmal 350 bis 500 Fäl-
len. Es handelt sich dabei nur um Personen, die einen Zu-
gang zu Verschlusssachen oder zu sabotagegefährdeten
Bereichen haben. Ich denke, da ist eine Überprüfung
durchaus sinnvoll.

Im Großen und Ganzen sind wir uns auch einig. Differen-
zen haben wir lediglich hinsichtlich der Frage, ob man
Mitgliedschaften in sozialen Netzwerken oder bei Inter-
netseiten, die man selbst betreibt, angeben soll. Ich denke,
wenn man so etwas ohnehin öffentlich zugänglich betreibt,
dürfte das kein Problem sein; denn es geht nicht nur dar-
um, zu dokumentieren, wo man im Internet aktiv ist, son-
dern es geht um die Sensibilisierung der Betroffenen, dass
sie im Internet auch selbst Gegenstand von Beobachtungen

sein können und vor Ausspähung durch ausländische Ge-
heimdienste in diesem Bereich nicht geschützt sind.

Auch die Frage der Verschuldung von Betroffenen spielt
eine große Rolle; denn wer verschuldet ist, ist im Einzelfall
vielleicht auch anfällig für entsprechende Abwerbeversu-
che. Deswegen macht es Sinn, grundsätzlich eine Schufa-
Auskunft einzuholen, wenn entsprechend laufende oder ab-
geschlossene Insolvenzverfahren anzugeben sind. Das ist
wichtig, meine Damen und Herren.

In der Debatte und der Anhörung haben wir den Vorschlag
aufgegriffen, den Datenschutzbeauftragten von der Sicher-
heitsüberprüfung auszunehmen. Das macht durchaus Sinn.

Zum Abschluss sage ich noch einmal, dass sich der Ge-
setzentwurf an dem orientiert, was das Bundesgesetz re-
gelt. Wir weichen in weitesten Teilen nicht grundsätzlich
davon ab. Es ist ein guter Gesetzentwurf, dem wir gerne
Gesetzesgeltung verschaffen wollen, und dafür bitte ich
Sie um Ihre Zustimmung und danke an dieser Stelle für Ih-
re Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Nächste Wortmeldung von Herrn Abg. Holschuh für die
Fraktion der SPD.

Rüdiger Holschuh (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Herr Bauer hat dankenswerterweise den Personenkreis, den
dieses Sicherheitsüberprüfungsgesetz betrifft, schon vorge-
stellt und eingegrenzt.

In der Anhörung zu diesem Sicherheitsüberprüfungsgesetz
in der 13. Sitzung des Innenausschusses haben wir uns sehr
intensiv mit diesem Thema befasst. Es wurde dabei durch
die Anzuhörenden sehr schnell klar, dass der Knackpunkt
in dem, wie ich finde, nicht sehr verantwortungsvollen
Umgang mit den Bürgerrechten liegt. Konkret haben wir
uns mit § 10 und § 11 in diesem Gesetz zu beschäftigen,
Herr Bauer hat diese beiden Paragrafen bereits angeführt.

Natürlich kann die finanzielle Situation der von diesem
Gesetz Betroffenen einen Angriffspunkt bieten, diese in ih-
rer Verpflichtung zur Verschwiegenheit anzugreifen. In
§ 10 Abs. 1 Satz 2 wird die Möglichkeit geschaffen, für
diesen Fall von den Betroffenen eine Schufa-Selbstaus-
kunft zu verlangen, um potenzielle Gefahren zu erkennen.
Die Schufa-Selbstauskunft enthält aber eine Vielzahl von
Informationen, die für die Überprüfung in den meisten Fäl-
len gar nicht relevant sind.

Besonders der Hessische Datenschutzbeauftragte, aber
auch der DGB hat eindringlich darauf hingewiesen, dass
die Möglichkeit der Anforderung einer Datenübersicht der
Schufa rechtlich bedenklich erscheint. In der Anhörung hat
der Hessische Datenschutzbeauftragte hinsichtlich der Auf-
nahme der Schufa in die Aufzählung der Sammlung mögli-
cher Auskunftsquellen außerdem darauf hingewiesen, dass
die Schufa eine rein privatwirtschaftlich organisierte Aus-
kunftei ist.

Meine Damen und Herren, die Sicherheitsüberprüfung ist
ein öffentlich-rechtliches Verfahren. Wir haben genügend
Quellen, wie z. B. die Einsicht in das Schuldnerverzeich-
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nis, auf die wir in solchen Verfahren zurückgreifen konn-
ten. Das muss reichen. Eine Aktiengesellschaft, die „nur“
die Daten ihrer Mitglieder erfasst, ist nur äußerst begrenzt
ein geeignetes Mittel, die nötigen Daten zu erheben.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Hermann Schaus
(DIE LINKE))

Die sicherheitsrelevante Angreifbarkeit ergibt sich sicher
nicht aus einer vergessenen Handyrechnung oder der – wie
schon so oft von Verbraucherschützern gerügten – falschen
Speicherung von Daten. Das Zustandekommen der Aus-
kunft über die Kreditwürdigkeit, die die Schufa geben will,
ist dabei immer wieder Stein des Anstoßes und ist nicht
transparent.

Die Übersicht über die finanziellen Kreditverbindlichkei-
ten bei Darlehensgebern, die gerade nicht bei der Schufa
Holding Mitglied sind, kann aber im Einzelfall das deutlich
höhere Risiko darstellen. Denkbar sind beispielsweise
Spielschulden oder auch der ganze Bereich der Wucherkre-
dite. Ich bin fast sicher – zumindest hoffe ich es –, dass
solche dubiosen Geschäfte und die entsprechenden Partner
nicht Bestandteil der Schufa-Auskunft sind.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben dazu den Änderungsantrag Drucks. 19/1187 auf
den Weg gebracht, in dem diese Anregungen der Anhö-
rung aufgegriffen werden, der aber im Ausschuss leider
keine Mehrheit gefunden hat. Ich bedauere sehr, dass die
von vielen Seiten in der Anhörung vorgetragenen Beden-
ken zur Schufa keine Berücksichtigung fanden, vor allem,
wenn man bedenkt, dass es sich um einen Eingriff in das
Recht auf informationelle Selbstbestimmung der Betroffe-
nen handelt, den es zu rechtfertigen gilt. Der vorliegende
Gesetzentwurf kann deshalb aus unserer Sicht auch nicht
mitgetragen werden.

Zu kritisieren ist ebenfalls § 11 dieses Gesetzentwurfs.
Hier sollen pauschal von den durch das Gesetz betroffenen
Personen Angaben gemacht werden, die keinerlei Bezug
zur Sicherheitsüberprüfung haben. Es werden Daten zu all-
gemein zugänglichen, eigenen Internetseiten oder die Mit-
gliedschaft und die Teilnahme an sozialen Netzwerken ab-
gefragt, um sie in ihrem Netzverhalten beobachten zu kön-
nen.

Der hier von diesem Gesetz betroffene Personenkreis be-
steht nicht nur aus Verfassungsschutzmitarbeitern, bei de-
nen das Zurückhaltungsgebot greift, das solche Medien be-
trifft. Hier wäre es im Übrigen völlig ausreichend, wenn
diese beispielsweise eben an dieses Zurückhaltungsgebot
erinnert würden. Bei allen anderen ist die Erfassung
schlicht und einfach nicht notwendig, zumal es bei den öf-
fentlich zugänglichen Daten einfach mit einer Anfrage in
einer Suchmaschine wie z. B. Google erledigt ist.

(Zuruf von der CDU: Das kann man doch auch an-
geben, oder nicht?)

Für alle anderen Arten der Internetznutzung möchte ich
aus der Stellungnahme des Datenschutzbeauftragten zitie-
ren:

Ich habe erhebliche Bedenken, ob bei einer so wei-
ten Möglichkeit der Datenerhebung der Grundsatz
der Verhältnismäßigkeit … auf informationelle
Selbstbestimmung gewahrt ist. Zumal zumindest für
die Darstellung in sozialen Netzen … der Betroffene
es selbst in der Hand hat, gegebenenfalls relevante

Aspekte vor einer Einsichtnahme im Rahmen der Si-
cherheitsüberprüfung zu verbergen.

Wir schließen uns diesen Bedenken an und haben auch
dies mit unserem Änderungsantrag aufzugreifen versucht.
Leider haben auch hier die Regierungsparteien eine laxere
Interpretation der Bürgerrechte.

Präsident Norbert Kartmann:

Kommen Sie bitte zum Ende.

Rüdiger Holschuh (SPD):

Ich bin gleich fertig. – Es ist unstrittig, dass wir das Sicher-
heitsüberprüfungsgesetz der teilweise rasanten Entwick-
lung bei der Datenspeicherung und -auswertung anpassen.
Dafür stehen auch wir.

Meine Damen und Herren von der CDU und GRÜNEN, in
Ihrer Begründung zum Änderungsantrag betreffend die
Funktion des Hessischen Datenschutzbeauftragten heißt es,
seine Position als unabhängige oberste Landesbehörde und
seine Wahl durch den Landtag würden diese Stellung stüt-
zen. – Stützen Sie ihn nicht nur, sondern hören Sie auch
zu. Besser noch: Setzen Sie seinen Rat auch in Taten um. –
Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Staatsminister Wintermeyer.

(Minister Axel Wintermeyer: Nein!)

– Ich habe es doch hier vorliegen. Aber es ist zuerst Kolle-
ge Hahn, dann Sie. – Herr Hahn, möchten Sie getragen
werden, oder geht es so?

Jörg-Uwe Hahn (FDP):

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Herr Präsident: Sollten
Sie mich tragen, hätte ich vollstes Vertrauen, gut zum Pult
und auch wieder zurück an meinen Platz zu kommen.

(Zurufe)

Ich möchte ganz kurz in Vertretung des Kollegen Greilich,
der gerade einen anderen Termin wahrnimmt, noch einmal
wiederholen, was die FDP-Fraktion sowohl in der ersten
Lesung hier im Plenum wie auch durch unseren Ände-
rungsantrag im Ausschuss vorgetragen hat.

Die erste – ich hoffe unter allen fünf Fraktionen unstreitige
– Feststellung lautet, dass das Hessische Sicherheitsüber-
prüfungsgesetz notwendig ist. Wir brauchen ein Hessisches
Sicherheitsüberprüfungsgesetz, da gibt es überhaupt keine
Diskussion.

(Beifall bei der FDP)

Die zweite Bemerkung. Wenn man eine Sicherheitsüber-
prüfung durchführt, dann hat man es mit sensiblen persön-
lichen Daten zu tun, und zwar nicht nur mit sensiblen per-
sönlichen Daten der zu überprüfenden Person, sondern in
aller Regel auch ihres Umfeldes: Verwandtschaftsbezie-
hungen, Arbeitsverhältnisse, berufliche Dinge, private Din-
ge. Deshalb muss immer und überall der Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit Anwendung finden.
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Wir finden, dass beim von der Landesregierung vorgeleg-
ten Gesetzentwurf diese Abwägung in einer großen Zahl
von Fällen ordentlich durchgeführt worden ist. Insbesonde-
re auch die Änderungen zum Thema Ausnahmeregelungen
für Personen, die kurzfristig als Handwerker usw. in si-
cherheitsrelevanten Bereichen tätig sind, siehe § 8, stellen
eine kluge Änderung dar, ebenso die Verpflichtung der Be-
hörden, die Betroffenen über Ergebnisse ihrer Sicherheits-
überprüfung zu informieren, auch dann, wenn sie „positiv“
sind, siehe § 12. Diese Änderungen sind sinnvoll und rich-
tig und werden von der FDP unterstützt.

Wir haben Ihnen drei Bereiche vorgetragen – Wolfgang
Greilich hat in der Ausschusssitzung heftig dafür geworben
und gekämpft –, wo wir meinen, dass das, was jetzt im Ge-
setz steht, falsch ist. Das Erste ist das Thema Schufa-Ei-
genauskunft.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, jeder, der im be-
ruflichen Leben etwas mit der Schufa zu tun hat, weiß,
dass die Schufa eine sehr selektive Informationsquelle ist.
Sie ist deshalb eine selektive Informationsquelle, weil sie –
nehmen wir einmal das Thema Kreditverträge – nicht mit
all denjenigen zusammenarbeitet bzw. zusammenarbeiten
kann, die Kredite vergeben. Bei der Überprüfung ist es
doch relativ uninteressant, ob in der Schufa-Auskunft et-
was zum Thema Sparkasse Oberhessen steht oder Dresdner
Bank – die Volksbank fehlt noch, dann habe ich alle drei
Säulen.

(Florian Rentsch (FDP): Die Dresdner Bank gibt es
nicht mehr, das ist jetzt die Commerzbank!)

– Commerzbank; ich habe einmal ein Praktikum bei der
Dresdner Bank gemacht, deshalb ist mein Herz in diesem
Punkt immer noch grün, Herr Vorsitzender der blau-gelben
Fraktion.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wie ist es denn,
wenn der Kreditgeber nicht in diesem Bereich tätig ist?
Gehen wir einmal auf das Thema Spielschulden ein. Das
ist doch gerade der interessante Bereich, wenn man Sicher-
heitsüberprüfungen macht. So etwas werden Sie in der
Schufa-Auskunft überhaupt nicht finden. Das hat etwas mit
den Vertragsverhältnissen zu tun. Deshalb ist unsere Auf-
fassung, dass die Schufa-Eigenauskunft kein geeignetes
Kriterium ist. Man sollte sie deshalb aufgrund der Verhält-
nismäßigkeitsgrundsätze lassen.

Der zweite Bereich, den wir angesprochen und in unserem
Änderungsentwurf vorgetragen haben, war das Thema all-
gemein zugängliche Internetseiten, öffentliche Mitglied-
schaften sowie Teilnahme an sozialen Netzwerken, § 11
des Gesetzentwurfs. Die Fachleute haben sich damit aus-
einandergesetzt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir halten diesen
Teil für unpraktikabel. Gerade wenn man eine entspre-
chende Überprüfung vornimmt, muss man eine Datenspar-
samkeit der Erhebung persönlicher Daten voraussetzen.
Ansonsten geht man unter. Ansonsten sieht man vor lauter
Bäumen den dahinterstehenden Wald nicht mehr. Auch
hier hätten wir gehofft, wenn entsprechende Änderungs-
vorschläge der FDP-Fraktion übernommen worden wären.

Ein letzter Bereich, der wirklich nicht nur etwas für Fein-
schmecker ist, sondern wo deutlich wird, dass es ganz of-
fensichtlich Unterschiede in der Auffassung des Daten-
schutzes zwischen der FDP und den Regierungsfraktionen

gibt, ist das Thema strafrechtliche Konsequenzen bei Da-
tenmissbrauch, § 31.

Wir finden: Wer einen Verstoß gegen Datenschutzregeln
vornimmt, der muss offizialdeliktmäßig verfolgt werden.

(Lebhafter Beifall bei der FDP)

Da braucht man nicht noch einen Antrag oder so etwas zu
stellen. Es ist klar, dass dann die staatlichen Behörden der
Strafverfolgung antreten müssen.

Diese drei Punkte haben uns dazu veranlasst, einen an sich
in die richtige Richtung gehenden Gesetzentwurf nur mit
unserer Enthaltung zu begleiten. – Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank, Herr Kollege. Vor 1977 hätte ich Sie noch
getragen.

(Heiterkeit)

Das Wort hat Herr Kollege Frömmrich, bitte schön.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, vielleicht können Sie das nach dem Plenum
vorführen. Ich wäre gespannt darauf. – Okay.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich glaube, aus
den Ausführungen der Kolleginnen und Kollegen ist klar
geworden, dass wir uns beim Sicherheitsüberprüfungsge-
setz in den Grundzügen eigentlich einig waren. Wir sind
alle der Auffassung, dass es eines solchen Gesetzes bedarf,
insbesondere für die Personengruppen, die einen Zugang
zu sicherheitsrelevanten Informationen haben, zu Ver-
schlusssachen haben, die Zugang zu sabotagegefährdeten
Bereichen haben. Natürlich brauchen wir für diesen Be-
reich eine Sicherheitsüberprüfung. Das regelt dieses Ge-
setz.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Welchen Personenkreis betrifft es? Das betrifft im Wesent-
lichen Landesbeamte und Menschen, die im öffentlichen
Dienst tätig sind. Der privatwirtschaftliche Bereich ist von
diesem Gesetz so gut wie nicht tangiert. Er ist immer nur
dann tangiert, wenn er Zugang zu Verschlusssachen hat
bzw. zu sabotagegefährdeten Bereichen. Die Liste derer,
die betroffen sind, ist relativ klein. Wir haben es mit einem
Personenkreis von 350 bis 500 Personen zu tun. Herr Kol-
lege Bauer hat das eben auch schon ausgeführt.

Wir waren uns, wie gesagt, im Großen und Ganzen bei die-
sem Gesetz einig, bis auf drei Punkte, die auch in der An-
hörung eine Rolle gespielt haben. Herr Kollege Holschuh
hat das auch schon angesprochen.

Erstens ging es darum, den Datenschutzbeauftragten des
Landes Hessen aus der Gruppe derer herauszunehmen, die
sicherheitsüberprüft werden. Das war ein Vorschlag, der
uns sehr eingängig war. Ich sage dazu aber auch: Damit ist
das Bundesland Hessen neben dem Bundesland Hamburg
das einzige Bundesland, das dem Datenschutzbeauftragten
eine solch herausragende Position einräumt. Ansonsten
sind von der Sicherheitsüberprüfung nur Personen ausge-
nommen, die den Verfassungsorganen angehören: die Mit-
glieder der Landesregierung, die Mitglieder des jeweiligen
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Parlaments, die Mitglieder des Staatsgerichtshofs oder der
rechtsprechenden Gewalt.

Von daher ist das für uns schon eine sehr herausgehobene
Position, die wir dem Datenschutzbeauftragten geben. Dar-
an sieht man, dass der Datenschutz in Hessen einen hohen
Stellenwert hat und dass Hessen als Stammland des Daten-
schutzes dem Datenschutzbeauftragten eine herausgehobe-
ne Position einräumt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
CDU und des Abg. Jörg-Uwe Hahn (FDP))

Der zweite Punkt, über den wir geredet haben bzw. der an-
gemerkt worden ist, ist die Schufa-Auskunft. Ich will noch
einmal in Erinnerung rufen, Herr Kollege Holschuh: Es ist
keine Regelanfrage. Die Schufa-Auskunft wird immer nur
dann eingeholt, wenn es bei der Sicherheitsüberprüfung zu
Problemen gekommen ist. Lesen Sie einmal im Gesetz
nach. Dort steht:

… bei zu Überprüfenden anfordern, wenn Hinweise
auf eine mögliche finanzielle Angreifbarkeit des Be-
troffenen bestehen.

Sie sehen, das ist keine Regelanfrage, sondern der Betrof-
fene wird in Problemfällen gebeten, diese Schufa-Auskunft
beizubringen. Natürlich sind in der Schufa-Auskunft auch
nicht alle Informationen enthalten. Da hat Herr Kollege
Hahn natürlich recht. Aber es sind Informationen, die zu-
gänglich sind. Von daher war uns dieser Einwand nicht so
einleuchtend. Deswegen haben wir das, was im Gesetzent-
wurf stand, so gelassen.

Der dritte Punkt, der in der Anhörung angemerkt worden
ist, waren die öffentlich zugänglichen Informationen im In-
ternet: Wo bin ich in sozialen Netzwerken unterwegs? Was
stelle ich persönlich auf meine Homepage?

Da geht es nicht nur darum, dass man das angibt, weil der
Staat das wissen will. Es wird heute auch schon gemacht,
das machen auch viele von Ihnen, wenn sie Bewerbungs-
gespräche und anderes durchführen. Was ist heute üblich?
Sie schauen ins Internet, was es über diese Person an rele-
vanten Informationen dort gibt, weil man sich ein Bild dar-
über machen will, was der, der sich beworben hat, so
macht.

(Beifall der Abg. Mürvet Öztürk (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Hier geht es nicht darum, diese öffentlichen Informationen
zu erforschen, sondern es geht darum, zu betrachten: Wie
geht jemand, der Zugang zu sicherheitsrelevanten Berei-
chen hat, selbst mit Informationen um? Wie geht er mit
Daten um? Ist er da freizügig, ist er auskunftswillig? Das
ist eine Frage, die gerade bei den Sicherheitsbehörden, spe-
ziell beim Landesamt für Verfassungsschutz eine wichtige
Frage ist, weil es dort ein Zurückhaltungsgebot gibt. Sie
haben es angesprochen, Herr Kollege Holschuh.

Wenn Sie das wollen, brauchen Sie einen Rechtsgrund.
Bisher gibt es keinen Rechtsgrund, und deswegen schaffen
wir ihn. Wir haben lange darüber geredet. Sie sehen daran,
dass wir die Einwände, die bei Anhörungen vorgetragen
werden, ernst nehmen. Wir haben es abgewogen und glau-
ben, dass das Interesse daran, diese Informationen zu ge-
ben, um zu schauen, wie jemand, der in der Sicherheits-
überprüfung ist, mit Daten umgeht, ein relevantes Argu-
ment war.

Meine Damen und Herren, ich bin aber froh, dass wir im
Großen und Ganzen sagen, dass dieses Gesetz notwendig
ist. Es orientiert sich an den Gesetzen anderer Bundeslän-
der und des Bundes. Deswegen werbe ich noch einmal da-
für, dass Sie diesen Gesetzentwurf unterstützen und ihn
zum Gesetz erheben. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Abg. Schaus, Fraktion DIE LINKE.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Am 9. Dezember erhielten die Fraktionen einen Brandbrief
des Landesbezirksleiters der Gewerkschaft ver.di Hessen,
Jürgen Bothner, in dem er unter anderem Folgendes
schreibt – ich darf zitieren –:

Der vorgelegte Entwurf zu einem Hessischen Si-
cherheitsüberprüfungsgesetz verletzt die Prinzipien
von Transparenz und demokratischer Kontrolle. …

Im vorliegenden Entwurf sind Auskunftsrechte für
Betroffene und Überprüfte eingeschränkt oder aus-
geschlossen, parlamentarische Kontrollmechanismen
nicht vorgesehen, Informationsrechte der Öffentlich-
keit nicht vorgesehen, eine Überprüfung durchge-
führter Maßnahmen durch die Justiz ausgeschlossen.
…

Da weder Art, Inhalt noch Umfang der Nutzung die-
ser Rechte durch das Landesamt für Verfassungs-
schutz durch das demokratische Gemeinwesen oder
durch die vom Hessischen Sicherheitsüberprüfungs-
gesetz betroffenen Personen einer rechtlichen Über-
prüfung unterzogen werden kann, lehnt ver.di den
vorliegenden Gesetzentwurf ab.

Die LINKE schließt sich dieser Aussage in vollem Umfang
an und wird den Gesetzentwurf ebenfalls ablehnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir stehen mit unserer Ablehnung im Einklang mit nam-
haften Datenschützern – mein Vorredner hat schon darauf
hingewiesen. Es ist bezeichnend, dass CDU und GRÜNE
die Bürgerrechte wieder einmal hinten anstellen.

Die Geheimdienste sollen weiterhin nach eigener Lust und
Laune unkontrolliert herumwursteln dürfen. Die Geheim-
dienstmöglichkeiten werden sogar noch erweitert, als wenn
es die Skandale um den NSU und die NSA gar nicht geben
würde.

(Alexander Bauer (CDU): Was hat es damit zu tun?)

– Herr Bauer, das sagt viel über die Arbeitsweise und Zu-
sammenarbeit der Geheimdienste aus, auch wenn Sie das
immer ausblenden. Aber das ist ein grundlegendes Pro-
blem, was wir damit haben.

(Alexander Bauer (CDU): Akzeptieren Sie, dass es
schützenswerte Bereiche gibt!)

– Ich komme gleich darauf. – Schon in der ersten Lesung
hatte ich gesagt: Natürlich müssen Menschen, die in si-
cherheitsrelevanten Bereichen arbeiten, sicherheitsüber-
prüft werden.
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(Zuruf des Abg. Alexander Bauer (CDU))

– Jetzt warten Sie es einmal ab. – Für wichtige oder le-
benswichtige Aufgaben braucht man zuverlässige Leute.
Lange Zeit waren dafür nicht die Geheimdienste zuständig.
Seit ungefähr zehn Jahren ist das aber anders. Ich sage das,
weil es geradezu absurd ist, dass die Geheimdienste nicht
nur alle externen Anfragen prüfen, sondern gleich sich
selbst.

Im NSU-Skandal haben wir doch alle gesehen, wie un-
fassbar schlampig da umgegangen wurde. Diesem „Laden“
traue ich nicht, und ich habe tiefes Verständnis, wenn die-
ses Misstrauen in einem unkontrollierbaren Geheimdienst
auch in der Bevölkerung immer weiter zunimmt.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Geheimdienst steht mit Ihrem Gesetz weiterhin außer-
halb jeglicher Rechtsaufsicht. § 5 Abs. 1 Satz 5 sagt genau
das: Zuständig für die Sicherheitsüberprüfung von Ge-
heimdienstmitarbeitern ist der Geheimdienst selbst. – Und
§ 12 regelt die strikte Geheimhaltung dieses Vorgangs. Ich
halte es für einen Skandal, dies so zu regeln.

Nächster Punkt. Wir wissen aus dem NSA-Skandal, dass
die Geheimdienste es mit den Bürgerrechten nicht so ge-
nau nehmen. Wir haben in Hessen US-Einrichtungen und
private Sicherheitsdienste, die nachweislich an Massen-
überwachung, politischer Spionage und völkerrechtswidri-
ger Kriegsführung beteiligt sind.

Nach Ihrem Gesetz werden aber genau die Personen, die in
solchen Einrichtungen arbeiten, von Sicherheitsüberprü-
fungen ausgenommen. Nach § 3 Abs. 4 Satz 3 werden Mit-
arbeiter ausländischer Sicherheitseinrichtungen pauschal
von Sicherheitsüberprüfungen ausgenommen. Genauer ge-
sagt werden sie Abgeordneten gleichgestellt. Im Gegensatz
dazu passiert das nicht bei Ärzten, Seelsorgern oder
Rechtsanwälten. Spione genießen also das Privileg, per
Gesetz unbehelligt zu bleiben. Ich frage Sie, wie kann das
sein?

In der Anhörung wurde von den Datenschützern Rhein-
Main, vom Hessischen Datenschutzbeauftragten und im
Nachgang auch von der Gewerkschaft ver.di massive Kri-
tik am Gesetzentwurf vorgetragen. Dabei ging es auch dar-
um, dass den Geheimdiensten noch weitere Mittel an die
Hand gegeben werden, um Daten zu sammeln.

Wer zukünftig eine Sicherheitsüberprüfung braucht, dessen
Internet-Aktivität soll nun auch überprüft werden – meine
Vorredner haben darauf hingewiesen,

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Herr Präsident, ich komme zum Schluss – und dessen Fi-
nanzsituation soll zudem mittels einer Schufa-Auskunft
überprüft werden. Einen solch tiefen Eingriff in das Leben
von Menschen über eine Schufa-Auskunft aufzubauen, leh-
nen wir entschieden ab.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kollege, bitte kommen Sie jetzt zum Schluss.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Die Schufa ist eine Privatorganisation der Kreditwirtschaft.
– Aus all den genannten Gründen werden wir den Gesetz-
entwurf ablehnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat der Herr Innenminister.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Der letzte Redebeitrag ist an Absurdität wirklich nicht zu
überbieten.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Kollege Schaus, zunächst einmal, das haben wir hier
in diesem Landtag schon ein paarmal miteinander disku-
tiert, ist in Deutschland und in Hessen der Verfassungs-
schutz erstens demokratisch legitimiert und zweitens
rechtsstaatlich überprüft.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Von wem denn?)

Und das ist auch gut so. Das unterscheidet sich im Übrigen
von Stasi und anderen Dingen, die wir auf deutschem Bo-
den auch schon hatten.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Aber ich will Ihnen hier nicht auf den Leim gehen. Ich will
nur eines klarstellen: Der Datenschutzbeauftragte des Lan-
des Hessen hat sich durchaus in zwei, drei Punkten kritisch
mit dem Gesetz auseinandergesetzt. Aber mitnichten hat er
das ganze Gesetz abgelehnt. Das ist schlicht und ergreifend
gelogen gewesen, was Sie hier gesagt haben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, niemand muss sich überprüfen
lassen. Nur derjenige, der geheimschutzrelevante Informa-
tionen in seinem Arbeitsbereich zu sehen bekommen soll
und in sabotagegefährdeten Bereichen eingesetzt wird,
kommt überhaupt in den Genuss einer solchen Sicherheits-
überprüfung. Das ist auch erforderlich und auch notwen-
dig.

Herr Kollege Schaus, es geht hier nicht um irgendwelchen
Kleinkram. Es geht doch nicht darum, dass irgendjemand
einmal irgendwohin sehen soll, sondern es geht darum,
dass jemand in Geheimakten hineinschaut, wo sich z. B.
Organisationen mit Salafisten oder mit sonstigen Men-
schen auseinandersetzen, wo es um relevante Sicherheits-
informationen geht. Genau um diese Fragen geht es. Ich
bin beruhigter, wenn ich weiß, dass diese Menschen vorher
ordentlich überprüft worden sind.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Janine Wissler
(DIE LINKE): Vom Verfassungsschutz! – Zuruf des
Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))

Deswegen lassen Sie mich nur zwei Punkte noch einmal
deutlich machen, die mir an der Stelle wichtig sind. Wir
haben eine sehr weitgehende Überprüfung für den Einzel-

Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 32. Sitzung · 18. Dezember 2014 2165



nen vorgesehen, der sicherheitsüberprüft werden soll. Das
sind viele Einzeldaten. Darunter stehen natürlich auch sol-
che Fragen, weil es wichtig ist, weil die Frage Angreifbar-
keit, Bestechlichkeit, Erpressbarkeit natürlich eine Rolle in
diesem Bereich spielt.

Deswegen haben wir z. B. auch die Frage nach den ent-
sprechend aktuell bestehenden Kreditverbindlichkeiten, die
von niemand kritisiert worden ist. Keiner hat das kritisiert.
Das ist ja auch selbstverständlich, weil es einleuchtend ist.
Wenn es jetzt nur an dieser Stelle irgendwelche Anhalts-
punkte gibt, dann kann zusätzlich eine entsprechende Aus-
kunft von der Schufa eingeholt werden.

Herr Kollege Holschuh, seien sie mir bitte nicht böse, die
Frage der Handyrechnungen, die spielen dann natürlich ge-
rade eine Rolle. Wenn wir nämlich den Verdacht haben,
dass jemand ein Problem hat, und wir von einer entspre-
chenden Einrichtung zusätzlich bestätigt bekommen, dass
er auch ansonsten mit seinen finanziellen Geschichten
nicht ordentlich umgeht, gerade dann müssen wir ganz ge-
nau aufpassen, dass wir nicht jemanden mit sicherheitsrele-
vanten Informationen speisen, der erpressbar und angreif-
bar ist.

Deswegen haben wir an dieser Geschichte genauso festge-
halten wie an der Frage, dass wir die allgemein zugängli-
chen eigenen Internetseiten, öffentliche Mitgliedschaft und
Teilnahme an sozialen Netzwerken von den Sicherheitszu-
überprüfenden erfragen. Das steht öffentlich im Ge-
setzestext. Das ist gar nichts Geheimes. Es geht darum, den
Sicherheitszuüberprüfenden darauf aufmerksam zu ma-
chen, dass er sich im öffentlichen Raum bewegt, und ihn
auf die Sicherheitsrelevanz auch dieser Frage aufmerksam
zu machen.

Da soll nicht jemand irgendetwas Geheimes ausplaudern,
sondern er soll drauf hingewiesen werden, dass er sich im
öffentlichen Raum, nämlich im Internet und in sozialen
Netzwerken, bewegt. Ich finde, der Eingriff ist weitaus ge-
ringer als der von allen unbeanstandete Eingriff, nämlich
der, wenn gefragt wird, welche aktuell bestehenden Kredit-
verbindlichkeiten bei dem Einzelnen existieren.

Herr Kollege Hahn, auch den letzten Punkt will ich noch
einmal aufgreifen. Das betrifft § 31 Abs. 4 des Gesetzent-
wurfs, den Sie angegriffen haben. Das folgt schlicht und
ergreifend der Bundesregelung. Das ist der Grund, warum
wir das mit aufgenommen haben.

Ich glaube, dass wir gut beraten wären, wenn wir den Ent-
wurf des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes nunmehr verab-
schieden würden. Ich glaube, dass wir einen abgewogenen
Gesetzentwurf hinbekommen haben. Mit diesem Gesetz-
entwurf werden die Bürgerrechte genauso wie unsere Si-
cherheitsinteressen in einen Einklang gebracht. Ich bitte
deshalb das Haus, diesem Gesetzentwurf zuzustimmen. –
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir sind da-
mit am Ende der zweiten Lesung.

Ich frage Sie: Wer diesem Gesetzentwurf in der zweiten
Lesung in der vorliegenden Fassung zustimmen kann, den
bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Mitglieder

der Fraktionen der CDU und der GRÜNEN. Wer stimmt
dagegen? – Das sind die Mitglieder der Fraktionen der
SPD und der LINKEN. Wer enthält sich der Stimme? –
Das sind die Mitglieder der Fraktion der Freien Demokra-
ten. Damit wurde der Gesetzentwurf mit Mehrheit ange-
nommen und wird hiermit zum Gesetz erhoben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zu dritten Le-
sungen. Zunächst rufe ich Tagesordnungspunkt 7 auf:

Dritte Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktion DIE
LINKE für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen
Gesetzes über die Vergabe öffentlicher Aufträge
– Drucks. 19/1201 zu Drucks. 19/1100 zu Drucks. 19/
134 –

Dazu rufe ich Tagesordnungspunkt 8 auf:

Dritte Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktion der
SPD für ein Gesetz zur Sicherung von Tariftreue und
Sozialstandards sowie fairem Wettbewerb bei der Ver-
gabe öffentlicher Aufträge (Hessisches Tariftreue- und
Vergabegesetz) – Drucks. 19/1202 zu Drucks. 19/1101
zu Drucks. 19/349 –

Dazu rufe ich noch Tagesordnungspunkt 9 auf:

Dritte Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktionen der
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Hessi-
sches Vergabe- und Tariftreuegesetz – Drucks. 19/1203
zu Drucks. 19/1102 zu Drucks. 19/401 –

Die Berichterstattung hat Herr Kollege Reif. Danach ist ei-
ne Aussprache mit fünf Minuten Redezeit je Fraktion vor-
gesehen.

Herr Abg. Reif, Sie haben das Wort.

Clemens Reif, Berichterstatter:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich erstatte über die drei Anträge wie folgt Bericht.

(Günter Rudolph (SPD): Gesetzentwürfe!)

Zunächst trage ich die Beschlussempfehlung und den
Zweiten Bericht des Ausschusses für Wirtschaft, Energie,
Verkehr und Landesentwicklung zu dem Gesetzentwurf
der Fraktion DIE LINKE für ein Gesetz zur Änderung des
Hessischen Gesetzes über die Vergabe öffentlicher Aufträ-
ge vor. Da geht es um Drucks. 19/1100 zu Drucks. 19/134.
Die Beschlussempfehlung lautet:

Der Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Lan-
desentwicklung empfiehlt dem Plenum mit den Stimmen
der CDU, der SPD, der GRÜNEN und der FDP gegen die
Stimme der LINKEN, den Gesetzentwurf in dritter Lesung
abzulehnen.

Herr Präsident, nunmehr komme ich zu der Beschlussemp-
fehlung und dem Zweiten Bericht des Ausschusses für
Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung zu
dem Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Gesetz
zur Sicherung von Tariftreue und Sozialstandards sowie
fairem Wettbewerb bei der Vergabe öffentlicher Aufträge.
In Klammern steht dann: Hessisches Tariftreue- und Ver-
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gabegesetz. Das sind Drucks. 19/1101 zu Drucks. 19/349.
Die Beschlussempfehlung lautet:

Der Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Lan-
desentwicklung empfiehlt dem Plenum mit den Stimmen
der CDU, der GRÜNEN und der FDP gegen die Stimmen
der SPD und der LINKEN, den Gesetzentwurf in dritter
Lesung abzulehnen.

Herr Präsident, nunmehr komme ich zu der Beschlussemp-
fehlung und dem Zweiten Bericht des Ausschusses für
Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung zu
dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN für ein Hessisches Vergabe- und
Tariftreuegesetz. Es handelt sich hier um Drucks. 19/1102
zu Drucks. 19/401. Hierzu gibt es einen Änderungsantrag
der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. Das ist Drucks. 19/1165. Die Beschlussempfehlung
lautet:

Der Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Lan-
desentwicklung empfiehlt dem Plenum mit den Stimmen
der CDU und der GRÜNEN gegen die Stimmen der SPD,
LINKEN und FDP, den Gesetzentwurf in der Fassung der
zweiten Lesung und unter Berücksichtigung des Ände-
rungsantrags Drucks. 19/1165 – und damit in der aus der
Anlage der Drucks. 19/1203 ersichtlichen Fassung – in
dritter Lesung anzunehmen.

Herr Präsident, vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Abgeordneter, herzlichen Dank. – Ich eröffne die
Aussprache und erteile Frau Abg. Barth für die Fraktion
der SPD das Wort.

Elke Barth (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Heute beraten
wir abschließend den Entwurf des Tariftreuegesetzes für
die öffentliche Auftragsvergabe. Wir hätten die dritte Le-
sung nicht gebraucht. Denn es deutete sich leider schon in
der zweiten Lesung an, dass sich die Koalition weigert, die
elementaren Schwachpunkte des Gesetzentwurfs zu ändern
und ihn zu verbessern.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, Sie weigern sich weiterhin, an
den Kontrollmechanismen nachzuarbeiten, obwohl es ei-
nem gerade in den letzten Monaten ins Auge gesprungen
ist, dass es für alle, die es möchten, möglich ist, das Gesetz
zu umgehen. Sie haben es doch miterlebt, wie im Frühjahr
2014 bulgarische Wanderarbeiter im Frankfurter Europa-
viertel in den Ausstand gingen. Sie mussten klauen, da sie
über Wochen keinen Lohn gesehen hatten.

Am Tag der Anhörung zu den Gesetzentwürfen im Mai
2014 geschah etwas keine 5 km von hier entfernt im Wies-
badener Künstlerviertel auf einer Baustelle der Nassaui-
schen Heimstätte. Das war also eine Baustelle der öffentli-
chen Hand. Auch hier lag der Lohn bei etwa 1 bis 2 € pro
Stunde.

Dann möchte ich noch die Rumänen von der Baustelle in
Frankfurt nennen, die im Juni 2014 zu uns in den Landtag

kamen. Sie waren im Hungerstreik, da sie von dem Sub-
subsubunternehmer, der sie beschäftigte, kaum Lohn sa-
hen. Das sind wirklich nur die dicken Fische, die den Ge-
werkschaften ins Netz gegangen sind.

Aufgedeckt wurden diese Skandale von den Gewerkschaf-
ten, nicht etwa von staatlichen Stellen. Deshalb gab es von
uns im Sommer 2014 den Änderungsantrag für eine ver-
stärkte Unterstützung der Beratungsstelle „Faire Mobili-
tät“, die gerade den Wanderarbeitern wirkungsvolle Unter-
stützung bietet.

Herr Wagner von den GRÜNEN, vorgestern haben Sie ge-
sagt, dass Sie sich uns nun doch noch mit einem Ände-
rungsantrag zum Haushalt anschließen. Da sage ich nur:
Endlich, darauf mussten wir lange warten. Wir hatten das
schon im Sommer gefordert.

(Beifall bei der SPD)

Was mit dem Arbeitnehmerentsendegesetz passiert, wird
auch mit unserem Tariftreuegesetz passieren. Warum also
ziehen Sie aus all diesen Situationen keine Schlüsse?

Wenn Sie bessere Vorschläge als die von der SPD gefor-
derte Prüfbehörde haben, dann sind wir gerne bereit, uns
diese anzuhören. Aber alles beim Alten zu belassen, ist ein
gravierender Fehler.

(Beifall bei der SPD)

Auch die fehlende Generalunternehmerhaftung ist eine
Einladung zum Missbrauch, ein Schlupfloch, das viele nut-
zen werden. Das erleben wir schon jetzt durch die EU-
Osterweiterung.

An einem Punkt aber haben Sie nachgearbeitet. Bei Ihnen
gilt nun auch die Tariftreue schon ab dem ersten Euro und
nicht erst ab einem Wert von 10.000 €. Geändert wurde
das, nachdem wir Ihnen das in Ihrem Gesetzentwurf vorge-
lesen haben.

(Zuruf von der CDU)

– Sie dürfen das ruhig glauben, das ist so. Sie können das
nachlesen.

Allerdings sind Sie auch hier gleich wieder zurückgerudert
und haben bei einem Wert von unter 10.000 € auf die
Nachweispflicht verzichtet.

(Zuruf des Abg. Dr. Walter Arnold (CDU))

Damit basieren 80 % aller öffentlichen Aufträge – denn so
viele sind das mit einem Wert unter 10.000 € – auf dem
Prinzip Hoffnung.

(Zuruf des Abg. Michael Boddenberg (CDU))

Sie hoffen also, dass die Betriebe nach Tarif bezahlen. Sie
verzichten auf Nachweise. Wenn der Missbrauch nicht völ-
lig offensichtlich ist, kontrollieren Sie auch nicht.

(Michael Boddenberg (CDU): Man merkt, dass Sie
nur ein Praktikum gemacht haben!)

Meine Damen und Herren von CDU und GRÜNEN, Ihr
Gesetz ist nicht nur auf einem Auge blind, sondern auf bei-
den.

(Beifall bei der SPD – Zurufe der Abg. Michael
Boddenberg und Judith Lannert (CDU))

Stellen wir uns doch einmal ein Fußballspiel vor. Genauso
gut könnte doch der DFB demnächst auch auf Schiedsrich-
ter verzichten: Spielen wir halt Fußball ohne Schiedsrich-
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ter, und hoffen wir, dass es keine Fouls und kein Abseits
gibt. Nur wenn die gegnerische Mannschaft sagt, es hätte
ein Foul gegeben, dann schauen wir nach. – Das ist Ihr Ge-
setz, übertragen auf den Fußballplatz.

Dieses Beispiel habe ich mir übrigens nicht selbst ausge-
dacht, denn von Fußball habe ich keine Ahnung. Das war
ein mittelständischer Unternehmer aus meiner Heimatstadt,
der 200 Mitarbeiter beschäftigt, der nach Tarif bezahlt,

(Zuruf des Abg. Michael Boddenberg (CDU))

der ausbildet, der umweltzertifiziert ist – und der Vorsit-
zender des CDU-Stadtverbands Mitte ist. Ich glaube, Herr
Bellino weiß, von wem ich rede.

(Heiterkeit und lebhafter Beifall bei der SPD und
des Abg. Willi van Ooyen (DIE LINKE))

Dem ist nämlich Ihr Gesetz auch zu lax, und das hat der
sogar im Fernsehen gesagt.

Schade, so sehr wir es begrüßen, dass wir jetzt überhaupt
eine Tariftreueregelung bekommen – aber Ihr Gesetz ist
leider halbherzig. Man merkt, der Grund ist: Die CDU hat
dieses Gesetz von Anfang an nicht gewollt.

(Dr. Walter Arnold (CDU): Was?)

Das merkt man bei der Umsetzung. Sie hätten auch schon
2013, mit Ihrem bisherigen Koalitionspartner, die Ta-
riftreue einführen können.

(Zurufe des Abg. Dr. Walter Arnold (CDU))

Herr Arnold, Sie haben das nicht gewollt, und die GRÜ-
NEN haben sich leider über den Tisch ziehen lassen.

(Dr. Walter Arnold (CDU): Nein!)

– Ich habe Ihr Gesetz gelesen. Das letzte Mal habe ich es
sogar besser gelesen als Sie.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD – Zuruf der Abg.
Judith Lannert (CDU))

Meine Damen und Herren, es bleibt also wieder an der
SPD und an den Gewerkschaften, Ihnen in einem Jahr
nachzuweisen

Präsident Norbert Kartmann:

Kollegin, kommen Sie bitte zum Ende.

Elke Barth (SPD):

und die Fälle zu präsentieren, in denen Ihr Gesetz nicht
wirkt. Das werden wir auch tun. Sie haben die Chance, ein
wirkungsvolles und gutes Tariftreuegesetz zu schaffen, lei-
der verpasst. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Willi van Ooyen
(DIE LINKE))

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Kollege Klose für die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN.

Kai Klose (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Heute bekommt
Hessen ein neues Vergabe- und Tariftreuegesetz, ein Ge-
setz, dass dafür sorgt, dass in Hessen fairer Wettbewerb ab
dem 1. Januar 2015 noch besser durchgesetzt werden kann.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU – Thorsten Schäfer-
Gümbel (SPD): Noch besser?)

Es ist ein Gesetz, das den Kommunen und Landesbehörden
dabei hilft, sparsam mit öffentlichen Mitteln umzugehen,
ein Gesetz, das durch seine hohen Anforderungen an
Transparenz dafür sorgt, dass der Korruptionsgefahr entge-
gengewirkt werden kann.

Mit unserem Gesetzentwurf wahren wir die nötige Balance
zwischen den Anforderungen, die öffentliche Auftraggeber
und Auftragnehmer erfüllen müssen, und den hohen politi-
schen Ansprüchen, die die Regierungsfraktionen von CDU
und GRÜNEN an ein solches Gesetz haben. Ökonomische,
ökologische und soziale Belange erfahren eine neue, eine
bessere Gewichtung als mit dem bisherigen Hessischen
Vergabegesetz.

Mit diesem Gesetz werden Tariftreue und Mindestlohn
auch für den Bereich des öffentlichen Nahverkehrs in Hes-
sen gesichert. Wer in Hessen einen öffentlichen Auftrag
ausführen will, der ist zur Zahlung des allgemeinverbindli-
chen Tariflohns verpflichtet – und zwar nicht nur er, son-
dern auch seine möglichen Sub- oder Verleihunternehmer.
Tariftreue ist jetzt für jeden verpflichtend, der im öffentli-
chen Auftrag tätig werden will.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN und der CDU)

Damit klar ist, dass Verstöße gegen die Pflicht zur Ta-
riftreue auch empfindliche Folgen für Unternehmen haben:
Wer dagegen verstößt, dem kann nicht nur gekündigt und
eine Vertragsstrafe aufgebrummt werden, sondern er wird
in Hessen künftig von öffentlichen Aufträgen ausgeschlos-
sen. So garantieren wir den fairen Wettbewerb, denn wir
schützen die guten Dienstleister vor denen, die sich mit un-
fairen Mitteln auf Kosten ihrer Beschäftigten einen Vorteil
verschaffen wollen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN und bei der CDU)

Ein weiterer wesentlicher Bestandteil unseres neuen Ge-
setzes ist die Verpflichtung zur Zahlung des Mindestlohns.
Durch unsere Kopplung an den Mindestlohn des Bundes
haben wir hier von Beginn an im Interesse der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer gehandelt, denn sie brauchen
vor allem Rechtssicherheit. Aber die Vorschläge, die wir
bei SPD und LINKEN im Gesetzentwurf finden, sind eben
nicht rechtssicher.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mit unserem Gesetz eröffnen wir endlich die Möglichkeit,
ökologische und soziale Kriterien bei öffentlichen Aufträ-
gen zu berücksichtigen. Künftig müssen die Landesbe-
schaffungsstellen jede Beschaffung nicht nur nach dem
Kaufpreis beurteilen, sondern bei der Angebotsbewertung
die Lebenszykluskosten berücksichtigen. So wird Nachhal-
tigkeit im öffentlichen Beschaffungswesen noch mehr Rea-
lität, als sie das schon bisher war.
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Wir haben heute die dritte Lesung dieses Gesetzentwurfs.
Heute wird er endlich zum Gesetz erhoben. Deshalb will
ich auch nicht alles, was wir schon in den ersten beiden
Lesungen ausgetauscht haben, einfach wiederholen. Ich
möchte damit schließen, dass ich mich freue, dass wir die-
ses Gesetz heute endlich beschließen und Hessen damit ein
weiteres Stück grüner und gerechter wird. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Frau Abg. Wissler für die Fraktion DIE LIN-
KE.

(Clemens Reif (CDU): Jetzt kommt wieder ein Ge-
witter! – Holger Bellino (CDU): Ein sozialistisches
Gewitter!)

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das schwarz-
grüne Vergabegesetz ist vor allem ein Gesetz der verpass-
ten Chancen. Das kritisieren auch die Gewerkschaften. In
der Anhörung haben die Gewerkschaften das vorgetragen
und auch danach.

Es ist vor allem deshalb ein Gesetz der verpassten Chan-
cen, weil es eine ganze Menge Hintertüren und Schlupflö-
cher offenhält. Beispielsweise fehlt die Generalunterneh-
merhaftung. Das bedeutet, dass Unternehmen, die Aufträge
an Subsubsubunternehmen vergeben, am Ende eben nicht
dafür geradestehen, was bei diesen Subunternehmen pas-
siert. Es ist vollkommen klar, dass man daraus ein Ge-
schäftsmodell machen kann. Das fehlt.

Es ist aber auch ein Problem, dass dieses Gesetz größten-
teils auf Freiwilligkeit setzt, im ganzen Bereich der Kom-
munen. Man sagt: Man kann die Regelungen anwenden,
aber man muss sie nicht anwenden. Macht es das Vergabe-
verfahren wirklich einfacher, wenn man entscheidet: Bei
dem einen Verfahren wende ich es an und sage, sozial-
ökologische Kriterien sind sinnvoll; beim anderen wende
ich es nicht an?

Ich frage: Welchen Grund gibt es denn, bei einem Verga-
beverfahren zu sagen, die Entgeltgleichheit für Frauen und
Männer wenden wir an, beim nächsten aber nicht? Warum
soll man bei einem Auftrag sozial-ökologische Kriterien
und Umweltstandards berücksichtigen, vielleicht auch die
Ausbildungsquote – beim nächsten Auftrag aber nicht? –
Das schafft eben doch gerade keine gleichen Bedingungen,
sondern öffnet der Willkür Tür und Tor.

Herr Boddenberg, vorhin haben Sie „Was ist mit dem Mit-
telstand?“ dazwischengerufen: Für den Mittelstand wird es
nicht einfacher, wenn man keine klaren und verbindlichen
Kriterien hat.

(Zuruf des Abg. Michael Boddenberg (CDU))

Man braucht klare und verbindliche Kriterien, damit die
Kriterien nicht bei jedem Auftrag andere sind.

Deswegen hätten wir es sinnvoller gefunden, wenn man
bestimmte Dinge festgeschrieben hätte – und vor allem,
wenn man auch für eine vernünftige Kontrolle gesorgt hät-
te. Denn es ist natürlich auch ein Problem dieses Gesetz-
entwurfs, dass die Kontrolle überhaupt nicht ausreichend

gesichert ist. Da hätten wir uns gewünscht, man wäre einen
Weg gegangen, wie das beispielsweise Hamburg getan hat
– um eben wirklich dafür zu sorgen, dass dieses Gesetz
eingehalten wird.

Wir kritisieren, dass die ILO-Kernarbeitsnormen fehlen.
Das finde ich enttäuschend. Es wäre notwendig gewesen,
sie in den Gesetzentwurf aufzunehmen. Die Bundesrepu-
blik Deutschland hat sich verpflichtet, die ILO-Kernar-
beitsnormen umzusetzen und zu achten. Dabei geht es dar-
um, dass man keine Produkte aus Kinderarbeit kauft; es
geht aber auch darum, dass man keine Produkte beispiels-
weise aus Zwangsarbeit beschafft.

Es wäre eine Möglichkeit gewesen, diese Zusage, die man
gemacht hat, wirklich in Gesetze zu implementieren. Lei-
der ist das nicht der Fall. Das war auch eine Forderung des
Entwicklungspolitischen Netzwerks. Ich hätte mir ge-
wünscht, dass man das aufgenommen hätte.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Land Hessen hat hier eine große Verantwortung, denn
natürlich ist die öffentliche Hand der größte Auftraggeber
der privaten Wirtschaft. Deswegen kann die öffentliche
Hand auch durch Tariftreue- und Vergabegesetze Mindest-
standards setzen, die sich auf den Rest des Wirtschaftsle-
bens auswirken. Deswegen hat das Land hier eine ganz be-
sondere Verpflichtung, eine ganz besondere Verantwor-
tung, hier Standards zu setzen. Ich füge hinzu: gerade in ei-
nem reichen Land wie Hessen. Gestern in der Haushaltsde-
batte und vorgestern vom Ministerpräsidenten haben wir
gehört, dass wir angeblich in einem blühenden Land leben
– mit „blühenden Landschaften“ oder so ähnlich hat er sich
ausgedrückt.

Gerade wenn man über die wirtschaftliche Stärke Hessens
spricht, dann sollte man doch auch in einem Gesetz festle-
gen, dass kein Mensch in diesem Land für unter 10 € pro
Stunde arbeiten muss. Es ist sehr wohl möglich, jenseits
des gesetzlichen Mindestlohns vergabespezifische Min-
destlöhne in ein Landesgesetz zu schreiben. Schleswig-
Holstein hat das beispielsweise getan. Es hätte Hessen als
wirtschaftlich starkem Land wirklich gut angestanden,
einen vergabespezifischen Mindestlohn festzuschreiben.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Kollegin Barth hat gesagt, sie hätte keine dritte Lesung
gebraucht. Rückblickend kann auch ich das sagen.

(Heiterkeit)

Die dritte Lesung ist aber der Tatsache geschuldet, dass der
Gesetzentwurf nicht nur inhaltlich, sondern auch hand-
werklich nicht so richtig prima ist. Herr Klose, es tut mir
leid, aber wenn Sie kurzfristig Änderungsvorschläge in die
Plenarsitzung einbringen, man aber ein vernünftiges Ge-
setzgebungsverfahren machen und die Vorschläge in aller
Seriosität prüfen möchte – was wir natürlich tun –, dann
muss man eben in eine dritte Lesung gehen.

Am Ende hätte man die zwar nicht gebraucht, man hätte
sie sich aber ersparen könne, Herr Kollege Klose, wenn
man angekündigt hätte, dass es einen Änderungsantrag
gibt, oder wenn Sie das halbe Jahr, in dem der Gesetzent-
wurf im Verfahren war, genutzt hätten, ein bisschen
schneller zu arbeiten. Aber es ist ja kein Drama; wir haben
über den Entwurf jetzt noch einmal diskutiert.

Ich denke, dass der Gesetzentwurf, den wir LINKE vorge-
legt haben, sehr viel besser und weiter gehend ist. Auch
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den Gesetzentwurf der SPD-Fraktion halten wir zumindest
für einen Fortschritt. Deshalb haben wir ihm zugestimmt
und werden ihm auch heute zustimmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat der Abg. Dr. Arnold für die Fraktion der
CDU.

Dr. Walter Arnold (CDU):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Mit der heutigen dritten Lesung des Vergabe- und Ta-
riftreuegesetzes sind wir am Ende einer langen Diskussion,
in der wir viele unterschiedliche Standpunkte ausgetauscht
haben – einige waren aus der jeweiligen Sicht sachlich
durchaus begründet –, die wir zum Teil auch für Nachbes-
serungen genutzt haben.

Bei anderen Punkten sind wir dem, was Sie uns vorgestellt
haben, nicht gefolgt, beispielsweise hinsichtlich der Ein-
richtung einer Prüfbehörde, weil wir das für einen nicht an-
gemessen Rahmen halten. Ich will Ihnen an dieser Stelle
noch einmal deutlich sagen: Der Gesetzentwurf enthält
einen § 9, der die Überschrift „Nachweise und Kontrollen“
trägt. Wie er sich auswirken wird, können wir nicht sagen,
denn er ist neu. Das müssen wir uns erst einmal anschauen.

Wir sind der Auffassung, dass wir eine angemessene, der
Fragestellung Rechnung tragende Regelung gefunden ha-
ben, die dafür sorgen wird, dass die Vorgaben des Gesetzes
eingehalten werden, ob das die Tariftreue, den Mindest-
lohn, die Nachweise oder andere Bedingungen betrifft. Das
können wir als öffentlicher Auftraggeber überprüfen – aber
nicht mittels einer Prüfbehörde, wie Sie vorschlagen. Inso-
fern haben Sie recht, wenn Sie sagen, Ihr Gesetzentwurf ist
weiter gehend, Frau Kollegin. Er ist aber auch schlechter.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

– Gerade Ihr Gesetzentwurf, denn auch Sie sehen ja eine
umfängliche Prüfbehörde vor.

Wir sind der Auffassung, dass dies ein Gesetzentwurf ist,
der verständlich, praktikabel und für den Mittelstand hand-
habbar ist, der nicht dazu führen wird, dass die Mittel-
ständler wegen eines überbordenden Vergabegesetzes gar
keine Angebote mehr abgeben, weil sie gar nicht alle
Nachweispflichten erfüllen können, wie es in Nordrhein-
Westfalen nach dem von der SPD getragenen und von den
GRÜNEN überzogenen Vergabegesetz der Fall ist. Das
wollen wir nicht.

Wir wollen, dass viele Mittelständler Angebote abgeben.
Wir wollen, dass dieses Vergabegesetz die Wirtschaft un-
terstützt und nicht hindert. Wir haben uns aber gemeinsam
mit den grünen Fraktionskollegen auch viele Gedanken
darüber gemacht, wie wir das Ganze transparent, gerecht
und so gestalten, dass niemand benachteiligt wird. Meine
Damen und Herren, ich denke, das ist mit diesem Gesetz-
entwurf gut gelungen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dazu gehört die Möglichkeit für die öffentlichen Auftrag-
geber, soziale, ökologische und innovative Anforderungen
zu formulieren. Das hat der Kollege Klose gerade ausge-

führt. Diese Bestimmung ist nach der Diskussion über den
Gesetzentwurf eingefügt worden.

Ich möchte aber auch sagen: Mit hohen Freigrenzen für ei-
ne freihändige Vergabe und mit der Möglichkeit zu be-
schränkter Ausschreibung geben wir den Kommunen, den
Landkreisen, den Gemeinden und den Städten ein Mittel an
die Hand, aktiv Wirtschaftsförderung zu betreiben, indem
Aufträge vergaberechtskonform an den regionalen, an den
örtlichen Mittelstand und damit eben an die Firmen verge-
ben werden können, die Arbeitsplätze bereitstellen, die Ar-
beitsplätze schaffen, die Steuern zahlen. Insbesondere die-
se Firmen sollen von den Kommunen Aufträge bekommen.
Wir haben beim Konjunkturförderprogramm gesehen: Das
ist eine gute und richtige Maßnahme.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben uns aus verschiedenen Gründen vorgenommen,
nach drei Jahren die Auswirkungen unserer Regelungen
auf die Einhaltung der Tariftreue zu überprüfen. Wir wer-
den dann sicherlich auch Gelegenheit nehmen, in der Frage
der Nachweise und Kontrollen zu prüfen, wie sich die Be-
stimmungen auswirken. Wir werden aber selbst mit einer
noch so engmaschigen Kontrolle nicht verhindern, dass es
schwarze Schafe gibt. Ich glaube, darin sind wir uns einig.

Wir müssen aber dafür sorgen, dass schwarze Schafe ent-
deckt werden, dass ihnen das Handwerk gelegt wird und
dass die Strafen, die wir vorsehen, umgesetzt werden, dass
sie nämlich für drei Jahre von der Vergabe von Aufträgen
ausgeschlossen werden. Das muss jedem klar sein, der
einen öffentlichen Auftrag annehmen will. Ich sage aber
noch einmal in aller Deutlichkeit: Wir wollen, dass der
Mittelstand arbeiten kann und nicht durch überzogene For-
derungen gelähmt wird. Das ist ein wichtiger Punkt bei der
Formulierung des Hessischen Tariftreue- und Vergabege-
setzes.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir sollten jetzt einmal schauen, wie sich diese gesetzliche
Regelung auswirkt. Ich hoffe, dass der Mittelstand regen
Gebrauch davon macht, für die öffentliche Hand Angebote
abzugeben, gute Aufträge zu bekommen und durch Quali-
tät, Lieferfähigkeit, Liefer- und Termintreue zu überzeu-
gen. Ich glaube, dass wir gemeinsam mit den Kolleginnen
und Kollegen von der Fraktion der GRÜNEN einen guten
Gesetzentwurf für die Belange gemacht haben, die wir hier
aufgezählt haben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Kollege Lenders für die FDP-Fraktion.

Jürgen Lenders (FDP):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Liebe Kollegen, auch wir hätten keine dritte Lesung ge-
braucht, denn nach unserer Auffassung haben wir über das
Gesetzesvorhaben ausreichend diskutiert. In dieser Legis-
laturperiode, aber auch in der letzten Legislaturperiode hat
kaum ein Vorhaben so viel Platz eingenommen wie das
Mittelstands- und Vergabegesetz.
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Meine Damen und Herren, nach unserer Auffassung wäre
es besser, man ließe es bei der alten Regelung. Die CDU-
Fraktion hat in der letzten Legislaturperiode viel Zeit in
Anspruch genommen, um das seinerzeitige Gesetzesvorha-
ben von CDU und FDP landauf, landab mit den Mittel-
standsverbänden und mit dem Handwerk zu diskutieren.
Wir waren uns damals einig, dass das Mittelstands- und
Vergabegesetz ein sehr gutes und unbürokratisches Gesetz
war. Jetzt sehen wir allerdings, wie weit es der CDU wirk-
lich wichtig war, einem unbürokratischen Gesetz Gültig-
keit zu verschaffen.

Liebe Kollegen von der CDU-Fraktion, es kam schon in
der Rede der Kollegin Wissler vor: Die Frage, ob Kommu-
nen freiwillig oder nicht freiwillig von diesem Gesetz Ge-
brauch machen, wird sich am Ende in den Kommunen –
ebenso wie hier im Landtag – entscheiden. Ich kann Ihnen
aber versprechen, Sie werden in den Kommunen Links-
fraktionen haben, Sie werden Fraktionen der GRÜNEN ha-
ben, Sie werden Fraktionen anderer Couleur haben, und al-
le werden darauf drängen: „Das steht jetzt im Gesetz, das
könnt ihr machen, also macht es auch.“

Das wird auf die kommunalen Entscheidungsträger so viel
Druck ausüben, dass sie gar nicht drum herumkommen
werden, so zu handeln, sodass das keine Frage der Freiwil-
ligkeit mehr sein wird, sondern sich aufgrund des in der
Diskussion ausgeübten Zwangs ergeben wird. Das wollen
wir als FDP-Fraktion mit Sicherheit nicht.

(Beifall bei der FDP – Clemens Reif (CDU): Das
sind ja Kassandrarufe!)

– Das mögen Kassandrarufe sein. – Eines gebe ich Ihnen
auch noch mit, Herr Reif. Es klang hier schon an: Die Fra-
ge, ob wir einen Mindestlohn in das Gesetz hineinnehmen,
eröffnet die Debatte darüber, ob wir nicht auch einen hessi-
schen Mindestlohn einführen, der sich von dem gültigen
gesetzlichen Mindestlohn abhebt.

Ich verspreche Ihnen, wir werden diese Diskussion in vol-
lem Umfang bekommen. Schon heute diskutiert DIE LIN-
KE darüber, ob der gesetzliche Mindestlohn von 8,50 €
überhaupt ausreicht. Deren Zielen zufolge müsste er viel
höher sein.

(Zurufe der Abg. Dr. Walter Arnold (CDU) und
Willi van Ooyen (DIE LINKE))

Das Vergabegesetz, wie Sie es jetzt planen, ist keine Ver-
besserung. Ich kann der Logik dessen, was Kollege Kai
Klose gesagt hat, nämlich dass damit der Korruption besser
Einhalt geboten werden kann, nicht ganz folgen, denn die
Vergabegrenzen sind hoch geblieben. Dafür ein ausdrück-
liches Lob. Das ist etwas, wofür wir einmal gemeinsam ge-
kämpft haben. Das ist ein Stück weit Bürokratieabbau.
Deswegen hätten Sie es besser einfach gelassen, lieber Kai
Klose, einen Korruptionsverdacht in den Raum zu stellen.
Das passt an dieser Stelle überhaupt nicht.

Aber die Kriterien, die hier neu aufgenommen worden
sind, bedeuten zusätzliche Bürokratie. Schon heute sind
viele Handwerksbetriebe nicht mehr in der Lage, eine öf-
fentliche Ausschreibung wirklich sachgerecht auszufüllen.
Sie beteiligen sich schon heute oftmals nicht mehr an Aus-
schreibungen. Diesen Zustand verschärfen Sie, wenn Sie
diesen Gesetzentwurf annehmen.

(Zuruf des Abg. Holger Bellino (CDU))

Wenn Sie in der Anhörung die Handwerker, die Mittel-
ständler fragen, dann sagen die: Na ja, es hätte alles noch
schlimmer kommen können. – Das stimmt.

(Holger Bellino (CDU): Ja!)

Aber wenn Sie die Kollegen fragen: „Wollt ihr lieber das
alte Gesetz, das CDU und FDP formuliert haben, oder
wollt ihr das, was die neue Landesregierung mit den GRÜ-
NEN jetzt auf den Weg bringt?“, ist die Antwort relativ
klar:

(Timon Gremmels (SPD): Oder wollt ihr MAOAM?
– Heiterkeit bei der SPD – Zurufe von dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

„Wir wollen, dass das alte Gesetz Gültigkeit behält.“ Das
will auch die FDP. Deswegen werden wir alle drei Ge-
setzentwürfe ablehnen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Norbert Kartmann:

Für die Landesregierung erteile ich Herrn Staatssekretär
Samson das Wort.

Mathias Samson, Staatssekretär im Ministerium für
Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung:

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir sind heute
in der dritten Lesung und bringen damit ein Gesetzge-
bungsverfahren zum Abschluss, das wir seit einigen Mona-
ten sehr intensiv führen. Im Mai war die erste Lesung hier
im Haus, im November die zweite Lesung. Dazwischen
hatten wir eine sehr intensive Anhörung mit viel Engage-
ment, viel Diskussion, viel Streit und mit unterschiedlichen
Vorstellungen.

Das ist klar, weil es sich hier um ein ganz wichtiges Gesetz
für den öffentlichen Bereich an der Schnittstelle zwischen
privater und öffentlicher Wirtschaft handelt. Wie geht das
Land, wie gehen öffentliche Auftraggeber insgesamt mit
öffentlichem Geld um – mit einem knappen Gut, mit dem
wir sorgfältig, aber auch verantwortungsvoll wirtschaften
wollen? Dafür ist das, was wir heute hier verabschieden,
ein ganz wichtiger zentraler Baustein.

Ich glaube, für das Vergaberecht und für das Tariftreue-
recht ist heute ein guter und wichtiger Tag.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Jedes Landesvergabegesetz und jedes Landestariftreuege-
setz muss sich an den Vorteilen messen lassen, die es den
Unternehmen, die im Wettbewerb stehen, aber auch der öf-
fentlichen Hand ganz konkret bietet. Dieser Prüfung hält
der von den Regierungsfraktionen vorgelegte Gesetzent-
wurf in hervorragender Weise stand.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Er setzt neue Standards, wichtige Standards, die dem Land
Hessen als Auftraggeber, aber auch der Wirtschaft dienen.
Natürlich sind wir nicht bei allen Fragen einer Meinung.
Das ist bei der Komplexität dieser Materie nicht zu erwar-
ten.
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(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Das hat aber mit
der Komplexität nichts zu tun! Das hat mit der Ziel-
setzung zu tun!)

Wir haben unterschiedliche Vorstellungen. Die haben wir
diskutiert. Natürlich wollen die einen mehr Kontrolle und
die anderen am liebsten überhaupt keine. In diesem Mei-
nungsspektrum haben wir uns bewegt. Ich glaube, was wir
hier vorlegen, ist ein guter Weg für einen neuen Anfang.

Es gibt offene Fragen. Das ist gesagt worden. Die schauen
wir uns in den nächsten drei Jahren an. Wir sind fairer Kri-
tik gegenüber nicht verschlossen. Das hat das Verfahren
bewiesen. Wir haben noch in letzter Minute Änderungen
vorgenommen. Deswegen machen wir hier eine dritte Le-
sung. Ich glaube, wir werden uns auch weiterhin sehr offen
anschauen, was die Praxis bringt.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Tariftreuepflicht, d. h. die Pflicht eines Unternehmens,
seinen Arbeitnehmern den jeweils geltenden Tariflohn zu
zahlen, ist ein ganz wichtiger Meilenstein für das hessische
Gesetz. Davon profitieren nicht nur die Arbeitnehmer, son-
dern auch die hessischen Unternehmen und die Allgemein-
heit, denn Lohndumping, Schwarzarbeit und Preisverfall
werden damit im Vergabeprozess Riegel vorgeschoben.
Anhand der konkreten Abwicklungsfälle der einzelnen
Aufträge werden wir uns sehr genau anschauen, ob eine
Prüfbehörde notwendig ist.

Ich glaube, wir können vorerst auf den von Ihnen geforder-
ten Schiedsrichter verzichten. Zumindest als ich Fußball
gespielt habe, war es der wirksamste „Schiedsrichter“, dass
man sich der Kontrolle der jeweils anderen unterziehen
musste.

(Zurufe von der SPD)

Ich glaube, jeder Unternehmer weiß sehr genau, wo die
schwarzen Schafe zu finden sind.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die zweite Säule bilden die Nachhaltigkeitskriterien. Wir
können endlich auf die gesamte Nutzungsdauer schauen,
denn wir alle wissen: Das günstigste Angebot ist nicht im-
mer das beste.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Auch an dieser Stelle werden wir in Hessen eine neue Ver-
gabekultur etablieren. Da bin ich mir sicher. Wir werden
das weiterhin auswerten und prüfen. Ich bin der festen
Überzeugung, dass auch hier der Weg der Freiwilligkeit
mit einer Sollvorschrift der richtige ist, um die Leute mit-
zunehmen, die vor Ort in den Vergabestellen sitzen. Das
wird nicht von heute auf morgen gehen. Wir werden unse-
re Erfahrungen sammeln und zu gegebener Zeit auswerten.

Es gibt viele Details, über die lange diskutiert wurde und
über die ich hier nicht erneut diskutieren möchte, weil wir
am Ende eines langen Wegs stehen. Ich glaube, das ist der
richtige Zeitpunkt, um allen Beteiligten – auch der Opposi-
tion, den Regierungsfraktionen, den Berichterstattern, aber
auch den Beteiligten in den Ministerien – für ihre engagier-
te Diskussion zu danken.

Lassen Sie uns an der Stelle jetzt den Beschluss fassen, in
Ruhe prüfen, was die Praktiker dazu sagen, und dann in

Ruhe auswerten, ob wir weitere Anpassungen brauchen.
Dies ist ein wichtiger Tag für das hessische Vergabegesetz.
Das sollten wir nach außen so vertreten. – Ganz herzlichen
Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank. – Meine Damen und Herren, mir liegen keine
weiteren Wortmeldungen vor.

Wir kommen zur Abstimmung über die drei Entwürfe. Ich
rufe zunächst zur Abstimmung in dritter Lesung über den
Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE zu diesem Thema
auf. Wer diesem Gesetzentwurf in dritter Lesung zustim-
men kann, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die
Fraktion der LINKEN. Wer stimmt dagegen? – Wer ent-
hält sich der Stimme? – Dann stelle ich fest, dass der Ge-
setzentwurf bei Ablehnung durch die Fraktionen der CDU,
der SPD, der GRÜNEN und der FDP und Zustimmung der
Fraktion DIE LINKE abgelehnt worden ist.

Dann rufe ich zur Abstimmung in der dritten Lesung den
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD zu diesem Thema auf.
Wer dem zustimmen kann, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Wer ist dagegen? – Enthaltungen? – Ich stelle fest,
dass dieser Gesetzentwurf bei Ablehnung durch die Frak-
tionen der CDU, der GRÜNEN und der FDP und Zustim-
mung von SPD und LINKEN abgelehnt worden ist.

Schließlich kommen wir zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN für ein Hessisches Vergabe- und Ta-
riftreuegesetz in dritter Lesung. Wer dem zustimmen kann,
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind CDU und
GRÜNE. – Wer ist dagegen? – Das sind die übrigen Frak-
tionen des Hauses. Ich darf feststellen, dass der Gesetzent-
wurf damit in dritter Lesung mit der Mehrheit des Hauses
angenommen worden ist, und erhebe ihn zum Gesetz.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen, ich möchte zunächst darauf hinweisen, dass wir von
den übrigen Punkten nur noch Tagesordnungspunkt 39
aufrufen:

Antrag der Abg. Gremmels, Frankenberger, Barth,
Eckert, Faeser, Grüger, Hofmeyer, Lotz, Müller
(Schwalmstadt), Dr. Neuschäfer, Rudolph, Warnecke,
Waschke, Weiß (SPD) und Fraktion betreffend Gleich-
stromtrasse SuedLink – Drucks. 19/1220 –

Diesen Antrag überweisen wir zur abschließenden Bera-
tung an den Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Landesent-
wicklung und Verkehr. – Kein Widerspruch, somit be-
schlossen.

Die übrigen Punkte unserer Tagesordnung überweisen
wir einmütig und freudig in das nächste Plenum.

(Allgemeine Heiterkeit)

Damit ist die Tagesordnung für heute erledigt.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Ich hoffe, dass die neuen Kolleginnen und Kollegen, die
Anfang des Jahres hier begonnen haben, eine gute Erfah-
rung gemacht haben, und danke Ihnen dafür, dass Sie sich
so engagiert haben. Aber das gilt für alle. Herzlichen Dank
dafür.

Zweiter Punkt. Mich hat gestern ein Mensch gefragt, ob
das Parlament nicht langweilig sei. Ich habe ihn gefragt,
wie es denn wäre, wenn wir noch, wie früher, mit aller
Härte diskutierten. Dann passt es den Leuten, die uns beob-
achten, auch nicht. Ich glaube, wir sind in der Mitte ange-
kommen. Ich will mich ganz herzlich bedanken für ein
sachbezogenes Jahr, mit einigen Härten und auch sehr viel
Kollegialität. Der Hessische Landtag ist nicht so wie der

Ruf, der ihm vorausgeht. Dafür möchte ich Ihnen ganz
herzlich danken. Das tut uns allen und auch diesem Land
gut.

In diesem Sinne hoffe ich, dass Sie in den nächsten Wo-
chen eine besinnliche Weihnachtszeit haben. Kommen Sie
gut ins neue Jahr, sodass wir uns im Februar wiedersehen.
Tschüss.

(Schluss: 18:31 Uhr)
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Anlage (zu Tagesordnungspunkt 46)

Abstimmungsliste über die namentliche Abstimmung

zu dem Antrag der Fraktion der FDP betreffend Bürgerwille ernst nehmen – Bürgerentscheide zulassen – Drucks. 19/1238 –

Name
der/des Abgeordneten

Frak-
tion

ja nein ent-
halten

gefehlt

Alex, Ulrike SPD x

Al-Wazir, Tarek GRÜNE x

Arnold, Dr. Walter CDU x

Arnoldt, Lena CDU x

Bächle-Scholz, Sabine CDU x

Banzer, Jürgen CDU x

Bartelt, Dr. Ralf-Norbert CDU x

Barth, Elke SPD x

Bauer, Alexander CDU x

Beer, Nicola FDP x

Bellino, Holger CDU x

Beuth, Peter CDU x

Bocklet, Marcus GRÜNE x

Boddenberg, Michael CDU x

Bouffier, Volker CDU x

Cárdenas, Barbara LINKE x

Caspar, Ulrich CDU x

Decker, Wolfgang SPD x

Degen, Christoph SPD x

Di Benedetto, Corrado SPD x

Dietz, Klaus CDU x

Dorn, Angela GRÜNE x

Eckert, Tobias SPD x

Erfurth, Sigrid GRÜNE x

Faeser, Nancy SPD x

Feldmayer, Martina GRÜNE x

Frankenberger, Uwe SPD x

Franz, Dieter SPD x

Frömmrich, Jürgen GRÜNE x

Geis, Kerstin SPD x

Gnadl, Lisa SPD x

Goldbach, Eva GRÜNE x

Greilich, Wolfgang FDP x

Gremmels, Timon SPD x

Grüger, Stephan SPD x

Grumbach, Gernot SPD x

Grüttner, Stefan CDU x

Habermann, Heike SPD x

Hahn, Jörg-Uwe FDP x

Hammann, Ursula GRÜNE x

Hartmann, Karin SPD x

Heinz, Christian CDU x

Hofmann, Heike SPD x

Hofmeister, Andreas CDU x

Hofmeyer, Brigitte SPD x

Holschuh, Rüdiger SPD x

Honka, Hartmut CDU x

Irmer, Hans-Jürgen CDU x

Kartmann, Norbert CDU x

Kasseckert, Heiko CDU x

Kaufmann, Frank-Peter GRÜNE x

Klaff-Isselmann, Irmgard CDU x

Klee, Horst CDU x

Klein (Freigericht), Hugo CDU x

Klose, Kai GRÜNE x

Name
der/des Abgeordneten

Frak-
tion

ja nein ent-
halten

gefehlt

Kühne-Hörmann, Eva CDU x

Kummer, Gerald SPD x

Landau, Dirk CDU x

Lannert, Judith CDU x

Lenders, Jürgen FDP x

Löber, Angelika SPD x

Lortz, Frank CDU x

Lotz, Heinz SPD x

May, Daniel GRÜNE x

Merz, Gerhard SPD x

Meysner, Markus CDU x

Müller (Kassel), Karin GRÜNE x

Müller (Schwalmstadt), Regine SPD x

Müller-Klepper, Petra CDU x

Neuschäfer, Dr. Daniela SPD x

Ooyen, Willi van LINKE x

Öztürk, Mürvet GRÜNE x

Pentz, Manfred CDU x

Puttrich, Lucia CDU x

Quanz, Lothar SPD x

Ravensburg, Claudia CDU x

Reif, Clemens CDU x

Rentsch, Florian FDP x

Reul, Michael CDU x

Rhein, Boris CDU x

Rock, René FDP x

Roth, Ernst-Ewald SPD x

Rudolph, Günter SPD x

Schäfer, Dr. Thomas CDU x

Schäfer-Gümbel, Thorsten SPD x

Schaus, Hermann LINKE x

Schmitt, Norbert SPD x

Schork, Günter CDU x

Schott, Marjana LINKE x

Schwarz, Armin CDU x

Serke, Uwe CDU x

Siebel, Michael SPD x

Spies, Dr. Thomas SPD x

Stephan, Peter CDU x

Tipi, Ismail CDU x

Utter, Tobias CDU x

Veyhelmann, Joachim CDU x

Wagner (Taunus), Mathias GRÜNE x

Wallmann, Astrid CDU x

Warnecke, Torsten SPD x

Waschke, Sabine SPD x

Weiß, Marius SPD x

Wiegel, Kurt CDU x

Wiesmann, Bettina CDU x

Wilken, Dr. Ulrich LINKE x

Wintermeyer, Axel CDU x

Wissler, Janine LINKE x

Wolff, Karin CDU x

Ypsilanti, Andrea SPD x

Yüksel, Turgut SPD x
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